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(C) 


21. Sitzung 


Bonn, den 12. Februar 1981 


Beginn: 9.00 Uhr 


Präsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung möchte ich unse- 
rem Kollegen Herrn Abgeordneten Baack zu seinem 
60. Geburtstag, den er am 3. Februar 1981 begehen 
konnte, meine herzlichsten Glückwünsche sagen. 

(Beifall) 

Die Abgeordneten Dr. Brunner, Ueberhorst, Porz- 
ner und Dr. Vogel (München) haben mit Wirkung 
vom 28. Januar 1981 auf ihre Mitgliedschaft im Deut- 
schen Bundestag verzichtet. Der Abgeordnete Diep- 
gen hat mit Wirkung vom 3. Februar 1981 auf seine 
Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag verzichtet. 

(B) Neu eingetreten sind für den Abgeordneten Dr. 
Brunner der Abgeordnete Dr. Feldmann am 29. Ja- 
nuar 1981, für den Abgeordneten Ueberhorst die Ab- 
geordnete Frau Blunck am 30. Januar 1981, für den 
Abgeordneten Porzner der Abgeordnete Dr. Ueber- 
schär am 2. Februar 1981, für den Abgeordneten Dr. 
Vogel (München) der Abgeordnete Bamberg am 
2. Februar 1981 und für den Abgeordneten Diepgen 
der Abgeordnete Schulze (Berlin) am 4. Februar 
1981. Ich begrüße die neuen Kollegen im Deutschen 
Bundestag und wünsche ihnen eine gute kollegiale 
Zusammenarbeit hier im Hause. 

(Beifall) 

Die Fraktion der SPD schlägt für den aus dem 
Deutschen Bundestag ausgeschiedenen Abgeordne- 
ten Porzner den Abgeordneten Dr. Linde als ordent- 
liches Mitglied für den Gemeinsamen Ausschuß 
nach Art. 53 a des Grundgesetzes und als Stellvertre- 
ter des Abgeordneten Jahn (Marburg) im Vermitt- 
lungsausschuß vor. Ist das Haus damit einverstan- 
den? — Ich sehe und höre keine gegenteilige Mei- 
nung. Damit ist der Abgeordnete Dr. Linde als or- 
dentliches Mitglied im Gemeinsamen Ausschuß 
nach Art. 53 a des Grundgesetzes und als Stellvertre- 
ter im Vermittlungsausschuß bestimmt. 

Die Fraktion der SPD schlägt für den aus dem 
Deutschen Bundestag ausgeschiedenen Abgeordne- 
ten Porzner den Abgeordneten Walther als ordentli- 
ches Mitglied des Verwaltungsrates der Deutschen 
Bundespost vor. Als stellvertretendes Mitglied wird 
der Abgeordnete Bernrath vorgeschlagen. Ist das 
Haus damit einverstanden? — Ich höre keine gegen- 


teilige Meinung und keinen Widerspruch. Damit 
sind der Abgeordnete Walther als ordentliches Mit- 
glied und der Abgeordnete Bernrath als stellvertre- 
tendes Mitglied in den Verwaltungsrat der Deut- 
schen Bundespost gewählt. 

Wir treten in die Tagesordnung ein. Ich rufe Punkt 
2 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von den Frak- 
tionen der SPD und FDP eingebrachten Ent- 
wurfs eines Staatshaftungsgesetzes 

— Drucksache 9/25 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus- 
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung (^) 

— Drucksache 9/152 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Dr. Soell, Gerster (Mainz) 

b) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

— Drucksache 9/130 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Frau Dr. Däubler-Gmelin, 

Dr. Klein (Göttingen) 

(Erste Beratung 10. Sitzung) 

Meine Damen und Herren, interfraktionell ist für 
die Aussprache ein Beitrag bis zu zehn Minuten für 
jede Fraktion vereinbart. — Widerspruch erhebt 
sich nicht. Ich sehe, daß das Haus damit einverstan- 
den ist. 

Wird das Wort von den Berichterstattern ge- 
wünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann treten wir in 
die Aussprache ein. Das Wort hat der Herr Abgeord- 
nete Dr. Klein (Göttingen). 

Dr. Klein (Göttingen) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die CDU/ 
CSU-Fraktion hat, wie alle Fraktionen in diesem 
Hause, schon mehrfach Gelegenheit gehabt, ihre 
Auffassungen zu diesem Gesetzentwurf hier vorzu- 
tragen. 

Wir wiederholen heute, daß das Staatshaftungs- 
recht in der Tat reformbedürftig ist, und zwar des- 
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Dr. Klein (Göttingen) 

(A) halb, weil das aus dem 19. Jahrhundert stammende 
Verschuldensprinzip durch eine Staatsunrechtshaf- 
tung ersetzt werden muß, wie sie modernem rechts- 
staatlichem Verständnis entspricht. Wir ziehen dar- 
aus die Konsequenz — weil der vorliegende Gesetz- 
entwurf der Koalitionsfraktionen diesen entschei- 
denden Reformschritt nicht tut — , Ihnen heute ei- 
nen Änderungsantrag vorzulegen, der in § 2 den 
Satz 2 des Absatzes 1 sowie den Absatz 2 im vorlie- 
genden Gesetzentwurf ersatzlos zu streichen vor- 
schlägt. Wir wollen damit diesen entscheidenden 
Schritt zur Ersetzung der Verschuldenshaftung 
durch die Staatsunrechtshaftung tun. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dieser 
entscheidende Mangel, den der vorliegende Entwurf 
bisher aufweist, wird noch um vieles deutlicher, 
wenn wir uns vergegenwärtigen, daß der Deutsche 
Bundestag erst im Rahmen der Steuergesetzgebung 
des vergangenen Jahres für die Finanzverwaltung, 
für die Abgabenverwaltung eine staatshaftungs- 
rechtliche Regelung beschlossen hat, deren Fortbe- 
stand der von den Koalitionsfraktionen mit dem vor- 
liegenden Gesetzentwurf angeblich verfolgten Ab- 
sicht geradezu ins Gesicht schlägt. Diese Regelung 
der Abgabenordnung sieht nämlich bis zum heuti- 
gen Tage vor — und sie ist im Rahmen des jetzt lau- 
fenden Gesetzgebungsverfahrens von den Koali- 
tionsfraktionen nicht einmal ansatzweise in Frage 
gestellt worden — , daß im Rahmen der Finanz- und 
Abgabenverwaltungen nur für nachweisbare vor- 
sätzliche Pflichtverletzungen gehaftet wird. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Das 
ist der Raubstaat!) 

Dazu ist uns dieser Tage eine Eingabe der Arbeits- 
gemeinschaft Selbständiger Unternehmer zugegan- 
gen, aus der ich mir einige wenige aufschlußreiche 
Passagen zu zitieren erlaube. Es heißt da: 

Die Bundesregierung begründet die Vorlage des 
jetzigen Gesetzentwurfes damit, daß das gel- 
tende Staatshaftungsrecht nicht mehr dem mo- 
dernen Verfassungsverständnis entspricht und 
der Schutz des Bürgers vor den Folgen fehler- 
haft ausgeübter Staatsgewalt nicht mehr ange- 
messen gewährleistet erscheint. Es ist für den 
Bürger sicher nicht verständlich, warum dieser 
Grundsatz bei der Erhebung von Steuern nicht 
gelten soll. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

Und dann heißt es weiter: 

Die Begründung der Bundesregierung für die 
Einschränkung der Staatshaftung in Abgaben- 
angelegenheiten, nämlich der Hinweis darauf, 
daß das steuerliche Veranlagungsverfahren ein 
Massenverfahren ist, bei dem Fehler nicht aus- 
geschlossen werden können, kann nicht über- 
zeugen. 

Ich füge hinzu: Schon deshalb, weil es nämlich kei- 
neswegs in allen Fällen ein Massenverfahren ist. 

Die Eingabe fährt fort: 

Der vom Arbeitgeber vorzunehmende Lohn- 
steuerabzug ist ebenso ein Massenverfahren, 


ohne daß der Arbeitgeber in gleichem Umfang (C) 
von der Haftung befreit wäre wie die Finanzver- 
waltung. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Das ist 
interessant!) 

Der Arbeitgeber haftet vielmehr auch ohne Ver- 
schulden für alle Irrtümer, die ihm bei der Be- 
rechnung und Abführung der Lohnsteuer unter- 
laufen. Dabei ist noch zu berücksichtigen, daß 
die Berechnung der Arbeitslöhne, der Lohn- 
steuer und der Sozialabgaben arbeitsrechtlich, 
sozialrechtlich und steuerlich strengen Fristen 
unterliegt, so daß diese Arbeiten auch noch per- 
manent unter Zeitdruck stehen. Die Finanzver- 
waltung hingegen kann sich bei der Veranla- 
gung Zeit lassen. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Ty- 
pisch sozialistisch! Der Bürger hat immer 
unrecht! Der Staat hat immer recht!) 

Die Lage ist geradezu grotesk, meine Damen und 
Herren: An Private werden schärfste Anforderun- 
gen gestellt, der Staat privilegiert sich selbst, wobei 
die Koalition dann noch so tut, als erweise sie dem 
Bürger mit dem vorliegenden Gesetzentwurf über 
die Staatshaftung eine neue gewaltige Wohltat. 

Und noch ein Zitat. In der neuesten Ausgabe der 
„Zeitschrift für Parlamentsfragen“ wird die Entste- 
hungsgeschichte dieses Gesetzentwurfs geradezu 
als ein Musterbeispiel für den Einfluß bürokrati- 
scher Interessen in der Gesetzgebung dargestellt. 

Da heißt es: 

Mit dieser Regelung der Abgabenordnung wird 
die öffentliche Hand begünstigt und von Ersatz- 
leistungen freigesprochen, zu denen sie eigent- 
lich nach den Grundsätzen rechtsstaatlicher 
Verwaltung verpflichtet wäre. Das muß vor al- 
lem für den Ersatz notwendiger Aufwendungen 
für die Rechtsverfolgung und Rechtsverteidi- 
gung gelten. In diesem Punkt fallen die Reform- 
vorstellungen 

— damals noch vor dem Inkrafttreten dieser Vor- 
schrift des Abgabengesetzes — 

sogar hinter den geltenden Rechtszustand zu- 
rück. Es ist sicherlich nicht das einzige Beispiel 
dafür, daß in der allgemeinen Reformeuphorie 
Anfang der 70er Jahre entstandene Reformvor- 
stellungen im Verlauf der folgenden Jahre par- 
tiell in ihr Gegenteil verkehrt wurden. 

Der politische Hintergrund besteht in der nor- 
mativen Zielsetzung, den Amtsträgern in der Fi- 
nanzbürokratie die Bedingungen für einen weit- 
gehend sanktionsfreien Handlungsraum zu si- 
chern. 

Das, meine Damen und Herren, ist der sachliche Zu- 
sammenhang, in dem dieser Gesetzentwurf zu be- 
trachten ist. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 

Sehr richtig!) 

Herr Kollege Kleinert hat in der ersten Lesung 
dieses Entwurfs vor wenigen Wochen die Zielset- 
zung des Gesetzentwurfs überaus bescheiden be- 
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Dr. Klein (Göttingen) 

(A) schrieben. Er hat nämlich zehn Minuten fast aus- 
schließlich über die Umkehr der Beweislast gespro- 
chen. Meine Damen und Herren, wenn es darum gin- 
ge, dann wäre das mit der Änderung einiger Worte 

— nicht einmal von Sätzen — im geltenden Recht zu 
machen gewesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Einen neuen Gesetzentwurf, ein neues Gesetz hät- 
ten wir dafür nicht gebraucht. Die Union steht zwar 
dazu, daß die wenigen Verbesserungen, die der Ge- 
setzentwurf enthält, von uns bejaht werden, aber sie 
hätten in einem sehr viel bescheideneren Rahmen 
verwirklicht werden können. 

Noch einige Worte zum zweiten Teil unseres An- 
trags, der auf die Wiederherstellung des — wohlge- 
merkt: in einem Antrag der Koalitionsfraktionen 
enthaltenen — § 21 des Gesetzentwurfs zielt. Dieser 
§ 21 betrifft die Aktenvorlage und Auskunftspflicht 
der Behörden, die fehlerhaft gehandelt haben sollen, 
in einem Staatshaftungsprozeß. Die Ursache für die 
in den Beratungen des Ausschusses vorgenommene 
Streichung dieses Paragraphen liegt darin, daß die 
Koalitionsfraktionen fürchten, und zwar vor dem 
Hintergrund der Entscheidung des Bundesverfas- 
sungsgerichts zum Ausbildungsförderungsgesetz, 
dieser § 21 könne die Zustimmungsbedürftigkeit des 
Gesetzes auslösen. Von der Sache her — das wurde 
gar nicht bestritten — hat § 21 im Rahmen des Ge- 
setzentwurfs seinen guten Sinn. Die Begründung 
zum in der 8. Legislaturperiode eingebrachten Ent- 
wurf — damals war es ein Regierungsentwurf — 
sagt ausdrücklich: 

Die Vorschrift enthält die fehlenden 

— d. h. bisher nur in den Prozeßordnungen für die 
Verwaltungsgerichte und die Sozialgerichte enthal- 
tenen — 

Regelungen für die übrigen gerichtlichen Ver- 
fahrensordnungen 

— insbesondere also für die ordentliche Gerichts- 
barkeit. 

Meine Damen und Herren, hier wird aus durch- 
sichtigen taktischen Überlegungen eine Vorschrift 
aus dem Gesetzentwurf gestrichen, deren sachliche 
Notwendigkeit nicht in Frage gestellt werden kann. 
Auch an einer solchen Manipulation wollen wir uns 
nicht beteiligen. — Ich danke für Ihre Aufmerksam- 
keit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abgeord- 
nete Dr. Däubler-Gmelin. 

Frau Dr. Däubler-Gmelin (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Als wir zu Beginn der 
letzten Legislaturperiode in diesem Hause anfingen, 
konkret über die Reform der Staatshaftung zu de- 
battieren, da war uns schon im Hinblick auf die 
mehr als 100 Jahre alte Reformforderung und die 
Arbeiten der Staatshaftungsrechtskommission be- 
kannt, daß dies ein schwerer Weg werden würde. 
Man kann an den vielen Malen, die wir jetzt schon 
dazu debattiert haben, und auch an den Äußerungen 


von Herrn Professor Klein heute erkennen, daß das (C) 
tatsächlich zutrifft. 

Der Gesetzentwurf hat sich im Laufe unserer Dis- 
kussion stark verändert. Der Zwang zur Verände- 
rung hängt damit zusammen, daß wir mit unserem 
Gesetzesvorschlag nicht „nur“ die Frage zu beant- 
worten hatten, unter welchen Bedingungen, in wel- 
cher Form, in welchem Umfang und auf welchem 
Weg ein Bürger Schadensersatz erhalten soll, wenn 
er durch den Staat und dessen Bedienstete einen 
Schaden erlitten hat. Ich sage „nur“, obwohl jeder, 
der die Materie kennt, weiß, daß bereits die Rege- 
lung dieser Fragen eine ganze Menge von Streitstoff 
in sich birgt. Und ich sage: Wir haben diese Fragen 
mit unserem Gesetzentwurf, der heute vorliegt, zu- 
friedenstellend gelöst, obwohl — das ist jedem hier 
im Hause zuzugeben — die eine oder andere Einzel- 
frage vertretbar anders hätte beantwortet werden 
können. 

Uns geht es mit diesem Gesetzentwurf auch um 
ein Stück grundsätzlicher Rechtspolitik, obwohl das 
bei dem, was Sie heute sagten, Herr Klein, und auch 
bei unseren Einzelberatungen im Ausschuß diese 
Dimension nur an ganz kleinen Zipfeln auf geblitzt 
ist. Unser ehemaliger Justizminister Vogel hat das 
einmal so umschrieben: Es gehe um eine Verwirkli- 
chung des Rechtsstaatsprinzips, um eine rechts- 
staatliche Befreiung der Amtshaftung aus ihrer zi- 
vilrechtlichen Verstrickung. 

Sie kennen diese Dimension nicht, Herr Klein. Ich 
habe den Eindruck, daß das eine typische Schwäche 
Ihrer Art, Rechtspolitik zu machen, aufzeigt, näm- 
lieh die Schwäche, grundsätzliche gesellschaftspoli- 
tische und rechtspolitische Positionen nicht mehr 
miteinander zu verbinden. 

Es geht doch um folgendes: Früher sah man den 
Staat, die öffentlich Bediensteten als Beamte und 
die Bürger auf drei Ebenen. Ihre Zuordnung läßt 
sich durch Begriffe wie „besonderes Gewaltverhält- 
nis“, Obrigkeitsstaat, Untertan kennzeichnen. Auf 
der haftungsrechtlichen Gegenseite bedeutet das 
Regelungen, nach denen sich der Staat hinter der 
deliktischen persönlichen Haftung des Beamten 
versteckte und der einzelne Bürger, wenn über- 
haupt, nur sehr eingeschränkt und subsidiär Ersatz 
für Schäden erhalten konnte. Im gesellschaftlichen 
Bewußtsein und in der Rechtswirklichkeit hat sich 
seitdem viel geändert. Und, davon abhängig, auch 
auf der haftungsrechtlichen Seite. Das zeigt sich 
nicht zuletzt an den von der Rechtsprechung an 
Hand von Einzelfällen entwickelten richterrechtli- 
chen Institutionen. Und ich sage hier deutlich: Wenn 
der Gesetzentwurf nur das eine geschafft hätte, die- 
ses „Chaos verstreuter Kasuistik“ aufzugreifen, in 
Gesetzesform zu bringen und damit allgemein ver- 
fügbar zu machen, zu verallgemeinern und damit die 
Rechtsdurchsetzung für den Bürger zu erleichtern, 
schon dann könnte man ihm zustimmen. 

Aber unser Gesetzentwurf bringt — das wissen 
Sie sehr wohl — daneben erheblich mehr. Er bringt 
zusätzliche haftungsrechtliche Anspruchsgrundla- 
gen. Er bringt beispielsweise eine Haftung beim 
Ausfallen selbst-gesteuerter technischer Anlagen, er 
bringt die Verschärfung der Haftung von Sonderver- 
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(A) mögen der öffentlichen Hand und von Massenver- 
waltungen. 

Was Sie, Herr Klein, jetzt an Entrüstung vor uns 
ausbreiten, kann nur taktisch gemeint sein, weil Sie 
damals, als im Finanzausschuß diese Regelung be- 
schlossen wurde, und auch in der vorigen Woche, als 
sie zur Sprache kam, diese Einwände eben nicht vor- 
gebracht haben, 

(Beifall bei der SPD — Dr. Klein [Göttin- 
gen] [CDU/CSU]: Ich war nicht im Finanz- 
ausschuß!) 

— Natürlich. Es wären Ihre Fraktionskollegen im Fi- 
nanzausschuß. 

Lassen Sie mich betonen: Es gäbe nicht einmal 
diese Verschärfungen der Haftung in diesen Mas- 
senverwaltungen, wenn wir dieses Gesetz nicht 
durchsetzen würden. Wir verschärfen jetzt die Haf- 
tung bei den Massenverwaltungen. Wir schaffen bei 
der Umkehr der Beweislast den Durchbruch. Nicht 
mehr der Bürger muß nachweisen, daß jemand und 
wer in der öffentlichen Verwaltung den Schaden 
verschuldet hat, sondern der Staat muß sich entla- 
sten, muß darlegen, daß er auch nach dem Maßstab 
der „nach den Umständen gebotenen Sorgfalt“ den 
Schaden nicht vermeiden konnte. 

Jetzt komme ich zu Ihrem Antrag, den § 2 Abs. 2 zu 
streichen. Übrigens liegt dieser Antrag auch mir 
nicht vor. Das ist aufschlußreich für die Ernsthaftig- 
keit Ihres Antrags. 

(B) (Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSUj: 

Reine Technik!) 

Was heißt: Reine Technik? Wir beraten dieses Ge- 
setz seit etwa vier Jahren. Da kann man doch erwar- 
ten, daß man einen ernstgemeinten Änderungsan- 
trag in der zweiten und dritten Lesung vorliegen 
hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir verhalten 
uns so wie Sie im Ausschuß!) 

Ich bin der Auffassung, daß auch dieser Antrag nur 
Taktik entspringt. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie wissen doch, daß ich zu jenen gehöre, die sehr 
gern weitere Haftungsverschärfungen durchgesetzt 
hätten und die der Meinung sind, daß auch in bezug 
auf die mit Sorge zur Warnung vorgetragenen Ko- 
stenschätzungen durchaus Zweifel anzumelden 
sind. Nur, Herr Klein, eines will ich und wollen auch 
wir nicht länger hinnehmen: daß wir auf unsere 
Frage „Wie machen wir es denn nun mit der Ver- 
wirklichung dieses Vorhabens, das wir eigentlich 
alle wollen?“ immer nur den Hinweis auf einen sich 
ständig wiederholenden Circulus vitiosus bekom- 
men. Der sieht dann etwa so aus: Unsere Zustim- 
mung erhaltet ihr nur beispielsweise bei der Grund- 
gesetzänderung, die Grundgesetzänderung machen 
wir nur mit, wenn beispielsweise der Haftungsmaß- 
stab verschärft wird, wenn der Haftungsmaßstab 
verschärft wird, steigt das Kostenrisiko, und weil 
das Kostenrisiko steigt, gibt es keine Staatshaftung. 
All das mit dem Hinweis „es geht eben nicht“ haben 


wir jetzt so lange gehört, das machen wir jetzt nicht (C) 
mehr mit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir wollen deshalb da einsteigen, wo wir das jetzt 
können. Wir können das mit dem Gesetzentwurf, 
den wir jetzt vorgelegt haben. 

Die von Ihnen angemeldeten Zweifel an der Ge- 
setzgebungskompetenz des Bundes halte ich nach 
reiflicher Überlegung nicht für akzeptabel. Denn 
diese Zweifel müßten sich ja auch gegen die ver- 
gleichbaren Regelungen wenden, die Sie selber Vor- 
schlägen, Sie rügen, daß wir im Ausschuß § 21 gestri- 
chen haben. Sie sagen, die Streichung des §21 sei 
dem Gesetz erstens abträglich und zeige zweitens — 
weil es nur um die Vermeidung der Zustimmungsbe- 
dürftigkeit gehe — , wie taktisch wir vorgingen. Da 
lassen Sie sich doch bitte entgegenhalten, daß dies 
nur teilweise stimmt. Sie können dem Bericht, den 
wir beide gemeinsam vorgelegt haben, entnehmen, 
daß der Inhalt des § 21, nämlich die Verpflichtung 
der Gerichte, Akten vorzulegen, aus anderen Geset- 
zen folgt und hergeleitet werden kann, für das 
Staatshaftungsgesetz also entbehrlich ist. Aber, 

Herr Klein, ich bin nicht mehr bereit, die Frage der 
Zustimmungsbedürftigkeit weiter als vernachlässi- 
genswert zu behandeln. Da kommen wir über das 
Kostenargument zu schnell in den von mir eben ge- 
schilderten Teufelskreis. Ich möchte nicht mehr die 
Handhabe geben, daß Sie über die Zustimmungsbe- 
dürftigkeit dieses Gesetz doch noch kippen. Ich bin 
auch der Meinung, daß die Möglichkeit, zu einer ein- 
verständlichen Regelung zu kommen, von unserer 
Seite voll ausgelotet wurde und zunächst ausge- 
schöpft ist. Im übrigen ist der Vorgang ja auch noch 
nicht abgeschlossen: Ich bin sicher, wir werden uns 
in den nächsten Jahren auch weiter über die Wir- 
kung, über den Vollzug und über den Ausbau dieses 
Gesetzes unterhalten; denn unser Gesetz ist ausbau- 
fähig. 

Lassen Sie mich einen letzten Gedanken anfügen, 
aus dem heraus ich Sie ebenfalls bitte, das weitere 
Schicksal des Gesetzes zu verfolgen und nicht zu sa- 
gen: „Es ist jetzt ein gutes Gesetz, jetzt, Bürger, 
schau, was Du damit machst!“ Ich bin der Auffas- 
sung, daß wir — später — eine zusätzliche Regelung 
treffen müssen. Wir hätten schon jetzt gerne die 
Rechtswegekonzentration in Angriff genommen. 

Das ging nicht. Wir werden die Rechtswegekonzen- 
tration also in Zukunft in Angriff nehmen müssen. 

Um Herrn Kleinert zu beruhigen: auf die eine oder 
die andere Art und Weise. Wir brauchen die Rechts- 
wegekonzentration nicht nur, weil es dem Bürger 
nicht zuzumuten ist, zwar ein gutes Gesetz zu haben, 
ein übersichtliches Gesetz zu haben, aber dann in 
mehreren Verfahren, in Doppelverfahren sein Recht 
suchen zu müssen, sondern auch deshalb, weil jeder 
von uns weiß, daß die Zahl der Gerichtsverfahren in 
nahezu allen Bereichen steigt und daß wir auch des- 
halb überall dafür sorgen müssen, daß wir die Zahl 
der Gerichtsverfahren möglichst verringern, ohne 
— und darauf kommt es mir entscheidend an — den 
Rechtsschutz des einzelnen Bürgers zu dezimie- 
ren. 
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(A) Ich bin der Auffassung, daß auch dies in den kom- 
menden Jahren aufgrund unseres Gesetzes möglich 
sein wird, und ich bitte Sie, dies im Auge zu behal- 
ten. 

Für heute bitte ich Sie, diesem Gesetz zuzustim- 
men. Die sozialdemokratische Fraktion dieses Hau- 
ses wird das tun. — Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge- 
ordnete Kleinert. 

Kleinert (FDP): Herr Präsident! Meine sehr verehr- 
ten Damen, meine Herren! Ich gehe gar nicht so 
weit, daß ich sage, die Union habe ihre Aufgabe total 
verfehlt. Dazu haben wir über dieses Thema zu an- 
ständig miteinander gesprochen. Dazu haben wir 
viel zu oft darüber nachgedacht und uns Mühe ge- 
macht. Aber es ist ja auch schwer, Opposition zu 
sein, wenn die Regierungsfraktionen immer noch so 
gut funktionieren 

(Lachen bei der CDU/CSU) 
entgegen allem äußeren Anschein, 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Da lachen Sie 
ja selber!) 

wie sie das tatsächlich tun. Denn anders kann ich 
mir das doch gar nicht erklären. 

Herr Professor Klein, mit Recht sagen Sie; Das ist 
eine ganz wichtige Sache. Mit Recht sagen Sie: Hier 
gilt es, etwas zu reformieren, was dem Verständnis 
des vergangenen Jahrhunderts entspricht, und wir 
sind inzwischen ja auch schon wieder beim Jahre 
1981 angelangt. Wenn das aber so ist, dann muß man 
doch als Politiker — ich verstehe Sie auch als solche; 
da bin ich ganz locker — 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Da 
fühlen wir uns aber geehrt!) 

hergehen und das Mögliche zu bewirken versuchen. 
Wir haben eine grundsätzliche Änderung des An- 
knüpfungstatbestandes vorgenommen. Wir gehen 
mit einem völlig neuen Blickwinkel an die Sache 
heran; Der Bürger steht in unserem Blickfeld vorne; 
er soll in seinem Verhältnis zur Regierung ganz 
nachhaltig gestärkt werden. Wenn ich eine solche 
Reform durchzuführen habe, dann muß ich nach al- 
len Erfahrungen in diesem Hause zunächst einmal 
prüfen: Wer wird dagegen sein, aus welchen Grün- 
den wird er dagegen sein, und wie komme ich mit 
meinem grundsätzlichen Anliegen erst einmal so an 
die Sache heran, daß ich etwa notwendige — ich be- 
streite überhaupt nicht, daß es solche gibt — Ver- 
schönerungsarbeiten anschließend vornehmen kann, 
wenn der erste Schreck der öffentlichen Verwaltung 
hinsichtlich dessen, was wir hier völlig anders se- 
hen, als es 100 Jahre und noch viel länger gesehen 
worden ist, überstanden ist? 

Herr Kollege Erhard, Sie mögen ja sagen, ich 
hätte damals in der ersten Lesung hier im Hause 
den Mund zu voll genommen. Ich bedauere sehr, daß 
aus meiner hier erklärten Gesprächsbereitschaft zu 
einigen dieser nachbesserungsbedürftigen Fragen 
nichts Praktisches geworden ist, aber ich sage Ihnen 


auch ganz genau, Herr Erhard, warum das so ist. Ich (C) 
möchte nicht, daß die Gewichte hier im Hause un- 
gleichmäßig verteilt werden und Sie demnächst viel- 
leicht noch als die großen Reformer herauskommen, 
nur weil Sie einen Änderungsantrag zu einem Ne- 
benpunkt gestellt haben, 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

statt sich einmal zu überlegen, daß es diese Koali- 
tion gewesen ist, die die Reform als Ganzes ange- 
packt, gewollt und dann auch durchgesetzt hat. 

(Erneuter Beifall bei der FDP und der 
SPD) 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Kleinert, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Erhard? 

Kleinert (FDP): Bitte schön, Herr Kollege Erhard, 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU): Herr Kol- 
lege Kleinert, könnten Sie mir und dem Hause be- 
stätigen, daß Sie zwar hier im Plenum Ihre Bereit- 
schaft erklärt haben, für die Zukunft keine Exkulpa- 
tionsmöglichkeit vorzusehen, und daß Sie im 
Rechtsausschuß zunächst bestätigt haben, daß Sie 
das mittragen wollten, in der darauffolgenden Sit- 
zung aber gesagt haben: Ich kann nicht bei meinem 
Wort bleiben? 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSUj; Typisch 
FDP! — - Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Kleinert (FDP): Versuchen Sie es nur mit beleidi- 
genden Äußerungen statt mit sachlicher Auseinan- 
dersetzung; dann werden Sie schon sehen, was Sie 
davon haben! 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Die Koalition braucht solche Äußerungen von Ihnen 
immer wieder; sie braucht sie ständig. 

Herr Kollege Erhard, ich habe im Rechtsausschuß 
die Gesprächsbereitschaft, die ich hier angedeutet 
habe, nie in der Form wiederholt, wie Sie es soeben 
dargestellt haben, sondern ich habe in der entspre- 
chenden Sitzung gesagt: Leider bin ich nicht in der 
Lage, in dieser Weise auf Sie zuzugehen. — Ich bin 
die ganze Zeit dabei. Ihnen und damit auch einigen 
anderen — hoffe ich — , die an diesem Gesetz inter- 
essiert sind, zu erklären, warum das so ist. Das ist 
nämlich so — Herr Klein, Sie wissen das ganz genau; 
deshalb wundere ich mich ein wenig, daß Sie sich, so 
möchte ich fast sagen, an einem Restmangel dieses 
Gesetzes festhalten, um wenigstens eine abwei- 
chende Ansicht zum Besten geben zu können — : 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Trittbrettfahrer!) 

Die Länderfinanzminister, die mehrheitlich von der 
Union gestellt werden, sind diejenigen gewesen, die 
uns schon in der letzten Legislaturperiode veranlaßt 
haben, hier einzulenken in der Hoffnung, daß wir 
das Gesetz dann wenigstens erst einmal durchbe- 
kommen. 

Ich gebe zu, daß auch der Bundesfinanzminister 
seine Bedenken hat, und ich gebe zu, daß ich u. a. 
auch darauf Rücksicht zu nehmen habe. Wenn ich 
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(A) aber vor die Frage gestellt werde, ob ich eine ganz 
grundsätzliche Veränderung im Verhältnis des Bür- 
gers zum Staat, in der Staatshaftung will, und den 
Bürger in den Mittelpunkt rücke, statt die Verwal- 
tung in Anlehnung an diesen englischen Spruch, der 
schon einmal zitiert worden ist: „The King can do no 
wrong“, für sakrosankt zu halten, dann muß ich auch 
bereit sein, mich in praktischer politischer Verant- 
wortung auf die finanziellen Bedenken einzustellen, 
die bestehen, damit ich nicht wieder mit dem grund- 
sätzlichen Ansatz scheitere. 

Ich habe hier den Bericht des Haushaltsausschus- 
ses. Es ist wirklich sehr interessant, und es wundert 
mich, daß bei diesen Millionen hinten immer Nullen 
stehen. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 

Schreiben Sie die Zahlen hinten hin!) 

Ich hätte mir gedacht, 28 Pfennig hätte man in die- 
sem Zusammenhang am Schluß auch noch schätzen 
können. Ich bin ganz sicher, daß die Zahlen vorne 
schon falsch sind. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Darum frage ich mich, warum man nicht gleich auch 
noch die Pfennige zur besseren und kompletteren 
Täuschung dieses Hauses und der Bürger im Lande 
ausweist. Kein Mensch kann schätzen, was dieses 
Gesetz für Kosten verursacht. Weil das so ist, sollten 
wir uns an etwas ganz Vernünftiges halten, wir soll- 
ten uns an die empirische Methode halten. Die hat 
sich in den meisten Fällen bedeutend besser be- 
währt als die akademische Methode. Ausprobie- 

(B) ren! 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage? 

Kleinert (FDP): Bitte. 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU): Herr Kol- 
lege Kleinert, sollen wir Sie so verstehen bei diesem 
Zahlenwerk, daß Sie der Meinung sind, die Zahl hin- 
ter der Null sei wichtiger als die Zahl vor der 
Null? 

(Heiterkeit — Frau Schlei [SPD]: Aber Nul- 
len vorn ist nie gut!) 

Präsident Stücklen: Bitte keinen Streit. Es steht 
unbestritten fest, daß die Millionen die Nullen hinter 
sich einfach erforderlich machen. 

(Heiterkeit) 

Kleinert (FDP): Nullen vor dem Komma sind ganz 
schlecht. — Herr Erhard, wären Sie darauf gekom- 
men, daß es sich beim Bund um 3,5 Millionen und bei 
der Post um 5 Millionen DM handelt, die hier in 
Rede stehen? Ich halte das für ungewöhnlich verwe- 
gen. Ich bewundere die Kollegen, die dieses Zahlen- 
werk zustande gebracht haben. Denn kein Mensch 
weiß, was hier tatsächlich an Verpflichtungen auf 
die einzelnen Beteiligten zukommen wird. Weil das 
so ist und weil die Finanzminister, und zwar insbe- 
sondere die der Union, mit denen wir, wie ich fürch- 
te, im Bundesrat und im Vermittlungsausschuß noch 
über diese Sache zu sprechen haben werden, wie ich 


das so sehe, pflichtgemäß Angst haben, es würde zu (C) 
teuer, haben wir gesagt: Dann wollen wir sie nicht 
mit einem zusätzlichen Risiko ängstigen, nämlich 
dem, das in Ihrem Änderungsantrag enthalten ist, 
den ich sachlich und rechtlich für völlig gerechtfer- 
tigt halte — da besteht überhaupt kein Zweifel — , 
sondern dann wollen wir erst einmal den Einstieg 
machen und wollen uns in zwei oder drei Jahren be- 
richten lassen, wie sich das mit diesen geschätzten 
Zahlen verhält. Dann werden wir auf Ihren Antrag 
zurückkommen. Das halte ich für den sachgerechten 
Einstieg in dieses Problem. Nur deshalb haben wir 
auf das Wünschenswerte — was Sie hier heute wün- 
schen, ist Ihr gutes Recht als Opposition — verzich- 
tet, damit wir erst einmal den Kern des Anliegens in 
die Rechtswirklichkeit bekommen und uns nicht aus 
lauter Perfektionismus in den eigenen Beinen ver- 
stolpern und dem Bürger gar nichts geben. Das ist 
unser Problem in der praktischen Politik gewesen. 

Daß Sie das jetzt zum Anlaß nehmen, hinzugehen 
und zu sagen, das sei alles gar nichts, ist bei der tie- 
fen Einsicht, die z. B. Herr Klein in das hat, was tat- 
sächlich mit und ohne Ihren Änderungsantrag ver- 
ändert wird, bedauerlich. 

Hier ist vorhin die „Zeitschrift für Parlamentsfra- 
gen“ erwähnt worden. Ich kenne unglaublich viele 
Einflüsse der Bürokratie auf laufende Gesetzge- 
bungsverfahren. Das gegebene Beispiel halte ich für 
verhältnismäßig ungeeignet. Es befaßt sich mit ei- 
nem Nebenpunkt. 

(Glocke des Präsidenten) 

— Ich komme sofort zum Ende, Herr Präsident — 

Ich möchte nur vor dem Gedanken warnen, wir hät- 
ten uns nicht mit dem Problem der Kosten im Be- 
reich der Steuern und dem der Chancengleichheit 
vor der Finanzverwaltung auseinandergesetzt. Wir 
haben die Sache sehr sorgfältig erwogen. Ich bin 
nun einmal der Meinung, daß es dann, wenn in ei- 
nem Einspruchsverfahren vor dem Finanzamt etwa 
die Hälfte der Bürger unterliegt und die andere 
Hälfte obsiegt, klug und weise ist, daß wir über die 
Kosten dieses Verfahrens nicht reden. 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Kleinert, 
ich muß Sie bitten, zum Schluß zu kommen. 

Kleinert (FDP): Denn wir würden sonst viele Bür- 
ger davon abhalten, ihr Recht gegen die Finanzver- 
waltung zu suchen, weil sie nämlich im Unterlie- 
gensfalle mit den Kosten der Gegenseite, die ihnen 
dann selbstverständlich auferlegt werden müßten, 
rechnen müßten. Deshalb bin ich der Meinung, man 
sollte in einem Akt der Solidarität gegenüber denen, 
die hier um ihr Recht nachsuchen, beiden Seiten 
diese Kosten ersparen, damit der Bürger den Mut 
hat, dieses Einspruchsverfahren zu wählen. Das ist 
die Überlegung, die wir angestellt haben; wie haben 
das Problem keineswegs übersehen. 

Was die Zinsen angeht, haben wir einen Beitrag 
zur Verwaltungsvereinfachung geleistet und weiter 
gar nichts; denn für die Zinsen der ersten drei Mo- 
nate ^ mehr ist ja gar nicht gesagt — sollte man 
nicht den Apparat der Errechnung, der Beantra- 
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(A) gung, der Beanspruchung usw. in Gang setzen. — 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Stücklen: Meine Damen und Herren, ich 
möchte darauf aufmerksam machen: Wenn im Älte- 
stenrat mit Zustimmung aller Fraktionen eine Kurz- 
debatte vereinbart worden ist, dann bedeutet dies 
eine strenge Handhabung der zugeteilten Redezei- 
ten. Das sind eben 10 Minuten und nicht 12 oder 
13 Minuten. Ich bitte also darum, dies künftig so zu 
handhaben und sich der selbstauferlegten Be- 
schränkung auch zu befleißigen. 

Das Wort hat der Bundesminister der Justiz. . 

Dr. Schmude, Bundesminister der Justiz: Herr Prä- 
sident! Meine Damen und Herren! In der Regie- 
rungsklärung zu Beginn dieser Wahlperiode hat der 
Bundeskanzler — wie schon 1976 — die Reform des 
Staatshaftungsrechts als ein wichtiges rechtspoliti- 
sches Ziel bezeichnet Im vergangenen Jahr konnte 
das Gesetzgebungsvorhaben nach dem Einspruch 
des Bundesrates wegen des Endes der 8. Legislatur- 
periode nicht mehr abgeschlossen werden. Die Bun- 
desregierung begrüßt es daher, daß die Koalitions- 
fraktionen den Entwurf eines Staatshaftungsgeset- 
zes erneut eingebracht haben. 

Mein Amtsvorgänger Hans-Jochen Vogel hat sich 
vor dem Bundestag und bei anderen Gelegenheiten 
wiederholt für die Neuordnung des Staatshaftungs- 
rechts eingesetzt. Ich mache mir diese Haltung voll 

(B) 

Die Reform des Staatshaftungsrechts ist ein wich- 
tiges Vorhaben für Bürger und Staat zugleich. Dabei 
geht es letztlich um das grundsätzliche Verständnis 
des Staates: Ist der Staat für den Bürger oder ist der 
Bürger für den Staat da? Der demokratische Rechts- 
staat muß bereit sein, den einem Bürger durch ho- 
heitliches Unrecht zugefügten Schaden wiedergut- 
zumachen. Nur so wird die Rechtsstaatsidee in unse- 
rem demokratischen und sozialen Rechtsstaat voll 
verwirklicht, und zwar in dem wichtigen Bereich des 
Rechtsschutzes bei der Wiedergutmachung staatli- 
chen Unrechts. 

Die erste — noch höchst vorläufige — Antwort auf 
diese Frage hat der Gesetzgeber bereits vor der 
Jahrhundertwende gegeben. Auch das geltende 
Recht der Staatshaftung ist noch wesentlich vom 
Amtshaftungsrecht des Bürgerlichen Gesetzbuches 
geprägt. Diese ursprüngliche zivilrechtliche, den 
handelnden Beamten zugleich schützende Haf- 
tungsregelung ist später durch Beamtenhaftungsge- 
setze sowie durch Art, 131 der Weimarer Verfassung 
und Art. 34 des Grundgesetzes Öffentlich-rechtlich 
überlagert worden. Die Bedeutung des Schutzes des 
handelnden Beamten trat gegenüber dem allein we- 
sentlichen Schutz des Bürgers stark zurück. 

Die einfachgesetzliche Ausgestaltung des Staats- 
haftungsrechts nach Voraussetzungen, Inhalt und 
Umfang ist aber im Rechtszustand des Bürgerlichen 
Gesetzbuches verblieben. Das geltende Staatshaf- 
tungsrecht ist zudem in den von § 839 BGB nicht er- 
faßten Bereichen entweder gar nicht oder nur teil- 
weise geregelt, zersplittert und in sich uneinheitlich. 


Es ist im übrigen weitgehend durch Richterrecht ge- (C) 
prägt. 

Wichtiges Ziel der Neuordnung des Staatshaf- 
tungsrechts ist daher zunächst die Beseitigung von 
Unübersichtlichkeit und Zersplitterung. 

Im Interesse der Bürger und Behörden soll das 
Staatshaftungsrecht auf eine einheitliche, dem heu- 
tigen Verfassungsverständnis entsprechende, klare 
Rechtsgrundlage gestellt werden. Schon diese Zu- 
sammenfassung und Vereinheitlichung der Rechts- 
grundlagen, meine Damen und Herren, ist eine 
wichtige rechtspolitische Aufgabe. Zugleich wird da- 
durch die Durchschaubarkeit des Rechts gefördert 
und die rechtsstaatliche Zielsetzung verdeutlicht. 
Nicht zuletzt aber wird die Rechtsposition des ge- 
schädigten Bürgers gegenüber fehlerhaft ausgeüb- 
ter Staatsgewalt wesentlich verbessert. 

Im Verlauf der intensiven parlamentarischen Be- 
ratung hat sich gezeigt, daß manche rechtspolitisch 
sinnvolle oder erwünschte Regelung nicht durch- 
setzbar ist. Hier bleibt noch eine Aufgabe für den 
späteren Gesetzgeber. 

Entscheidend im heute zur Beratung und Abstim- 
mung vorliegenden Gesetzentwurf sind einige we- 
sentliche Verbesserungen, die sich für den Bürger 
positiv auswirken werden. Ich nenne vor allem fol- 
gende Punkte: 

Die Einführung der unmittelbaren und aus- 
schließlichen Staatshaltung bringt die Verantwort- 
lichkeit des Staates selbst für rechtswidriges hoheit- 
liches Handeln eindeutig zum Ausdruck. 

Dann: Die Regelung der Haftung für technische 
Einrichtungen schließt eine empfindliche Lücke. 

Dies ist im Zuge der fortschreitenden Technisierung 
auch der öffentlichen Verwaltung notwendig. 

Und: Die Umkehrung der Beweislast für die Be- 
achtung der gebotenen Sorgfalt entlastet den Bür- 
ger in dem für ihn ja nicht einsehbaren Bereich 
staatlicher Interna. 

Die besondere Bedeutung der Grundrechte wird 
durch die Einführung der verschuldensunabhängi- 
gen Grundrechtseingriffshaftung ausdrücklich be- 
tont. Geldersatz und Folgenbeseitigung sind gleich- 
rangige Haftungsarten. Ihr Verhältnis zueinander 
wird klar geregelt, und das Prinzip „dulde und liqui- 
diere“ hat damit seine Geltung verloren. 

Die von der Bundesregierung ursprünglich vorge- 
legte Rechtswegkonzentration für den Rechtsschutz 
der Rechtmäßigkeitskontrolle einerseits und den 
Rechtsschutz der Wiedergutmachung andererseits 
setzt eine Grundgesetzänderung voraus. Da die Op- 
position nach vorübergehender Zustimmung dazu 
nicht bereit ist, kann diese Lösung nicht weiter ver- 
folgt werden. Auch hier bleibt eine Aufgabe für den 
späteren Gesetzgeber. 

Die Bundesregierung, meine Damen und Herren, 
ist nach wie vor der Auffassung, daß der Bund für 
die vorgeschlagenen Regelungen die notwendige 
Gesetzgebungskompetenz besitzt. Ein Anlaß zur Än- 
derung dieser Rechtsauffassung besteht nicht. 
Würde die Kompetenzfrage anders beurteilt, so 
würde dies den Zerfall des geltenden und des zu- 
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(A) künftigen Staatshaftungsrechts in ein Recht des 
Bundes und elf Länderrechte zur Folge haben. Einen 
solchen Rückfall um Jahrzehnte kann doch niemand 
ernstlich wünschen. 

Durch das neue Staatshaftungsrecht werden die 
öffentlichen Hauhalte von Bund, Ländern und Ge- 
meinden — absolut gesehen — nur geringfügig bela- 
stet Die Mehrkosten halten sich in engen und — wie 
ich meine — in vertretbaren Grenzen. Sie sind 
rechtspolitisch notwendig und auch bei unserer an- 
gespannten Haushaltslage zu rechtfertigen. 

Die Neuregelung des Rechts der Staatshaftung ist 
nach der jahrelangen gründlichen Vorbereitung und 
der intensiven parlamentarischen Beratung ent- 
scheidungsbedürftig und entscheidungsreif. Ich bit- 
te, meine Damen und Herren, insbesondere die Op- 
position, Ihre Haltung zu dem wichtigen Gesetzge- 
bungsvorhaben nochmals zu überdenken. Es leuch- 
tet nicht ein, wenn Sie auf der einen Seite eine stren- 
gere Staatshaftung fordern, die weniger strenge 
Haftung aber insgesamt ablehnen. Herr Kollege 
Klein, das Gepäck, das Sie mit Ihrem Änderungsan- 
trag heute dem Gesetzentwurf zudenken, nämlich 
die Zustimmungsbedürftigkeit herzustellen und die 
Folgekosten zu erhöhen, ist wahrlich keine gute Vor- 
aussetzung für ein Passieren im Bundesrat. Nach 
den Erfahrungen muß mit dem Gegenteil gerechnet 
werden. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Namens der Bundesregierung bitte ich Sie um Ihre 
, . Ziustimmung zu diesem bedeutenden Gesetzge- 
^ ' bungsvorhaben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge- 
ordnete Professor Dr. Klein (Göttingen). 


Dr. Klein (Göttingen) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Herr Bundesminister 
der Justiz, Sie haben von der Schaffung klarer 
Rechtsgrundlagen gesprochen. Sie haben von we- 
sentlichen Verbesserungen der geltenden Rechts- 
lage gesprochen und einige Beispiele dafür genannt. 
Sie haben auf die Einführung der unmittelbaren 
Staatshaftung hingewiesen. Gewiß, dies ist ein 
rechtsdogmatisches Postulat der Rechtswissen- 
schaft seit geraumer Zeit, aber sagen Sie mir, in wel- 
chem Punkte es die Rechtsstellung des Bürgers ver- 
bessert! 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSUj: In kei- 
nem! — Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/ 
CSU]: Sehr richtig!) 

Der Kollege Kleinert hat in diesem Zusammenhang 
davon geredet, der Bürger werde nun in den Mittel- 
punkt gestellt. Meine sehr verehrten Damen und 
Herren, vielleicht ist es Ihrer Aufmerksamkeit ent- 
gangen, daß in diesem Sinne spätestens seit dem 
Jahre 1909 der Bürger im Mittelpunkt des Staatshaf- 
tungsrechts steht und daß bereits die Weimarer 
Reichsverfassung seinen Anspruch gegen den Staat 


oder, genauer gesagt, die Haftungsübernahme durch (C) 
den Staat auf die Verfassungsebene gehoben hat. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 

Sehr richtig!) 

Wenn wir uns dagegen zur Wehr setzen, daß hier 
den Bürgern falsche Tatsachen vorgespiegelt wer- 
den, dann ist das, Frau Kollegin Däubler-Gmelin, 
kein Circulus vitiosus. Ich habe vielmehr den Ein- 
druck gewonnen, daß das, was Sie hier vorgetragen 
haben, so vitiosus war, daß es schwer war, dem zu 
folgen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben immer eingeräumt, daß dieser Gesetz- 
entwurf einige wenige Verbesserungen enthält: die 
Klarstellung der Haftung für das Versagen techni- 
scher Einrichtungen, die normative Festschreibung 
der Umkehrung der Beweislast — die im übrigen 
von den Gerichten schon bisher weitgehend so prak- 
tiziert wird — , die Frage der Haftungsabgrenzung 
zwischen Öffentlichem Recht und Privatrecht. Nur 
sind wir eben der Meinung, daß es dazu keines 
neuen Gesetzes bedarf, zumal nicht eines Gesetzes, 
das den neuen Einstieg, den uns Herr Kollege Klei- 
nert angepriesen hat, nicht bringt. Ich finde es be- 
zeichnend, daß Sie in dem Augenblick, in dem Sie die 
Reformtat dieses Gesetzes rühmen, schon wieder 
von nachträglichen Verschönerungen und Nachbes- 
serungen sprechen. Das ist genau das, wogegen wir 
uns — ich meine, mich richtig zu erinnern — über- 
einstimmend zu Beginn dieser Wahlperiode im (d) 
Rechtsausschuß verschworen haben. Wir wollen 
keine Gesetze machen, von denen wir in dem Augen- 
blick, in dem wir sie verabschieden, schon wieder 
wissen, daß sie demnächst geändert werden müs- 
sen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich spreche noch einen anderen Punkt an, Herr 
Bundesminister der Justiz, über den ich mich auch 
ein wenig gewundert habe. Sie sagten, mit diesem 
Gesetz finde nun der Satz sein Ende: Dulde und li- 
quidiere! Verzeihen Sie vielmals, aber seit 30 Jahren 
ist der Folgenbeseitigungsanspruch ein anerkann- 
ter Bestandteil unserer Rechtsordnung. Seit der un- 
mittelbaren Nachkriegszeit gilt dieser Satz also 
nicht mehr, und es bedarf nicht dieses Gesetzes, um 
ihn zu beseitigen. 

Ich fasse noch einmal zusammen. Die Union ist, 
wie ihr Änderungsantrag belegt, zu einem Gesetz be- 
reit, das eine wirkliche Reform der Staatshaftung 
bringt. Die Ersetzung der Verschuldenshaftung 
durch die Staatsunrechtshaftung, Herr Kollege Klei- 
nert, ist nicht etwa die Beseitigung eines Restman- 
gels, wie Sie es verharmlosend dargestellt haben, 
sondern das ist der entscheidende Punkt bei der 
Staatshaftungsreform überhaupt. Wir sind auch be- 
reit, die hier von mir soeben noch einmal anerkann- 
ten Verbesserungen des geltenden Rechts im Rah- 
men dieses geltenden Rechts ohne großen Aufwand 
zu realisieren, aber wir sind nicht bereit, ein Gesetz 
zu machen, von dem Sie im Augenblick seiner Ver- 
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Dr. Klein (Göttingen) 

(A) abschiedung sagen: Es muß demnächst geändert 
werden. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abgeord- 
nete Dr. Däubler-Gmelin. 

Frau Dr. Däubler-Gmelin (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wenn es schon sein soll, 
daß wir unsere Diskussion hier fortsetzen, dann tun 
wir das auch, Herr Klein. 

Es kann wohl keine Rede davon sein, daß wir hier 
ein Gesetz zur Annahme empfehlen, das wir morgen 
wieder ändern wollen. Ich habe vorher lange und 
breit ausgeführt, daß wir dieses Gesetz wollen, weil 
es nicht nur das präzisiert, systematisiert und fest- 
schreibt, was doch jetzt gerade wieder in einem 
neueren fachwissenschaftlichen Aufsatz als das 
„Chaos der Kasuistik im Bereich der Amtshaftung“ 
bezeichnet wurde, sondern weil dieses Gesetz die 
Rechtsstellung des Bürgers im Rahmen unserer 
Möglichkeiten tatsächlich schrittweise verbessert. 

Damit in der Öffentlichkeit kein falscher Ein- 
druck entsteht, darf ich jetzt nochmals einige 
Punkte aufführen: Da ist der Schadensersatz beim 
Ausfallen selbstgesteuerter technischer Anlagen. 
Da ist tatsächlich die Umkehr der Beweislast, die Sie 
jetzt so klein klein herabsetzen wollen. Da ist die 
Verbesserung der Rechtsstellung des Bürgers im 
Zusammenhang mit der Abgrenzung zwischen Pri- 
vatrecht und Staatshaftungsrecht. Und Sie wissen 
doch ganz genau, daß zu diesen drei Punkten eine 
^ ^ ganze Reihe zusätzlicher Punkte kommt. Dafür ha- 
ben Sie sich im Rechtsausschuß doch genauso einge- 
setzt wie ich. 

Lassen Sie mich noch einmal sagen, weshalb ich 
Ihren ablehnenden Standpunkt nicht verstehe und 
auch nicht glaube, daß man durch nochmaliges Re- 
den eine schlechte Sache besser macht. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Erhard [Bad 
Schwalbach] [CDU/CSU]: Dann sollten Sie 
allerdings schweigen!) 

— Ich weiß, Sie sehen immer nur den Splitter im 
Auge des anderen, aber nie den Balken in Ihrem ei- 
genen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Deshalb lassen Sie mich jetzt noch einmal ganz 
deutlich an Sie gerichtet sagen: Ich habe Ihnen vor- 
her schon konzediert, daß das eine oder andere De- 
tail selbstverständlich durchaus vertretbar so oder 
anders geregelt werden kann. Der Weg jedoch, den 
Herr Klein, wenn überhaupt einen, als Alternative 
meinte anbieten zu sollen, hat einen ganz entschei- 
denden Nachteil, nämlich den, daß er hinsichtlich 
der Rechtsstellung des einzelnen Bürgers kaum et- 
was bringt und eben nicht erweiterungsfähig, nicht 
verbesserbar ist, wenn Sie die Fesseln des BGB-Sy- 
stems nicht doch verlassen wollen. 

Und wenn Sie hier erzählen, was es im Richter- 
recht an Einzelfallgestaltung im Bereich der Amts- 
haftung seit wie vielen Jahren gibt, so ist das ja et- 
was, worüber überhaupt kein Zweifel besteht. Nur, 
es kommt eben darauf an, Herr Klein, daß wir uns 


jetzt hinsichtlich der Systematik auf einen Weg be- (C) 
geben, der uns weiterführen kann. Und das alles soll 
eben nicht nur im Einzelfall ermöglicht werden, son- 
dern dem Bürger soll tatsächlich sein Rechtsschutz 
gewährt werden. Deswegen bitte ich Sie nochmals, 
meine Damen und Herren, diesen Gesetzentwurf 
anzunehmen. — Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und FDP) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge- 
ordnete Kleinert. 

Kleinert (FDP): Herr Präsident! Meine sehr verehr- 
ten Damen und Herren! Das kommt bei dieser Kurz- 
debatte heraus. Machen wir es zweimal! Zweimal 
zehn ist auch zwanzig. 

(Heiterkeit) 

Ich habe versucht. Ihnen klarzumachen: Sie müs- 
sen doch einmal beweisen, daß Sie in der Lage sind, 
die Bundesregierung irgendwann in später Zukunft 
abzulösen und richtig zu regieren. Um das zu errei- 
chen, müssen Sie anfangen, politisch zu denken. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
SPD — Zurufe von der CDU/CSU) 

Dann müssen Sie richtig überlegen, wie man so et- 
was macht. 

Wenn Sie eine geschlossene Crew von Finanzmi- 
nistern gegen sich haben — nach all den schmerzli- 
chen Erfahrungen der Rechtspolitiker 

(Abg. Rawe [CDU/CSU] meldet sich zu ei- 
ner Zwischenfrage) (D) 

— Ich habe gelernt, daß nichts mehr abgezogen wird. 
Deshalb: Leider. 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Kleinert, 
abgezogen wird es nicht, nur nicht dazugezählt. Das 
ist der Unterschied. 

(Heiterkeit) 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage? Sie brauchen 
ja nur nein zu sagen. 

Kleinert (FDP): Bitte schön. 

Rawe (CDU/CSU): Vielen Dank, Herr Kollege Klei- 
nert. 

Darf ich daraus entnehmen, daß Sie uns den Rat 
geben, das Gesetz, das jetzt so unvollkommen verab- 
schiedet wird, dann gleich in Ordnung zu bringen, 
wenn wir in die Regierung eintreten? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Kleinert (FDP): Ich gebe Ihnen den guten Rat, ei- 
nem Gesetz, das, wie wir heute gehört haben, seit gut 
100 Jahren überfällig ist, zunächst einmal in der 
Form zuzustimmen, in der Sie es gegen Ihre eigenen 
Finanzminister durchsetzen können. Wenn man mir 
glaubwürdig versichert, wir kriegen nur das, was 
heute auf dem Tisch liegt, bzw. wir laufen im Bun- 
desrat auf Grund und haben dann gar nichts, gibt es 
für mich nur eine Möglichkeit, nämlich den grund- 
sätzlichen Einstieg in eine weit vernünftigere Rege- 
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(A) lung als die bisherige und die Nachbesserung bei 
nächster Gelegenheit. 

So nett es sich sagt, daß man kein Gesetz macht, 
wenn man gleichzeitig schon eine Nachbesserung 
plant: Sehen Sie es bitte einmal andersherum. Ich 
versuche. Ihnen klarzumachen, daß das alles zur Po- 
litik gehört. Es ist schwierig; die Leute sehen das 
nicht immer so ein, die Finanzminister sehen es 
nicht so ein. Trotzdem wollen Sie etwas Gescheites 
machen. 

Insbesondere auf dem Gebiet der Rechtspolitik ist 
das sehr schwierig, weil die wenigsten Leute die not- 
wendige Phantasie mitbringen, um sich für dieses 
angeblich trockene Gebiet zu engagieren. Wenn ich 
aber weiß „Ich bekomme entweder dies oder gar 
nichts“, dann wäre es der Gipfel des unpolitischen 
Verhaltens, wenn ich lieber gar nichts nähme, als ei- 
nen grundsätzlichen und wichtigen Einstieg in eine 
neue Regelung dieses Teils des Verhältnisses des 
Bürgers zum Staat zu beginnen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich muß Ihnen leider sagen: Sie sind eben unpoli- 
tisch, wenn Sie jetzt nicht zustimmen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Lachen 
bei der CDU/CSU) 

Präsident Stückien: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich rufe § 1 in der 

(B) Ausschußfassung auf. Wer dem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Dan- 
ke. Gegenprobe! — Enthaltungen? 

(Zuruf von der SPD: Doch unpolitisch!) 

Darf ich die Frage wiederholen: Wer dagegen ist, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Wer enthält sich? — 
§ 1 ist mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe § 2 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 9/155 
unter Ziffer 1 ein Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU/CSU vor. Wer dem Änderungsantrag zuzustim- 
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Dieser Antrag ist 
mit Mehrheit abgelehnt. 

(Zurufe von der SPD: Mit großer Mehr- 
heit!) 

Wer § 2 in der Ausschußfassung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge- 
genprobe! — Enthaltungen? — Diese aufgerufene 
Vorschrift ist in der Ausschußfassung mit Mehrheit 
angenommen. 

Ich rufe §§ 3 bis 20 in der Ausschußfassung auf. 
Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe den Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU/CSU Drucksache 9/155 Ziffer 2 auf, nach § 20 
den § 21 in der Fassung des Gesetzentwurfs der 
Fraktionen der SPD und FDP auf Drucksache 9/25 
wieder einzufügen. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Mit Mehrheit abgelehnt. 


Ich rufe §§ 22 bis 39, Einleitung und Überschrift in (C) 
der Ausschußfassung auf. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge- 
genprobe! — Enthaltungen? — In zweiter Lesung 
mit Mehrheit angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. Wünscht jemand das Wort? — Das ist nicht der 
Fall. Wer dem Gesetz als Ganzem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Danke. 
Gegenprobe! — Danke. Enthaltungen? 

(Kleinert [FDP]: Ihr seid mir schöne Reformer!) 

— Dieses Gesetz ist mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von den Fraktio- 
nen der SPD und FDP eingebrachten Entwurfs 
eines Zwanzigsten Strafrechtsänderungsgeset- 
zes (20. StrÄndG) 

— Drucksache 9/23 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts- 
ausschusses (6. Ausschuß) 

— Drucksache 9/135 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Dr. Linde 
Dr. Götz 
Bergerowski 

(Erste Beratung 10. Sitzung) 

Meine Damen und Herren, interfraktionell ist für die (d) 
Aussprache ein Beitrag bis zu zehn Minuten für jede 
Fraktion vereinbart worden. — Ich sehe, daß das Haus 
damit einverstanden ist. Ich hoffe, daß das Haus nicht 
nur einverstanden ist, sondern sich auch selbst in die 
Disziplin nimmt, die Vereinbarungen durchzuhalten. 

Wird das Wort von einem der Berichterstatter ge- 
wünscht? — Dies ist nicht der Fall. Dann eröffne ich die 
Aussprache. Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. 

Götz. 

Dr. Götz (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine verehr- 
ten Damen und Herren! Ich habe das Vergnügen, das 
zweite Mal nach dem Herrn Abgeordneten Kleinert von 
der FDP zu sprechen, wenn auch zu einem anderen Ta- 
gesordnungspunkt. Es ist deshalb ein Vergnügen, weil 
es dem Herrn Abgeordneten Kleiner in diesem Hause 
immer wieder gelingt, auch über die traurigsten Dinge 
so zu sprechen, daß alle anderen lachen. Herr Kleinert, 
ich würde Ihnen empfehlen, das nächste Mal über den 
Bundeshaushalt zu sprechen. Vielleicht wird es dann 
auch noch lustig. 

(Wehner [SPD]: Das ist originell!) 

Der Tagesordnungspunkt, zu dem ich jetzt spre- 
che, ist zwangsläufig mit etwas weniger Heiterkeit 
behaftet, vor allem deshalb, weil ich gestern abend 
eine Sendung des Zweiten Deutschen Fernsehens 
miterlebt habe, die sich mit einer — vielleicht ver- 
meintlichen — sogenannten weiteren Jugendrevolte 
beschäftigt hat. Wer über die Streichung der §§ 88 a 
oder 130 a StGB diskutiert, wird nicht darum herum- 
kommen, auch den Hintergrund der Sicherheitslage 
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(A) in unserem Staat zum heutigen Zeitpunkt mit in 
seine Erwägungen einzubeziehen. Er wird insbeson- 
dere auch die Sendung von gestern abend, so er sie 
gesehen hat, zum Hintergrund seiner Betrachtun- 
gen machen müssen. Was wir dort erlebt haben, war 
schlichtweg erschütternd. 

(Zuruf des Abg. Lambinus [SPD]) 

— Herr Lambinus, ich wollte gerade — bei mir und 
auch meiner Fraktion gibt es nämlich auch das, daß 
dem Gegner Komplimente gemacht werden — eines 
vorausschicken: Ein erfreulicher Aspekt bei dieser 
Sendung war, daß die drei anwesenden Generalse- 
kretäre in einer hervorragenden Art und Weise dort 
aufgetreten sind, mit einer Geduld, die ihresgleichen 
sucht, mit einer Toleranz, mit einem Liberalismus 
und einer überzeugenden Idee der Freiheit in unse- 
rem Staat. Dafür kann man allen dreien nur Dank 
sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, der negative Aspekt 
war natürlich auch unübersehbar: Es war völlig aus- 
sichtslos, mit Geduld, mit Toleranz, mit Liberalis- 
mus und mit der Idee der Freiheit diejenigen zu 
überzeugen, die auf der Gegenseite saßen. Was dort 
an Intoleranz, an Unverständnis, an Nicht-mehr- 
Wollen ins Spiel gebracht wurde, überschritt schon 
die Grenzen dessen, was man im Fernsehen darstel- 
len sollte. 


Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestatten 
' ^ Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Emmerlich? 


Dr. Götz (CDU/CSU): Herr Präsident, ich bitte um 
Verständnis, wenn ich es nicht tue. Ich habe gehört, 
daß mir nur zehn Minuten Redezeit zur Verfügung 
stehen. Da ich etwas weiter ausgeholt habe, möchte 
ich diese zehn Minuten voll in Anspruch nehmen. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Entschuldigung! 

Richtig!) 

Ich bin der Meinung, daß die Diskussion und das 
Gespräch etwas sehr Sinnvolles und unbedingt Not- 
wendiges in unserer Demokratie sind. Deshalb pfle- 
gen wir Gespräch und Diskussion. Gespräch und 
Diskussion können aber auch ihre Grenzen haben. 
Ich bin nicht der Meinung, daß es für Vertreter und 
die Repräsentanten unserer Parteien notwendig ist, 
sich in derart massiver Form beleidigen zu lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Emmerlich 
[SPD]: Das ist doch nicht der Punkt!) 

Ich bin auch der Meinung, daß wir nicht mit tanten- 
haftem Getue in die Diskussion um Gesetzgebungs- 
vorhaben oder in die Diskussion um die Streichung 
von Gesetzen einsteigen sollten, tantenhaftem Ge- 
tue in der Form, daß wir sagen: Das Kind war zwar 
böse, aber wir loben das Kind dennoch. Ich sage das 
deshalb, weil in den Beratungen über die Streichung 
der §§ 88 a und 130 a StGB im Rechtsausschuß wie- 
der die übliche Formulierung zu hören war, es sei 
viel notwendiger, ins politische Gespräch mit unse- 


ren Gegnern, mit den Gegnern unseres Staates ein- (C) 
zutreten, als hier Gesetze bestehen zu lassen. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Ist das denn nicht 
richtig?) 

Gespräche — ja, aber — ich habe das gerade gesagt 

— das Gespräch muß auch irgendwo sein Ende ha- 
ben. Wir müssen ganz klar sagen: Meine Damen und 
Herren, die ihr diesen Staat zerstören wollt, bis hier- 
hin und nicht weiter. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich meine, dieser Punkt ist in den Bereichen, die 
von den §§ 88 a und 130 a StGB abgedeckt werden 
sollten, erreicht. Es ist ja ein Phänomen, daß man in 
diesem Parlament — ich bin noch nicht lange hier, 
aber ich kann es ja auch aus vergangenen Zeiten 
nachlesen — innerhalb relativ kurzer Zeit, ohne daß 
neue Erkenntnisse gekommen sind, seine Meinung 
total ändern kann. Frau Däubler-Gmelin sagte vor- 
her, man wolle hier kein Gesetz machen, das man in 
vier Jahren wieder aufhebt. So neu wäre das j a nicht. 

Sie haben ja erst — zwar nicht vor vier Jahren, aber 
nur wenig davor — zwei Gesetze betreffend § 88 a 
bzw. § 130 a gemacht, und diese Paragraphen wollen 
Sie heute auch wieder streichen. Wenn nun neue Er- 
kenntnisse da wären, dann würde ich sagen: ja. 
Dann wäre das sinnvoll. Man soll dazulernen. Aber 
leider sind keine neuen Erkenntnisse da. 

Sie mußten bei den Beratungen im Rechtsaus- 
schuß und bei der Anhörung der Experten, zu Ihrer 
eigenen Unbill, wie ich feststellen konnte, zur 
Kenntnis nehmen, daß es zu keinen neuen Erkennt- 
nissen gekommen ist. Es war geradezu peinlich — es 
tat mir fast leid um die Kollegen — , Zusehen zu müs- 
sen, wie Sie den Ausführungen der Vertreter des 
Bundesinnenministeriums und des Bundesjustizmi- 
nisteriums gefolgt sind. Von beiden Vertretern 
wurde klipp und klar gesagt: Bei Streichung des 
§ 130 a tritt die alte Gesetzeslücke wieder auf, die es 
errr^öglicht, daß Schriftstücke, die zur Begehung be- 
stimmter Straftaten anleiten, zukünftig wieder 
straffrei sind. 

Das wollte man damals mit dem Gesetz verhin- 
dern. Es gab den Herrn Bundesjustizminister Vogel, 
dem sich unser neuer Bundesjustizminister, wie er 
heute gesagt hat, vollinhaltlich anschließt — also hat 
er hierzu offensichtlich die gleiche Meinung — , der 
sagte, dieses Gesetz sei außerordentlich sinnvoll, 
weil es mit seiner Abschreckungswirkung eben ge- 
nau diese Schriften, diese Anleitungen zu Gewaltta- 
ten, unterbinden würde. 

Dann geht es chronologisch so weiter — ich habe 
mir das nur einmal in aller Kürze notiert — : Bestä- 
tigt wurde diese Auffassung des Herrn Bundesju- 
stizministers 1979 vom Herrn Generalbundesan- 
walt, der fast mit Begeisterung — kann man sagen 

— ausführte, daß dieses Gesetz noch viel zuwenig 
abdecke, daß man es erweitern müsse, daß die ab- 
schreckende Wirkung noch nicht ausreichend sei. 

Am 9. Mai 1979 sagte der Staatssekretär im Bun- 
desjustizministerium, die Abschreckungswirkung 
der §§ 130 a und 88 a — auf den speziell war es ge- 
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(A) münzt — sei so wichtig, daß an eine Streichung über- 
haupt nicht zu denken sei. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Im Januar 1980 — das ist etwas mehr als ein Jahr 
her — wurde diese Ansicht vom Vertreter des Bun- 
desjustizministeriums mit fast derselben Formulie- 
rung bestätigt: keine Streichung der beiden Paragra- 
phen. 

Der Herr Kollege Emmerlich ist im Saal. Das ist 
sehr angenehm. Herr Kollege Emmerlich, ich wollte 
nicht alles das wiederholen, was in den vergangenen 
Jahren von Ihrer Seite hierzu Positives gekommen 
ist mit dem Tenor; keine Streichung. Aber Ihr Zitat 
muß ich doch noch einmal bringen, weil es einfach 
großartig ist, einmal deswegen, weil es inhaltlich 
richtig ist, und zum zweiten, weil es diesem Hohen 
Hause einmal mehr beweist, was Umfallen in der 
Politik bedeutet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Herren von der FDP, Sie brauchen sich mit 
dem Umfallen heute nicht mehr so allein zu fühlen. 
Sie sind hier von der linken Seite des Hauses voll ab- 
gedeckt — eine echte Koalition würde ich sagen. 

Herr Kollege Emmerlich sagte am 27. März 1980 
in einer Presseerklärung: 

Für eine Streichung des § 130 a besteht über- 
haupt keine Veranlassung. Es ist und bleibt un- 
erträglich, daß jemand öffentlich in Schrift, Bild 
und Ton anderen straflos Anleitungen zur Bege- 
hung vschwerster Straftaten geben kann. 

Herr Emmerlich, ich bedanke mich für diese hervor- 
ragenden Ausführungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Stark [Nür- 
tingen] [CDU/CSUj: Wollen wir mal sehen, 
wie er heute abstimmt!) 

— Ich bin eigentlich auch gespannt, wie er heute ab- 
stimmt. Aber ich kenne die Disziplin dieser Partei. 

(Dr. Klein [Göttingen] [CDU/CSU]: Die ist 
doch auch dähin!) 

Da muß man manchmal was dürfen, was 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 

Nein, nein, das heißt Politik!) 

Ich darf zum Ende kommen, damit nicht auch ich 
zwölf Minuten in Anspruch nehmen muß. Vielleicht 
kommt noch einmal eine Runde. 

Meine Damen und Herren, die Voraussetzungen, 
die zu einer Streichung der beiden Paragraphen füh- 
ren könnten, liegen nicht vor. Die Sicherheitslage in 
unserem Staat hat sich, wie alle Anzeichen und auch 
die Erkenntnisse unserer Sicherheitsbehörden be- 
weisen, nicht verbessert. Darüber bestand auch in 
den Ausschüssen kein Zweifel. 

Zweitens. Die Abschaffung der §§ 88 a und 130 a 
hätte nicht nur die Abschaffung der Strafbarkeit zur 
Folge, sondern — was wichtig ist — auch die Ab- 
schaffung des sogenannten objektiven Verfahrens. 
Wir wären nicht mehr in der Lage, im Rahmen des 
objektiven Verfahrens solche Schriften, über deren 
Existenz wir auf keinen Fall froh sein können, einzu- 


ziehen. Auch deshalb, meine ich, ist es erforderlich, (C) 
daß wir diesem Streichungsgedanken absagen. 

Meine Damen und Herren, einem Argument, das 
immer wieder gebracht wird, diese beiden Paragra- 
phen gehörten abgeschafft, weil sie die Rede- und 
Meinungsfreiheit, allgemein die Freiheitsrechte in 
unserem Staat beeinträchtigen könnten, kann ich 
nun gar nicht folgen. Das möchte ich zum Schluß 
meiner Ausführungen sagen. Wer sagt denn, daß die 
gestalterische Freiheit des Künstlers, des Redners 
oder des Schriftstellers es erforderte, ausgerechnet 
die Anleitung zu Gewalttaten in den Mittelpunkt des 
künstlerischen Werkes zu stellen? Ist denn das ein 
Rechtsgut, genau dieses herauszunehmen und zum 
Kernpunkt eines Kunstwerkes zu machen? Gibt es 
denn nicht noch andere Bereiche, in denen ich mich 
geistig, rednerisch oder künstlerisch betätigen 
kann? 

Ich bin der Meinung, daß diese beiden Paragra- 
phen unsere Freiheitsrechte nicht beeinträchtigen, 
meine Damen und Herren, sondern ich bin der Mei- 
nung, daß sie unsere Freiheitsrechte schützen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist doch gar keine Frage, daß diejenigen, die hier 
gegen diese Paragraphen sind, es darauf angelegt 
haben, Redefreiheit, Meinungsfreiheit und künstle- 
rische Freiheit zu beeinträchtigen. Dem müssen wir 
Vorbeugen. Deswegen bitte ich ganz besonders dieje- 
nigen in der SPD, die dem Gesetzentwurf nur mit 
Zähneknirschen — man hat es im Ausschuß ja fast 
hören können — zugestimmt haben, sich hier doch 
noch einmal zu prüfen. Bei Ihnen, Herr Emmerlich, 
passe ich ganz besonders auf: Stimmen Sie doch so 
wie in der letzten Legislaturperiode, nämlich nach 
Ihrem Gewissen, 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Er muß 
so stimmen, wie er denkt!) 

und stimmen Sie gegen die Streichung dieser Para- 
graphen. Ich würde mich dafür sehr herzlich bedan- 
ken. — Bei Ihnen bedanke ich mich fürs Zuhören. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen; Das Wort hat der Abgeordnete 
Gnädinger. 

Gnädinger (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Bei der Beschlußemp- 
fehlung des Rechtsausschusses, die heute zur De- 
batte und Abstimmung steht, geht es um die Strei- 
chung von zwei Bestimmungen aus dem Strafge- 
setzbuch: um den § 88 a, der die Überschrift „Verfas- 
sungsfeindliche Befürwortung von Straftaten“, und 
den § 130 a, der die Überschrift „Anleitung zu Straf- 
taten“ trägt. Es geht hier also nicht, Herr Dr. Götz, 
um die Frage der Beleidigung. 

Diese beiden Bestimmungen sind im Rahmen der 
Antiterrorgesetze der vergangenen Jahre, zusam- 
men mit einer Vielzahl anderer Bestimmungen, in 
das Strafgesetzbuch eingeführt worden. Diese Be- 
stimmungen reichen von der Schaffung des Tatbe- 
standes der terroristischen Vereinigung bis hin zur 
Schaffung neuer prozessualer Vorschriften. Wäh- 
rend man von fast allen diesen neuen Bestimmun- 
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(A) gen sagen kann, daß sie sich bewährt haben, kann 
man das von den §§ 88 a und 130 a nicht sagen. 

Das gemeinsame Anliegen aller Fraktionen und 
■ unsere gemeinsame Einsicht, daß Gewalt und Ter- 
ror auch durch neue Straftatbestände zu bekämpfen 
sind, werden von der heutigen Gesetzesberatung 
nicht berührt. 

(Erhard [Bad Schwalbach) [CDU/CSU]: 
Ach!) 

Es geht nämlich ausschließlich um die Frage der 
Wirksamkeit einzelner Straftatbestände, es geht um 
den Nutzen und den Schaden, den einzelne Straftat- 
bestände stiften. Nur das, was sich in der Praxis be- 
währt hat, darf Bestand haben. Es geht um die Aus- 
wertung der bisherigen Erfahrungen. Insofern ist es 
unangebracht, dem Kollegen Dr. Emmerlich zu ver- 
wehren, Erfahrungen zu verwerten, und die Debatte 
mit Zitaten von gestern und von vorgestern zu füh- 
ren. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 

Was ist denn im Jahre 1980 neu entstanden? 

— Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Herr 
Kollege Gnädinger, darüber muß der selber 
lachen! — W^’eitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

— Er freut sich über Ihre Anwesenheit und Ihre Be- 
merkungen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Vorstellung der CDU/CSU, alles nur Denkbare 
müsse in jedem Fall mit möglichst hoher Strafdro- 
hung verfolgt werden, 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSUj; Wer sagt 
das denn? Einen solchen Blödsinn verlangt 
doch keiner!) 

ist zu einfach, um den sich wandelnden und schwie- 
rigen Bedingungen einer Industriegesellschaft ge- 
recht zu werden. 

In diesem Zusammenhang darf ich darauf hinwei- 
sen, daß auch die Bundesregierung — sie hat diesen 
Gesetzentwurf ja nicht eingebracht, sondern die 
Koalitionsfraktionen haben das getan — die beiden 
Vorschriften für eine wirksame Bekämpfung der 
Gewaltkriminalität für überflüssig hält. Und in der 
Tat: Der Nutzen einer Vorschrift wie der des § 88 a 
ist gering, wenn von 111 eingeleiteten Strafverfah- 
ren nur eines zum Erfolg führt Der staatliche An- 
spruch, zu mißbilligendes Verhalten nach bestimm- 
ten Vorschriften auch zu bestrafen, gerät daher in 
ein schiefes Licht. 

Dies, meine Damen und Herren, darf nicht mit der 
Notwendigkeit von Strafnormen verwechselt wer- 
den, die nur deshalb nicht angewandt werden, weil 
niemand in den Verdacht gerät, dagegen verstoßen 
zu haben, das muß man im Hinblick auf Ihre Argu- 
mentation hinsichtlich des Völkermordes einmal sa- 
gen. 

Herr Dr. Götz hat zur Sicherheitslage einige Be- 
merkungen gemacht. Ich betone in diesem Zusam- 
menhang, daß die Aufhebung der beiden in Frage 
stehenden Vorschriften die strafrechtliche Bekämp- 
fung von Gewaltkriminaiität nicht behindern wird. 


weil dafür zahlreiche andere Vorschriften bestehen. (C) 
Sie sind so zahlreich, daß sie im Rahmen dieses Bei- 
trags nicht umfassend aufgezählt werden können. 
Erinnert sei an die Strafbestimmungen der Störung 
des öffentlichen Friedens, der Verherrlichung von 
Gewalt, die Öffentliche Aufforderung zu Straftaten, 
den Landfriedensbruch und die Bestimmungen über 
das Waffengesetz. Abwägend müssen demgegen- 
über die Schäden gesehen werden, die durch diese 
beiden Vorschriften aufgetreten sind. 

Präsident Stücklen: Gestatten Sie eine Zwischen- 
frage des Herrn Abgeordneten Dr. Götz? 

Gnädinger (SPD): Gern. 

Dr. Götz (CDU/CSU); Herr Kollege Gnädinger, 
sind Sie bereit, zuzugeben, daß in den Beratungen 
des Rechtsausschusses auf Frage eines Kollegen 
aus Ihrer Fraktion vom Vertreter des Bundesjustiz- 
ministeriums klar geäußert wurde, daß die von Ih- 
nen nun zitierten Paragraphen keinesfalls ausrei- 
chend seien, um den von § 130 a erfaßten Tatbestand 
abzudecken? 

Gnädinger (SPD): Herr Dr. Götz, ich bin nur bereit, 
zuzugeben, daß es darüber unterschiedliche Auffas- 
sungen gibt. 

(Heiterkeit bei der SPD und der FDP) 

Ich sage noch einmal: Wir sind der Meinung, daß ein 
nicht abgedecktes Verhalten, das strafwürdig ist, 
nicht festgestellt werden kann. 

(Abg. Dr. Götz [CDU/CSU] meldet sich zu ei- 
ner Zwischenfrage) 

— Herr Präsident, eine zweite Zusatzfrage kann ich 
wegen der beschränkten Zeit nicht zulassen. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Sie 

sollten nicht wider bessere Erkenntnis ar- 
gumentieren!) 

Ich wollte eigentlich sagen: Wir sind der Meinung, 
daß diese Gesetzgebung letztlich zu einer Beein- 
trächtigung der Meinungsfreiheit geführt hat und 
daß es besonders ärgerlich war, die auf §88a ge- 
stützten Durchsuchungen von Buchläden zu sehen. 
Andererseits haben die Ermittlungsverfahren mit 
ihren Vernehmungen, Vorführungen, Durchsuchun- 
gen und Beschlagnahmen die in Verdacht geratenen 
Bürger erheblich belastet und auch bei Nichtbetrof- 
fenen eine große Unsicherheit vor allem im Bereich 
der Kunst, der Presse und der Wissenschaft hervor- 
gerufen. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Stimmt 
doch nicht!) 

Aus all dem ziehen wir nach Prüfung der tatsächli- 
chen Entwicklung den Schluß, daß diese beiden Be- 
stimmungen sich als uneffektiv und in ihrer krimi- 
nalpolitischen Auswirkung verfehlt erwiesen haben. 
Unter rechtsstaatlichen Gesichtspunkten hat sich 
für uns Sozialdemokraten die Notwendigkeit erge- 
ben, Vorschriften aufzuheben, die mehr Schaden als 
Nutzen bringen. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 

Keine Erkenntnis!) 
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(A) Die letzte Bemerkung, auch weil Herr Kollege Dr. 
Götz von dem Gespräch hier berichtet hat. Der Herr 
Kollege Bergerowski hat in der ersten Lesung dar- 
auf hingewiesen, daß derartige Gesetze den Dialog 
mit weiten Teilen der jungen Generation behindern. 
Ob es sich hier um große Teile der jungen Genera- 
tion handelt, mag bezweifelt werden. Richtiger ist 
wohl, daß es sich um eine Minderheit handelt, die al- 
lerdings zur Mehrheit werden könnte und die mit 
der von uns hart erarbeiteten und mühsam gestalte- 
ten Ordnung der Bundesrepublik Deutschland 
nichts anfangen kann. Ihr soll gezeigt werden, daß 
auch wir nicht bereit sind, an Fragwürdigem festzu- 
halten, und daß wir in der Lage sind, notwendige 
Korrekturen vorzunehmen. Dies stärkt unseren An- 
spruch, eine gerechte Würdigung der politischen 
Verhältnisse in unserem Land bei dem kritischen 
Teil der jungen Generation anzumahnen. 

Der heutige Gesetzesbeschluß wird zu mehr 
Rechtssicherheit in unserem Land beitragen. Des- 
halb werden die Sozialdemokraten ihm zustim- 
men. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Erhard 

[Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Ja, ja, Anlei- 
tung zu schwersten Straftaten!) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge- 
ordnete Bergerowski. 

Bergerowski (FDP); Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir werden diesem Gesetzentwurf zu- 
stimmen. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Das 
ist doch klar!) 

Wir sind der Meinung, daß die Erwartungen, die man 
in diese Strafnormen, um die es heute geht, gesetzt 
hat, sich nicht erfüllt haben 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Von 
euch kam doch die Unruhe!) 

und daß sie keinen Beitrag zu einer Terroristenbe- 
kämpfung über das hinaus haben leisten können, 
was sonst im Strafrecht vorhanden ist. Das ist es, 
was jedenfalls zuletzt die Bundesregierung berich- 
tet hat: Für die Strafverfolgung hätten sich diese 
neuen Vorschriften nicht nennenswert ausgewirkt; 
sie hätten für die Bekämpfung der Gewaltkriminali- 
tät keine Bedeutung erlangt. 

Ich sage dazu: Nach unserer Auffassung hat sich 
gezeigt, daß in der Praxis — ich sage ausdrücklich: 
in der Praxis — die vom Gesetzgeber angenommene 
strafrechtliche Lücke, die ja der Grund für die ge- 
setzliche Regelung war, offensichtlich so nicht be- 
steht. Herr Gnädinger hat die Zahlen erwähnt, die 
man hier einfach nennen muß: Von 111 Ermittlungs- 
verfahren nach § 88 a StGB sind 90% zusammen mit 
anderen Straftaten in die Verfolgung gegangen; nur 
in 10% dieser Verfahren kam es zur Anklage, und 
nur in ganz wenigen zu einer Verurteilung. Nicht an- 
ders sieht es bei § 130 StGB aus. Er hat für die Praxis 
keine Rolle gespielt, und er wird nach dem, was wir 
bis jetzt wissen, für die Praxis keine Rolle spielen. 
Auch hier hat sich gezeigt, daß in diesen Fällen re- 
gelmäßig eine Verurteilung nach Gesetzesvorschrif- 


ten aus dem Waffen- und Sprengstoff recht möglich (C) 
gewesen wäre. 

Ich muß noch einmal mit aller Deutlichkeit sagen 
— das hat Herr Gnädinger schon angeschnitten — : 
Wenn es heute darum geht, diese beiden Paragra- 
phen abzuschaffen, darf nicht ein Zustand entste- 
hen, in dem wesentliche Taten nicht verfolgt werden 
können. Eine Vielzahl anderer Strafvorschriften 
deckt wesentliche Teile des Anwendungsbereiches 
ab. Das ist auch die Antwort auf das, was Herr Götz 
vorhin gesagt hat. Herr Gnädinger und Herr Linde 
haben ja im Detail dargestellt — Herr Linde in der 
letzten Sitzung, Herr Gnädinger heute — , wie das 
zusammenhängt. 

Ich will nur ein Beispiel herausnehmen. Die An- 
leitung zur Herstellung von Molotow- Cocktails — 

ein Schulbeispiel für § 130 a — ist durch das Waffen- 
recht bereits unter Strafe gestellt. § 1 1 1 StGB betrifft 
die öffentliche Aufforderung zu Straftaten. Er hat in 
diesem Zusammenhang eine wichtige Aufgabe zu 
erfüllen. Die technische Beschreibung zur Herstel- 
lung von Sprengstoffen ohne die nachgewiesene Ab- 
sicht, seine Verwendung zur Begehung schwerer 
Straftaten zu fördern, ist aber bereits heute straflos. 

Da hat Herr Kollege Schöfberger im Ausschuß deut- 
lich gemacht, wie man bei einem bestimmten Amt 
an die Unterlagen zur Herstellung einschlägiger 
Waffen herankommt. 

§ 130 a hat also weder den Sinn, eine Verbreitung 
des für die Begehung von Anschlägen erforderlichen 
Know-how zu verhindern — denn die ist und bleibt 
straflos — , noch ist diese Vorschrift erforderlich, um (D) 
diejenigen zu bestrafen, die mit entsprechenden An- 
leitungen zur Begehung von Straftaten auffordern. 

Dies ist und bleibt im Rahmen von § 111 oder unter 
anderen Voraussetzungen strafbar. 

Der originäre Anwendungsbereich des § 130 a sind 
damit lediglich Fälle, in denen dem Anleitenden 
nicht nachgewiesen werden kann, daß er mit seiner 
Anleitung dazu auffordert, sie in die Praxis umzuset- 
zen, in denen ihm aber noch nachgewiesen werden 
kann, daß er die Bereitschaft anderer fördern will, 
solche Taten zu begehen. 

Da stellt sich heraus, daß eben der Unterschied 
darin besteht, daß der Täter nicht unverhüllt zur Be- 
gehung von strafbaren Taten auffordert, aber auf in- 
direkte Weise Motive zur Nachahmung erweckt. Da 
zeigt sich das Problem der Beweisführung. Ich mei- 
ne, das ist eine Frage, über die sich Rechtsdogmati- 
ker Gedanken machen können. Aber die Praxis hat 
gezeigt, daß die Vorschrift in der Anwendung keinen 
Sinn gibt. Gerade in der Praxis sind deshalb schon 
beträchtliche Schwierigkeiten bei der Beweisfüh- 
rung aufgetreten. 

Uns scheint es heute auch rechtspolitisch verfehlt, 
die Strafbarkeit über den Bereich des Aufforderns 
hinaus auszudehnen. Denn soweit sich eine Straf- 
vorschrift von der eigentlichen Rechtsgutverletzung 
entfernt, wird sie schwammig, wird sie umständlich. 

Sie wird unverständlich für den Bürger. Es passiert, 
daß dann Verfahren in Gang gesetzt werden, die am 
Ende nicht zu einer Anklage und nicht zu einer Ver- 
urteilung führen. 
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Bergerowski 

(A) Immer wieder wird gesagt, daß die Aufhebung der 
beiden §§ 88 a und 130 a deshalb sinnlos sei, weil es 
eine präventive Wirkung dieser Vorschrift gebe. 
Nun ist sehr schwer zu sagen, welche präventive 
Wirkung von einer Strafvorschrift ausgeht. Wenn 
man aber den Täterkreis im Auge hat, dessentwegen 
diese Strafvorschrift eingeführt wurde, dann stimmt 
das, was ein Vertreter des Ministeriums im Aus- 
schuß gesagt hat: daß in der Regel die Täter des 
§ 130 a auf Grund ihrer besonderen kriminellen 
Energie weitere und schwerere Straftatbestände 
verwirklichen. Das können wir auch wieder aus den 
Unterlagen, die wir vom Ministerium haben, darstel- 
len. Wir haben es bei diesem Täterkreis eben mit 
Überzeugungstätern zu tun, die sich von der Exi- 
stenz von Strafvorschriften in ihrem Verhalten 
überhaupt nicht wesentlich beeinflussen lassen. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Ha- 
ben Sie schon einmal etwas vom „Schreib- 
tischtäter“ gehört?) 

— Das sind aber jedenfalls nicht die Fälle, die uns 
hier beschäftigt haben. Da gibt es diesen Bereich 
wirklich nicht. Lesen Sie mal die Schriften nach, 
über die wir uns unterhalten haben, die beiden 
Schriften „Der böse Wolf“ oder die „Stadtguerilla“ 
mit der Cocktail-Herstellung! Überall finden Sie die 
Ansätze, die weit darüber hinausgehen, nur zu be- 
schreiben, wie die Herstellung einer Waffe technisch 
möglich ist. Dort sind die Intentionen sichtbar, die 
ein solcher Täter eben haben will und auch haben 
muß. Er ist ja nicht einer, der die Welt mit Schriften 
beglückt, sondern einer, der natürlich mehr tut: Er 
(ß) will Entwicklungen anregen. Das ist die Wirklichkeit 
im Bereich der Terrorismusdiskussion. 

Präsident Stücklen: Gestatten Sie eine Zwischen- 
frage des Abgeordneten Erhard? 

Bergerowski (FDP): Ja, bitte. 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU): Herr Kolle- 
ge, könnten Sie uns bestätigen, daß der Autor der so- 
eben von Ihnen genannten Schrift bis heute unbe- 
kannt ist, 

(Bergerowski [FDP]: Dies ist der Fall!) 

daß aber das Verbreiten und das Einführen solcher 
Schriften aus dem Ausland usw. unter Strafe gestellt 
und damit verboten war? Dann konnte man es auch 
beschlagnahmen. Sind Sie der Meinung, daß man so 
etwas künftig verbreiten darf, ohne den Autor zu 
nennen? 

Bergerowski, (FDP): Ich bin der Meinung — ich 
glaube, darüber sind wir uns auch im Ausschuß einig 
gewesen — , daß hier einschlägige Vorschriften des 
Waffen- und Sprengstoffrechts zur Verfügung ste- 
hen. Das hat das Ministerium bestätigt. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Das 
stimmt doch nicht! Die Lücke wurde bestä- 
tigt! — Weiterer Zuruf des Abg. Erhard [Bad 
Schwalbach] [CDU/CSU]) 

Ich meine, wenn Sie die Einleitung zu dieser Schrift 
lesen, dann müssen Sie zu der Überzeugung kom- 


men, daß hier mehr ist als nur das ganz verdeckte (C) 
Motivieren zur Nachahmung. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Wo 
bleibt hier die Wahrheitsliebe, Herr Kolle- 
ge? — Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/ 

CSU]: Ist dann auch der Verkäufer künftig 
ein so großer Terrorist?) 

— Entschuldigen Sie, ich bin gerne bereit, das zu 
korrigieren. Ich meine aber, daß das Ministerium 
unter Hinweis auf das Waffen- und Sprengstoff recht 
die Erwägung angestellt hat, daß hier eine Strafbar- 
keit — 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Das 
wurde im Ausschuß ausdrücklich ver- 
neint!) 

— Nein, ich kann es leider nicht nachweisen. Ich bin 
gerne bereit, mich dafür zu entschuldigen, wenn ich 
hier einen Vorgang falsch aufgenommen habe. 

Präsident Stückien: Gestatten Sie noch eine Zwi- 
schenfrage des Herrn Abgeordneten Stark? 

Bergerowski (FDP): Ich kann diese Zwischenfrage 
leider nicht mehr zulassen, weil ich zum Schluß 
kommen möchte. Ich will nur noch eine Erwägung 
anstellen. 

Letztlich gaben die beträchtlichen Schwierigkei- 
ten in der Praxis den Ausschlag dafür, daß wir für 
die Abschaffung dieser Vorschrift eintreten. Ich 
habe vorhin auf die Beweisschwierigkeiten hinge- 
wiesen, ich will aber noch einen Gesichtspunkt her- 
ausarbeiten. 

Es hat eine unverhältnismäßig große Anzahl von 
Ermittlungsverfahren gegeben, die mit Einstellun- 
gen geendet haben. Aber weil im Rahmen dieser Er- 
mittlungsverfahren auch zahlreiche Durchsuchun- 
gen — um nur ein Beispiel zu nennen — bei Buch- 
handlungen angeordnet worden sind, haben sie bei 
den Betroffenen, die oft nicht im geringsten der Ter- 
rorismusszene zuzurechnen waren, zu beträchtli- 
cher Unruhe geführt. Vorhin war von den Journali- 
sten, den Schriftstellern, den Verlegern und den 
Buchhändlern die Rede; ich glaube, daß es hier in 
der Tat zu einer Reihe von Mißgriffen kam, die ins- 
besondere bei der Anwendung des § 88 a StGB zu be- 
obachten waren. Aber nicht nur diese Betroffenen 
waren irritiert, sondern es wurde auch ein Teil der 
jungen Generation, der mit Gewalttaten überhaupt 
nichts im Sinne hatte, gegen diesen Staat solidari- 
siert. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Die FDP hat es mit Sorge verfolgt, daß sich durch 
eine überzogene und von den praktischen Bedürf- 
nissen kaum zu rechtfertigende Ausdehnung straf- 
rechtlicher oder strafverfahrensrechtlicher Ein- 
griffe eine Verschlechterung des geistigen Klimas 
ergeben hat. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Das Vertrauen vieler Bürger in den Rechtsstaat 
wurde erschüttert. Es hat sich eine Vorstellung aus- 
gebreitet, Organe dieses Staates wollten die freie 
Meinungsäußerung behindern und der kritischen 
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(A) Auseinandersetzung entgegentreten. Auch wenn 
diese Besorgnis unbegründet ist: Das Phänomen 
muß uns beschäftigen, und es muß uns, wie ich mei- 
ne, beunruhigen. Gerade in einer Zeit, in der das Ge- 
spräch mit Teilen unserer Jugend immer schwieri- 
ger wird, sollten wir, wenn das irgendwie vertretbar 
ist, Barrieren, die diesem Gespräch entgegenstehen 
könnten, abbauen. So sehe auch ich — anders, als 
Sie es vorhin aufgegriffen haben, Herr Götz — die- 
ses Thema. 

Wenn es strafrechtlich diese geringe Relevanz hat, 
von der ich ausgehe und von der wir nach den Dar- 
stellungen im Ausschuß ausgehen müssen, dann 
gibt es eine Erwägung, ob nicht durch die Abschaf- 
fung der Vorschrift klimatisch in diesem Lande et- 
was verbessert werden kann. 

(Beifall bei der FDP) 

Da können Sie nicht klagen, wir sprächen ja nicht 
mehr. Wir sprechen nicht mit den Kriminellen, son- 
dern wir haben es hier auch mit dem Umfeld zu tun; 
wir müssen das Gespräch — das sehen Sie an den 
Beispielen in Berlin — auch mit jenen führen, die 
nicht kriminell geworden sind, 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

weil es Sympathien gibt, weil damit Fronten aufge- 
baut werden und schließlich, weil wir vor dem Pro- 
blem stehen, nicht im Gespräch mit der Jugend zu 
sein. Dieses Gespräch brauchen wir. Ich glaube, das 
ist eine Aufgabe, der wir uns — das zeigen auch Vor- 
kommnisse in diesem Staat in den letzten Wochen 
und Monaten — immer mehr werden stellen müs- 
sen. In diesem Sinne haben wir abgewogen, 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 

Nichts haben Sie abgewogen!) 

und in diesem Sinne sind wir dann zu dem Ergebnis 
gekommen, daß der Nutzen einer Aufhebung dieser 
Vorschrift größer ist als die schädlichen Folgen, die 
von dieser Vorschrift für das kulturelle, geistige und 
gesellschaftliche Leben in diesem Staat ausgehen. 
Deshalb sind wir für die Aufhebung dieser Vor- 
schrift 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Bundes- 
minister der Justiz. 

Dr. Schmude, Bundesminister der Justiz: Herr Prä- 
sident! Meine Damen und Herren! Der vorliegende 
Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen sieht die 
Aufhebung zweier Strafvorschriften vor, die, einem 
Vorschlag der Innenministerkonferenz folgend, 
durch das 14. Strafrechtsänderungsgesetz im Früh- 
jahr 1976 in das Strafgesetzbuch eingefügt worden 
ist, Strafvorschriften ist im allgemeinen eine län- 
gere Lebensdauer beschieden. Andererseits — und 
der damalige Bundesjustizminister hat darauf im 
Januar 1976 während der Beratung des 14. Straf- 
rechtsänderungsgesetzes hingewiesen — kann eine 
Rechtsordnung nichts Starres, nichts Unabänderli- 
ches sein, sondern bedarf der steten Überprüfung. 

Diese Überprüfung hat im Fall der §§88a und 
130 a des Strafgesetzbuches ergeben, daß die Vor- 


schriften ihr rechtspolitisches Ziel, die Bekämpfung (C) 
des Terrorismus bereits im Vorfeld der eigentlichen 
terroristischen Kriminalität zu verbessern, in der 
Praxis nicht erreicht haben. 

(Zuruf des Abg. Erhard [Bad Schwalbach] 
[CDU/CSU]) 

Zunächst zu § 88 a des Strafgesetzbuchs. Bekannt- 
lich ist bisher nur eine rechtskräftige Verurteilung 
nach § 88 a Strafgesetzbuch erfolgt. In weniger als 
10% aller einschlägigen Ermittlungsverfahren 
stützte sich der Verdacht einer strafbaren Handlung 
allein auf §88a, während über 90% der Verfahren 
auch den Verdacht anderer Straftaten zum Gegen- 
stand hatten. 

Präsident Stücklen: Herr Bundesminister, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage? — Bitte sehr. 

Graf von Waldburg-Zeil (CDU/CSU): Herr Bundes- 
minister, würden Sie einräumen, daß Strafgesetze 
auch im Rechtsbewußtsein der Bevölkerung einen 
Sinn haben, und was, glauben Sie, macht es z. B. für 
einen Eindruck auf Eitern in diesem Lande, wenn in 
Zukunft die Anleitung zu einer erfolgreichen Kin- 
de sentführung straffrei bleibt? 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Die 
Anleitung dazu!) 

Dr. Schmude, Bundesminister der Justiz: Herr Kol- 
lege Graf Waldburg-Zeil, sicherlich haben Strafge- 
setze über die Anwendung im Einzeifall hinaus eine (D) 
prägende Wirkung auf die Normvorstellungen der 
Gesellschaft Wenn wir aber eine Strafvorschrift wie 
hier vor fünf Jahren geschaffen haben, um damit ei- 
nen bestimmten Sachverhalt in den Griff zu bekom- 
men, herausgefordert durch bestimmte Vorgänge, 
und wenn wir dann nach einiger Zeit feststelien 
müssen, daß wir diesen Sachverhalt damit über- 
haupt nicht erfassen können, daß statt dessen eine 
Reihe von Mißverständnissen über die Strafvor- 
schrift und ihren Anwendungsbereich entstanden 
ist, dann ist doch wohl die Prüfung angezeigt, die wir 
vorgenommen haben, und dann liegt die Konse- 
quenz nahe, die heute hier gezogen werden soll. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Präsident Stücklen: Herr Bundesminister, gestat- 
ten Sie eine weitere Zwischenfrage? 

Dr. Schmude, Bundesminister der Justiz: Ja, 
bitte. 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Dr. Götz, 
bitte sehr. 

Dr. Götz (CDU/CSU): Herr Bundesminister, wie 
beurteilen Sie die Stellungnahme Ihres derzeitigen 
Staatssekretärs aus dem Jahre 1979, der auf eine An- 
frage der FDP geantwortet hat, die besondere Wir- 
kung des § 88 a beruhe auf seiner präventiven Wir- 
kung? 
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(A) Dr. Schmude, Bundesminister der Justiz: Ich kann 
das Zitat, das Sie mir jetzt verhalten, natürlich nicht 
im einzelnen bestätigen. 

(Dr. Götz [CDU/CSU]: Das sehe ich Ihnen 
nach!) 

Dies ändert aber nichts daran, daß wir die präven- 
tive Wirkung auf der einen Seite abwägen müssen 
gegen Turbulenzen und Mißverständnisse, die durch 
eine solche Vorschrift entstanden sind, die, wie ich 
Ihnen sagte, in der Praxis ein einziges Mal zu einer 
Verurteilung geführt hat. Die Abwägung wird heute 
hier vorgenommen. Die Konsequenz daraus soll 
heute hier gezogen werden. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Erhard [Bad 
Schwalbach] [CDü/CSU]) 

Die mit dieser Vorschrift gemachten Erfahrungen 
zeigen weiterhin, daß ihr eine nennenswerte präven- 
tive Wirkung nicht zukommt. Danach handelt es sich 
um eine Vorschrift, die im Vorfeld der Gewalt weder 
nennenswerte repressive noch eine meßbare prä- 
ventive Wirkung entfaltet hat. Sie wirkt vielmehr, 
wie ich sagte, sogar psychologisch negativ gerade 
auf engagierte Teile der jungen Generation, die 
selbst keineswegs die Anwendung von Gewalt gut- 
heißen, aber eine gefährliche Einschränkung der 
Meinungs- und Redefreiheit befürchten. 

Bei § 130 a des Strafgesetzbuchs blieb die erwar- 
tete Wirkung ebenfalls aus. Das zeigt schon der Um- 
stand, daß der Bundesregierung bei der Beantwor- 

(B) tung der Kleinen Anfrage der Koalitionsfraktionen 
vom 17. Januar 1980 keine Strafverfahren und Ver- 
urteilungen nach § 130 a bekanntgeworden waren. 
Die Straherfolgungsstatistik des Statistischen Bun- 
desamtes enthält für die Jahre 1977 und 1978 keine 
Verurteilungen. Die erst seit Ende November 1980 
vorliegende Strafverfolgungsstatistik für das Jahr 
1979 enthält zwar 4 Verurteilungen nach § 130 a; die 
Überprüfung dieser Fälle hat jedoch zu der Feststel- 
lung geführt, daß die in der Statistik für 1979 ge- 
nannten Zahlen falsch sind. 1979 erging lediglich ein 
Urteil nach dieser Strafvorschrift, und ein weiteres 
Urteil hat meines Wissens im Jahre 1980 ein Be- 
zirksjugendschöffengericht in Baden-Württemberg 
gefällt. Auch § 130 a des Strafgesetzbuchs hat dem- 
nach nicht zu einer wirksameren Bekämpfung kri- 
minellen Unrechts geführt. 

Mehrfach ist in dieser Debatte schon von Einstel- 
lungen und Freisprüchen gesprochen worden. 
Meine Damen und Herren, wenn die Anwendung ei- 
ner Vorschrift im konkreten Fall auf Zweifel trifft, 
auf Schwierigkeiten trifft und das Verfahren mit 
Einstellung oder Freispruch endet, so bitte ich Sie, 
auch die Wirkung eines solchen Ausgangs des Ver- 
fahrens zu beurteilen. Juristen wissen, daß eine sol- 
che Beendigung des Verfahrens keine staatliche Bil- 
ligung der Schrift und des Vorgangs, um den es da 
geht, enthält; der Bürger aber, der das Recht so ge- 
nau nicht kennt, versteht das meistens als ein Frei- 
geben, wenn nicht sogar als eine Billigung, als eine 
Bestätigung, daß es im Rahmen der Rechte des Bür- 
gers liegt, so etwas zu verbreiten. Diese Wirkung gilt 
es zu bedenken. 


Präsident Stücklen: Herr Bundesminister, gestat- (C) 
ten Sie eine Zwischenfrage? — Bitte, Herr Abgeord- 
neter Erhard. 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU): Herr Bun- 
desminister, würden Sie mir bestätigen, daß ein An- 
geklagter oder Beschuldigter, der z. B. im Handel tä- 
tig war, in dessen Auslagen das Buch gefunden 
wurde und der es nicht gekannt hat, wenn er in dem 
Verfahren, nachdem das Buch eingezogen worden 
war, nicht verurteilt wird, sondern aus subjektiven 
Gründen freigesprochen wird — bzw. das Verfahren 
eingestellt wird — , das Buch aber eingezogen ist, der 
Meinung ist, er hätte das Buch weiter verkaufen dür- 
fen, weil er freigesprochen wurde? 

Dr. Schmude, Bundesminister der Justiz: Das ist in 
einem sülchen Fall sicherlich nicht so, Herr Kollege 
Erhard. Diese Fälle habe ich aber auch nicht ge- 
meint. 

Die durch den Gesetzentwurf vorgesehene Aufhe- 
bung der §§ 88 a und 130 a bedeutet keineswegs, daß 
künftig alle zu mißbilligenden Formen der Propa- 
gierung von Gewalt straflos möglich würden. Das 
übrige Strafrecht garantiert nach wie vor eine fast 
lückenlose Bekämpfung des Vorfeldes der Gewalt. 

Es mißbilligt nicht nur wirklich gefährliche, Leib 
und Leben von Menschen bedrohende Aktivitäten 
radikaler Minderheiten, sondern auch die verbale 
oder schriftliche Vorbereitung und Begünstigung 
der Gewaltanwendung. Ich will das einmal kurz im 
einzelnen darlegen, damit es hier festgehalten ist. (D) 

Bei der Anstiftung bestimmter Personen zu be- 
stimmten Gewalttaten greift § 26 des Strafgesetzbu- 
ches ein. Die versuchte Anstiftung zu einem Gewalt- 
verbrechen ist nach § 30 strafbar. Die öffentliche 
Aufforderung zu Straftaten wird von § 111 des Straf- 
gesetzbuchs erfaßt. Die Aufforderung oder Anlei- 
tung zur Herstellung von Molotow-Cocktails ist nach 
§ 53 des Waffengesetzes strafbar. Wegen Landfrie- 
densbruchs wird auch derjenige bestraft, der auf 
eine Menschenmenge einwirkt, um ihre Bereit- 
schaft zu Gewalttätigkeiten zu fördern. § 126 des 
Strafgesetzbuches bedroht den mit Strafe, der in ei- 
ner Weise, die geeignet ist, den öffentlichen Frieden 
zu stören, bestimmte gemeingefährliche Straftaten 
androht Die Belohnung oder öffentliche Billigung 
zahlreicher in § 138 und in § 126 des Strafgesetz- 
buchs bezeichneter schwerer Straftaten ist nach 
§ 140 strafbar. Im weiteren Vorfeld der Gewaltan- 
wendung enthält § 131 des Strafgesetzbuchs ein all- 
gemeines Verbreitungsverbot für solche Schriften, 
die Gewalttätigkeiten gegen Menschen in grausa- 
mer oder sonst unmenschlicher Weise schildern und 
dadurch eine Verherrlichung oder Verharmlosung 
solcher Gewalttätigkeiten ausdrücken. Nach § 130 
des Strafgesetzbuches ist wegen Volksverhetzung 
mit Strafe bedroht, wer zum Haß gegen Teile der Be- 
völkerung aufstachelt oder zu Gewalt- und Willkür- 
maßnahmen gegen sie auffordert. Ergänzend fallen 
jugendgefährdende Schriften, die zu Gewalttätigkei- 
ten anreizen, unter die Beschränkungen des Geset- 
zes über die Verbreitung jugendgefährdender 
Schriften. 
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(A) Aus diesen Feststellungen nach gewissenhafter 
Abwägung aller rechtsstaatlichen Argumente die 
gesetzgeberische Konsequenz zu ziehen, bedeutet 
kein Zurückweichen vor dem Terrorismus, keinen 
Abbau des notwendigen strafrechtlichen Schutzes. 
Vielmehr beweist sich darin eine Fähigkeit, die Fä- 
higkeit nämlich, aus praktischen Erfahrungen zu 
lernen und sie zu verarbeiten. 

(Zustimmung des Abg. Kleinert [FDP]) 

Nun, Herr Kollege Götz, gestatten Sie mir doch 
noch ein Wort zu Ihren Eingangsbemerkungen. 
Auch ich habe die gestrige Fernsehsendung gese- 
hen, auch ich habe an vielen Stellen Anstoß genom- 
men. Aber wenn Sie auf der einen Seite die Geduld 
der Generalsekretäre und ihre Gesprächsbereit- 
schaft loben, so muß das doch wohl heißen, daß wir 
uns alle ein Beispiel daran nehmen müssen und 
trotz der Ärgernisse, die uns entgegengesetzt wer- 
den, mit gleicher Geduld und Gesprächsbereitschaft 
diesen jungen Menschen, wo immer wir können, ent- 
gegenzutreten haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das könnten wir an anderer Stelle ausführlich dis- 
kutieren. Wenn Sie es aber heute hier in die Debatte 
darüber einführen, ob Strafvorschriften bestehen- 
bleiben oder aufgehoben werden sollen, dann heißt 
das, heute morgen hier im Bundestag eine straf- 
rechtliche Antwort auf das anzustreben, was gestern 
abend im Fernsehen in einer zum Teil ärgerlichen 
Diskussion gelaufen ist. Und ich sage Ihnen: Das ist 
genau die falsche Antwort. 

(B) 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 


Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge- 
ordnete Dr. Stark. 


Dr. Stark (Nürtingen) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hier wird 
der Versuch gemacht, zwei Strafvorschriften, die 
kaum fünf Jahre bestehen und die damals mit allen 
Stimmen dieses Parlaments nach zweijähriger Be- 
ratung verabschiedet wurden, wieder abzuschaffen 
— und das mit einer falschen Begründung, Das muß 
ganz deutlich gesagt werden, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Worum geht es? Im Jahre 1976 wurden hier ein- 
stimmig zwei Strafvorschriften, § 88 a und § 130 a 
StGB, geschaffen, die überhaupt nichts mit Diskus- 
sionen mit Jugendlichen — was hier gesagt wird — 
zu tun haben. Ich wundere mich, mit welch verne- 
belnder Argumentation hier versucht wird, etwas zu 
decken, was von den Kollegen der SPD in der Sache 
gar nicht mitgetragen wird. Es wird doch nur des- 
halb mitgetragen, weil irgendeiner in der linken 
Ecke der FDP verlangt hat, § 130 a müsse wieder ab- 
geschafft werden, da irgendwo in der linkesten Ecke 
des Untergrundes — bei einigen linken Verlagen — 
Unruhe darüber herrscht, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD: Unverschämtheit!) 


weil sie, wenn § 130 a nicht wegfällt, nicht mehr be- (C) 
schreiben können, wie man z. B. dieses Parlament 
schachmatt setzen könnte. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU) 

Bei Wegfall dieser Vorschriften könnte in Zukunft 
straflos geschrieben werden: man muß dort und dort 
die Bombe legen; die Abgeordneten, die mit dem 
Flugzeug kommen, muß man dort und dort abholen. 
Werden die beiden Paragraphen aufgehoben, kann 
das alles verbreitet werden; es kann sogar an den 
Schulen als Anleitung verteilt werden. Darum geht 
es doch, meine Damen und Herren, und nicht um 
Diskussion mit der jungen Generation. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sehr verehrter Herr Minister, Sie waren ja ge- 
stern bei uns im Rechtsausschuß, und wir hatten ein 
gutes Gespäch mit Ihnen. Da haben Sie volle Konti- 
nuität mit Ihrem Vorgänger, dem jetzt noch amtie- 
renden Regierenden Bürgermeister von Berlin, be- 
kundet. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Noch amtierend! 

— Lachen bei der SPD) 

Herr Vogel, Ihr Vorgänger, hat im Jahre 1976 zur Be- 
gründung der Notwendigkeit dieser Vorschriften, 
die Sie jetzt abschaffen wollen, gesagt: 

Zum zweiten geht es um die Eindämmung der 
Gewalt, und zwar auch der verbalen Vorberei- 
tung und Begünstigung der Gewaltanwendung 
in der politischen Auseinandersetzung. Die Ge- 
waltlosigkeit im politischen Kampf ist ein we- (D) 
sentliches Element des demokratischen und 
freiheitlichen Rechtsstaats. Wer auch nur ver- 
bal an dieser Grundübereinkunft unserer Ge- 
meinschaft rüttelt, stellt einen der größten Fort- 
schritte unserer politischen Kultur in Frage und 
will uns auf das Niveau des politischen Faust- 
rechts zurückwerfen. 

So sagte Bundesminister Vogel zur Begründung des 
§ 130 a, den Sie jetzt wieder abschaffen wollen. Ihr 
Vorgänger hat dazu damals eine Drucksache vorge- 
legt, in der auf sieben Seiten sehr sachlich begründet 
wird, warum diese Vorschriften notwendig sind. Da 
wird ganz klar gesagt, daß alle Vorschriften, die Sie 
erwähnt haben, nicht ausreichten und daß die ande- 
ren Straftatbestände einen straffreien Raum ließen, 
der sich empfindlich bemerkbar mache. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Ferner wurde in der damaligen Begründung gesagt, 
daß auch die Wirkung von Druckschriften, die mit 
präzisen Anleitungen für Gewalt- und Terrorakte 
den Boden für solche Taten bereiten könnten, nicht 
unterschätzt werden dürfe. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Heute wird gesagt: das muß wieder weg. 


Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage der Frau Abgeordneten Mat- 
thäus-Maier? 
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(A) Dr. Stark (Nürtingen) (CDU/CSU): Nein, im Augen- 
blick nicht 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Das ist aber un- 
fair!) 

Heute also wird gesagt: das muß wieder weg!, und 
das kaum fünf Jahre nach der Verabschiedung des 
Gesetzes. Ich frage mich, was die deutsche Öffent- 
lichkeit über einen Gesetzgeber, eine Regierung und 
Parteien denken soll, die die Gesetzgebung so ma- 
chen, wie Sie das im Augenblick tun. Vor fünf J ahren 
wurden Straftatbestände mit richtiger Begründung 
einvernehmlich geschaffen. Der tiefere Grund für 
die neuerliche Änderung liegt bei irgend jemandem 
in der FDP. Ich muß die SPD hier einmal ausnahms- 
weise in Schutz nehmen. 

(Lachen bei der SPD) 

Ich kenne die Kollegen, und sie wissen ganz genau, 
daß sie hier einen Blödsinn mitmachen müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber man hat im Rahmen der Koalitionsvereinba- 
rungen — dem Herrn Baum zuliebe, da man pro- 
gressiv sein will — beschlossen, daß man es mitma- 
chen muß. Es tut mir furchtbar leid, daß Rechtspoli- 
tiker mit diesen Begründungen so etwas mitmachen. 
Sie werden von uns für dieses Unternehmen, das so- 
wohl von der Sache als auch vom Verfahren her zu 
geißeln ist, keine Stimme bekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge- 
ordnete Gnädinger. 

Gnädinger (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Ich muß dem Abgeord- 
neten und Kollegen Stark, mit dem ich nun seit meh- 
reren Legislaturperioden gemeinsam in diesem Par- 
lament sitze, heute morgen sagen, daß seine Argu- 
mentation in diesem Hause skandalös war. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 

Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Weil sie die 
Wahrheit getroffen hat!) 

Ich gebe gern zu, daß man zu diesen Fragen unter- 
schiedliche Auffassungen haben kann, und ich gebe 
auch gern zu, daß man die Erfahrungen, die wir mit 
diesen Vorschriften gemacht haben, unterschiedlich 
werten kann. Aber, Herr Kollege Stark, es geht nicht 
an, denjenigen, die zu anderen Ergebnissen kom- 
men, Motive zu unterstellen, die so nicht hingenom- 
men werden können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Uns geht es nicht darum, irgendwelchen obskuren 
Verlagen gefällig zu sein, sondern uns geht es dar- 
um, aus der Kriminalstatistik die richtigen Schlüsse 
zu ziehen und zu schauen, welchen Nutzen diese 
Vorschriften gebracht haben, nämlich fast keinen, 
und welchen Schaden sie angerichtet haben, näm- 
lich einen großen. Dies muß gegeneinander abgewo- 
gen werden, und es muß erlaubt sein, solche Abwä- 
gungen vorzunehmen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 


Ich meine, deshalb müssen wir das vorliegende Ge- (C) 
setz beschließen. Ihre Ausführungen waren keine 
Argumentation, sondern eine Vergiftung der Dis- 
kussion, und das wollen wir hier nicht haben. Danke 
schön. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge- 
ordnete Kleinert. 

Kleinert (FDP): Meine sehr verehrten Damen! 
Meine Herren! Es ist offenbar eine sehr konserva- 
tive Eigenart, lieber Herr Stark, daß man sagt: Was 
wir vor fünf Jahren beschlossen haben, können wir 
im Interesse der Bevölkerung, des Ansehens der 
Bundesregierung und des Parlaments nach fünf 
Jahren nicht ändern. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Doch, 
wenn es richtig ist!) 

Wo kämen wir denn dann hin? Ich habe soeben 
schon einmal versucht. Sie darauf hinzuweisen, daß 
Sie für eine Partei, die irgendwann wieder verant- 
wortlich tätig werden will, ungewöhnlich unbeweg- 
lich sind. Jetzt kommen Sie schon wieder mit so ei- 
nem Beispiel. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
SPD) 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Kleinert, 
ich muß Sie aus zwei Gründen unterbrechen. 

Ich möchte die Tribünenbesucher bitten, von jeder 
Beifalls- oder Mißfallenskundgebung abzusehen. — (D) 

Ist erkannt! 

Herr Abgeordneter Kleinert, gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Kleinert (FDP): Bitte schön. 

Dr. Klein (Göttingen) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Kleinert, wenn Sie sagen, daß das, was die Bundesre- 
gierung und wir alle mit ihr zusammen vor fünf Jah- 
ren vertreten haben, falsch gewesen ist: Welche Ge- 
währ haben wir denn dafür, daß das, was Sie heute 
im Gegensatz zu damals vertreten, richtig ist? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Kleinert (FDP): Das ist eben Ihr eigentümlich kon- 
servatives Sicherheitsstreben: daß Sie genau wissen 
wollen, was richtig ist, während wir an Hand der 
praktischen Erfahrungen prüfen, was wahrschein- 
lich richtig ist. Und die Erfahrungen der letzten fünf 
Jahre haben gezeigt, daß niemand wegen § 130 a be- 
rechtigterweise bestraft worden ist, daß aber die zu- 
ständigen Behörden in einigen Fällen unter Benut- 
zung dieser Bestimmung sehr wohl über das von uns 
gedachte Ziel hinausgeschossen sind. Das sind Be- 
obachtungen, die wir anstellen, und wir bemühen 
uns, aus solchen Beobachtungen zu lernen. 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage? 

Kleinert (FDP): Weil Sie mich noch einmal fragen, 
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(A) Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Kleinert, 
ich bitte doch, den Präsidenten, wenn er sich einzu- 
schalten wünscht, nicht zu verleiten, Ihre Stimme 
abzustellen. Das will er ja gar nicht. 

Ist eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Graf von Waldburg-Zeil erlaubt? 

Kleinert (FDP): Bitte schön. 

Graf von Waldburg-Zeil (CDU/CSU); Herr Abgeord- 
neter, meinen Sie nicht, daß man sagen könnte, 
wenn niemand mehr v/egen Geschwindigkeitsüber- 
tretungen innerhalb einer Ortschaft bestraft würde, 
wäre das Gesetz erfolgreich gewesen? 

Kleinert (FDP): Sie sind mir vorhin schon durch so 
eine Art Frage aufgefallen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
SPD) 

Wenn Sie meinen, daß unsere Presse gehindert sei, 
Nachrichten über eine Entführung zu verbreiten, 
dann verkennen Sie das Land, in dem wir leben, und 
das Maß an Pressefreiheit, das hier existiert. Das 
war Ihre Frage von vorhin. 

Sie haben überhaupt einen ganz falschen Denkan- 
satz. Deshalb führen auch Ihre Straßenverkehrsbe- 
trachtungen nicht weiter, wenn es sich um die Frage 
handelt, in welchem Maße wir ein Risiko eingehen, 
daß der Staat in seinem Einschreiten mißverstanden 
wird, ohne daß dabei irgendein Nutzen entsteht. Ge- 
nau diesen Zustand haben wir im Bereich der Be- 
stimmungen der §§ 88 a und 130 a erreicht. 

(B) (Beifall bei der FDP und der SPD) 

Deshalb sind wir zusammen mit unserem Koali- 
tionspartner nach sorgfältiger Beobachtung zu der 
Erkenntnis gekommen — es ist immer nützlich, sich 
die Tatsachen vor Augen zu halten — , daß wir das 
ändern müssen. Das werden wir jetzt tun. 

Ich bedaure zutiefst — in anderen Fragen können 
wir besser miteinander reden — , daß man über die 
wirklich grundsätzlichen Fragen der weitgehenden 
persönlichen Freiheit gegenüber dem Staat mit Ih- 
nen nur sehr erschwert und mit einigen von Ihnen 
offenbar gar nicht reden kann. Deshalb werden wir 
jetzt abstimmen müssen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
SPD) 

Präsident Stücklen: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. — Ich schließe damit die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

(Heiterkeit) 

— Aber, meine Damen und Herren, nicht deshalb, 
weil Herr Abgeordneter Kleinert das Signal dazu ge- 
geben hat, sondern weil das nach der Geschäftsord- 
nung so vorgesehen ist. 

Ich rufe die Art. 1 bis 3, Einleitung und Überschrift 
auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustim- 
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Danke. Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die Vor- 
schriften sind mit Mehrheit angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 


ein. Wird dazu das Wort gewünscht? — Das ist nicht (C) 
der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung, Wer dem Gesetz 
als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte ich, 
sich zu erheben. — Danke. Gegenprobe! — Danke. 
Enthaltungen? — Das Gesetz ist mit Mehrheit ange- 
nommen. 

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 
wurfs eines Gesetzes zum Protokoll vom 
24. Oktober 1979 zu dem Abkommen vom 
18. Dezember 1972 zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Volksrepublik Po- 
len zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen 

— Drucksache 9/15 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Finanz- 
ausschusses (7. Ausschuß) 

— Drucksache 9/134 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Schäuble 
(Erste Beratung 10. Sitzung) 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 

Das ist nicht der Fall. Wird das Wort anderweitig ge- 
wünscht? — Das ist auch nicht der Fall. 

Wir kommen daher zur Einzelberatung und 
Schlußabstimmung. Ich rufe Art. 1 bis 4, Einleitung 
und Überschrift auf. Die Abstimmung hierüber wird (d) 
mit der Schlußabstimmung verbunden. Wer dem Ge- 
setz als Ganzem seine Zustimmung zu geben 
wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Danke. 
Gegenprobe! — Wollen die Damen und Herren Kol- 
legen des Hauses, die noch stehen, eine Gegen- 
stimme oder eine Enthaltung bekunden? 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSUj: Das ist eine 
Wanderstimme!) 

— Nein. In der Schlußabstimmung ist dieses Gesetz 
einstimmig angenommen worden. 

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Unterrichtung durch den Bun- 
desbeauftragten für den Datenschutz 

Dritter Tätigkeitsbericht des Bundesbeauf- 
tragten für den Datenschutz gemäß § 19 
Abs, 2 Satz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes 
(BDSG) 

— Drucksache 9/93 — 

Cbervveisung.svorsc.hlag des Ältestensrato.s: 

Iniienaiisschuß (federführend) 

Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialnrdnung 
Ausschuß für Jugend. Familie und Gesundheit 
Ausschuß für Forschung und Technologie 

Meine Damen und Herren, interfraktionell ist für 
die Aussprache ein Beitrag bis zu 15 Minuten für 
jede Fraktion vereinbart. — Ich sehe keinen Wider- 
spruch; das Haus ist also damit einverstanden. Es 
wird so verfahren. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab- 
geordnete Dr. Laufs. 
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(A) Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Der Bundesbeauftragte für den 
Datenschutz hat am 9. Januar seinen dritten Tätig- 
keitsbericht dem Deutschen Bundestag vorgelegt 
Es ist eine bemerkenswert sachkundige, fleißige und 
umfangreiche Arbeit. Die Zahl der durch seine Kon- 
trolltätigkeit bewußt gewordenen Problemfälle ist 
eindrucksvoll. Der vorliegende Bericht ist ein wert- 
volles Hilfsmittel für die parlamentarische Kon- 
trolle der Bundesregierung. Dafür möchte ich Herrn 
Professor Bull unseren Dank sagen. 

Der Bericht enthält im Gegensatz zu seinen Vor- 
gängern ausschließlich Ergebnisse und Beobachtun- 
gen aus der Datenverarbeitung der Bundesbehör- 
den und sonstigen staatlichen Stellen. Die bisheri- 
gen Erfahrungen stützen die Vermutung, daß Daten- 
schutzprobleme in staatlichen Verwaltungen wahr- 
scheinlicher und häufiger sind als in Industrie und 
Handel. Dieser neue Bericht bestätigt dies. 

Die Bundesverwaltung betreibt rund 1 000 auto- 
matisierte Dateien, in denen Bürgerdaten gespei- 
chert sind. Bei der Kontrolle durch den Bundesbe- 
auftragten kam im Berichtsjahr 1980 eine bedrük- 
kend vielfältige Sammlung von Mißständen, Fehl- 
einschätzungen und Unzulänglichkeiten beim Da- 
tenschutz bei den Bundesbehörden zusammen. Im 
Bericht ist die Rede von unzulänglicher Pflichterfül- 
lung bei der Aufklärung der betroffenen Bürger 
über ihre Rechte, von einer zu geringen Einschät- 
zung dieser Bürgerrechte bei Systemplanungen und 
unerträglichen Zuständen bei der Informationsver- 
arbeitung im Sicherheitsbereich. 

(B) 

Der Bundesbeauftragte beklagt Verzögerungen 
und Versäumnisse bei der Beseitigung rechtlich 
nicht mehr zulässiger Praktiken und insbesondere 
die restriktive, wenig bürgerfreundliche Eingren- 
zung des Datenschutzbereichs durch die geplanten 
Verwaltungsvorschriften des Bundes. 

Es gibt Kontroversen über die Amtshilfeproble- 
matik und eine unbereinigte Auseinandersetzung 
des Bundesbeauftragten mit der Bundesregierung 
über seine eigenen Prüfungskompetenzen. Um es 
vorweg zu sagen: In den meisten Fällen rügt der 
Bundesbeauftragte die Bundesregierung zu Recht. 
Auch wenn nur wenige eindeutige Verstöße gegen 
gesetzliche Bestimmungen registriert wurden, so 
kann die gefällige Formel von einem relativ günsti- 
gen Gesamtergebnis des Berichts nicht darüber hin- 
wegtäuschen, daß bei der Umsetzung der Daten- 
schutzerkenntnisse in die Verwaltungswirklichkeit 
tiefgreifende Gegensätze zwischen der Bundesre- 
gierung und dem Bundesbeauftragten bestehen. 
Wer die Äußerungen Professor Bulls in der Presse 
und auf Fachtagungen verfolgte, hatte oft den Ein- 
druck, daß er sich immer wieder an die Öffentlich- 
keit wenden muß, weil er die Probleme im Innenver- 
hältnis nicht klären und seine Vorstellungen nicht 
durchsetzen kann. 

(Vorsitz: Vizepräsident Frau Renger) 

Es erscheint fraglich, ob sich ein besserer Daten- 
schutz mit Öffentlichen Auftritten erreichen läßt. Öf- 
fentliche Aufmerksamkeit ist nur mit holzschnittar- 
tigen Darstellungen zu erzielen, deren Wirkung 


zwangsläufig ist, daß sich die betroffenen Behörden (C) 
abzuschotten versuchen. Aus der Bemerkung des 
Bundesbeauftragten müssen wir genau dies entneh- 
men: Bei einigen Stellen wurde inzwischen die Ten- 
denz erkennbar, die Befugnisse seines Amtes einen- 
gend auszulegen und die Beantwortung seiner Fra- 
gen zu lange aufzuschieben. Gute Dienste sind dem 
Datenschutz auf diese Weise nicht zu leisten, wenn 
es an der energischen kooperativen Amtsführung 
der Bundesregierung fehlt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Die Härte der Formulierungen, die im Vergleich 
mit den Datenschutzberichten aus den Bundeslän- 
dern ohne Beispiel ist, zeigt ebenfalls das Ausmaß 
der Meinungsverschiedenheiten und Spannungen 
an. Wie auch immer, wir können uns nicht mit der re- 
signierenden Feststellung des Berichts zufriedenge- 
gen, daß Datenschutz, wenn er keinen unmittelbar 
erkennbaren Rationalisierungsvorteil verspricht, 
gegen das Argument des knappen Geldes in der 
Bundesverwaltung oft nicht durchsetzbar ist. Hier 
müssen Roß und Reiter genannt und konkrete For- 
derungen auf den Tisch gelegt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bei den Beratungen im Innenausschuß wird Gele- 
genheit dazu sein. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich einige 
Worte zur Prüfungskompetenz des Bundesbeauf- 
tragten sagen. Zunächst vermissen wir eine Äuße- 
rung zur Abgrenzung der Zuständigkeiten zwischen 
dem Bundesbeauftragten und den Landesbeauf- (D) 
tragten für den Datenschutz. Dieses Verhältnis 
scheint nicht ohne Spannungen zu sein, was in der 
Natur der Sache liegt, da sich bei den Tätigkeiten 
von Bundes- und Landesbehörden Überschneidun- 
gen ergeben. Dies wird z. B. beim Verband Deut- 
scher Rentenversicherungsträger deutlich, der mit 
45 Millionen Datensätzen die größte Sammlung per- 
sonenbezogener Daten im öffentlichen Bereich un- 
terhält. Ihm gehören vor allem die unter Landesauf- 
sicht stehenden Landesversicherungsanstalten an. 
Ungeklärt ist, ob insoweit der Bundesbeauftragte 
oder die Landesbeauftragten Prüfungskompetenz 
haben. Als umstritten hat sich auch die Kompetenz- 
verteilung bei Verbunddateien herausgestellt, die 
bei einem Bundesamt eingerichtet sind, deren Daten 
aber von Dienststellen der Länder eingespeichert, 
verändert und gelöscht werden. Wir erwarten von 
der Ständigen Konferenz der Datenschutzbeauf- 
tragten des Bundes und der Länder sachdienliche 
Lösungsvorschläge bei der Abgrenzung der Zustän- 
digkeitsbereiche. Auch der Datenschutz ist in den 
Föderalismus eingebunden, der dem Bundesbeauf- 
tragten keine Freiräume für Kontrolltätigkeiten auf 
Landesebene zuweist. 

Meine Damen und Herren, ich möchte Ihre Auf- 
merksamkeit noch auf eine andere Frage lenken. 

Die Bundesminister des Innern und der Finanzen le- 
gen die gesetzlichen Bestimmungen über die Nach- 
prüfungsbefugnisse des Bundesbeauftragten re^ 
striktiv aus und wollen seine Zuständigkeit auf Da- 
ten eingeschränkt wissen, die ausschließlich in Da- 
teien verarbeitet werden. Der Bundesbeauftragte 
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Dr. Laufs 

(A) setzt sich dagegen zur Wehr — mit vollem Recht, wie 
wir meinen. In die einschlägigen Paragraphen des 
Bundesdatenschutzgesetzes läßt sich dieser Datei- 
bezug nicht hineininterpretieren. Dem Bürger ist im 
übrigen auch nicht verständlich zu machen, daß Da- 
tenschutzkontrollen in öffentlichen Verwaltungen 
davon abhängen sollen, ob Datenverarbeitung in Da- 
teien oder auf andere Weise stattfindet. Hier zeigt 
sich wieder die Schwäche des Dateibegriffes. 

Es versteht sich, daß den zu kontrollierenden Be- 
hörden eine umfassende Prüfungskompetenz nicht 
erwünscht ist. Aber gerade das macht den Sinn der 
Kontrolle aus. Der Bundesminister des Innern hat 
den Bundesbeauftragten für den Datenschutz orga- 
nisatorisch von Anfang an nicht gewollt. Das Wäch- 
teramt des Bundesbeauftragten ist in der heutigen 
Form erst während der parlamentarischen Beratun- 
gen im Bundesdatenschutzgesetz verankert worden. 
Wir können es nicht hinnehmen, wenn die Bundes- 
regierung mit einer praxisfremden und fragwürdi- 
gen Interpretation des Gesetzes die Kontrolltätig- 
keit des Bundesbeauftragten nunmehr einschrän- 
ken will. 

Eine Ausnahme ist zu machen. Es muß sorgfältig 
geprüft werden, ob die vom Bundesbeauftragten be- 
anspruchte Zuständigkeit im G- 10- Bereich sinnvoll 
und notwendig ist. Bei den dort bestehenden kompli- 
zierten Kontrollmechanismen ist, von der Sache her 
betrachtet, eine Prüfungstätigkeit des Datenschutz- 
beauftragten nicht zu befürworten. Der Bundesbe- 
auftragte kritisiert freilich, daß ihm eine Prüfungs- 
kompetenz bei G-IO-M aßnahmen offenbar generell 
bestritten wird, obwohl er gewichtige juristische 
Gründe für dieses Recht anführen kann. 

Nachdem ihm zunächst die Prüfung im gewünsch- 
ten Umfang gestattet wurde, verwehrte ihm der 
Bundesnachrichtendienst beim zweiten Prüfungs- 
besuch den Zutritt. Eine solche Konfliktsituation ist 
unerträglich. Wir erwarten von der Bundesregie- 
rung, daß sie eindeutige und klare Arbeitsgrundla- 
gen für beide Seiten, gegebenenfalls im Rahmen der 
angekündigten Novellierung des Bundesdaten- 
schutzgesetzes, schafft. 

Bei der Zusammenarbeit in der Informationsver- 
arbeitung der Sicherheitsbehörden ist insgesamt 
große Verwirrung und Unsicherheit entstanden. Die 
aufgetretenen rechtlichen und praktischen Schwie- 
rigkeiten hat der Bundesminister des Innern zum 
großen Teil durch einseitige Stellungnahmen selbst 
verursacht. Die erneute Ankündigung der Bundesre- 
gierung, drei Jahre nach erregten öffentlichen Dis- 
kussionen und wiederholt nicht eingehaltenen Ver- 
sprechungen, die Amtshilfebeziehungen zwischen 
Bundesgrenzschutz und Diensten gesetzlich zu ver- 
tiefen, begrüßen wir ebenfalls aufs neue. Wie in der 
Zeitung jüngst zu lesen war, soll sich das Vorhaben 
des Bundesinnenministers im akuten Stadium der 
Realisierung befinden. Bis verläßliche Informatio- 
nen über seine Absichten so nach und nach in den 
Innenausschuß Vordringen, ist es natürlich schwie- 
rig, über die Vollständigkeit und Zuverlässigkeit der 
Pressemeldungen zu spekulieren. 

Die grundsätzlichen Überlegungen des Bundesbe- 
auftragten jedenfalls über den Datenschutz im Si- 


cherheitsbereich müssen als wichtiger Beitrag in die (C) 
anstehenden Beratungen einbezogen werden, auch 
wenn wir sie in ihrer Allgemeinheit nicht teilen kön- 
nen. Wenn der Bundesbeauftragte meint, daß prak- 
tisch jede Informationsverarbeitung durch Sicher- 
heitsbehörden eine Belastung des Betroffenen und 
damit einen Eingriff in eine grundrechtlich ge- 
schützte Position darstelle, dann trifft das so nicht 
zu. Auch seine Feststellung, schon die Registrierung 
von Handlungen und Äußerungen durch staatliche 
Behörden könne einen Einschüchterungseffekt ha- 
ben und Grundrechte beeinträchtigen, klingt reich- 
lich überzogen. Datenschutz ist wichtig, aber nicht 
die allerwichtigste. Sache. Die Funktions- und Lei- 
stungsfähigkeit unserer Sicherheitsbehörden darf 
durch überzogene Forderungen des Datenschutzes 
nicht in Frage gestellt werden. Wir sehen die Gefahr, 
daß eine Amtshilfe in der möglicherweise vorgese- 
henen restriktiven Form der ministeriellen Einzel- 
fallentscheidung die Arbeit des Verfassungsschut- 
zes, insbesondere bei der Spionageabwehr, prak- 
tisch unmöglich machen kann. 

Neben den datenschutzrechtlichen Erörterungen 
im Sicherheitsbereich hat die Diskussion um die 
Eintragungen in amtliche Fernsprechbücher öffent- 
liches Interesse gefunden. Bei der derzeitigen Ver- 
waltungspraxis der Bundespost ist es in der Tat au- 
ßerordentlich schwierig, zu erreichen, daß ein Fern- 
sprechanschluß im amtlichen Fernsprechbuch nicht 
verzeichnet wird. Eine liberalere Handhabung der 
Fernmeldeordnung zugunsten eines Antragstellers 
durch eine entsprechende Verwaltungsanweisung 
der Bundespost würden wir gutheißen, auch wenn (dj 
wir nicht so weit gehen möchten, die Eintragung von 
der ausdrücklichen Zustimmung des Anschlußinha- 
bers abhängig zu machen. 

In diesem Zusammenhang ist übrigens interes- 
sant, daß die kommerzielle Veröffentlichung von 
örtlichen Fernsprechbüchern, die neben den Min- 
desteinträgen erweiterte Angaben und zusätzliche 
personenbezogene Hinweise enthalten, laut Be- 
schluß des Oberlandesgerichts Saarbrücken nicht in 
den Schutzbereich des Bundesdatenschutzgesetzes, 
sondern unter das Medienprivileg fällt. Dem Bürger 
ist gewiß nicht plausibel zu machen, daß bei amtli- 
chen Fernsprechbüchern Datenschutzprobleme vor- 
handen sind, während Telefonbuchverlage mit ihren 
auf eigener, umfangreicher Datenermittlung beru- 
henden Verzeichnissen presserechtlich geschützt 
sind und ihr Verhalten datenschutzrechtlich unbe- 
denklich ist. Auch hier zeigt sich, wie konfliktbela- 
den das Medienprivileg des Datenschutzgesetzes ist. 

Bei der enormen Bedeutung der modernen Informa- 
tionstechniken, gerade auch der sogenannten neuen 
Medien, erscheint es vordringlich, Fragen des Da- 
tenschutzes im Bereich der Presse, des Rundfunks 
und des Films in die angekündigte Datenschutzno- 
velle mit einzubeziehen. Wir erwarten von der Bun- 
desregierung, daß sie konkrete Vorschläge dazu er- 
arbeitet. 

Zum Abschluß möchte ich zum Dritten Tätigkeits- 
bericht noch folgendes anmerken: Er enthält einige 
Stellen, an denen der Bundesbeauftragte über den 
Zaun steigt und in politische Auseinandersetzungen 
datenschutzrechtliche Aspekte hineinträgt, die dort 
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(A) nicht vorrangig hingehören. Wenn er sich z. B. in die 
Probleme von Veränderungen in der Arbeitswelt 
oder der Gewissensentscheidung von Kriegsdienst- 
verweigerern vertieft, dann sind seine allgemeinpo- 
litischen Wertungen ohne direkten Bezug zum Da- 
tenschutz in seinem Bericht fehl am Platze. 

(Dr. Friedmann | CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Bei der großen Fülle des aufgegriffenen Materials 
möchte man ohnehin empfehlen, künftig weniger 
und nur die gewichtigsten Fragen des Daten- 
schutzes darzustellen; der Tätigkeitsbericht soll 
nicht zum reinen Arbeitsbericht werden. 

(Beifall des Abg. Dr. Friedmann [CDU/ 
CSU]) 

Lassen Sie mich abschließend noch eine Anre- 
gung geben: Der Datenschutz hat mit seinen Gebo- 
ten und Einschränkungen auch vieles für den Bür- 
ger komplizierter gemacht. Noch sind sein Datenbe- 
wußtsein und die Einsicht in die Notwendigkeit die- 
ser Form des Persönlichkeitsschutzes schwach ent- 
wickelt. Der Bürger hat in der Regel ein vorrangiges 
Interesse an schnellen und sachgemäßen Dienstlei- 
stungen. Bei einem überbürokratischen Daten- 
schutz können diese Belange verletzt werden. So 
geht es sicherlich zu weit, wenn einem Abholer am 
Flughafen mit dem Hinweis auf den Datenschutz die 
Auskunft verweigert wird, ob sich der erwartete 
Fluggast auf der Passagierliste der nächsten Ma- 
schine befindet. Oder: Wer Ahnenforschung betreibt, 
muß nach dem Personenstandsgesetz für Auskünfte 
aus den Personenstandsbüchern ein rechtliches und 

(B) nicht nur ein berechtigtes Interesse nachweisen. Da 
kann man es nur resignierend aufgeben, Ahnenfol- 
gen aufzuspüren. Es wäre schön, der Bundesbeauf- 
tragte könnte ein Kapitel über den Datenschutz, so 
wie ihn der Bürger praktisch erlebt, in seinen näch- 
sten Bericht aufnehmen. Bei den Bundesbehörden 
jedenfalls — das zeigt der Dritte Tätigkeitsbericht 
— wächst allmählich die Erkenntnis, daß Daten- 
schutz nunmehr zum Büroalltag gehört. — Ich 
danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Wernitz. 

Dr. Wernitz (SPD): Frau Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wie schon in den beiden Vorjahren ist 
auch der Dritte Tätigkeitsbericht des Bundesbeauf- 
tragten für den Datenschutz dem Parlament erfreu- 
licherweise pünktlich zum Jahresbeginn zugeleitet 
worden. Professor Bull und seinen Mitarbeitern ge- 
bührt für diese sorgfältige und inhaltsreiche Doku- 
mentation zu aktuellen und grundsätzlichen Fragen 
des Datenschutzes auch der Dank der sozialdemo- 
kratischen Bundestagsfraktion. 

Für das Berichtsjahr 1980 läßt sich insgesamt fol- 
gendes festhalten: Erstens. Eindeutige Verstöße ge- 
gen klare, nicht weiter auslegungsbedürftige Daten- 
schutzbestimmungen sind alles in allem selten. 

Zweitens. Zu beanstanden waren einige Kom- 
plexe unzulässiger oder zumindest bedenklicher 
Speicherung oder Übermittlung und Mängel in der 


Datensicherung bestimmter Bundesbehörden. Außer- (C) 
dem wurde die Pflicht zur Aufklärung der Betroffe- 
nen über die vorgesehenen und praktizierten For- 
men von Datenverarbeitung und über die Rechts- 
grundlagen häufig nur sehr unzulänglich erfüllt. 

Drittens. Die Ursache von Fehlentscheidungen 
war in der Regel nicht die vorsätzliche Mißachtung 
von Bürgerrechten durch die in der Datenverarbei- 
tung beschäftigten Mitarbeiter der öffentlichen Ver- 
waltung, sondern die zu geringe Einschätzung die- 
ser Rechte. 

Viertens. Ungeachtet der vom Datenschutzbeauf- 
tragten aufgezeigten Fälle unzulässiger oder wenig- 
stens bedenklicher Handhabung des Datenschutz- 
rechts durch bestimmte Bundesbehörden weist der 
Bericht insgesamt eine anhaltende Verbesserung 
des Bewußtseins der Bürger und der Sensibilität in 
den Verwaltungen für die Belange eines effektiven 
Datenschutzes aus. 

Schon diese kurze Übersicht, dieses Fazit des Tä- 
tigkeitsbericfits unterstreicht die Notwendigkeit 
und die Zweckmäßigkeit der Einführung der Institu- 
tion eines unabhängigen Bundesbeauftragten für 
den Datenschutz, wie sie der Bundestag bei der Ver- 
abschiedung dieses Gesetzes über den Regierungs- 
entwurf hinaus für erforderlich gehalten und durch- 
gesetzt hat. Die Kontroll-, Beratungs- und Informa- 
tionstätigkeit des Datenschutzbeauftragten im 
Sinne des Gesetzes dient nicht nur dem betroffenen 
Bürger — ihm freilich zuallererst — , sondern auch 
den Behörden und ihren Mitarbeitern sowie uns, 
meine Damen und Herren, die wir im Parlament an 
der einschlägigen Gesetzgebung arbeiten und parla- 
mentarische Kontrolltätigkeit ausüben. Dies sei de- 
nen entgegengehalten, die nach wie vor die Institu- 
tion und die Tätigkeit des Bundesbeauftragten für 
den Datenschutz mit Ablehnung, Skepsis und Miß- 
trauen begleiten. 

In seinem jüngsten Tätigkeitsbericht grenzt sich 
der Datenschutzbeauftragte zu Recht von denen ab, 
die von ihm gleichsam die regelmäßige Aufdeckung 
und Anprangerung sogenannter Datenskandale er- 
warten. Bemerkenswert und als positiv zu registrie- 
ren ist auch seine klare und eindeutige Absage an 
den Aufbau einer, wie es dort heißt, umfassenden 
Datenschutzbürokratie. Dies muß sehr ernst ge- 
nommen werden, weil hier auf Dauer besondere Vor- 
behalte und Probleme auch psychologischer, nicht 
nur tatsächlicher Art stecken. Beide Feststellungen 
sind geeignet, die Akzeptanz dieser Institution zu 
steigern bzw. Mißverständnisse und Konflikte im 
konkreten Fall in rationaler und besonnener Atmo- 
sphäre austragen zu lassen. Daß es an solchen Kon- 
fliksituationen und Konfiiktfeldern auch in Zukunft 
nicht fehlen wird, belegt der Tätigkeitsbericht an 
mehreren Stellen. 

Lassen Sie mich im Zusammenhang mit der Insti- 
tution und der Arbeit des Datenschutzbeauftragten 
einige Bemerkungen, Schwerpunkte und Aspekte 
des Berichts herausarbeiten. Hier gilt es zunächst 
einmal auf die Feststellungen im Tätigkeitsbericht 
hinzuweisen, wonach jedermann, auch die Angehö- 
rigen des Öffentlichen Dienstes, das Recht hat, Ein- 
gaben an den Datenschutzbeauftragten zu richten. 
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(A) Sicher gibt es hier Kritik nur in Einzelfällen anzu- 
merken. Aber ich möchte bereits in diesem frühen 
Stadium auf dieses uneingeschränkte Recht des 
Bürgers, auch innerhalb des öffentlichen Dienstes, 
hingewiesen haben. 

Mit Befriedigung kann man registrieren, daß sich 
im Berichtszeitraum die Zusammenarbeit mit ande- 
ren Datenschutzinstanzen weiterhin gut entwickelt 
und bewährt hat. Kollege Laufs hat hier auf Pro- 
blembereiche und Kompetenzschwierigkeiten hin- 
gewiesen. Ihnen wird man in der Aussprache im In- 
nenausschuß und auch in anderen Ausschüssen des 
Parlamentes nachgehen müssen. Daß diese Koope- 
ration von großer Bedeutung ist — auch für die ein- 
heitliche Auslegung und Anwendung des Daten- 
schutzrechtes — , darf nicht übersehen werden; es 
muß vielmehr unterstrichen werden. 

Eine kontroverse Diskussion hat sich inzwischen 
über den Umfang der Prüf- und Kontrollzuständig- 
keit des Bundesbeauftragten entwickelt. Auch hier- 
auf wurde vorhin schon Bezug genommen. Der Bun- 
desinnenminister vertritt hierzu laut dem Tätig- 
keitsbericht den Standpunkt, das Datenschutzgesetz 
schütze nur die personenbezogenen Daten, die in 
Dateien gespeichert, verändert, gelöscht oder aus 
Dateien übermittelt werden. Der Bundesbeauftragte 
für den Datenschutz hat sich im Bericht nachdrück- 
lich und detailliert gegen eine derart restriktive Aus- 
legung der Prüfungskompetenz ausgesprochen. 

Neben diesem allgemeinen Auslegungsstreit hat 
sich als besonderes Problem die Frage nach der 

(B) Kontrollkompetenz des Bundesbeauftragten im G- 
lO-Bereich ergeben. Während der Datenschutzbe- 
auftragte den Standpunkt vertritt, die Kontrolle be- 
ziehe sich auf die Einhaltung des Bundesdaten- 
schutzgesetzes und anderer Vorschriften über den 
Datenschutz und damit auch auf die Bestimmungen 
des Gesetzes zu Art. 10 GG, wird die Kontrollkompe- 
tenz von anderer Seite, so z. B. von der G-lO-Kom- 
mission und auch von einzelnen Diensten selber be- 
stritten. 

Inzwischen hat laut Tätigkeitsbericht auch der 
Bundesminister des Innern Zweifel an der Kontroll- 
kompetenz geäußert und — was nicht nur sinnvoll, 
sondern auch notwendig ist — eine gemeinsame 
Klärung dieser Streit- und Rechtsfrage angeregt. 
Wir werden diese Kompetenzabklärung aus dem 
Parlament heraus aufmerksam verfolgen und be- 
gleiten und hierauf gegebenenfalls bei der Novellie- 
rung des Bundesdatenschutzgesetzes zurückkom- 
men müssen. Mehr kann man im Augenblick zu die- 
ser sensiblen und komplizierten Frage, glaube ich, 
nicht sagen. 

Auch der Dritte Tätigkeitsbericht mit seinen Hin- 
weisen auf Schwachstellen und Lücken im Daten- 
schutzrecht bestärkt die SPD-Bundestagsfraktion in 
ihrem Vorhaben, das Bundesdatenschutzgesetz in 
dieser Legislaturperiode grundlegend zu novellieren 
und den spezifischen Datenschutz in einzelnen Le- 
bensbereichen weiter zu entwickeln, und zwar im 
Sinne einer konstruktiven Verbesserung. 

Mit Professor Bull gehe ich davon aus, daß die in 
der Anhörung zu den Gesetzentwürfen in der vori- 


gen Legislaturperiode gewonnenen Erkenntnisse in (C) 
der von der Bundesregierung angekündigten Novel- 
lierung des Bundesdatenschutzgesetzes ihren Nie- 
derschlag finden. Entsprechendes sollte für die vom 
SPD-Parteivorstand am 30. Juni 1980 verabschiede- 
ten „Grundsätze für einen besseren Datenschutz“ 
gelten. 

Unter der Federführung des Bundesministers des 
Innern und unter Beteiligung verschiedener Res- 
sorts entwirft derzeit eine Arbeitsgruppe Verwal- 
tungsvorschriften zum Datenschutzgesetz für den 
Bereich der Bundesverwaltung. Damit sollen, wie es 
heißt, Schwierigkeiten und Zweifelsfragen bei der 
Anwendung des Datenschutzgesetzes in den Behör- 
den generell geklärt bzw. vermieden werden. Nach- 
dem der Datenschutzbeauftragte diese Verwal- 
tungsvorschriften zum Teil als wenig bürgerfreund- 
liche Gesetzesauslegung — bis hin zur „Verkürzung 
des Datenschutzes“ — charakterisiert hat, sollte der 
Bundesminister des Innern sich hierzu einmal nä- 
her äußern. Jedenfalls muß auf allen Seiten unbe- 
stritten sein, daß Verwaltungsvorschriften kein In- 
strument sind, um den Schutzzweck dieses Gesetzes 
auch nur in einem Punkt zu unterlaufen. Dies sei 
hier von vornherein sehr klar und eindeutig ge- 
sagt. 

Der Tätigkeitsbericht verdient gerade in seinem 
Kapitel über den Stand des Datenschutzes in ausge- 
wählten Bereichen seitens des Parlaments beson- 
dere Aufmerksamkeit und sorgfältige Prüfung. Dies 
kann im einzelnen naturgemäß nur in den zuständi- 
gen Ausschüssen des Bundestages geschehen. Im 
Interesse der parlamentarischen Kontroll- und Ge- ^ ' 
setzgebungsarbeit sollte diese Anregung wirklich 
aufgegriffen werden. Die Schwerpunkte der Tätig- 
keit im Berichtsjahr 1980 lagen in den Bereichen der 
Post, der Sicherheitsbehörden, des Verkehrswesens, 
der Sozialverwaltung, im Gesundheitsbereich, im 
Personalwesen, im Justizbereich und auch auf dem 
Verteidigungssektor. Es sind etwa acht bis zehn 
Ausschüsse des Parlaments, die hiervon betroffen 
sind, weit über die fünf Ausschüsse hinaus, die in der 
Tagesordnung dieser Woche angesprochen sind. Ich 
möchte mit großem Nachdruck die Bitte ausspre- 
chen, daß sich alle irgendwie hier angesprochenen 
beteiligten, betroffenen Ausschüsse, im Rahmen ih- 
rer parlamentarischen Kontrolltätigkeit hiermit be- 
faßten Ausschüsse ernsthaft damit beschäftigen. 

Das ist eine ganz, ganz wichtige Frage. 

Bezüglich des Bereichs der Deutschen Bundes- 
post sei hier noch einmal an den inzwischen beende- 
ten und datenschutzrechtlich bedenklichen Versuch 
erinnert, im Rahmen des elektronischen Wählsy- 
stems die geführten Telefongespräche auch mit den 
Nummern der Angerufenen aufzuzeichnen. Die wei- 
tere Behandlung ist erfreulicherweise zwischen 
Post, Datenschutz und Postausschuß auf Antrag der 
Koalitonsfraktionen abgestimmt. Das ist sehr zu be- 
grüßen. 

Besondere Aufmerksamkeit verdienen die Aus- 
führungen des Berichts zu Datenschutzproblemen 
bei neuen Medien. Hier geht es um die brisante Fra- 
ge, wie z. B. bei den Pilotprojekten „Bildschirmtext“ 
und „Kabelfernsehen“ von Anfang an die spezifi- 
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(A) sehen datenschutzrechtlichen Aspekte erkannt, ein- 
gebracht und, was das Wichtigste ist, berücksichtigt, 
auch gesetzgeberisch umgesetzt werden. Die Lan- 
desbeauftragten und der Bundesbeauftragte für den 
Datenschutz haben zur Datenschutzproblematik 
der neuen Medien ein Thesenpapier erarbeitet, das 
im Anhang des Dritten Tätigkeitsberichts nachzule- 
sen ist. Auch dies sollte sich der interessierte Kol- 
lege oder die interessierte Kollegin zu Gemüte füh- 
ren. 

Wichtig ist auch, daß nicht untergeht, was zum 
Thema Datensicherung gesagt und geschrieben 
wird, und zwar eben nicht nur unter den Aspekten 
der Technik, sondern auch der Organisation. Hier 
bitte ich, auch das Engagement des Bundesmini- 
sters für Forschung und Technologie noch ein biß- 
chen stärker zu akzentuieren als das bisher der Fall 
war. 

Wie in den vergangenen Jahren nimmt der Daten- 
schutz im Sicherheitsbereich auch in diesem Tätig- 
keitsbericht breiten Raum ein. Besonderer Wert 
wird dabei auf die Herausarbeitung der Grenzen der 
informationeilen Zusammenarbeit der Sicherheits- 
behörden gelegt. Die bekannten Stichworte lauten: 
Polizei, Nachrichtendienste, Amtshilfe. Dies ist der 
Dreiklang, der dann in der Praxis die großen 
Schwierigkeiten macht, wobei gesehen werden muß, 
daß es hier um ein Ausbalancieren, um ein ungefäh- 
res Gleichgewicht von Bürgerrecht und Staatsmacht 
geht. Das ist ein schwieriges Kapitel. Ich kann nur 
unterstreichen, was hier im Datenschutzbericht 
steht: daß die Frage der Amtshilfe einer weiteren 

^ ^ rechtlichen Durchdringung bedarf. In der Bundesre- 
gierung sind die Arbeiten hierzu auf diesem sehr 
schwierigen Sektor vorangebracht worden. Wir wer- 
den ja Gelegenheit haben — u. a. auch im Innenaus- 
schuß — , uns den aktuellen Stand in den verschiede- 
nen Verästelungen dieser Problematik zu Gemüte 
zu führen. 

Meine Damen und Herren, hier wäre auch über 
weitere Einzelheiten im Bereich der Sicherheitsbe- 
hörden bis hin zu dem Thema Kriminalaktennach- 
weis zu sprechen. Ich will hier dieses Stichwort nur 
genannt haben. Ich möchte dabei aber auch unter- 
streichen, daß Chancen und Risiken — beides sind 
Aspekte dieses Projekts — in absehbarer Zeit end- 
lich ausdiskutiert und dann die fälligen Entschei- 
dungen getroffen werden müssen. Auch hierzu wäre 
ein klärendes Wort des Bundesinnenministers si- 
cher hilfreich. Der Innenausschuß des Bundestages 
wird sicher alsbald Zeit und Gelegenheit haben, die 
im Bericht aufgeworfenen einzelnen Fragen des be- 
reichsspezifischen Datenschutzes bei den Sicher- 
heitsbehörden detailliert durchzuarbeiten. Wie in 
der Vergangenheit wird er dabei darauf zu achten 
haben, daß die Belange des Datenschutzes und der 
Sicherheitspolitik auf einen gemeinsamen Nenner 
kommen, so schwierig dies im konkreten Einzelfall 
auch sein mag. 

Nicht unter den Tisch fallen sollte bei dieser De- 
batte die Feststellung im Tätigkeitsbericht, daß die 
Bundesrepublik Deutschland im internationalen 
Vergleich der Datenschutzpraxis und bei der Ver- 
wirklichung des Datenschutzes eine allgemein aner- 


kannte und hervorgehobene Stellung einnimmt. Zu (C) 
Recht weist Professor Bull auf die Bedeutung der 
von der Öffentlichkeit zumeist kaum wahrgenom- 
menen internationalen Übereinkommen für einen 
wirksameren Datenschutz hin. Ich nenne hier nur 
die beiden Konventionen oder Leitlinien: die Euro- 
parats-Konvention und die Leitlinien der OECD. 

Hier könnte erreicht werden, daß die gesetzliche Ab- 
sicherung des grenzüberschreitenden Datenver- 
kehrs durch die Umsetzung dieser Abkommen in die 
Praxis erleichtert oder überflüssig wird. Das ist eine 
optimistische Komponente im Datenschutzbericht, 

Herr Bull; aber, so glaube ich, man sollte sie ernst 
nehmen. 

In jedem Fall, meine Damen und Herren, sollten 
wir in diesem Hause die vom Bundesbeauftragten 
betriebene intensive internationale Zusammenar- 
beit auf dem Gebiet des Datenschutzes begrüßen 
und mit unterstützen. Mittel- und langfristig trägt 
dies mit zur weiteren Ausformung eines bürger- 
freundlichen Datenschutzes über die Landesgren- 
zen hinaus bei. 

Meine Damen und Herren, auch der Dritte Tätig- 
keitsbericht des Datenschutzbeauftragten verdient 
es, von möglichst vielen innerhalb und außerhalb 
des Parlaments ernsthaft beachtet und gründlich 
verarbeitet zu werden. Gehen wir miteinander in 
den Ausschüssen dieses Parlaments an die Arbeit! 

— Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge- (d) 
ordnete Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr ge- 
ehrten Damen und Herren! Wenn wir uns hier vor 
qualifiziert zusammengesetztem Haus Rechen- 
schaft über die Datenverarbeitung und den Daten- 
schutz im Bund verschaffen wollen, muß man sich 
die Datenschutzberichte von Bund und Ländern an- 
sehen. Dann stellt man fest, Herr Kollege Laufs, daß 
die Meinungsverschiedenheiten, die Sie dargestellt 
haben, zwischen Bundesbeauftragtem und Bundes- 
verwaltung in gar keiner Weise größer sind als die 
Differenzen, die wir aus den Landesdatenschutzbe- 
richten kennen. Ich denke z. B. an den der sehr ver- 
ehrten Frau Dr. Leuze in Baden-Württemberg. Da 
stellen wir also fest, daß es auf der einen Seite einen 
natürlichen Gegensatz gibt und auf der anderen 
Seite eine wachsende Sensibilität der Verwaltung 
von Bund und Ländern für den Bereich des Daten- 
schutzes. Ich finde, daß das eine Wirkung dieser Da- 
tenschutzberichte ist, also eine Wirkung der Arbeit 
der Datenschutzbeauftragten, für die wir in der Tat 
zu danken haben. 

Es ist schon ein wichtiger Punkt, daß man sicher 
sein kann, daß der Staat trotz der beeindruckenden 
Möglichkeiten moderner Datenverarbeitung die 
Grenzen der Persönlichkeitssphäre in dem Maße 
achtet, wie das nach der Verfassung und nach den 
verfassungsgerichtlichen Entscheidungen erwartet 
werden kann, und daß der Staat auch den notwendi- 
gen Schutz gewährt, daß nicht private wirtschaftli- 
che Interessen in das Privatleben der Bürger einbre- 
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(A) chen. Für beide Fälle gibt es in den Berichten der 
Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Län- 
der eindrucksvolle Beispiele, so bestand z. B. bis vor 
kurzem beim sogenannten Mikrozensus der gesetz- 
liche Zwang, Fragen über Erkrankungen selbst im 
intimen Bereich zu beantworten, wenn Behörden 
Daten erheben, die sie bei verständiger Würdigung 
ihrer Tätigkeit nicht brauchen, und sie an Nachfra- 
ger weitergeben, wenn die Datenverarbeitung der 
Polizei eines Landes keine technische Möglichkeit 
hat, Daten zu sperren — ein ganz erstaunlicher Vor- 
gang — , oder wenn Bewerber um einen Arbeitsplatz 
im privaten Bereich immer wieder Absagen bekom- 
men, bis sie merken, daß sie in einer privaten Datei 
mit unzutreffenden Bewertungen geführt werden, 
ohne das zu wissen. Es gibt dafür beliebig vermehr- 
bare Beispiele, um zu belegen, daß der Datenschutz 
in der Tat kein Luxus ist. 

Manchmal wird die Formel vom „gläsernen Men- 
schen“ belächelt. Macht man sich aber mit den tat- 
sächlichen Möglichkeiten der Datenverarbeitung 
und der neuen Informationstechniken vertraut, be- 
kommt man doch eine ziemliche Hochachtung vor 
den Maschinen, die nichts vergessen, auch nicht die 
Fehler, die man in sie einprogrammiert, und die im 
Datenverbund eine ungeheure Fülle von Einzelin- 
formationen ohne menschliche Kontrolle abrufen, 
überblicken und zusammenführen können, und das 
zu jedem beliebigen Zweck. 

Ich finde, es ist ein großes Verdienst des Rechts- 
ausschusses dieses Hauses, daß er vor Jahren die 

(B) Einführung eines einheitlichen Personenkennzei- 
chens abgelehnt hat. Die Datenschutzbeauftragten 
müssen sehr darauf achten, daß das nicht durch Er- 
satzmechanismen umgangen wird, z. B. dürch die 
Einführung steuerlicher Koordinierungszeichen 
oder andere Systeme der Durchnumerierung. Der 
Bericht des Datenschutzbeauftragten zeigt, daß wir 
in manchen Bereichen noch ohne überzeugende Lö- 
sungen bestehender Probleme sind. Das gilt für den 
Bereich des Personalwesens, insbesondere für die 
Führung der Personalakten. Das gibt es auch im ge- 
werblichen Bereich. Mir liegt der Entwurf einer Be- 
triebsvereinbarung vor, in der der Betriebsrat eines 
Unternehmens nicht nur einen Überblick über die 
gesamte Datenverarbeitung des Unternehmens im 
Personalbereich haben will — das ist in Ordnung — , 
sondern wo der Betriebsrat darüber hinaus die Mög- 
lichkeit haben will, alle Personaldaten nach eigenem 
Belieben auszuwerten, ohne der Aufsicht des Daten- 
schutzbeauftragten unterworfen oder auf das Daten- 
geheimnis verpflichtet zu sein. Das genau ist nicht in 
Ordnung. Hier brauchen wir arbeitsrechtliche Rege- 
lungen. 

Ein besonderes Problem ist das Verhältnis von 
Datenschutz und Sicherheitsbehörden, insbeson- 
dere der Polizei, ein Bereich, in dem die Sensibilität 
der Öffentlichkeit sehr stark ist. Es ist vollkommen 
klar und sicherlich unstreitig, daß es eine moderne 
Kriminalitätsbekämpfung ohne Datenverarbeitung 
nicht geben kann. Man muß dabei aber sehen, daß es 
wichtig ist, daß der Bürger sicher sein kann, demo- 
kratische Rechte ausüben zu können, ohne Nach- 
teile befürchten zu müssen. In diesem Zusammen- 


hang, gerade im Zusammenhang mit Demonstratio- (C) 
nen, ist die Polizei immer wieder dem Verdacht aus- 
gesetzt, daß, wie es so schön heißt, Demonstranten 
auf unabsehbare Zeit „in den Computer kommen“. 

Wir haben das nicht gemacht, weil es in der Tat poli- 
tisch verheerend wäre, wenn der Verdacht geäußert 
werden könnte, die Ausübung eines demokratischen 
Rechtes sei mit fortwirkenden Nachteilen verbun- 
den. Darum ist vor Jahren die — wie es hieß — Datei 
gewalttätiger Demonstranten aufgelöst worden. 

Ich habe keine Bedenken, wenn in einer solchen 
Datei Straftäter erfaßt werden, die wegen Landfrie- 
densbruchs verurteilt worden sind, oder wenn das 
geschieht, solange ein staatsanwaltschaftliches Er- 
mittlungsverfahren anhängig ist. Aber jede darüber 
hinausgehende Verdachtsregistrierung ist nicht nur 
schutzpolizeilich ziemlich sinnlos, sondern wird 
auch dafür sorgen, daß sich jeder Demonstrant als 
beobachtet, registriert und damit kriminalisiert be- 
trachtet. Das verringert nicht die Zahl der Demon- 
strationen, sondern wird deren Emotionalisierung 
verstärken. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Ich weiß, wovon ich spreche, wenn ich sage, daß man 
an die Länder appellieren muß, in dieser Frage den 
Vorstellungen bestimmter Arbeitskreise nicht zu 
folgen oder die Grenzen einer solchen Datei in aller 
Öffentlichkeit einer offenen Diskussion zu unter- 
werfen. 

Einzelnen Ausführungen des Datenschutzbeauf- 
tragten kann ich nicht zustimmen, so z. B. den kriti- 
schen Bemerkungen zum Kriminalaktennachweis. (D) 
Man kann darüber streiten, wie lange Kriminalak- 
ten aufbewahrt werden müssen und was in ihnen 
enthalten sein muß. Aber es muß eigentlich einer Po- 
lizeibehörde möglich sein, vorhandene Kriminalak- 
ten festzustellen und bei der anderen, sie führenden 
Behörde zu fragen, ob man sie einsehen kann. Die 
Vorstellung des Datenschutzbeauftragten, die 
Schutzpolizei dürfe grundsätzlich nicht an solche 
Akten herankommen, ist sicherlich falsch, weil sie 
verkennt, daß die Schutzpolizei in erheblichem Um- 
fange an der Bekämpfung kleinerer und mittlerer 
krimineller Delikte beteiligt ist. Das alles kann man 
im Ausschuß im einzelnen behandeln. 

Zur Novellierung des Datenschutzrechts: Ich den- 
ke, daß mehrere Positionen wirklich elementar sind. 

Da ist einmal die Einführung des Schadenersatzan- 
spruchs ohne Verschuldensvoraussetzung, da ist 
zweitens das gebührenfreie Auskunftsrecht, da ist 
drittens die größere Transparenz der tatsächlichen 
Datenverarbeitung, also insbesondere die Verbesse- 
rung des Registers, und da sind schließlich bereichs- 
spezifische Regelungen. Wir sollten uns dabei davor 
hüten, in unübersehbare Einzelfallregelungen hin- 
einzugeraten, und wir sollten bei allen einzelnen Re- 
gelungen nicht vergessen, daß wir nicht die Daten- 
verarbeitung verbieten, sondern den Kernbereich 
von Persönlichkeitsrechten schützen wollen. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Ich glaube, daß die Datenverarbeitung in der Tat 
unverzichtbar ist. Man kann sie — selbst wenn man 
ein Heer neuer Mitarbeiter dafür einstellte — nicht 
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(A) zurückdrehen. Das ist vorbei, das ist nicht möglich. 
Es kommt also nicht darauf an, etwa die Datenverar- 
beitung als solche zu behindern oder abzuschaffen, 
sondern darauf, dafür zu sorgen, daß sie nicht stär- 
ker, als es zu verantworten ist, in die Persönlich- 
keitssphäre des einzelnen eindringt. Das ist deswe- 
gen notwendig, weil die moderne Datenverarbeitung 
unsere Gesellschaft stärker verändern wird als viele 
andere Vorgänge der Technologie. Wir sind gut bera- 
ten, für die Akzeptanz dieser Technologie zu sorgen, 
bevor es zu solchen Eruptionen wie auf anderen Ge- 
bieten der modernen Technik kommt. — Vielen 
Dank. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Staatssekretär von Schoeler. 

von Schoeler, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister des Innern: Frau Präsidentin! Meine sehr ver- 
ehrten Damen! Meine Herren! Im Zeitalter der auto- 
matischen Datenverarbeitung ist Datenschutz ein 
unverzichtbarer Bestandteil einer Politik der Vor- 
sorge zum Schutz der persönlichen Freiheit aller 
Bürger. Ich glaube, darüber gibt es in diesem Hause 
keinen Dissens. Wer die Möglichkeiten der automa- 
tischen .Datenverarbeitung kennt, der kennt auch 
die Gefahren und die Chancen. Jedenfalls zweifelt er 
nicht an der Notwendigkeit eines wirksamen Daten- 
schutzes. Unter Kennern der Materie gibt es heute 
kaum noch jemanden, der Datenschutz als Spiel- 
zeug oder Datenschutzpolitik als Selbstzweck ver- 

(B) kennt, wie das in diesen Tagen wieder zu lesen 
war. 

Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz hat 
durch seine bisherige Tätigkeit ganz ohne Frage viel 
für die Entwicklung des Datenschutzbewußtseins in 
der Bevölkerung getan. Er hat kritische Punkte of- 
fengelegt, auf Gefahren hingewiesen, Lösungen an- 
geregt und an der Entwicklung wirksamer Maßnah- 
men mitgearbeitet. 

Schon bei der Verabschiedung des Bundesdaten- 
schutzgesetzes war klar, daß dessen Bestimmungen 
als Grundnormen gedacht waren — als Grundnor- 
men, die in einigen Bereichen einer fachspezifischen 
Präzisierung und Ergänzung bedürfen. 

Gerade das vergangene Jahr hat uns ganz wesent- 
liche Fortschritte im bereichsspezifischen Daten- 
schutz gebracht. Hier konnten insgesamt vier wich- 
tige Gesetzesvorhaben realisiert werden: erstens 
das Bundesstatistikgesetz mit der Neuregelung des 
Statistikgeheimnisses, zweitens die Novelle zum 
Personalausweisgesetz mit wirksamen datenschutz- 
rechtlichen Absicherungen, drittens das Melde- 
rechtsrahmengesetz mit bereichsspezifischen Da- 
tenschutzbestimmungen im Meldewesen und vier- 
tens das Sozialgesetzbuch mit der Verstärkung des 
Sozialgeheimnisses sowie besonderen Schutzbe- 
stimmungen bei der Verarbeitung von Sozialdaten. 

Der jetzt vorliegende Dritte Tätigkeitsbericht des 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz bestätigt der 
Bundesregierung, daß sie in ihrer Datenschutzpolitik 
die richtige Strategie verfolgt. Für die Behörden des 
Bundes kommt der Bericht zu einem relativ gün- 


stigen Gesamtergebnis. Gleichwohl enthält er eine ' (C) 
Reihe von Beanstandungen, kritischen Bemerkun- 
gen, aber auch interessanten Beiträgen zur Fortent- 
wicklung des Datenschutzrechts, die nicht nur bei 
den anstehenden Beratungen in den Ausschüssen 
des Deutschen Bundestages eine Rolle spielen wer- 
den, sondern denen die Bundesregierung — jeweils 
die betroffenen Ressorts in ihrem Verantwortungs- 
bereich — selbstverständlich nachgehen wird. 

Der Bundesbeauftragte unterstreicht, daß er eine 
Novellierung des Bundesdatenschutzgesetzes für 
erforderlich hält. Dies entspricht der Absicht der 
Bundesregierung. Die Bundesregierung wird einen 
Gesetzentwurf einbringen, der den neuesten Stand 
der Diskussion aus Praxis und Wissenschaft berück- 
sichtigt. Deshalb werden wir bereits bei der Vorbe- 
reitung des Entwurfs sowohl den Bundesbeauftrag- 
ten als auch weitere Datenschutzexperten zu Rate 
ziehen. Zahlreiche Vorschläge zur Verbesserung des 
Bundesdatenschutzgesetzes liegen bereits auf dem 
Tisch. Dazu gehören die von Herrn Kollegen Hirsch 
schon in die Debatte eingeführten Beispiele des ver- 
schuldensunabhängigen Schadenersatzanspruchs, 
der kostenlosen Auskunft oder Vorschläge zur Stär- 
kung der Position des Bundesbeauftragten sowie 
der betrieblichen Datenschutzbeauftragten. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang auf 
eine Frage eingehen, die insbesondere bei Ihnen, 

Herr Kollege Laufs, und bei Ihnen, Herr Kollege Dr. 
Wernitz, eine Rolle gespielt hat, nämlich die Frage: 

Wie weit geht nach geltendem Recht die Prüfungs- 
zuständigkeit des Bundesbeauftragten für den Da- 
tenschutz? Eng damit verknüpft ist die Frage: Wie 
weit soll diese Prüfungszuständigkeit im Rahmen 
einer Novellierung gezogen werden, unter Umstän- 
den abweichend vom geltenden Rechtszustand? 

Herr Kollege Laufs, Sie haben in diesem Zusam- 
menhang das in dem Bericht des Bundesbeauftrag- 
ten für den Datenschutz erwähnte Beispiel des Be- 
reichs der G-lO-Kontrolle gebracht. Ich stimme Ih- 
nen zu, daß diese Frage in den Ausschüssen erörtert 
werden muß und erörtert werden wird. Auch die 
Bundesregierung wird sich selbstverständlich an 
Hand des Berichts noch einmal mit dieser Frage be- 
schäftigen. Sie haben auf die Probleme hingewiesen. 

Ich brauche das nicht zu wiederholen. 

Eine größere Rolle hat in Ihren Ausführungen, 
Herr Kollege Laufs, die Frage eingenommen, wie 
denn die Prüfungszuständigkeit des Bundesbeauf- 
tragten für den Datenschutz im Rahmen des § 19 des 
Bundesdatenschutzgesetzes zu sehen ist. Sie haben 
sich hier voll die Position des Bundesbeauftragten 
für den Datenschutz zu eigen gemacht und dabei 
den Eindruck erweckt, als handele es sich um eine in 
der Praxis gegenwärtig außerordentlich bedeut- 
same Streitfrage. Dies ist keineswegs der Fall. Es 
gibt keinen einzigen Fall, in dem diese zweifellos 
vorhandene theoretische Streitfrage zu praktisch 
unterschiedlichen Ergebnissen in der Beurteilung 
zwischen dem Bundesbeauftragten für den Daten- 
schutz und der Bundesregierung geführt hätte, etwa 
in der Frage, ob er eine bestimmte Sache kontrollie- 
ren darf oder nicht. Mir liegt nur daran, daß wir 
diese Debatte richtig einordnen. In der Rechtsfrage 
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(A) gibt es einen Meinungsunterschied, der aber in der 
Praxis bisher zu keinerlei Meinungsverschiedenhei- 
ten geführt hat Das heißt nicht, daß die Rechtsfrage 
unerörtert bleiben könnte; sie muß diskutiert und 
geprüft Werden, wozu wir gern bereit sind. Ich will 
bei dieser Gelegenheit nur darauf hinweisen, daß die 
Kontrollmöglichkeiten des Datenschutzbeauftrag- 
ten in der Praxis durch die Bundesregierung in kei- 
ner Weise beeinträchtigt worden sind, was diese 
Frage des § 19 des Bundesdatenschutzgesetzes und 
seiner Auslegung betrifft. 

Herr Kollege Dr. Wernitz, Sie haben in diesem Zu- 
sammenhang auch die Verwaltungsvorschriften 
zum Bundesdatenschutzgesetz angesprochen. Auch 
da spielt diese Frage wiederum eine Rolle. Es han- 
delt sich um einen Entwurf, der in der Abstimmung 
ist und erörtert werden muß. Ich glaube, es hat kei- 
nen Sinn, zu einem Zeitpunkt, zu dem der Entwurf 
noch nicht auf dem Tisch liegt, hier in eine detail- 
lierte Erörterung einzutreten. Ich möchte das her- 
vorheben, was Sie gesagt haben und dem ausdrück- 
lich zustimmen: Selbstverständlich — das ist die Ab- 
sicht der Bundesregierung bei dem Entwurf — kön- 
nen der Kontrollbereich und der Schutzzweck des 
Bundesdatenschutzgesetzes nicht auf dem Wege der 
Verwaltungsvorschriften in irgendeiner Weise un- 
terlaufen, ausgehöhlt, eingeschränkt oder wie auch 
immer beeinträchtigt werden. In diesem Prinzip gibt 
es zwischen uns keine Meinungsverschiedenheit. 

Der jetzt vorliegende Bericht beschäftigt sich wie- 
derum umfassend mit der Datenverarbeitung bei 

(B) den Sicherheitsbehörden. Der Bundesbeauftragte 
hebt ausdrücklich hervor, daß gerade hier deutliche 
datenschutzrechtliche Fortschritte erzielt worden 
sind. Er weist zugleich zu Recht darauf hin, daß es 
hier um schwierige rechtliche und tatsächliche Pro- 
bleme geht, die nicht von heute auf morgen ein für 
allemal gültig gelöst werden können. In der Tat birgt 
die Gratwanderung zwischen bestmöglichem Daten- 
schutz und berechtigten Informationsbedürfnissen 
der Sicherheitsbehörden ganz besonders kompli- 
zierte Probleme. Das gilt für die Datenverarbeitung 
in den Sicherheitsbehörden ebenso wie für die 
Amtshilfe zwischen Bundesgrenzschutz und den 
Nachrichtendiensten. Aber wir haben hier keinen 
Grund, uns irritieren zu lassen, auch nicht durch ei- 
gentlich recht amüsante, hartnäckige Versuche ei- 
ner bestimmten Zeitung unter dem falschen Motto 
„Erleichterung für DDR-Funktionäre“ uns zu ir- 
gendwelchen falschen Entscheidungen verleiten zu 
lassen. 

Zu der konkreten Frage der Amtshilfe haben wir 
einen Vorschlag auf dem Tisch liegen, auf den ich 
nachher noch eingehen werde. Dieser Vorschlag ist 
von dem Bundesamt für Verfassungsschutz und 
dem Bundesministerium des Innern gemeinsam er- 
arbeitet worden, und er wird zur Zeit mit den Län- 
dern erörtert Herr Kollege Laufs, dies wollten Sie 
wohl nicht kritisieren. Ich bin froh, daß Sie das be- 
stätigen. Ich erinnere mich noch gut an frühere De- 
batten über solche Fragen, wo kritisiert wurde, daß 
wir das hätten erörtern sollen. Wir erörtern das — 
darauf können Sie sich verlassen — , und wir werden 
dann entscheiden. 


Wir haben für diese Fragen ein Konzept, das wir (C) 
sorgfältig und ohne Hast, aber zügig verwirklichen 
werden. Dieses Konzept basiert auf dem Prinzip der 
kooperativen Auseinandersetzung mit Datenschutz- 
experten und Sicherheitsexperten. Dabei gehen wir 
in zwei Etappen vor. Was ich jetzt sage, bezieht sich 
nicht nur auf die Amtshilfe, sondern auch auf die an- 
deren Fragen des Datenschutzes im Sicherheitsbe- 
reich. In der ersten Etappe werden unterhalb der Ge- 
setzesebene Vorschriften erarbeitet, damit wesentli- 
che Verbesserungen bereits frühzeitig eingreifen 
können. Auf diesem Fundament werden wir, wo im- 
mer es nötig ist, rechtliche Verfestigungen in Form 
gesetzlicher Regelungen anstreben. 

So halten wir es auch bei der neuen Regelung der 
Amtshilfe zwischen dem Bundesgrenzschutz und 
den Nachrichtendiensten. Wir haben, wie Sie wissen, 
die Amtshilfeproblematik von namhaften Wissen- 
schaftlern begutachten lassen. Auf der Grundlage 
dieser wissenschaftlichen Ergebnisse wird seit län- 
gerer Zeit intensiv an der Formulierung konkreter 
Amtshilfeersuchen gearbeitet, die die sogenannte 
Sonderanweisung Grenzkontrolle ablösen werden. 
Inzwischen ist ein Vorschlag für dieses Amtshilfeer- 
suchen des Bundesamtes für Verfassungsschutz an 
den Grenzschutz erarbeitet worden, und — das habe 
ich erwähnt — wir sprechen darüber auch mit den 
Ländern. Diese Amtshilfeersuchen werden die zu- 
künftige Praxis der Informationsübermittlung von 
der Grenze an den Verfassungsschutz auf eine 
rechtsstaatlich einwandfreie Grundlage stellen. Zu- 
gleich gewährleisten sie, daß die Behörden für Ver- 
fassungsschutz ihre vom Gesetzgeber übertragenen (D) 
Aufgaben im Interesse unserer Sicherheit effektiv 
wahrnehmen können. 

Ich bin mit dem Bundesbeauftragten für den Da- 
tenschutz einer Meinung, daß die Amtshilfe des 
Bundesgrenzschutzes für das Bundesamt für Ver- 
fassungsschutz letztlich einer gesetzlichen Rege- 
lung bedarf. Die Bundesregierung wird dem Deut- 
schen Bundestag entsprechende Gesetzesvor- 
schläge so rechtzeitig vorlegen, daß eine gründliche 
Beratung und eine Verabschiedung noch in dieser 
Legislaturperiode möglich sein werden. 

Beim Ausbau des Datenschutzes im polizeilichen 
Informationswesen sind in der letzten Zeit einige 
Schritte möglich gewesen. Im März des vergange- 
nen Jahres hat der Bundesinnenminister seinen 
zweiten Dateienbericht vorgelegt. Er enthielt Vor- 
schläge für die bereichsspezifische Datenschutzre- 
gelung im Polizeibereich, die das Bundesdaten- 
schutzgesetz konkretisieren, ergänzen und in eini- 
gen Schritten auch darüber hinausgehen sollten. 
Nunmehr ist die Abstimmung mit den Ländern über 
diesen zweiten Dateienbericht und die darin vorge- 
schlagenen Regelungen abgeschlossen. Am 23. Ja- 
nuar dieses Jahres haben die Innenminister von 
Bund und Ländern einvernehmlich den Dateien- 
richtlinien für Dateien beim Bundeskriminalamt 
zugestimmt und eine Neufassung der Richtlinien für 
die Führung kriminalpolizeilicher Sammlungen, die 
sogenannten KPS-Richtlinien, verabschiedet. Sie 
werden jetzt in Kraft gesetzt. Wir werden wohl in der 
nächsten Sitzungswoche im Innenausschuß Gele- 
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(A) genheit haben, darüber im Detail auch noch einmal 
ausführlicher zu sprechen. 

Wir werden dann die Erfahrungen mit diesen 
Richtlinien in der Praxis sammeln und prüfen, ob 
und wo noch Korrekturen erforderlich sind. Wir wer- 
den uns auch — in Zusammenarbeit mit dem Bun- 
desminister der Justiz — der Frage stellen, wo recht- 
liche Verfestigungen dieser Verwaltungsrichtlinien 
erforderlich sind. 

Ich möchte an dieser Stelle allen, die an der Erar- 
beitung dieser Richtlinien beteiligt waren, für ihr 
außerordentlich großes Maß an Kooperationsbereit- 
schaft danken. Dieser Dank gilt sowohl den Arbeits- 
gremien der Innenministerkonferenz als auch dem 
Justizminister und ebenfalls den Datenschutzbeauf- 
tragten des Bundes und der Länder. In einem nicht 
immer einfachen Abstimmungsprozeß ist es gelun- 
gen — das ist für die Praxis ganz wesentlich — , ein- 
heitliche Regelungen für Bund und Länder zu schaf- 
fen. Es ist gelungen, in dem Spannungsverhältnis 
zwischen Bürgerbelangen und Sicherheitsinteres- 
sen Lösungen zu finden, die die Rechte des Bürgers 
wesentlich stärken und gleichwohl die Effizienz poli- 
zeilicher Aufgabenerfüllung voll wahren. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang noch einige 
Worte zu einer Frage sagen, die im Bericht ange- 
sprochen ist und die auch Herr Kollege Hirsch er- 
wähnt hat, nämlich zur Frage des zentralen Krimi- 
nalaktennachweises beim Bundeskriminalamt. In 
dieser Frage hat es eine enge und offene Beratung 
(ßj mit dem Bundesbeauftragten für den Datenschutz 
gegeben, und zwar von Anfang an. In seinem Dritten 
Tätigkeitsbericht, Herr Kollege Hirsch, konnte sich 
der Beauftragte für den Datenschutz nur auf die er- 
sten Entwürfe beziehen. Das jetzt beschlossene 
Konzept w^urde nach Drucklegung des Dritten Tätig- 
keitsberichts dem Bundesbeautragten zugeleitet. 
Das vielleicht als Hintergrund zum Verständnis für 
die Bemerkungen im Dritten Tätigkeitsbericht. 

In seiner Presseerklärung am 21. Januar 1981 hat 
der Bundesbeauftragte das jetzige Konzept aus- 
drücklich als datenschutzgerechte Lösung bezeich- 
net. Der Kriminalaktennachweis ist nach dieser 
neuen, nunmehr erarbeiteten Konzeption aus- 
schließlich ein Aktenhinweissystem und kein Aus- 
kunftssystem, das weiterführende Angaben wie 
etwa Straftaten oder Freiheitsentziehungen enthält. 
Von daher, glaube ich, ist der Dissens, der sich zwi- 
schen den Ausführungen von Ihnen, Herr Kollege 
Hirsch, in der Debatte und dem Bericht von Herrn 
Professor Bull ergeben hat, durch die zwischenzeit- 
lich eingetretenen Entwicklungen vielleicht schon 
wieder überwunden. Im Kriminalaktennachweis 
werden jedenfalls keine Anzeigenden oder Zeugen, 
sondern nur Verdächtige und Beschuldigte gespei- 
chert. Eine zentrale Speicherung beim Bundeskrimi- 
nalamt kommt nur bei einer überregionalen Bedeu- 
tung des Täters oder der Tat in Betracht. Auch hier 
haben wir mit Unterstützung des Bundesbeauftrag- 
ten für 'den Datenschutz eine Lösung gefunden, die 
sowohl die Rechte des einzelnen schützt als auch 
den Belangen der Sicherheitsbehörden gerecht 
wird. 


Datenschutz ist auch ein internationales Problem. (C) 
Unser Datenschutzniveau kann sich international 
sehen lassen. Um so größer muß unser Interesse 
sein, daß dieses Niveau auch zum internationalen 
Standard wird. Ohne ungehinderten Datenfluß gibt 
es keinen internationalen Waren- und Dienstiei- 
stungsverkehr. Daran wollen und müssen wir fest- 
halten. 

Um so mehr müssen wir aber auch dafür Sorge 
tragen, daß der Bürger nicht schutzlos wird, wenn 
seine Daten im Ausland verarbeitet werden. Des- 
halb arbeiten wir seit längerer Zeit auf internatio- 
naler Ebene mit Hochdruck an Leitlinien und Ab- 
kommen zum Schutz des grenzüberschreitenden 
Datenverkehrs. Am 28. Januar dieses Jahres hat der 
Bundesinnenminister beim Europarat das Überein- 
kommen zum Schutz der Menschen bei der automa- 
tischen Verarbeitung personenbezogener Daten un- 
terzeichnet, gemeinsam mit sechs anderen Ländern. 
Diese sogenannte Europäische Datenschutzkonven- 
tion wurde in mehrjährigen Vorbereitungen ge- 
schaffen. An ihrem Zustandekommen war die Bun- 
desregierung maßgebend beteiligt. Die Europäische 
Datenschutzkonvention hat Pilotfunktion für die 
Entwicklung des internationalen Datenschutzes. 
Hauptzweck des Übereinkommens ist die Harmoni- 
sierung des Datenschuztes in den Vertragsstaaten, 
d. h., die Vertragsstaaten verpflichen sich zur Ein- 
führung eines gewissen Mindestmaßes an gemein- 
samen Datenschutzregeln. Nach der Ratifikation 
durch alle Mitgliedsländer wird es in Westeuropa 
keine „Datenparadiese“ mehr geben. 

Die Europäische Datenschutzkonvention wird auf (D) 
unser nationales Datenschutzrecht keinen Einfluß 
haben. Wir haben die Regeln der Konvention bereits 
in der Gesetzgebung verwirklicht. 

Damit wird zugleich der internationale Standard 
des deutschen Datenschutzes eindrucksvoll bestä- 
tigt. Dennoch — ich glaube, das zeigen sowohl der 
Bericht als auch die Debatte — : Wir haben keinen 
Anlaß, die Hände in den Schoß zu legen. Einige Pro- 
bleme sind im Laufe der Debatte genannt worden. 

Der uns vorliegende Tätigkeitsbericht enthält eine 
Reihe weiterer Fragen und Anregungen. Die Bun- 
desregierung wird sorgfältig prüfen, wo Verbesse- 
rungen nötig sind und welche Maßnahmen gegebe- 
nenfalls erforderlich sein werden. Sie setzt dabei 
weiterhin auf die kritische Unterstützung durch den 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz, dem ich 
für seine Arbeit auch im Namen der Bundesregie- 
rung danken möchte. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her- 
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Die Überweisungsvorschläge des Ältestenrats er- 
sehen Sie aus der Tagesordnung. Erhebt sich gegen 
die vorgesehene Überweisung Widerspruch? — Das 
ist nicht der Fall. Es ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir ein 
Wort zur Geschäftslage. Wir gingen ursprünglich da- 
von aus, daß wir um 13 Uhr in die Mittagspause ein- 
treten können. Nach den vorliegenden Wortmeldun- 
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Vizepräsident Frau Renger 

(A) gen nehme ich an, daß wir noch etwa zwei Stunden 
zu beraten haben. Wir werden also wahrscheinlich 
bis zum Beginn der Fragestunde weitertagen müs- 
sen. Ist das Haus damit einverstanden? — Danke 
schön. 

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Sozialgesetz- 
buchs (SGB) — Zusammenarbeit der Lei- 
stungsträger und ihre Beziehungen zu Drit- 
ten — 

— Drucksache 9/95 — 

Überweisungsvorschiag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Innenausschuß 

Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

Das Wort hat Frau Staatssekretär Fuchs. 

Frau Fuchs, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister für Arbeit und Sozialordnung: Frau Präsiden- 
tin! Meine Damen und Herren! Die Arbeit am Sozial- 
gesetzbuch hatte von Beginn an das Ziel, das wegen 
seiner rechtlichen Zersplitterung unübersichtlich 
gewordene Sozialrecht nach einheitlichen Grund- 
sätzen neu zu ordnen. Dieses Ziel hat in den vergan- 
genen Jahren auch im Deutschen Bundestag breite 
Unterstützung gefunden. Auf Grund der intensiven 
Mitarbeit, die gerade auch von seiten dieses Hauses 
gekommen ist, konnten in den letzten Jahren die er- 
sten drei Teile des Gesetzgebungswerks bereits in 

(B) Kraft treten. 

Heute liegt Ihnen der Entwurf zum vierten Teil 
des Sozialgesetzbuchs vor. Er soll die Zusammenar- 
beit der Leistungsträger und ihre Beziehungen zu 
Dritten neu regeln, und zwar übergreifend für alle 
Sozialleistungsbereiche. Ein derartiges Vorhaben 
dient sowohl dem Bürger als auch der Verwaltung. 

Auf der einen Seite steht der Kampf gegen die all- 
seits beklagte Flut von Normen. Zwar enthält auch 
der neue Gesetzentwurf 40 neue Vorschriften; sie er- 
möglichen es aber, 55 Vorschriften aus bestehenden 
Gesetzen ganz oder teilweise herauszulösen und die 
geltenden Regelungen für alle Leistungsbereiche in 
übersichtlicher und sachlich angemessener Form 
neu zu ordnen. 

Es hilft nicht, über ein Zuviel und über die Kompli- 
ziertheit von Gesetzen nur zu reden. Wir müssen 
handeln, und dies tun wir mit Geseztentwürfen wie 
dem vorliegenden. Zum anderen ist in Fragen, die 
der Gesetzentwurf behandelt, in der Vergangenheit 
in einer Vielzahl von Fällen Streit entstanden. Mit 
dem vorliegenden Gesetzentwurf sollen die Grund- 
lagen für die Arbeit unserer Sozialverwaltung ver- 
bessert werden. Die Arbeit der Leistungsträger 
selbst und ihre Zusammenarbeit — z. B. zwischen 
Rentenversicherung und Krankenversicherung — 
wird erleichtert. Zugleich kommen diese Verände- 
rungen auch dem Bürger zugute. 

Lassen Sie mich beispielhaft fünf Komplexe her- 
ausgreifen und dabei mit den Regelungen beginnen, 
die für den Bürger unmittelbar positive Auswirkun- 
gen haben werden. - 


In der Vergangenheit sind häufig Nachzahlungen (C) 
von Sozialleistungen, z. B. bei rückwirkender Ren- 
te nfestsetzung, irri Hinblick auf mögliche Ansprüche 
anderer Leistungsträger gegen den Leistungsbe- 
rechtigten mehrere Monate lang nicht ausgezahlt 
worden. Einzelne Bürger haben sich in solchen Fäl- 
len mit der Bitte um Hilfe an den Petitionsausschuß 
des Bundestages gewandt. Der Ausschuß hat im Ein- 
zeifall oft helfen können. Er hat jedoch auf eine ge- 
setzliche Regelung gedrungen, damit die Verwal- 
tung künftig von vornherein in der richtigen Weise 
handelt. § 88 des Entwurfs bringt in dieser Frage 
nunmehr einen sachgerechten Ausgleich zwischen 
den Interessen der Verwaltung und den Interessen 
des einzelnen. 

Als zweite Regelung, die dem Bürger unmittelbar 
helfen wird, möchte ich § 112 nennen. Diese Vor- 
schrift betrifft u. a. die ärztliche Untersuchung 
durch die Leistungsträger, Es ist von den Bürgern in 
der Vergangenheit darüber geklagt worden, daß bei 
den Leistungsträgern gleiche oder doch sehr ähnli- 
che ärztliche Untersuchungen wiederholt werden 
mußten, obwohl dazu kein ausreichender Anlaß be- 
stand. Am 5. Mai 1980 hat die Bundesanstalt für Ar- 
beit mit dem Verband Deutscher Rentenversiche- 
rungsträger eine Verwaltungsvereinbarung abge- 
schlossen, die ein erster Schritt ist, um unterschied- 
liche Beurteilungen der Leistungsfähigkeit eines 
Versicherten und unnötige Doppeluntersuchungen 
zu vermeiden. Der Gesetzentwurf geht über diese 
Vereinbarung hinaus. Veranlaßt ein Leistungsträger 
eine ärztliche Untersuchungsmaßnahme, um festzu- 
stellen, ob die Voraussetzungen für eine Soziallei- (D) 
stung vorliegen, so sollen die Untersuchungen in der 
Art und Weise vorgenommen und deren Ergebnisse 
so festgehalten werden, daß sie auch bei der Prüfung 
der Voraussetzungen anderer Sozialleistungen ver- 
wendet werden können. So sollen insbesondere die 
Untersuchungsbefunde — z. B. Blutbilder und Rönt- 
genbilder — von den anderen Leistungsträgern ver- 
wertet werden. 

Für die Bürger von Interesse ist ebenfalls die Neu- 
ordnung des sogenannten Quotenvorrechts der Sozi- 
alversicherungsträger. Während bisher bei Be- 
schränkung des Schadenersatzanspruchs eines Ver- 
sicherten gegen einen Schädiger dem Sozialversi- 
cherungsträger der erste Zugriff zustand, werden 
künftig der Versicherte und der Sozialversiche- 
rungsträger in einem unter dem Gesichtspunkt ih- 
rer Interessenlage ausgewogenen Verhältnis betei- 
ligt. 

Aber auch die Vorschriften, die vordergründig nur 
die Rechtsverhältnisse zwischen den einzelnen Lei- 
stungsträgern betreffen, haben für jeden einzelnen 
Bürger große Bedeutung. Sich hieran zu erinnern, 
gibt nicht zuletzt das Internationale Jahr der Behin- 
derten Gelegenheit. Die Zusammenarbeit der Lei- 
stungsträger, besser gesagt: ihr reibungsloses Zu- 
sammenspiel ist bei der Rehabilitation und den son- 
stigen Sozialleistungen, die Behinderten zustehen, 
unumgänglich. Die Arbeit, die mit dem Rehabilita- 
tions- Angleichungsgesetz vor einigen Jahren begon- 
nen wurde, wird nunmehr im Sozialgesetzbuch auf 
breiterer Basis fortgeführt und inhaltlich vertieft. 
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Pari. Staatssekretär Frau Fuchs 

(A) Ein Beispiel hierfür bilden die vorgesehenen Re- 
gelungen über die Arbeitsgemeinschaften. In der 
Praxis hat sich die Notwendigkeit für eine Zusam- 
menarbeit der Leistungsträger gezeigt, die über eine 
gegenseitige Abstimmung bei der Wahrnehmung 
der Aufgaben hinausgeht und eine festere Struktur 
erforderlich macht. In Arbeitsgemeinschaften, die 
auf örtlicher, regionaler oder überregionaler Ebene 
errichtet werden können, haben die Leistungsträger 
die Möglichkeit, ihre Aufgaben gemeinsam — und 
damit besser — wahrzunehmen. Das gilt nicht nur 
für die Erbringung der eigentlichen Sozialleistun- 
gen, sondern insbesondere auch für die wichtigen 
Aufgaben der Aufklärung, der Auskunft und der Be- 
ratung nach dem Allgemeinen Teil des Sozialgesetz- 
buchs. Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme 
eine generelle Streichung der Vorschriften über die 
Arbeitsgemeinschaften vorgeschlagen. Ich möchte 
Sie bitten, dem nicht zu folgen. Es gibt bereits heute 
in bestimmten Bereichen vielfältige Arbeitsgemein- 
schaften. Für ihre Tätigkeit muß eine rechtliche 
Mindestbasis geschaffen werden, um die Aufgaben- 
erfüllung zu erleichtern und für Bürger und Lei- 
stungsträger übersichtliche Verhältnisse zu schaf- 
fen. 

Als letztes Beispiel für die notwendigen rechtli- 
chen Verbesserungen möchte ich die Neuregelung 
der Erstattungsansprüche der Leistungsträger un- 
tereinander nennen. Im geltenden Recht sind diese 
Erstattungsansprüche sehr unterschiedlich gere- 
gelt. Dieser Mangel an Einheitlichkeit beruht vor al- 
lem auf der ständigen Weiterentwicklung unseres 

(B) gegliederten Sozialleistungssystems, in dem die Er- 
weiterung des Leistungsspektrums immer größere 
Probleme für die Überschaubarkeit des Rechts 
schafft. 

Der vorliegende Entwurf legt nun zum erstenmal 
eine geschlossene Lösung für die schwierigen Fra- 
gen vor, welche Erstattungsansprüche bestehen und 
in welcher Rangfolge sie zu befriedigen sind. Bei der 
Neuordnung der Erstattungsansprüche ist darauf 
geachtet worden, daß hinsichtlich der sachlichen 
Auswirkungen keine wesentlichen Änderungen ge- 
genüber den bisherigen Regelungen eintreten. 

Meine Damen und Herren, die weiteren Arbeiten 
an der Einordnung des Rechts der einzelnen Lei- 
stungsbereiche in das Sozialgesetzbuch setzen die 
Verabschiedung der neuen Vorschriften voraus, die 
Ihnen heute vorliegen. An dieser Einordnung wird 
bereits zügig gearbeitet, so daß in absehbarer Zeit 
mit weiteren Gesetzentwürfen zum Sozialgesetz- 
buch zu rechnen ist. Dabei wird zunächst die Sozial- 
versicherung im Vordergrund stehen. 

Ich möchte Sie abschließend bitten, den vorliegen- 
den Entwurf — ebenso wie die vorangegangenen 
Entwürfe zum Sozialgesetzbuch — zügig zu beraten 
und zu verabschieden und damit die Bereinigung 
und Neuordnung des Sozialrechts weiter voranzu- 
bringen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her- 
ren, das Wort in der Aussprache hat der Herr Abge- 
ordnete Seehofer. 


Seehofer (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine (C) 
sehr verehrten Damen und Herren! Auch wir von 
der CDU/CSU stehen dem Vorhaben, das Sozial- 
recht zusammenzufassen, überschaubarer zu ma- 
chen, zu vereinfachen, grundsätzlich positiv gegen- 
über. 

(Dreßler [SPD]: Das ist gut!) 

Ich möchte aber an dieser Stelle einmal darauf 
hinweisen, daß der Gedanke einer Kodifikation des 
Sozialrechts nicht erst seit einigen Jahren diskutiert 
und verwirklicht wird, sondern daß bereits 1955 in 
der Rothenfelser Denkschrift, die auf Veranlassung 
des damaligen Bundeskanzlers Adenauer entstan- 
den ist, dieser Gedanke skizziert wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Glombig 
[SPD]: Genau das mußte kommen!) 

Meines Wissens sind auch die ersten Vorüberlegun- 
gen, die ersten Vorarbeiten zum Sozialgesetzbuch 
noch während der Regierungszeit von CDU und CSU 
veranlaßt worden. 

(Glombig [SPD]: Ich höre keinen Wider- 
spruch! So beschlossen!) 

— So beschlossen. Vielen Dank. 

Inzwischen sind nun der Allgemeine Teil des Sozi- 
algesetzbuches, das Buch I, die Gemeinsamen Vor- 
schriften für die Sozialversicherung, das Buch IV, so- 
wie das Erste und Zweite Kapitel des Buches X des 
Sozialgesetzbuches in Kraft getreten. 

Das Erste Kapitel des Buches X des Sozialgesetz- 
buches behandelt das Verwaltungsverfahren, wäh- 
rend das zweite den Schutz der Sozialdaten beinhal- (D) 
tet. 

Heute liegt uns nun das Dritte Kapitel des Bu- 
ches X des Sozialgesetzbuches vor, das die Zusam- 
menarbeit der Leistungsträger und ihre Beziehun- 
gen zu Dritten regeln soll — gewiß kein schlagzei- 
lenträchtiger Gesetzentwurf, aber deshalb nicht 
minder wichtig. 

Ziel dieses Gesetzentwurfes ist es, das Handeln 
der Leistungsträger untereinander schneller, rei- 
bungsloser und systematischer zu gestalten. Damit 
ist auch bezweckt, die Stellung des Leistungsemp- 
fängers zu stärken. 

Wer sich nun die bisherigen Teile des Sozialge- 
setzbuches und den heute hier vorliegenden Gesetz- 
entwurf anschaut, der muß den Eindruck gewinnen, 
daß zwischen der Zielsetzung der Gesetzgebung und 
deren Verwirklichung doch eine erhebliche Diskre- 
panz besteht — nimmt man einmal das Buch I des 
Sozialgesetzbuches, das man in gewisser Weise als 
bürgernah bezeichnen, kann, davon aus. 

Nach meiner Auffassung wird durch dieses Dritte 
Kapitel des Buches X des Sozialgesetzbuches weder 
die Stellung des Leistungsempfängers merklich ge- 
stärkt noch das Sozialrecht insgesamt überschauba- 
rer gemacht und vereinfacht. Im Gegenteil, das Sozi- 
alrecht wird noch komplizierter, als es ohnehin 
schon ist. Der Dschungel von Sozialvorschriften 
wird noch dichter. Ich stelle draußen in der Diskus- 
sion fest, daß der Bürger, der Leistungsempfänger, 
für den das Sozialgesetzbuch ja gedacht ist, prak- 
tisch keinen Bezug zu diesem Sozialgesetzbuch hat. 
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Seehofer 

(A) ja daß der Bezug zum neuen Sozialgesetzbuch gerin- 
ger ist als zu der alten Reichsversicherungsordnung, 
die seit eh und je als für den Bürger nicht verständ- 
lich angesehen wird. Das Sozialgesetzbuch — dies 
kann man ohne Einschränkungen feststellen — hat 
im Bewußtsein der Öffentlichkeit heute noch keinen 
Stellenwert. 

(Broll [CDU/CSU]: Richtig!) 

Das Ziel, die Entfremdung zwischen dem Bürger 
und seinem Recht — hier: dem Sozialrecht — abzu- 
bauen, wird durch dieses Sozialgesetzbuch, jeden- 
falls durch die Teile, die bisher vorliegen, meines Er- 
achtens nicht erreicht. Damit ist auch der Ausgangs- 
punkt dieser Novellierung des Sozialgesetzbuches in 
Frage gestellt, nämlich der Ausgangspunkt, das So- 
zialrecht mit dem Ziel einer größeren Verständlich- 
keit, Klarheit und Transparenz zusammenzufassen. 
Das Sozialrecht ist für den Bürger bisher nicht so- 
zialer gestaltet worden. 

Nun wird seitens der Bundesregierung — Frau 
Staatssekretär Fuchs hat dieses Argument heute 
wieder gebracht — darauf hingewiesen, daß durch 
den vorliegenden Entwurf eine große Zahl von Vor- 
schriften gestrichen werden konnte. Ich bin Ihnen 
dankbar, Frau Fuchs, daß Sie heute die richtige Zahl 
genannt haben. Noch in der Sitzung des Bundesra- 
tes am 21. November haben Sie davon gesprochen, 
daß mehrere hundert Vorschriften ganz oder teil- 
weise gestrichen werden konnten. Heute nun haben 
Sie diesem Hohen Haus die richtige Zahl, die auch 
Ihr Haus verbreitet, mitgeteilt; es sind 55. Es ist 

(B) zwar richtig, daß diese Zahl von Vorschriften ganz 
oder teilweise gestrichen werden konnte — ich 
möchte dies im Ergebnis, weil das natürlich zu einer 
Straffung führt, auch nicht kritisieren — , nur, meine 
Damen und Herren, ist dies kein Argument dafür, 
daß wir jetzt nach dieser Streichung verschiedener 
Paragraphen weniger Gesetzesflut und weniger 
Bürokratie hätten. Denn die Zahl der insgesamt an- 
zuwendenden Vorschriften bleibt nach wie vor die 
gleiche. 

Ich möchte dies einmal an einem Beispiel verdeut- 
lichen, am Beispiel der Sozialhilfeverwaltung. Der 
Sachbearbeiter in der Sozialhilfeverwaltung prüft 
die Frage der Verjährung eines Erstattungsan- 
spruchs künftig nicht an Hand einer Vorschrift im 
BSHG, sondern eben an Hand der neuen Vorschrift 
im Dritten Kapitel des Zehnten Buches Sozialge- 
setzbuch. Dies heißt im Klartext, daß für ihn im Bun- 
dessozialhilfegesetz zwar eine Vorschrift gestrichen 
wurde, aber nicht ersatzlos weggefallen ist. Diese 
Vorschrift ist nur vom BSHG in das Dritte Kapitel 
des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch verlagert 
worden. Das heißt: Wenn wir nur den Mut haben, Pa- 
ragraphen von einem Gesetz ins andere zu 
verlagern, nicht aber den Mut aufbringen, unter dem 
Strich Paragraphen zu streichen, können wir doch 
nicht von weniger Bürokratie sprechen. Denn dies 
bedeutet in der Praxis doch nicht weniger Bürokra- 
tie. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir als CDU/CSU haben — ähnlich wie die Länder 
— gegen eine ganze Reihe von vorgesehenen Rege- 


lungen Vorbehalte, zum Teil auch schwerwiegende (C) 
Bedenken. Es ist hier jetzt zwar nicht die Zeit, Ein- 
zelheiten dieses Gesetzentwurfs zu diskutieren — 
dies wird im federführenden Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung geschehen — , aber ich will ein 
Beispiel herausgreifen, nämlich die vorgesehene Re- 
gelung über die Arbeitsgemeinschaften in den §§ 95 
mit 100. Hier ist vorgesehen, Verwaltungshandeln 
und Bildung von Arbeitsgemeinschaften auf örtli- 
cher, regionaler und überregionaler Ebene zu regeln. 
Diese Regelungen erscheinen uns aus verschiede- 
nen Gründen, insbesondere aber aus sozialpoliti- 
schen, organisatorischen und auch verfassungs- 
rechtlichen Gründen, außerordentlich problema- 
tisch. Ich kann hier nur die allerwichtigsten Gründe 
nennen. 

Erstens. Das Handeln und die Bildung von Ar- 
beitsgemeinschaften ist bisher gesetzlich nicht gere- 
gelt. Wir sehen für eine derartige Regelung auch in 
der Zukunft keine Notwendigkeit. Wir kennen aus 
der Praxis kein sachbezogenes und kein konkretes 
Verwaltungsbedürfnis, diese Regelungen in das 
Dritte Kapitel des Zehnten Buchs des Sozialgesetz- 
buchs aufzunehmen. Auch die Begründung des Ge- 
setzentwurfs schweigt dazu. Es reicht nicht aus, 
wenn es darin heißt: 

Mit Hilfe der Arbeitsgemeinschaft ist eine bes- 
sere Vorbereitung, Koordinierung und Durch- 
führung der Aufgaben denkbar. 

Wir halten es für unbedingt erforderlich, etwaige 
Verwaltungsbedürfnisse konkret und fallbezogen zu 
beschreiben. Wenn dies unterbleibt, ist eine gesetzli- p) 
che Festlegung überflüssig. 

Es besteht auch überhaupt kein Grund, einseitig 
eine bestimmte Möglichkeit der Zusammenarbeit 
von Leistungsträgern im Gesetz vorzugeben. Da- 
durch werden eigentlich nur der Gestaltungsspiel- 
raum und die Flexibilität der Sozialverwaltung bei 
den Leistungsträgern eingeengt. 

Zweitens haben wir Bedenken, weil die angestreb- 
ten Vorschriften letztlich ein Einstieg zur schrittwei- 
sen Vereinheitlichung und Beseitigung des bewähr- 
ten gegliederten und dezentralen Sozialleistungssy- 
stems sind — mit der Folge: Verlust an Bürgernähe, 
Ausweitung der Bürokratie, Konkurrenz der Ar- 
beitsgemeinschaften zu den Verbänden der Lei- 
stungsträger, Schaffung neuer Verwaltungsebenen 
und Überkörperschaften sowie Rechtsunsicherheit. 

Wir sollten uns gerade hier auf den Grundsatz der 
Subsidiarität besinnen, wonach niemals einer größe- 
ren Einheit eine Zuständigkeit übertragen werden 
soll, die die kleinere Einheit genausogut wahrneh- 
men kann. An diesen Grundsatz sollten wir uns mit 
aller Konsequenz halten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dieser Grundsatz gilt gerade für die Solidargemein- 
schaft. Ich bitte um eine nochmalige sorgfältige Prü- 
fung gerade vom Grundsatz der Subsidiarität her. 

Drittens. Mit der Aufnahme Dritter, also nicht nur 
von Leistungsträgern und Verbänden, in die Arbeits- 
gemeinschaften besteht die Gefahr der Aushöhlung 
oder zumindest der Schwächung der paritätischen 
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Seehofer 

(A) Selbstverwaltung. Denn diese Dritten haben natür- 
lich Mitspracherecht Sie werden allerdings nicht 
gewählt und unterliegen damit auch nicht der Ver- 
antwortung der gewählten Arbeitgeber und der Ver- 
sicherten. Hier sehen wir, ohne daß man Gesetzes- 
vorschriften ändern müßte, die wirkliche Gefahr, 
daß die paritätische Selbstverwaltung ausgehöhlt 
bzw. geschwächt wird. 

(Zuruf des Abg. Glombig [SPD]) 

Am Rande weise ich auch auf das verfassungs- 
rechtliche Problem hin, daß durch diese Bestimmun- 
gen überregionale, länderübergreifende Institutio- 
nen möglich sind und damit das verfassungsrechtli- 
che Verbot einer Mischverwaltung zwischen Bund 
und Ländern tangiert wird. Gerade diese Frage 
sollte im Hinblick auf die Verfassungsmäßigkeit 

nochmals eingehend durchleuchtet werden. 

• 

Im Gegensatz zur Bundesregierung und zu der 
von ihr angestrebten Rechtssicherheit sehen wir in 
den Vorschriften der §§ 95 mit 100 eher einen deutli- 
chen Überhang neuer tiefgreifender Probleme, die 
sich aus diesem Teil des Gesetzentwurfs ergeben. 

Ich konnte hier nur diesen einen exemplarischen 
Fall ansprechen. Der Gesetzentwurf läßt eine Reihe 
weiterer Wünsche offen. 

Gleichwohl verkennen wir nicht einige positive 
Ansätze, beispielsweise die Beschleunigung der Zu- 
sammenarbeit der Leistungsträger für die Erbrin- 
gung von Nachzahlungen oder die Maßnahmen zur 
Vermeidung von ärztlichen Doppeluntersuchungen, 
wenngleich diese Frage im Hinblick auf den Daten- 
schütz noch einer besonderen Prüfung bedarf. 

Die vielen Änderungswünsche und Einwendun- 
gen des Bundesrates, denen wir uns als CDU/CSU 
weitgehend anschließen, sind bisher bereits zu ei- 
nem großen Teil von der Bundesregierung akzep- 
tiert worden oder die Bundesregierung hat eine Prü- 
fung zugesagt. Es ist zu hoffen, daß strittige Punkte 
und Änderungswünsche der Union in den Ausschüs- 
sen ernsthaft diskutiert und beraten werden. Wir er- 
hoffen uns vor allem mehr Mut zu weniger Paragra- 
phen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich meine, dieser Gesetzentwurf verträgt eine Ab- 
magerungskur. Wir benötigen kein Gesetzeswerk 
für Spezialisten, sondern wir brauchen ein im Alltag 
jederzeit und für jedermann anwendbares Sozialge- 
setzbuch. Nur wenn wir diesen Anspruch erfüllen, 
wird das Sozialgesetzbuch auch in der Praxis — und 
darauf kommt es ja an — die Bibel des Sozialrechts 
werden. Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab- 
geordnete Noth. 

Frau Noth (FDP): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Die sozialliberale Koalition hatte sich 
zur Aufgabe gesetzt, durch die Kodifikation eines 
Sozialgesetzbuches das gesamte Sozialrecht, das 
aus einer Fülle von Gesetzen unterschiedlichen Al- 
ters und unterschiedlicher Rechtstechnik besteht, 


grundlegend zu vereinfachen und damit insbeson- (C 
dere für den Bürger überschaubarer und verständli- 
cher zu machen. 

Dieser Zielsetzung entsprechend wurden bisher 
folgende Teile verwirklicht: der allgemeine Teil des 
Sozialgesetzbuches — in Kraft getreten am 1. Ja- 
nuar 1976 — , gemeinsame Vorschriften für die Sozi- 
alversicherung — in Kraft getreten am 1. Juli 1977 — 
und als weiterer Schritt der Einbau der sozialrechtli- 
chen Verwaltungsverfahrensvorschriften sowie die 
neuen Vorschriften über den Schutz der Sozialdaten 
durch das Erste bzw. Zweite Kapitel des Zehnten 
Buches des Sozialgesetzbuches, verkündet am 
26. August 1980. 

Mit dem heute zur Beratung anstehenden Ent- 
wurf des Dritten und damit letzten Kapitels, das die 
Zusammenarbeit der Leistungsträger und ihre Be- 
ziehungen zu Dritteln regelt und das mit den beiden 
vorangegangenen Kapiteln in engem sachlichem 
Zusammenhang steht, wird die Kontinuität der Ar- 
beiten am Sozialgesetzbuch erneut unterstrichen. 
Dieser Entwurf regelt, wie Frau Staatssekretär 
Fuchs zum Teil auch schon ausgeführt hat, die Be- 
schleunigung der Zusammenarbeit der Leistungs- 
träger für die Erbringung von Nachzahlungen, Maß- 
nahmen zur Vermeidung von Doppeluntersuchun- 
gen durch verschiedene Ärzte, die Erstattungen zwi- 
schen den Leistungsträgern durch Schaffung einfa- 
cher und übersichtlicher Normen, in Weiterentwick- 
lung von § 1542 RVO den Übergang von Schadener- 
satzansprüchen der Versicherten auf den Versiehe- 
rungsträger, das Recht der Auftragserteilung unter ^ ^ 
den Leistungsträgern sowie die Bildung von Arbeits- 
gemeinschaften. 

Verwaltungsvereinfachung und Entbürokratisie- 
rung sind eine ständige Aufgabe liberaler Politik. 
Deshalb begrüßen wir es, wenn mit dem vorliegen- 
den Entwurf das geltende Verfahrensrecht weiter 
bereinigt, modernisiert, vereinfacht und, soweit 
möglich, vereinheitlicht wird, was durch Art. II des 
Entwurfs sichtbar zum Ausdruck kommt. 

Der FDP geht es darum, zu einem besseren 
Rechtsverständnis des Bürgers beizutragen, seine 
Rechtsstellung zu stärken, die Rechtsanwendung 
durch Verwaltung und Rechtsprechung zu erleich- 
tern und die Rechtssicherheit zu fördern. Die FDP- 
Fraktion wird sich dieser Aufgabe auch bei den wei- 
teren Beratungen dieses Teils des Sozialgesetzbu- 
ches stellen. Dabei werden wir insbesondere im Hin- 
blick auf die vorgesehenen Regelungen über die Ar- 
beitsgemeinschaften prüfen müssen — damit gehe 
ich direkt auf die Ausführungen des Herrn Kollegen 
Seehofer ein — , inwieweit zu einer sinnvollen Koor- 
dinierung ein Bedürfnis zur Normierung besteht. 

Wir Freien Demokraten werden bei den Beratungen 
sehr exakt darauf achten, daß keine neue vermeid- 
bare Bürokratisierung verursacht wird und durch 
perfektionistische Regelungen die Kompetenzen 
der einzelnen Selbstverwaltungen eingeschränkt 
werden. Dies wollen wir nicht. 

(Beifall bei der FDP) 
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Frau Noth 

(A) Auch die Auswirkungen der vorgesehenen Regelun- 
gen auf bereits bestehende Arbeitsgemeinschaften 
sind noch zu klären. 

Wir Freien Demokraten gehen davon aus, daß es 
bei den Ausschußberatungen gelingt, hier vernünfti- 
ge, sachbezogene Lösungen zu finden. Wir werden 
uns auch für eine zügige Beratung und baldige Ver- 
abschiedung einsetzen, damit ein weiteres Kapitel 
Sozialpolitik im Interesse der Bürger und einer bes- 
seren Zusammenarbeit der Leistungsträger schon 
bald praktikabler und überschaubarer wird. 

Meine Damen und Herren, ich darf zum Abschluß 
noch einen Antrag meiner Fraktion einbringen. Die 
FDP-Fraktion beantragt, daß in dem Beratungsver- 
fahren auch der Rechtsausschuß des Deutschen 
Bundestages beteiligt wird. Ich darf Sie bitten, die- 
sem Antrag zuzustimmen. — Danke schön. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Gansei. 

Gansei (SPD): Frau Präsident! Meine Damen und 
Herren! Eigentlich wollte ich es kurz und schmerzlos 
machen, denn bei Sozialgesetzen sind im Prinzip ja 
ohnehin alle dafür. Nur, die einen meinen, sie wür- 
den immer noch bessere Alternativen haben, und die 
anderen wollen sich oft an den finanziellen Lasten 
vorbeimogeln. Beides kann bei diesem Gesetz nicht 
gelten, denn wer das Deckblatt sorgfältig gelesen 
hat, wird festgestellt haben, daß dort steht: Alternati- 
ven: keine; Kosten: keine. Da aber der Kollege See- 
hofer auf die Geschichte eingegangen ist, muß ich 
ihm kurz entgegnen. 

Sie haben eine ganz interessante Nuance in die 
Debatte hineingebracht, indem Sie gesagt haben: 
Das Sozialgesetzbuch ist doch ein ziemlich bürokra- 
tisches und unbrauchbares Vorhaben geworden. Sie 
haben es sozusagen miesgemacht, aber Sie haben 
gleichzeitig für den Fall, daß es doch irgendwo gut 
ankommen könnte, darauf aufmerksam gemacht, 
daß es schon in der Rothenfelser Denkschrift von Ih- 
nen gefordert worden sei. Ich möchte darauf hinwei- 
sen: Diese Denkschrift stammt, wenn ich mich recht 
erinnere, aus dem Jahr 1955. Im Jahre 1959 fand der 
Godesberger Parteitag statt. Dort wurde — wie mir 
der verehrenswürdige Walter Auerbach noch er- 
zählt hat: auf Antrag eines lauenburgischen Ortsver- 
eins — die Aufnahme der Forderung nach einem So- 
zialgesetzbuch in das Godesberger Programm be- 
schlossen. Zehn Jahre später — 1969, als wir das er- 
ste Mal die Regierungsverantwortung hatten — 
wurde dies in die Wirklichkeit umgesetzt. Das ist der 
Unterschied: Sie haben eine Denkschrift, und 15 
'Jahre ist nichts passiert; wir haben ein Programm, 
und zehn Jahre danach geht es auch los. Das gilt hof- 
fentlich auch für andere Programme. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Nun haben Sie bedauert, daß dieses Gesetzbuch 
nicht die „Bibel des Sozialrechts“ zu sein scheint. 
Das ist richtig. Für eine Bibel braucht man entweder 
göttliche Eingebung oder doch immerhin das litera- 
rische Format eines Ketzers Luther. Beide sind im 


Bundestag selten vertreten, und wir müssen versu- (C) 
chen, mit Bordmitteln auszukommen. 

(Broll [CDU/CSU]: Ketzer haben wir auch! 

— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Ohnehin sind solche Einschätzungen sehr relativ. 

Sie haben gesagt, der Dschungel des Sozialrechts sei 
noch verdichtet worden. Es kommt darauf an, wo 
man herkommt. Wenn man aus der Wüste kommt, 
hält man einen Wald manchmal schon für Dschun- 
gel; wenn man aus dem Dschungel kommt, hält man 
den Wald schon für Lichtung. Sie werden bei Ihrer 
konkreten Arbeit sicher auch noch feststellen, daß 
hier eine ganze Menge gelichtet worden ist. 

Es ist richtig: Es ist nicht der große Wurf, den wir 
alle gerne hätten: das Sozialgesetzbuch, das jeder 
Antragsteller lesen kann. Wir haben aber von vorn- 
herein gewußt, daß wir dieses nicht auf Anhieb wür- 
den leisten können. Die ungeheuer komplizierte Ma- 
terie des deutschen Sozialrechts erst einmal zu ord- 
nen, übersichtlich zu machen, zu vereinheitlichen, zu 
harmonisieren, wo es geht, zu vereinfachen und hier 
und dort auch zu streichen, ist eine Etappe auf dem 
Weg zu einer umfassenden Sozialrechtsreform und 
zu einem allgemein verständlichen Sozialgesetz- 
buch. Wir machen den ersten Schritt. Ich kann Ihnen 
nur sagen, Herr Kollege von der Union, wir sind hier 
im Bundestag zusammen mit dem Bundesrat bisher 
der Auffassung gewesen, daß das, was wir geleistet 
haben, besser ist als die Reichsversicherungsord- 
nung, und deshalb haben wir fast alle Beschlüsse 
einstimmig gefaßt. 

Sie haben auf zwei Beispiele hingewiesen. Das 
Beispiel mit dem Bundessozialhilfegesetz: Ich bitte 
Sie, darüber nachzudenken, ob es nicht sinnvoll ist, 
daß der Sachbearbeiter im Sozialamt mit einem Ge- 
setz arbeiten muß, das gleichzeitig das Recht der So- 
zialversicherung, des Wohngeldes, der Ausbildungs- 
förderung usw. enthält, denn das alles sind Pro- 
bleme, mit denen er eigentlich täglich zu tun hat. Der' 
Bürger kommt ja nicht als der klassifizierte Sozial- 
hilfeempfänger zu ihm hin, sondern als jemand, der 
Probleme hat. Deshalb ist es sinnvoll, ein Gesetz mit 
einem allgemeinen Teil mit gemeinsamen Vorschrif- 
ten zu haben. Ich bin sicher, alle werden davon 
Nutzen haben. 

Sie haben weiter die Arbeitsgemeinschaften kriti- 
siert. Der Bundesrat hat eine Menge verfassungs- 
rechtlicher Bedenken vorgetragen, die man prüfen 
muß. Sie haben einige materielle Bedenken hinzuge- 
bracht. Darüber muß man reden. Man muß aber se- 
hen, es gibt diese Arbeitsgemeinschaften nicht nur 
im Bereich der Rehabilitation, sondern auch der ge- 
meindlichen Unfallversicherung und der Kranken- 
versicherung. Es ist auch eine gärtnerische Aufgabe, 
wenn man den Dschungel schon nicht beseitigen 
kann, ihn wenigstens zu ordnen: d. h., wir müssen be- 
reit sein, bei der Reform des Sozialrechts auch dort 
Regelungen zu treffen, 

(Franke [CDU/CSU]: Das ist noch schwe- 
rer!) 

wo es bisher nur wilde Wucherungen gibt. 
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Gansei 

(A) Meine Damen und Herren, zu dem Inhalt brauche 
ich nichts weiter zu sagen. Das hat die Staatssekre- 
tärin getan, auch die Kollegin Noth. 

Ich möchte nur auf eines hinweisen: Ein Punkt ist 
immer ein großes Ärgernis gewesen — wir haben 
dem Petitionsausschuß versprochen, das in Ordnung 
zu bringen — , daß jemand den Antrag auf Rente 
stellt, aber noch Arbeitslosenhilfe oder Sozialhilfe 
bekommt, z. B. kurz nach Auslaufen seiner Arbeits- 
losenunterstützung und vor der ersten Rentenzah- 
lung. Und dann bekommt er die Rentenzahlung, 
nach längerer Bearbeitungszeit, und es wird ihm 
eine Nachzahlung von ein paar tausend Mark bewil- 
ligt, auf die er aber manchmal sechs oder acht Mo- 
nate warten muß, weil Arbeitsamt oder Sozialamt 
noch für ein paar Tage die Kosten der Sozialhilfe 
oder Arbeitslosenhilfe erstattet haben wollen. Dies 
wird es in Zukunft nicht mehr geben. Nach zwei Mo- 
naten muß gezahlt werden. Man soll überprüfen, ob 
man das nicht noch verkürzen kann, denn auch das 
ist eine lange Zeit. 

Aber schon jetzt — Fortschritt des Allgemeinen 
Teils des Sozialgesetzbuches — gibt es den Trick, 
auf den ich hinweisen möchte, die Verwaltung da- 
durch auf Trab zu bringen, daß man einen Antrag 
auf Vorschuß und auf Verzinsung stellt. Das versetzt 
die Verwaltung meist in so viel Aufregung, daß sie 
bereit ist, sofort großzügig zu sein und zu zahlen. — 
Alles weitere wird im zuständigen Ausschuß beraten 
werden. 

(Vorsitz: Vizepräsident Leber) 

Erlauben Sie mir zum Schluß noch ein paar Worte, 
nachdem ich acht Jahre lang das Sozialgesetzbuch 
als Berichterstatter des Bundestagsausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung betreut habe und geholfen 
habe, die ersten drei Gesetze hier über die Hürden 
zu bringen. Auch zu diesem Gesetzentwurf gibt es 49 
Änderungsanträge des Bundesrates. Bei 19 hat die 
Bundesregierung sofort gesagt, sie stimme ihnen zu, 
bei den anderen will sie erst prüfen. Das zeigt, daß 
man nicht gegeneinander marschiert, sondern auf- 
einander zugeht. Wir wissen, wir bedürfen zu dieser 
Kodifikation der Zustimmung des Bundesrates. Es 
wird nur funktionieren, wenn alle am Gesetzge- 
bungsprozeß Beteiligten bereit sind, den Kompro- 
miß in der Sache um der Sache wegen zu finden. 
Dies ist in der Vergangenheit der Fall gewesen. Wir 
haben insbesondere bei der Regelung des bereichs- 
spezifischen Datenschutzes im Sozialleistungsbe- 
reich die Fähigkeit zum schöpferischen Kompromiß 
bewiesen und eine gesetzliche Regelung geschaffen, 
die nicht nur die Zustimmung der kritischen Öffent- 
lichkeit, sondern auch die des nach seinem Amt zu 
nicht weniger Kritik verpflichteten Bundesdaten- 
schutzbeauftragten gefunden hat. 

Eine solche schöpferische Kompromißfähigkeit 
wünsche ich für das Sozialgesetzbuch auch in den 
kommenden Jahren. Den^Kollegen von der FDP und 
von der CDU/CSU, dem Kollegen Hölscher, aber 
auch noch einmal Herr Johannes Müller und Herrn 
Pohlmann, sowie aus dem zuständigen Ministerium 
vor allem Herrn Pappai und Herrn Andre möchte 
ich für die gute Zusammenarbeit danken. Ich wün- 


sche diese gute Zusammenarbeit auch dem nachfol- (C) 
genden Berichterstatter. 

Dem Sozialgesetzbuch wünsche ich weiterhin ein 
gutes Gelingen. Wir alle rechnen dabei mit Ihrer Be- 
reitschaft zur Mitarbeit, mit frischer Kritik, aber ge- 
wiß auch mit Ideen, um die notwendigen Kompro- 
misse zu finden. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Leber: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
schlägt vor, den Gesetzentwurf der Bundesregie- 
rung auf Drucksache 9/95 zur federführenden Bera- 
tung an den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
sowie zur Mitberatung an den Innenausschuß, den 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit und 
den Ausschuß für Bildung und Wissenschaft zu 
überweisen. Die Fraktion der Freien Demokrati- 
schen Partei hat darum gebeten, die Vorlage zusätz- 
lich an den Rechtsausschuß zur Mitberatung zu 
überweisen. Ist das Haus damit einverstanden? — 

Ich sehe und höre keinen Widerspruch; dann ist so 
beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe nun die 
Punkte 7 bis 14 der Tagesordnung auf: 

7. Erste Beratung des von der Bundesregierung (D) 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Europäischen Übereinkommen vom 

24. November 1977 über die Zustellung von 
Schriftstücken in Verwaltungssachen im 
Ausland und zu dem Europäischen Überein- 
kommen vom 15. März 1978 über die Erlan- 
gung von Auskünften und Beweisen in Ver- 
waltungssachen im Ausland 

— Drucksache 9/68 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 

Rechts aus schuß 

8. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Ausführung des Europäischen Übereinkom- 
mens vom 24. November 1977 über die Zustel- 
lung von Schriftstücken in Verwaltungssa- 
chen im Ausland und des Europäischen 
Übereinkommens vom 15, März 1978 über die 
Erlangung von Auskünften und Beweisen in 
Verwaltungssachen im Ausland 

— Drucksache 9/69 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates; 

Innenausschuß (federführend) 

Rechtsausschuß 

9. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Abkommen vom 2. März 1978 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Großherzogtum Luxemburg über die gegen- 
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Vizepräsident Leber 

(A) seitige Hilfeleistung bei Katastrophen oder 

schweren Unglücksfällen 

— Drucksache 9/71 — 


Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß 

10. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zum 
Wiener Abkommen vom 12. Juni 1973 über 
den Schutz typographischer Schriftzeichen 
und ihre internationale Hinterlegung 
( Schrif tzeichengesetz) 

— Drucksache 9/65 — 


Übesrweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Rechtsausschuß (federführend) 

Ausschuß für Wirtschaft 

11. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Vertrag vom 17. Juni 1977 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem König- 
reich Norwegen über die gegenseitige Aner- 
kennung und Vollstreckung gerichtlicher 
Entscheidungen und anderer Schuldtitel in 
Zivil- und Handelssachen 

— Drucksache 9/66 — 


Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Rechtsausschuß 

12. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
(ß) Ausführung des Vertrages vom 17. Juni 1977 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Norwegen über die ge- 
genseitige Anerkennung und Vollstreckung 
gerichtlicher Entscheidungen und anderer 
Schuldtitel in Zivil- und Handelssachen 

— Drucksache 9/67 — 


Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Rechtsausschuß 

13. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
der in Genf am 13. Mai 1977 Unterzeichneten 
Fassung des Abkommens von Nizza über die 

internationale Klassifikation von Waren und 
Dienstleistungen für die Eintragung von 
Marken 

— Drucksache 9/70 — 


Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Rechtsausschuß (federführend) 

Ausschuß für Wirtschaft 

14. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs einer Gebührenord- 
nung für Patentanwälte 

— Drucksache 9/98 — 


Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Rechtsausschuß (federführend) 

Ausschuß für Wirtschaft 


Wird das Wort dazu gewünscht? — Das Wort wird 
nicht gewünscht. 


Der Ältestenrat schlägt vor, die Gesetzentwürfe (C) 
auf den Drucksachen 9/68, 9/69, 9/71, 9/65, 9/66, 9/67, 

9/70 und 9/98 an die Ausschüsse zu überweisen. Die 
Überweisungsvorschläge des Ältestenrates ersehen 
Sie aus der Tagesordnung. Ist das Haus mit diesen 
Überweisungsvorschlägen einverstanden? — Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch; dann ist so be- 
schlossen. 

Ich rufe Punkt 15 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Unterrichtung durch den Bun- 
desrechnungshof 

Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 
zur Bundeshaushaltsrechnung (einschließ- 
lich der Bundesvermögensrechnung) für das 
Haushaltsjahr 1978 

— Drucksache 9/38 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Haushaltsausschuß 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Friedmann. 


Dr. Friedmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Dem Deutschen 
Bundestag liegt der Prüfbericht des Bundesrech- 
nungshofes zum Haushaltsjahr 1978 vor. Ich darf 
daran erinnern, daß all dies, was in diesen Erinne- 
rungen zusammengefaßt ist, zuerst noch durch das 
Parlament, und zwar durch den Rechnungsprü- 
fungsausschuß, im Detail beraten und geprüft wer- 
den muß. Trotzdem glaube ich aus diesem Bericht 
gewisse Entwicklungstendenzen herauslesen zu 
können, die hier besprochen werden sollten, und ich 
meine, daß wir dazu auch berechtigt sind, denn in 
der zurükliegenden Zeit bekam der Rechnungshof 
immer wieder — immerhin in 90 % der Fälle — 
recht. 


(D) 


Zum ersten fällt einem auf, daß in diesem Prüfbe- 
richt immer wieder von mangelnder Sorgfalt die 
Rede ist. Damit ist gemeint, daß Beamte des Bundes 
dem Bund — und damit dem Steuerzahler — Scha- 
den zufügen, indem sie mit dem ihnen anvertrauten 
Geld nicht gewissenhaft umgehen. Nun ist natürlich 
eine Verwaltung wie die des Bundes ein Riesenappa- 
rat, und wo gehobelt wird, fallen Späne; da kann im- 
mer wieder etwas Vorkommen. 


Nur muß man eines auch sehen: daß nämlich all 
die Fehler im einzelnen irgendwo mit dem politi- 
schen Umfeld Zusammenhängen. Dann, wenn eben 
die Minister jedes Jahr größere Dienstwagen fahren 
wollen, wenn hier über Haushaltsvorlagen beraten 
wird, bei denen man den Eindruck hat, daß Geld 
keine Rolle mehr spielt, braucht man sich nicht zu 
wundern, wenn bei einzelnen Bediensteten der Ein- 
druck „Na ja, so genau kommt es nicht darauf an“ 
aufkommt und wenn die Grundeinstellung „Ganz so 
gewissenhaft brauchen wir es nicht zu machen“ ent- 
steht. Insoweit gibt es durchaus einen direkten Zu- 
sammenhang zwischen den Fehlern des einzelnen 
und dem, was die politische Landschaft heute aus- 
macht. 

Sehr schnell wundert es einen z. B. nicht mehr, 
daß die Tornado-Affäre passieren konnte, wenn im 
Bereich des gleichen Verteidigungsministers Dinge 
geschehen, bei denen einem die Haare zu Berge ste- 
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Dr. Friedmann 

(A) hen müßten. Wenn man da liest, daß in Koblenz 
heim Bundeswehrbeschaffungsamt seit Jahren Ge- 
rät an auftragnehmende Firmen ausgeliehen wird, 
ohne daß diese dafür etwas bezahlen müssen, ohne 
daß es Verträge über die Rückgabe gibt, ja ohne daß 
man die'Geräte jemals zurückverlangt, braucht man 
sich doch nicht zu wundern, daß hier eine Mentalität 
entsteht, die dem Steuerzahler Schaden zufügt. In 
einem Fall wurde einem einzigen Unternehmen Ge- 
rät im Werte von 45 Millionen DM überlassen, ohne 
daß dieses Gerät jemals zurückverlangt wurde. Das 
ist nicht in Ordnung. Solche Fälle verdienen unser 
aller Kritik. — Ich sehe Zustimmung auch in den 
Reihen der SPD. 

Eine zweite Tendenz, die aus diesem Bericht er- 
kennbar ist, ist das Entstehen einer Grauzone zwi- 
schen Staat und Wirtschaft. Der Bund ist an einer 
Reihe von Unternehmen beteiligt. Es gibt eine dik- 
kes Buch über die Beteiligungen des Bundes; in ihm 
sind etwa 1 000 erwerbswirtschaftliche Unterneh- 
men — und das sind beileibe nicht alle — aufgeführt, 
an denen der Bund beteiligt ist. In aller Regel sitzen 
in den Aufsichtsratsgremien dieser Unternehmen 
Bundesbedienstete. Ich möchte ihnen nicht einmal 
im einzelnen einen Vorwurf machen. Nur liegt es 
doch in der Natur der Sache, daß diesen Herren die 
Möglichkeit des Vergleichs mit der sonstigen Wirt- 
schaft fehlt. Andererseits hat das Wort der Bundes- 
bediensteten in diesen Unternehmen ein viel zu gro- 
ßes Gewicht, weil man dahinter eben den mächtigen 
Staat sieht. So entsteht eine Grauzone zwischen 
Staat und Wirtschaft, in der vieles, allzu vieles pas- 

(B) sieren kann. Typische Beispiele dafür sind z. B. die 
verunglückte Bürgschaftsaktion bei Beton- und 
Monierbau, wo es um 50 Millionen DM ging, und 
auch der Garski -Skandal in Berlin. 

In diesen Bereich möchte ich auch die Praxis der 
Forschungsförderung hineinrücken. Es ist nichts 
dagegen einzuwenden, wenn sich Auftragnehmer 
mit ihrem eigenen Geld an Forschungsaufträgen be- 
teiligen. Aber der Rechnungshof hat recht, wenn er 
auf die Problematik hinweist, die dann entsteht, 
wenn einzelne Auftragnehmer ihre ganze Kapazität 
dem Staat angeblich zur Forschung anbieten und 
sich dafür dann voll bezahlen lassen. Hier besteht 
einfach die Gefahr, daß wegen der nicht ausgelaste- 
ten Kapazitäten Forschungen zu Lasten des Steuer- 
zahlers angepackt werden, für die beim Staat über- 
haupt und vom Markt her kein Bedürfnis besteht. 

Diese Grauzone zwischen Staat und Wirtschaft 
muß durchforstet werden. Ich bin der Meinung, der 
Bund sollte sehr energisch prüfen, ob er alle Beteili- 
gungen beibehalten muß, die er heute in der deut- 
schen Wirtschaft hat. Ich sehe nicht ein, daß der 
Bund meinetwegen an einem Steinbruch, an einem 
Hotel, an Werbegesellschaften oder an Reisebüros 
beteiligt ist. Hier ist weder eine ordnungspolitische 
Notwendigkeit, noch eine Notwendigkeit unter Ren- 
ditegesichtspunkten gegeben. Verehrter Herr 
Staatssekretär Haehser, da wäre eine dankbare Auf- 
gabe. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ein dritter Punkt in diesem Prüfungsbericht, der 
einen sehr nachdenklich stimmt, betrifft das Gebiet 


der Gemeinschaftsaufgaben und der Mischfinanzie- (C) 
rung zwischen Bund und Ländern. Der Rechnungs- 
hof greift hier das Beispiel des Hochschulbaus auf, 
wo der Bund Hunderte von Millionen DM bezahlt 
hat, ohne daß dafür eine gesetzliche Grundlage be- 
steht. Wie funktioniert denn das? Der Bund sichert 
sich gegen die Bezahlung von Geld ein ihm im 
Grunde oft nicht zustehendes Mitspracherecht bei 
den Ländern, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Genauso ist es!) 

und die Länder ihrerseits lassen sich vom Bund ver- 
führen, denn sie bekommen ja Geld, und unterneh- 
men damit Dinge, denen aus Landessicht nicht die 
entsprechende Priorität beizumessen ist. Der Bund 
feuert sein Geld raus, die Länder feuern ihr Geld 
raus, und am Schluß wird etwas unternommen, was 
gar nicht so nötig war wie etwas anderes, was nicht 
unternommen wird, weil es dafür keine Zuschüsse 
gibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Jetzt, da die öffentlichen Kassen leerer werden, muß 
auch hier nachgefaßt werden, verehrter Herr Staats- 
sekretär Haehser. Ich glaube, das ist eine dankbare 
Aufgabe, wo man wahrscheinlich noch einiges zu- 
gunsten des Bundes und der Länder sparen kann. 

Die Deutsche Bundesbahn ist ein Problem für 
sich. Ich verfolge die Besprechung der Prüfungserin- 
nerungen der Deutschen Bundesbahn seit Jahren, 
und ich muß Ihnen ehrlich sagen, daß ich den Ein- 
druck nicht los werde, daß die Spitze der Bundes- 
bahn nicht richtig mit dem Geld umgehen kann, (f^) 
Hier wurden z. B. 350 Millionen DM für die Ausstat- 
tung von Waggons mit einer automatischen Kupp- 
lung ausgegeben. Es steht aber fest, daß diese Kupp- 
lung erst im Jahre 2000 zum Tragen kommen wird. 

Bis dann sind die Wagen längst verrottet, aber das 
Geld ist schon jetzt fort. 

Da hat die Deutsche Bundesbahn die Erkenntnis 
zutage gefördert, daß sie eine zentrale Verkaufslei- 
tung brauche, und sie hat diese in Frankfurt neben 
der Hauptverwaltung der Bundesbahn eingerichtet. 
Dann hat sie festgestellt, es würde die Autorität die- 
ser Mittelinstanz fördern, wenn diese von Frankfurt 
nach Mainz verlagert würde. Also verhandelte die 
Bundesbahn über die Anmietung eines Hochhauses 
in Mainz, von dem sie von vornherein wußte, daß sie 
es gar nicht ganz brauchte. Während der Verhand- 
lungen stellte sie fest, daß das Hochhaus daneben 
besser wäre. Dann schloß sie einen Vertrag in der 
Meinung ab, es ginge um das neue Hochhaus und 
stellte schließlich fest, daß sie versehentlich doch 
das alte Hochhaus angemietet hat. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Dann zahlte sie noch 21 000 DM Notariatsgebühren 
für ein Vorkaufsrecht, das, wie sich hinterher her- 
ausstellte, gar nicht existiert. Das Ganze kostet 
schließlich jedes Jahr 2 Millionen DM mehr, und 
nun stellt die Bundesbahn fest, es sei besser, wieder 
nach Frankfurt zurückzugehen. 

Diese Beispiele geben einem natürlich zu denken. 

Ich bin der ehrlichen Meinung, daß in der Spitze der 
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(A) Bundesbahn sorgfältiger mit dem Geld umgegangen 
werden muß. 

Allerdings habe ich auch den Eindruck, daß die 
Unsicherheit in der Spitze der Bundesbahn mit der 
Unstetigkeit der Verkehrspolitik zusammenhängt. 
Ich erinnere mich noch lebhaft daran, wie der Vor- 
standsvorsitzende der Bundesbahn vor einiger Zeit 
in einer gemeinsamen Sitzung des Haushalts- und 
Verkehrsausschusses gesagt hat, er könne in seinem 
Unternehmen keine stetige Bundesbahnpolitik ma- 
chen, da er nicht richtig wisse, was der Verkehrsmi- 
nister eigentlich wolle. Hier ist ein Zusammenhang 
gegeben; die Unsicherheit der Verkehrspolitik 
schlägt sich bei der Bundesbahn nieder. 

Von anderem Zuschnitt sind die Erinnerungen des 
Rechnungshofes bei der Bundespost. Der Gesamt- 
eindruck ist dort, daß es bei der Post eine ganze 
Menge Rationalisierungsreserven gibt, die noch aus- 
genutzt werden müssen. Ganz gleich, ob es um den 
Einsatz nicht zweckmäßiger Kraftfahrzeuge, um 
eine zu großzügige Personalbemessung, um Falsch- 
planungen im Fernmeldewesen geht, 

(Zuruf von der SPD: Wo?) 

überall kann eine Menge Geld eingespart werden. 
Meine persönliche Meinung ist, daß die Bundespost 
Rationalisierungen durchführen kann, die ihr Jahr 
für Jahr eine halbe Milliarde DM — ich wiederhole, 
es: eine halbe Milliarde DM — an Kosten einsparen, 
und die Führungsspitze weiß das. 

(Stücklen [CDU/CSU] [zu Staatssekretär 
Haehserj: Die klauen doch das Geld!) 

Aber die Führungsspitze kann sich intern nicht im- 
mer durchsetzen. Sie steht einer sehr starken Perso- 
nalvertretung gegenüber, und da klappt manches 
nicht, was sachlich notwendig wäre. Ich verkenne 
nicht, daß Rationalisierungsmaßnahmen zum Wohle 
des Personals abgestimmt werden müssen; aber ir- 
gendwo muß die Spitze dann auch führen. 

Vor ein paar Tagen habe ich hier im Bundestag 
wegen des Poststreiks eine Anfrage eingebracht. 

, Der Parlamentarische Staatssekretär hat mir mit 
Recht geantwortet: Beamte dürfen nicht streiken. 
Prompt hat die Deutsche Postgewerkschaft in einem 
großen Artikel nachgewiesen, daß der Staatssekre- 
tär irrt, daß also der Streik von Beamten rechtlich 
zulässig sei, und man würde es bedauern, daß der 
Staatssekretär mir eine falsche Antwort gegeben 
habe, der doch einer der Ihrigen sei. Hier werden Zu- 
sammenhänge erkennbar, die ein Klima erzeugen, 
in dem manches nicht zum Tragen kommt, was wirt- 
schaftlich nötig wäre. Ich habe dies etwas vorsichtig 
ausgedrückt; aber das Wesentliche ist, daß bei der 
Post noch viel, viel Geld gespart werden kann. 

(Jaunisch [SPD]: Ziehen Sie die Konse- 
quenz aus Ihrer Rede zu diesem Punkt!) 

— Ich habe gesagt, bei der Post sind Rationalisie- 
rungsreserven in großem Umfang vorhanden. Dazu 
stehe ich. Nur, Sie stellen die Regierung. Dann ist es 
doch Ihre Aufgabe, das aufzugreifen. Sie brauchen 
ja nur den Bericht des Rechnungshofes nachzulesen 
und ihn in die Tat umzusetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


Nun hat der Bund der Steuerzahler vorgeschla- (C) 
gen, man solle das Instrument eines Amtsanklägers 
einsetzen und auch einen neuen Straftatbestand 
schaffen: Verschwendung von Steuergeldern. Da- 
hinter steckt das verständliche Unbehagen des Bun- 
desrechnungshofes, daß Schuldige oft nicht zum 
Schadenersatz herangezogen werden. Darin hat der 
Rechnungshof mit Sicherheit recht. 

Meine Fraktion ist der Meinung, daß man keine 
neue Institution wie die des Amtsanklägers zu 
schaffen braucht. Wir brauchen keine neue Behörde; 
das kann mit den bestehenden Institutionen bewäl- 
tigt werden. Wir brauchen auch keinen neuen Straf- 
tatbestand. Das Beamtenrechtsrahmengesetz, das 
Bundesbeamtengesetz, das Strafgesetzbuch enthal- 
ten genug Straftatbestände, mit denen die Ver- 
schwendung von Steuergeldern erfaßt werden 
kann. 

Nötig erscheint mir etwas anderes. Wir sollten 
darauf hinwirken, daß die Stellung des Bundesrech- 
nungshofes gestärkt wird. Das beginnt bereits mit 
der Benennung des Präsidenten des Bundesrech- 
nungshofes. 

(Sehr richtig! bei'der CDU/CSU) 

Im Augenblick wird er allein von der Regierung er- 
nannt, d. h., die zu Prüfende ernennt ihren eigenen 
Prüfer. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wie das läuft, weiß man ja. 

(Esters [SPD]: Bei den Unternehmen ist das 

auch so!) (D) 

— Zu dem Hinweis auf Unternehmen möchte ich 
doch sagen: Der Aufsichtsrat, also das Aufsichtsgre- 
mium — das wären wir, das Parlament — beschließt, 
und die Geschäftsführung, der Vorstand, führt nur 
aus, indem sie den Brief an die Prüfgesellschaft 
schreibt. 

Zum zweiten wäre es wirkungsvoll, wenn der Prä- 
sident des Rechnungshofes das Recht bekäme, an 
diesem Pult bei der Einbringung seiner Prüfbemer- 
kungen zu sprechen. Seine Position und die des 
Rechnungshofs insgesamt würde gestärkt, wenn die 
Vertreter des Rechnungshofs an allen Ausschußsit- 
zungen des Parlaments auch offiziell teilnehmen 
dürften. 

Zusammenfassend möchte ich für meine Fraktion 
feststellen: Wir werden selbstverständlich wie bis- 
her die Beanstandungen des Rechnungshofes kon- 
struktiv und kritisch mitberaten. Wir haben allen 
Anlaß, dem Bundesrechnungshof für seine Arbeit zu 
danken. Wir setzen darauf, daß die Bundesregierung 
die Kraft aufbringt, das, was beanstandenswert ist, 
hinterher auch abzuschaffen. 

Ich danke ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Leber: Als nächster Redner hat der 
Abgeordnete Esters das Wort. 

Esters (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich will zunächst auf einige Punkte einge- 
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Esters 

(A) hen, die der Kollege Friedmann in seinem Beitrag 
angesprochen hat 

So sehr wir bedauern, daß die verschiedenen Um- 
zugsmechanismen im Bereich der Deutschen Bun- 
desbahn und die verschiedenen Investitionen dort 
völlig falsch gelaufen sind, so sehr befindet sich die 
Deutsche Bundesbahn leider in guter Gesellschaft 
Der Deutsche Bundestag hat hier vor Jahren einmal 
eine Abstimmungsanlage einbauen lassen. Nach- 
dem uns vorher im Haushaltsausschuß erklärt wor- 
den war, welch technische Meisterleistung wir im 
Parlament vorfinden würden, ist die Anlage nach 
kurzer Zeit, ohne daß von ihr — mit Ausnahme ein- 
zelner kleiner Spielzüge — Gebrauch gemacht wor- 
den ist, wieder ausgebaut worden. Dazu allerdings, 
lieber Herr Kollege Friedmann, habe ich leider nie 
eine Bemerkung des Bundesrechnungshofes gefun- 
den. Auch derartige Dinge müßten aufgedeckt wer- 
den, auch wenn wir das alle gemeinsam zu einer be- 
stimmten Zeit beschlossen haben. 

Ich will noch kurz einen anderen Bereich anrei- 
ßen, nämlich den, daß die Stellung des Bundesrech- 
nungshofes gestärkt werden müßte. Sie haben ge- 
sagt, dies könnte dadurch geschehen, daß der Präsi- 
dent des Bundesrechnungshofs vom Deutschen 
Bundestag gewählt werde, daß die Mitglieder des 
Bundesrechnungshofs die Möglichkeit hätten, an 
den Ausschußsitzungen teilzunehmen, und daß der 
Präsident das Rederecht habe. Wie Sie wissen, habe 
ich in der vergangenen Legislaturperiode im Rech- 
nungsprüfungsausschuß gesagt: Wenn der Präsi- 
dent des Bundesrechnungshofs die Bemerkungen 

' ' präsentiert, dann hätte er in der deutschen Journali- 
stik ein wesentlich größeres und inhaltsreicheres 
Echo, wenn dies nicht bei den weniger sachkundigen 
Journalisten in Frankfurt, sondern hier in Bonn in 
der Bundespressekonferenz passierte. Herr Kollege 
Friedmann, Sie werden mir doch zustimmen; Wenn 
der Präsident von dieser Möglichkeit, die wir ihm ge- 
meinsam empfohlen haben, Gebrauch machte, wäre 
die Resonanz sicherlich wesentlich größer, als wenn 
er uns das hier im Plenum des Deutschen Bundes- 
tags erzählte. Die Möglichkeit besteht ja. 

Der Bundesrechnungshof kann natürlich jeder- 
zeit an den Sitzungen der Ausschüsse teilnehmen. 
Dort, wo es um die Finanzkontrolle geht, nämlich im 
Haushaltsausschuß und im Rechnungsprüfungsaus- 
schuß, ist der Bundesrechnungshof ständig anwe- 
send. Er wird sehr oft gefragt, er gibt uns sehr oft 
Hinweise, auch im laufenden Beratungsverfahren, 
wo er bei seinen Prüfungen auf Schwachstellen ge- 
stoßen ist. Er nimmt auch an den ausführlichen Be- 
richterstattergesprächen für die Einzelpläne teil. 
Auch dort bekommen wir Hinweise auf Schwach- 
steilen in der Verwaltung. Wir sind daraufhin mei- 
stens schon im Zuge der Haushaltsberatungen in 
der Lage, diese Schwachstellen auszumerzen, so daß 
vieles schon überhaupt nicht mehr in den Bemer- 
kungen des Bundesrechnungshofs erscheint. 

Wir sind uns darin einig gewesen, Herr Kollege 
Friedmann, daß dort, wo der Bundesrechnungshof in 
der Verwaltung Schwachstellen aufdeckt, alles ge- 
tan werden muß, um sie zu beseitigen. Das ist auch 
geschehen. Wir haben das System, um dieses Ziel zu 


erreichen und der Regierung dabei Dampf zu ma- (C) 
chen, im Laufe der letzten vier Jahre erheblich ver- 
bessert. Wir haben meiner Meinung nach sehr vieles 
erreicht. 

Wir müssen allerdings auch immer bedenken: 

Dort, wo Menschen tätig sind, die etwas leisten, wer- 
den zwangsläufig immer wieder Fehler gemacht 
werden müssen. Wir wirken nach besten Kräften 
mit, dies abzustellen. 

Allerdings möchte ich auch folgendes erwähnen, 

Herr Kollege Friedmann. Sie haben soeben wieder 
einen Punkt angeschnitten — das will ich hier auch 
sagen — , der mich persönlich ärgert. Dies ist der 
Punkt „Beton- und Monierbau“. Ihre Fraktion hat 
im vergangenen Jahr eine Sondersitzung des Rech- 
nungsprüfungsausschusses zur Aufklärung des Fal- 
les „Beton- und Monierbau“ beantragt. Ich habe so- 
fort meine persönliche Bereitschaft und die Bereit- 
schaft meiner Fraktion erklärt — bei der FDP war es 
dasselbe — , diese Sondersitzung schnellstmöglich 
einzuberufen. Wir haben insgesamt rund 20 Stunden 
diesen einen Punkt beraten. 

Nur, Herr Kollege Friedmann: Wenn man an der 
Aufklärung dieser Punkte so stark interessiert ist, 
wie die Vorankündigungen in der Presse es uns 
glauben machten, muß man wenigstens — auch aus 
Achtung vor den anderen Kollegen — an den Sitzun- 
gen teilnehmen. Ich meine nicht Sie persönlich. Ihre 
Fraktion war stundenlang nur durch einen Mann 
vertreten, während die Koalitionskollegen im Rech- {^) 
nungsprüfungsausschuß komplett anwesend waren. 

Wir haben diesen Fall ja auch gemeinsam bereinigt. 

Wir haben in diesem Fall aber auch ein anderes ge- 
tan: Wir haben Instrumente eingebaut, damit in zu- 
künftigen Fällen etwas Derartiges nicht mehr pas- 
sieren kann. 

Soweit die Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zu berechtigter Kritik Anlaß geben, werden 
wir alles tun, um Schlampereien abzustellen. Ich 
nenne als Beispiel das, was im Bereich des Bundes- 
wehrbeschaffungsamtes in Koblenz geschehen ist. 

Das ist ein Skandal. Das sehe ich genauso wie Sie. 
Bevor wir dies alles machen, gehen bei uns aber 
stundenlange Beratungen im Detail voraus. Wir je- 
denfalls werden alles tun, um das, was Gegenstand 
berechtigter Kritik ist, abzustellen. Wir sind dem 
Bundesrechnungshof dafür dankbar, daß er uns im- 
mer wieder auf zwangsläufig vorkommende 
Schlampereien innerhalb der Verwaltung aufmerk- 
sam macht. Dies wird er sicherlich auch in Zukunft 
tun. Angesichts der Vorschläge, die Sie zur Stärkung 
und zur besseren Imagepflege des Bundesrech- 
nungshofes gemacht haben, wäre ich dankbar, wenn 
das, was ins Auge gefaßt wird, in der Weise angegan- 
gen würde, wie ich es eben dargestellt habe und wie 
wir es dem Präsidenten in der vergangenen Legisla- 
turperiode gemeinsam empfohlen haben. Der Rech- 
nungshof weiß natürlich auch, daß er dann, wenn die 
Bemerkungen einige Tage früher in den Händen der 
Journalisten sind, in der Bundespressekonferenz 
ganz anderen kritischen Fragen ausgesetzt sein 
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(A) wird, als dies zur Zeit im Frankfurter Raum der Fall 
ist. — Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD, der FDP und bei Abge- 
ordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Leber: Das Wort hat der Herr Kol- 
lege Dr. Zumpfort 

Dr. Zumpfort (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Je mehr der Staat und die Gesellschaft 
ihre Ansprüche an das Sozialprodukt überziehen 
und je mehr insbesondere der Staat seine Ansprü- 
che an das Sozialprodukt erhöht, um es dann wieder 
zu verteilen, desto sinnvoller wird es für eine große 
Zahl von Bürgern, primär nicht an der Erstellung, 
sondern an der Verteilung des Sozialprodukts betei- 
ligt zu sein. 

(Zustimmung des Abg. Dr. Pinger [CDU/ 
CSU]) 

Pareto, ein Ökonom des vorigen Jahrhunderts, hat 
diesen Zustand vorausgesehen und mit den Worten 
beschrieben, daß das Regiment der Löwen, welche 
den Staat und die Wirtschaft zum Wohlfahrtsstaat 
aufbauen, durch das Regiment der Füchse abgelöst 
wird, die mit ihrer Intelligenz das Geschaffene nur 
verwalten bzw. die Leistungen anderer ausnutzen. 

Der Bericht des Bundesrechnungshofes zur Bun- 
deshaushaltsrechnung für das Jahr 1978 belegt mei- 
nes Erachtens das Wirken solcher Füchse. So hat 
sich z. B. ein Behördenleiter im Geschäftsbereich 

(B) des Justizministers für sein Geschäftszimmer selber 
54 000 DM bewilligt, obwohl der Minister einen Rah- 
men von 8 000 DM festgelegt hatte. So haben die 
Länder — auch das sind Füchse — dem Bund im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Ausbau und 
•Neubau von Hochschulen“ Personal- und Sachko- 
sten ihrer Bauämter in Höhe von über 300 Millio- 
nen DM zur Mitfinanzierung in Rechnung gestellt, 
obwohl sie nach den gesetzlichen Vorschriften nicht 
erstattungsfähig sind. So haben es private Unter- 
nehmen verstanden, sich Sachgüter, die eigentlich 
zur normalen Betriebsausstattung eines Unterneh- 
mens gehören — wie z. B. Gabelstapler, Lastwagen 
oder sogar Werkzeugmaschinen — , von der Bundes- 
wehr auszuleihen, ohne daß die Maßnahme auf Wirt- 
schaftlichkeit überprüft und ohne daß in einigen 
Fällen sogar Entgelt verlangt worden ist 

Neben dem Phänomen, daß die Ansprüche an den 
Staat gestellt und durchgesetzt werden, existiert das 
vom Bundesrechnungshof ebenfalls aufgezeigte 
Problem, daß mit öffentlichen Geldern schlampig 
umgegangen wird. Aus meiner Sicht hat sich einer 
der skandalösesten Fälle öffentlicher Mißwirtschaft 
bei der Deutschen Bundesbahn ereignet. Sie ließ ei- 
nen großen Teil der vorhandenen Fahrzeuge für die 
spätere Einführung einer automatischen Kupplung 
vorbereiten, obwohl abzusehen war, daß vor dem 
Jahr 2 000 dieses System in Europa nicht mehr ein- 
geführt würde, und obwohl darüber hinaus abzuse- 
hen war, daß die so ausgerüsteten Waggons dieses 
Datum gar nicht mehr erleben würden, weil sie dann 
schon ausgemustert sein werden. Dies allein hat 
nach den Ermittlungen des Bundesrechnungshofs 


schon einen Schaden von 350 Millionen DM verur- (C) 
sacht. 

Meine Damen und Herren — wir sind leider nicht 
mehr viele — , lassen Sie mich hier sagen: Von den 
Empfängern solcher Gelder kann man nicht verlan- 
gen, daß sie sich gegen solche Zuwendungen stellen, 
jedoch vom Absender dieser Zahlungen, konkret: 
von den die Haushaltsmittel verausgabenden Mini- 
sterien und ihren Mitarbeitern, muß man erwarten 
können, daß sie sich gegen Schlendrian und Geld- 
schnorrerei von selbst wappnen. 

Leider gilt im öffentlichen Dienst zuwenig — Sie 
haben darauf hingewiesen, Herr Friedmann — das 
Prinzip der persönlichen Verantwortung und der 
persönlichen Haftung, aus dem Sanktionen für 
Fehlverhalten abgeleitet werden können. Vielmehr 
werden abstrakte Ziele wie Wirtschaftlichkeit, Spar- 
samkeit und Gemeinwohl propagiert. Jedoch ist in 
Wissenschaft und Praxis allgemein unbestritten — 
ich möchte das auch hier wiederholen — , daß solche 
allgemeinen Interessen in unserer pluralistischen 
Demokratie nur eine mangelhafte Durchsetzungs- 
kraft besitzen. Kenner der Materie wissen, daß oft 
Gebende und Nehmende miteinander in einem Boot 
sitzen. 

Wenn aber die Interessen unserer Mitbürger im 
Einzelfall so wenig beachtet werden, dann müssen 
diese gesellschaftlichen Interessen institutionali- 
siert werden. Eine solche Institution zur Durchset- 
zung öffentlicher Interessen ist der Bundesrech- 
nungshof im Bereich der Exekutive und ist der 
Rechnungsprüfungsausschuß im Bereich der Legis- 
lative. Beide üben in ihren Bereichen das Finanz- 
kontrollverfahren aus. Nach Auffassung vieler unse- 
rer Mitbürger fristet jedoch insbesondere das parla- 
mentarische Finanzkontrollverfahren als Voraus- 
setzung für die Entlastung der Bundesregierung im 
Gegensatz zur Beteiligung des Parlaments an der 
Haushaltsplanung und -bewilligung nur ein Schat- 
tendasein und wird faktisch — das sieht man auch 
jetzt wieder hier — nur als traditionelle Pflicht emp- 
funden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Dies steht in bedauerlichem Widerspruch dazu, 
daß die Haushaltsüberwachung der Exekutive zu 
den originären parlamentarischen Aufgaben gehört 
und einen unentbehrlichen Faktor unseres Verfas- 
sungslebens darstellt. 

Die Kritik setzt praktisch an allen Phasen des Fi- 
nanzkontrollverfahrens an. Sie geht von der rich- 
tigen Erkenntnis aus, daß z. B. die parlamentarische 
Kontrolle um so wirkungsvoller ist, je weniger sie 
zeitlich von dem Jahr entfernt ist, für das Rechnung 
gelegt wird und für das politische Entlastung erteilt 
werden soll. Gerade an dieser zeitnahen Rechnungs- 
prüfung und Entlastung hat es in der Vergangenheit 
gemangelt. Aufstellungen der Jahresrechnungen 
durch den Finanzminister, das Prüfverfahren durch 
den Bundesrechnungshof und auch der Abschluß 
der Beratungen durch den Rechnungsprüfungsaus- 
schuß dauern zu lange und erfolgen zu spät. 

Selbstkritisch an die eigene Adresse gerichtet: 
Wegen der Doppelmitgliedschaft der Mitglieder des 
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Dr. Zumpfort 

(A) Rechnungsprüfungsausschusses im Haushalts aus- 
schuß — der Rechnungsprüfungsausschuß ist ein 
Unterausschuß des Haushaltsausschusses — und 
wegen des ungeheuer umfangreichen Stoffes, der zu 
bearbeiten ist, hat der Rechnungsprüfungsausschuß 
Schwierigkeiten, die ihm übertragenen Aufgaben zu 
bewältigen. Während der Haushaltsberatungen 
kann er praktisch nicht tagen, so daß für die Rech- 
nungsprüfung faktisch allein die Zeit zwischen der 
Verabschiedung des Haushaltsgesetzes und der Ein- 
bringung des neuen Entwurfs durch die Bundesre- 
gierung offensteht. 

Aus diesem Grunde ist es auch nicht weiter er- 
staunlich, wenn als Ergebnis der Rechnungsprü- 
fungsausschußberatungen nur in ganz seltenen Fäl- 
len Forderungen nach Konsequenzen und Sanktio- 
nen erhoben werden. Meist wird der Bundesrech- 
nungshof nur gebeten, bei gegebener Veranlassung 
erneut zu berichten, sowie ein zurückhaltendes Er- 
suchen an die zuständigen Stellen gerichtet, ohne je- 
doch eine konkrete Erfolgserwartung daran zu 
knüpfen. Selbst die Abgeordneten der Opposition 
verlangen nur in den seltensten Fällen Entlastungs- 
vorbehalte oder Konsequenzen. 

Der Haushaltsausschuß hat sich, von wenigen 
spektakulären Ausnahmen abgesehen, auf die bloße 
Kenntnisnahme des Rechnungsprüfungsberichtes 
und des Berichts des Rechnungsprüfungsausschus- 
ses beschränkt. Der äußerst knappe Bericht des 
Ausschusses mit dem Entlastungsantrag und den 
immer wiederkehrenden Ersuchen an die Bundesre- 
gierung bzw. die zuständigen Bundesminister, den 
Feststellungen und Bemerkungen des Haushalts- 
ausschusses Rechnung zu tragen, bilden den Ab- 
schluß des Finanzkontrollverfahrens, das durch den 
Entlastungsbeschluß des Bundestages abgerundet 
wird. 

Diese Entlastung, meine Damen und Herren — 
das stelle ich wiederum selbstkritisch fest — , droht 
zu einem bloßen Zeremoniell abzusinken. Mir 
scheint offensichtlich zu sein, daß gerade zwischen 
der parlamentarischen Mitgestaltung bei der Haus- 
haltsfeststellung und der nachfolgenden Kontrolle 
des Haushaltsvollzugs ein großes Mißverhältnis be- 
steht, das der Bedeutung der parlamentarischen Fi- 
nanzkontrolle nicht gerecht wird. 

Um diese negative Bilanz zu verbessern, möchte 
auch ich — neben Ihnen, Herr Friedmann — an die- 
ser Stelle einige Vorschläge machen. Dies tue ich 
nicht, weil ich neuer Abgeordneter im Rechnungs- 
prüfungsausschuß bin, der sich die Hörner noch ab- 
stoßen muß oder will, sondern weil ich der Meinung 
bin — darauf kommt es an — , daß wir Abgeordnete 
angesichts der knappen Kassen in unserem Haus- 
halt an allen Stellen deutlich machen müssen, daß 
wir mit den uns vom Bürger anvertrauten Geldern 
nicht nur bei der Vergabe der Mittel, sondern auch 
bei der Kontrolle der Verausgabung sorgfältig um- 
gehen, um zukünftigen Fällen vorzubeugen. 

Ich möchte einige neue Gedanken zur Finanzkon- 
trolle in die Diskussion bringen und weise darauf 
hin, daß sie auch Gegenstand der Beratungen in 
meiner Fraktion sein werden. 


Erstens. Trotz Reform des Bundesrechnungswe- (C) 
sens im Zuge der Haushaltsreform von 1969 ist man 
mit der Beschleunigung des Prüfungsverfahrens 
nicht richtig vorangekommen. Meiner Meinung 
nach ist zu prüfen, ob man den Bundesrechnungshof 
nicht in seinem Unterbau verbessern, ob man die 
Vorprüfungsstellen nicht zu Außenstellen des Bun- 
desrechnungshofes machen und ob man nicht gene- 
rell mehr Prüfungsstellen einrichten sollte, wobei 
für meine Partei auch die Einschaltung von privaten 
Wirtschaftsprüfern in Frage kommt. Erwägenswert 
ist auch, ob man den Prüfungsbericht nicht in Teil- 
berichte untergliedert und die fertigen Teile an die 
zuständigen Gremien vorab weiterleitet. Schließlich 
müßte man versuchen, den Zeitpunkt der Entla- 
stung der Exekutive mit der Beschlußfassung über 
den neuen Haushaltsplan zu verbinden, um Konse- 
quenzen so schnell wie möglich wirksam werden zu 
lassen. 

Zweitens. Um die Zusammenarbeit zwischen dem 
Parlament und dem Bundesrechnungshof zu ver- 
bessern, sollte man meines Erachtens auch überle- 
gen — den Vorschlag haben Sie gemacht, Herr Kol- 
lege Friedmann — , ob es nicht zweckmäßig wäre, 
daß der Präsident nicht mehr — wie bisher — auf 
Vorschlag der Bundesregierung vom Bundespräsi- 
denten ernannt, sondern vom Parlament gewählt 
wird oder daß alle drei Ebenen — Bundesregierung, 
Bundesrat und Parlament — bei der Bestellung des 
Präsidenten mitwirken. 

Für überlegenswert halte ich auch den Vorschlag, 
dem Präsidenten bei der Behandlung des Rech- 
nungsprüfungsberichts im Plenum des Bundestages 
das Rederecht zu erteilen. Erörtert werden sollte 
meiner Meinung nach aber auch, ob dem Parlament ‘ 
die Befugnis eingeräumt werden sollte, Prüfungser- 
suchen an den Bundesrechnungshof zu richten oder 
gar regelrechte Prüfungsaufträge zu erteilen. Im 
Rahmen dieses Vorschlags ist zu überlegen, ob nicht 
parlamentarische Minderheitenrechte dadurch er- 
weitert werden können, daß eine qualifizierte Min- 
derheit des Bundestages das Recht erhält, eine be- 
stimmte Prüfung oder Beratung beim Bundesrech- 
nungshof zu beantragen. 

Drittens. Von Kritikern wird als Hauptursache 
der mangelnden Effizienz der Finanzkontrolle das 
parlamentarische Desinteresse an diesem Bereich 
hervorgehoben. Dieses parlamentarische Desinter- 
esse zeigt sich auch heute wieder. Ich habe das zwar 
schon mehrmals festgestellt, aber ich habe es heute 
nun zum erstenmal selber erfahren. Es gibt da die 
Aussage von Professoren, die diesen Bereich analy- 
siert haben. Ich zitiere: 

Parlament und öffentliche Meinung überlassen 
der Rechnungsprüfungsbehörde die Wegräu- 
mung der Budget-Leiche. Die Rechnungsprü- 
fungsbehörde — allein auf weiter Flur — wirkt 
mit ihrer unangenehmen Arbeit und ihrer spä- 
ten Berichterstattung denn etwa wie ein Abdek- 
ker, der einen Kadaver in seine Einzelteile auf- 
löst. 

Ich kann diesem Zitat nichts hinzufügen; ich glaube, 
es ist richtig. 
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(A) Deswegen sollten meines Erachtens nicht nur in- 
direkte, sondern auch direkte Stellungnahmen der 
Bundesregierung zu den Gutachten und Berichten 
des Bundesrechnungshofes gefordert werden. Eine 
solche öffentliche Auseinandersetzung müßte die 
Regierung zur Darlegung ihrer Beurteilung der ge- 
genwärtigen Situation der öffentlichen Finanzwirt- 
schaft und ihrer Vorstellung veranlassen, wie vom 
Rechnungshof gerügte Mißstände beseitigt und des- 
sen gutachterliche Vorschläge verwirklicht werden 
können. 

Man müßte meiner Meinung nach auch den Rech- 
nungsprüfungsausschuß aufwerten. Nun bin ich neu 
im Rechnungsprüfungsausschuß, und es ist daher 
wahrscheinlich sehr vermessen, was ich hier sage, 
aber ich sage es trotzdem: Um die bisherige Arbeits- 
überlastung des eigentlichen Trägers der parlamen- 
tarischen Finanzkontrolle abzubauen und die Kon- 
trollkapazität zu erhöhen, müßte erwogen werden, 
dem Rechnungsprüfungsausschuß mehr Selbstän- 
digkeit zuzugestehen und ihn nicht nur mit Mitglie- 
dern zu besetzen, die auch im Haushaltsausschuß 
sind. Nach dem Motto „Wer kontrolliert die Kontrol- 
leure?“ sollten wir auch Fachfremde dort reinsetzen. 
Auch in der Wirtschaft und in der Praxis gilt ja das 
Motto: Man sollte niemals bloß Fachleute über die 
eigene Branche entscheiden lassen. Mit anderen 
Worten: Vielleicht können wir den Rechnungsprü- 
fungsausschuß aufwerten und erweitern. In die De- 
batte wird auch' der Vorschlag eingebracht, den 
Rechnungsprüfungsausschuß jederzeit als Untersu- 
chungsausschuß tätig werden lassen zu können. 

(B) 

Eine deutliche Effizienzsteigerung kann dadurch 
erreicht werden. Sie ist aber letztlich nur dann mög- 
lich, wenn das Parlament insgesamt die politische 
Aufgabe der parlamentarischen Finanzkontrolle hö- 
her als bisher einstuft. Der Bundesrechnungshof 
wird immer ein „Ritter ohne Schwert“ genannt. 
Seien doch wir als Abgeordnete die scharfe Klinge, 
die vom Bundesrechnungshof geführt werden 
kann! 

Es kommt darauf an — das ist der letzte, aber 
wohl auch der wichtigste Vorschlag, den ich unter- 
breite — , daß wir als Abgeordnete selber die Konse- 
quenzen aus den Berichten des Bundesrechnungs- 
hofs ziehen. Andernfalls leisten wir uns mit dieser 
Institution einen teuren bürokratischen Aufwand, 
der nicht gerechtfertigt ist 

Damit komme ich zu den eingangs erwähnten 
schlechten Beispielen zurück. Ich habe von Füchsen 
gesprochen, die beim Staat Geld schnorren. Gehen 
wir doch einmal auf Fuchsjagd! 

Ich münze das direkt in Vorschläge um: 


Drittens. Die Bundeswehr muß den Schaden fest- (C) 
stellen, der durch das kostenlose Verleihen des Ge- 
räts entstanden ist, und ihn einfordern. In der glei- 
chen Höhe wird ihr Haushaltsansatz gekürzt. 

Nehmen wir uns Abgeordnete beim Wort! Wir sind 
abgeordnet, der öffentlichen Vergeudung Einhalt zu 
gebieten. Ich sage: Packen wir es an! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Packen wir lieber 
ein!) 

Meine Fraktion will auf diesem Weg vorangehen. Ich 
glaube, auch Sie alle hier sind dazu bereit. Schließen 
wir uns dieser Aufforderung an, meine Damen und 
Herren von der Opposition und der Koalition! — Ich 
bedanke mich für Ihr Interesse. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Leber: Weitere Wortmeldungen lie- 
gen mir nicht vor. Ich schließe die Aussprache. Wir 
kommen zur Abstimmung. 

Der Ältestenrat schlägt vor, die Bemerkungen des 
Bundesrechnungshofs für das Haushaltsjahr 1978 
auf Drucksache 9/38 an den Haushaltsausschuß zu 
überweisen. Ist das Haus mit diesem Vorschlag ein- 
verstanden? — Ich sehe keinen Widerspruch. Es ist 
so beschlossen. 

Ich rufe den Ihinkt 16 der Tagesordnung auf: 

a) Beratung der Sammelübersicht 3 des Peti- 
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 

— Drucksache 9/103 — 

b) Beratung der Sammelübersicht 4 des Peti- 
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 

— Drucksache 9/104 — 

Das Wort wird dazu nicht gewünscht. Wir kommen 
zur Abstimmung. 

Wer den Beschlußempfehlungen des Petitionsaus- 
schusses auf den Drucksachen 9/103 und 9/104, die 
in den Sammelübersichten 3 und 4 enthaltenen An- 
träge anzunehmen, zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 

Wer enthält sich? — Die Beschlußempfehlungen des 
Petitionsausschusses sind angenommen. 

Ich rufe die Ihinkte 17 bis 19 der Tagesordnung 
auf: 

17. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) zu der Verordnung der Bundes- 
regierung 

Aufhebbare Verordnung zur Änderung des 
Deutschen Teil -Zolltarifs (Nr. 6/80 — Erhö- 
hung des Zollkontingents 1980 für Bananen) 

— Drucksachen 8/4498, 9/118 — 


Erstens. Im Wert des zuviel angeschafften Mobi- 
liars muß der Haushaltsansatz des betreffenden Mi- 
nisteriums gekürzt werden. 

Zweitens. Die Länder müssen aufgefordert wer- 
den, bevor sie über die Kürzung der Mittel für die 
Gemeinschaftsaufgabe „Ausbau und Neubau von 
Hochschulen“ um 20 % lamentieren, erst ihren fälli- 
gen Beitrag von 300 Millionen DM an den Bund zu 
erstatten. 


Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Ahrens 

18. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) zu der Verordnung der Bundes- 
regierung 

Aufhebbare Fünfundvierzigste Verordnung 
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(A) zur Änderung der Ausfuhrliste — Anlage AL 
zur Außenwirtschaftsverordnung — 

— Drucksachen 9/8, 9/119 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Ahrens 

19. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) zu den Verordnungen der Bun- 
desregierung 

Zustimmungsbedürftige Verordnung zur Än- 
derung des Deutschen Teil -Zolltarifs (Nr. 
4/80 — Zollpräferenzen 1980 gegenüber Ent- 
wicklungsländern — EGKS) 
Zustimmungsbedürftige Verordnung zur Än- 
derung des Deutschen Teil- Zolltarifs (Nr. 
2/80 — Zollkontingent für Walzdraht — 
1. Halbjahr 1980) 

— Drucksachen 9/30, 9/31, 9/106 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Echternach 

Es handelt sich um Beschlußempfehlungen des 
Ausschusses für Wirtschaft zu zwei aufhebbaren 
und zwei zustimmungsbedürftigen Verordnungen 
der Bundesregierung. 

Das Wort wird nicht gewünscht. 

Ich lasse über die Vorlagen gemeinsam abstim- 
men. Wer den Beschlußempfehlungen des Ausschus- 
ses für Wirtschaft auf den Drucksachen 9/118, 9/119 
und 9/106 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Wer 
enthält sich? — Die Beschlußempfehlungen sind an- 
genommen. 

(B) 

Ich rufe Punkt 20 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags des Bundesministers 
der Finanzen 

Reichseigenes Grundstück Berlin 52 (Reinik- 
kendorf), Ollenhauerstraße 97/99; 

hier: Verkauf an das Land Berlin 

— Drucksache 9/101 — 

Wird das Wort zur Einbringung gewünscht? — Ich 
sehe, das ist nicht der Fall. Das Wort wird auch an- 
derweitig nicht gewünscht. Der Ältestenrat schlägt 
vor, den Antrag des Bundesministers der Finanzen 
auf Drucksache 9/101 an den Haushaltsausschuß zu 
überweisen. 

Ist das Haus mit der vorgeschlagenen Überwei- 
sung einverstanden? — Ich sehe keinen Wider- 
spruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe die Punkte 21 bis 28 der Tagesordnung 
auf: 

21. Beratung der Beschlußempfehlung des Haus- 
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu der Unter- 
richtung durch den Bundesminister der Fi- 
nanzen 

Überplanmäßige Ausgabe bei Kapitel 10 02 
Titel 656 55 — Krankenversicherung der 
Landwirte — im Haushaltsjahr 1980 

— Drucksachen 9/7, 9/110 — 
Berichterstatter: 

Abgeordneter Schmitz (Baesweiler) 


22. Beratung der Beschlußempfehlung des Haus- (C) 
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu der Unter- 
richtung durch die Bundesregierung 

Überplanmäßige Ausgabe bei Kapitel 09 02 
Titel 818 21 „Rohölbevorratung durch den 
Bund“ 

— Drucksachen 8/4481, 9/111 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Glos 

23. Beratung der Beschlußempfehlung des Haus- 
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu der Unter- 
richtung durch den Bundesminister der Fi- 
nanzen 

Überplanmäßige Ausgabe im Haushaltsjahr 
1980 bei Kapitel 14 12 Titel 698 02 — Ent- 
schädigungen auf Grund des Fluglärmgeset- 
zes — 

— Drucksachen 9/5, 9/112 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Haase (Kassel) 

24. Beratung der Beschlußempfehlung des Haus- 
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu der Unter- 
richtung durch den Bundesminister der Fi- 
nanzen 

Überplanmäßige Ausgabe bei Kapitel 31 03 
Titelgruppe 01 

— Bundesausbildungsförderungsgesetz — 

— Drucksachen 9/6, 9/113 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Stavenhagen (D) 

25. Beratung der Beschlußempfehlung des Haus- 
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu der Unter- 
richtung durch den Bundesminister der Fi- 
nanzen 

Überplanmäßige Ausgabe bei Kapitel 32 05 
Titel 575 02 

— Zinsen für Bundesschatzbriefe — 

— Drucksachen 9/13, 9/114 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Kühbacher 

26. Beratung der Beschlußempfehlung des Haus- 
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu der Unter- 
richtung durch den Bundesminister der Fi- 
nanzen 

Überplanmäßige Ausgabe bei Kapitel 32 08 
Titel 870 01 

— Ausgaben für Gewährleistungen — 

— Drucksachen 9/18, 9/115 — 

Berichterstatter; Abgeordneter Kühbacher 

27. Beratung der Beschlußempfehlung des Haus- 
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu der Unter- 
richtung durch den Bundesminister der Fi- 
nanzen 

Überplanmäßige Ausgabe bei Kapitel 35 11 
Titel 698 02 

— Abgeltung von Schäden — 

— Drucksachen 9/14, 9/116 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Nehm 
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Vizepräsident Leber 

(A) 28. Beratung der Beschlußempfehlung des Haus- 

haltsausschusses (8. Ausschuß) zu der Unter- 
richtung durch den Bundesminister der Fi- 
nanzen 

Überplanmäßige Ausgabe bei Kapitel 60 04 
Titel 646 21 

— Nachversicherung nach § 99 AKG — 

— Drucksachen 9/19, 9/117 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Kühbacher 

Es handelt sich um Beschlußempfehlungen des 
Haushaltsausschusses zu überplanmäßigen Ausga- 
ben. 

Wünscht einer der Herren Berichterstatter das 
Wort? — Ich sehe, das ist nicht der Fall. Das Wort 
wird auch anderweitig nicht gewünscht. Wir kom- 
men zur Abstimmung. 

Der Ausschuß empfiehlt auf den Drucksachen 
9/110, 9/111, 9/112, 9/113, 9/114, 9/115, 9/116 und 9/117, 
von der Unterrichtung durch den Bundesminister 
der Finanzen auf den Drucksachen 9/7, 8/4481, 9/5, 
9/6, 9/13, 9/18, 9/14 und 9/19 Kenntnis zu nehmen. Ist 
das Haus damit einverstanden? — Das Haus ist ein- 
verstanden. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 29 auf: 

Beratung des Antrags des Bundesministers 
der Finanzen 

Entlastung der Bundesregierung wegen der 
Haushaltsrechnung und Vermögens rech - 
nung des Bundes für das Haushaltsjahr 1979 

(B) (Jahresrechnung 1979) 

— Drucksache 9/82 — 

Wird das Wort zur Einbringung gewünscht? — Das 
Wort wird nicht gewünscht. Das Wort wird auch an- 
derweitig nicht gewünscht. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Antrag des Bun- 
desministers der Finanzen auf Drucksache 9/82 an 
den Haushaltsausschuß zu überweisen. Ist das Haus 
mit der vorgeschlagenen Überweisung einverstan- 
den? — Das ist so; es ist so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 30 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Finanzausschusses (7. Aus- 
schuß) zu der Unterrichtung durch die Bun- 
desregierung 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Fest- 
legung des Anwendungsbereichs von Artikel 
14 Abs. 1 Buchstabe d der Richtlinie 77/388/ 
EWG hinsichtlich der Mehrwertsteuerbefrei- 
ung bestimmter endgültiger Einfuhren von 
Gegenständen 

— Drucksachen 9/37 Nr. 148, 9/120 — 
Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Diederich (Berlin) 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Ich sehe, das ist nicht der Fall. Das Wort wird auch 
anderweitig nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Beschluß- 
empfehlung des Finanzausschusses auf Drucksache 


9/120 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das (C) 
Handzeichen. — Gegenstimmen? — Enthaltungen? 

— Die Beschlußempfehlung des Ausschusses ist an- 
genommen. 

Wir sind damit am Ende der Beratung der für die 
Vormittagsitzung vorgesehenen Punkte angelangt. 

Nach einer Vereinbarung zwischen den Fraktio- 
nen ist eine Mittagspause vorgesehen. Der Bundes- 
tag tritt um 14 Uhr zur Fragestunde wieder zusam- 
men. 

Ich unterbreche die Sitzung. 

(Unterbrechung von 13.22 Uhr bis 14.00 
Uhr) 

Vizepräsident Wurbs: Wir setzen die unterbrochene 
Sitzung fort. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 9/139 — 

Wir fahren mit der Beantwortung der Fragen aus 
dem Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft fort. Zur Beantwortung der Fragen steht 
der Herr Parlamentarische Staatssekretär Grüner 
zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 33 des Herrn Abgeordneten Riesen- 
huber auf: 

Wie will die Bundesregierung die in einem Schreiben des Bundes- 
kanzlers vom März 1980 an den schleswig-holsteinischen Ministerpräsi- 
denten ausgedrückte Auffassung, der Bau des Kernkraftwerks Brokdorf 
stehe mit der energiepolitischen Zielsetzung des Energieprogramms der 
Bundesregierung im Einklang, sowie die Erklärung des Bundeswirt- 
schaftsministers in der Bundestagsdebatte vom 29. Januar 1981, die (D) 
Bundesregierung unterstütze die Entscheidung und Politik des schles- 
wig-holsteinischen Ministerpräsidenten betreffend Kernkraftwerk 
Brokdorf, angesichts der Beschlüsse der Hamburger SPD und der 
schleswig-holsteinischen FDP konkret verwirklichen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege, nach der Kompetenz- 
verteilung zwischen Bund und Ländern ist es nicht 
Sache der Bundesregierung, den Bau eines be- 
stimmten Kraftwerks konkret zu sichern. Die Bun- 
desregierung sieht im Weiterbau von Brokdorf eine 
Bestätigung ihrer Überzeugung, daß der weitere be- 
grenzte Ausbau der Kernenergie unerläßlich und 
auch sicherheitstechnisch vertretbar ist. Dies hat sie 
mit Deutlichkeit klargestellt. Konkrete Projekte und 
Standortentscheidungen sind und bleiben Sache der 
investierenden Unternehmen sowie der Bundeslän- 
der. 

Vizepräsident Wurbs: Bitte sehr, Herr Abgeordne- 
ter, eine Zusatzfrage. 

Dr. Riesenhuber (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
dreijährige Verzögerung des Weiterbaus des Kern- 
kraftwerks Brokdorf, wie sie vom Hamburger Senat 
empfohlen worden ist, mit dem Energieprogramm 
der Bundesregierung vereinbar ist, oder ist die Bun- 
desregierung nicht vielmehr der Auffassung, daß 
der umgehende Bau des Kernkraftwerks Brokdorf 
notwendig ist, um das Energieprogramm der Bun- 
desregierung zu erfüllen, und daß er insofern vor- 
dringlich ist? 
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(A) Grüner, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, wir hal- 
ten den Bau von Kernkraftwerken für notwendig, 
bleiben aber dabei, daß die konkrete Entscheidung 
Sache der zuständigen Länder ist, soweit es sich 
etwa um die Frage der Erteilung der hier in Rede 
stehenden Genehmigung zum Weiterbau handelt. 
Ich möchte deshalb den Gesprächen, die Bürgermei- 
ster Klose mit Ministerpräsident Stoltenberg zu füh- 
ren gedenkt, hier nicht vorgreifen. Unabhängig da- 
von, wie diese Gespräche ausgehen, bleibt es dabei, 
daß wir den Ausbau der Kernenergie in dem von uns 
immer wieder dargestellten begrenzten Umfang für 
notwendig halten. Das ist nicht mit der konkreten 
Aussage für diesen oder jenen Standort verbunden, 
sondern mit der Generalausrichtung unserer Politik, 
die über regionale Fragen hinausgeht. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Es 
lebe die Allgemeinheit!) 

Vizepräsident Wurbs: Eine zweite Zusatzfrage des 
Abgeordneten Riesenhuber. 

Dr. Riesenhuber (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
ist denn die Bundesregierung der Ansicht, daß sich 
gegenüber dem zwischen Bundeskanzler und Mini- 
sterpräsidenten vereinbarten Entsorgungskonzept 
für die Kernenergie neue Gesichtspunkte ergeben 
haben, die es, wie Bürgermeister Klose ausgeführt 
hat, rechtfertigen, daß der Aufbau des Kernkraft- 
werks Brokdorf aus Gründen der Überprüfung des 
Entsorgungskonzepts um drei Jahre verzögert wer- 
den soll? 

Grüner,. Pari. Staatssekretär: Nein, wir sind nicht 
der Meinung, daß sich neue Gesichtspunkte ergeben 
haben. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge- 
ordneten Laufs, bitte. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, kann 
man davon ausgehen, daß die Bundesregierung im 
Lande Schleswig-Holstein — wie es aus Anlaß des 
Vorhabens in Gorleben im Lande Niedersachsen ge- 
plant war — gegebenenfalls mit Sicherheitseinhei- 
ten des Bundes dazu beitragen wird, daß der Bau des 
Kernkraftwerks Brokdorf abgesichert vonstatten 
gehen kann? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Dies gehört weder in 
meine Zuständigkeit noch sehe ich einen Anlaß, hier 
zu einer solchen hypothetischen Frage Stellung zu 
nehmen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Voigt, bitte, 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Staatssekretär, 
habe ich Sie richtig verstanden, daß es aus der Sicht 
der Bundesregierung Sache der beteiligten Länder 
ist, darüber zu entscheiden, ob der dort notwendige 
Energiebedarf durch Kernenergie oder mit Hilfe 
von Kohle befriedigt wird? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Ja, das ist richtig; das 
ist eine Entscheidung, die die Länder zu treffen ha- 
ben. 


Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge- (C) 
ordneten Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, ist die Bun- 
desregierung der Auffassung, daß man den Wohl- 
stand der Nation auch dann auf Anlagen stützen 
kann, wenn man diese Anlagen wie mittelalterliche 
Festungen schützen muß? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung hat immer wieder deutlich ge- 
macht, daß sie davon ausgeht, daß eine technische 
Entwicklung wie die der Kernenergie ohne eine 
breite Akzeptanz in der Bevölkerung nicht möglich 
ist. Sie bemüht sich intensiv darum, diese Akzeptanz 
in der Bevölkerung zu erreichen. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: In der 
SPD! — Dr. Hirsch [FDP]: Kriege ich keine 
Zusatzfrage mehr?) 

Vizepräsident Wurbs: Als Nichtfragesteller haben 
Sie nur eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter. 

Ich rufe Frage 34 des Herrn Abgeordneten Dr. Rie- 
senhuber auf: 

Hat die Bundesregierung nach ihrer Auffassung genug getan, wenn 
sie der PREAG, wie in der Bundestagsdebatte vom 29. Januar 1981 vom 
Bundeswirtschaftsminister angedeutet, eine „politische Ermunterung“ 
gibt, gegebenenfalls an Stelle von HEW in die Betreibergesellschaft ein- 
zutreten, um damit den Bau des Kernkraftwerks Brokdorf zu si- 
chern? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Pari. Staatsssekretär: Die wirtschaftliche 
Investitionsverantwortung für ein Kraftwerkspro- 
jekt liegt bei den Elektrizitätsversorgungsunterneh- (D) 
men. Dies gilt in vollem Umfange auch für Bundes- 
unternehmen. Es kann daher in der Tat nicht mehr 
als eine politische Ermunterung für unternehmeri- 
sche Entscheidungen zu einem konkreten Kraft- 
werksprojekt geben. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Riesenhuber, bitte. 

Dr. Riesenhuber (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die seit ei- 
niger Zeit propagierte weitgehende Regionalisie- 
rung der energiepolitischen Verantwortung, die der 
Abgeordnete Voigt soeben auch in seiner Frage an- 
gesprochen hat, sich im Falle Hamburg als hilfrei- 
ches politisches Instrument erwiesen hat, oder ist 
die Bundesregierung nicht vielmehr der Ansicht, 
daß sie unbeschadet der tatsächlich und eindeutig 
rechtlich abgesicherten Zuständigkeiten der einzel- 
nen Bundesländer im Sinne ihrer eigenen Energie- 
programme auch eine weitgehende Verantwortung 
für die Durchführung der Energieprogramme ein- 
schließlich der Kernkraftwerke in Deutschland 
hat? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Diese Verantwortung 
der Bundesregierung besteht. Sie kann sie aber nur 
im Rahmen ihrer verfassungsrechtlichen Möglich- 
keiten wahrnehmen, d. h. also in einer sehr engen 
Kooperation mit den Ländern in dieser Frage, und 
sie kann unter keinen Umständen bei der gegebe- 
nen Verfassungslage in die Rechte und Möglichkei- 
ten der Länder in diesem Bereich eingreifen. 
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(A) Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Riesenhuber. 

Dr. Riesenhuber (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
können Sie mir vor diesem Hintergrund Ihrer Ant- 
wort erläutern, was dann die weitergehende Regio- 
nalisierung energiepolitischer Verantwortung be- 
deuten soll, wie sie von Mitgliedern der Bundesre- 
gierung in den letzten Monaten zunehmend öffent- 
lich propagiert worden ist? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Die Betonung der 
Verantwortung der Länder ist in keiner Weise neu. 
Sie entspricht vielmehr der Verfassungswirklichkeit 
und auch der wirtschaftlichen Realität der vergan- 
genen Jahrzehnte, um das einmal deutlich zu ma- 
chen. Die Bundesregierung hat allerdings Anlaß, auf 
diese Zusammenhänge hinzuweisen, weil in der poli- 
tischen Auseinandersetzung um diese Frage viel- 
fach der Eindruck erweckt wird, als ob es nur eines 
kräftigen Zuspruchs aus Bonn bedürfe, um Entwick- 
lungen in Gang zu setzen, die nicht in die Zuständig- 
keit der Bundesregierung fallen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, haben wir 
nicht eine Regionalisierung, wie eben gesagt wird, 
der Entscheidung und damit der Verantwortung 
auch dadurch, daß wir keine einheitliche staatliche 
Energiewirtschaft haben, sondern mehrere privat- 
rechtlich organisierte Anbieter auf diesem Gebiet? 

(B) 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Auch das ist durch- 
aus zutreffend, denn Voraussetzung für eine Ent- 
scheidung jeder Landesregierung ist, daß ein Betrei- 
ber entsprechende Anträge stellt und einen Bedarf 
für gegeben erklärt. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Voigt. 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Staatssekretär, 
trifft es zu, daß im Zusammenhang mit anderen Bau- 
vorhaben nuklearer Art der bayerische Ministerprä- 
sident sehr vehement auf seiner Zuständigkeit und 
seinen Rechten beharrt hat? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: In der Vehemenz, mit 
der die Länder ihre Rechte reklamieren, kann ich 
keinen Unterschied feststellen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Mertes. 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU): Herr Staatse- 
kretär, teilen Sie meine Auffassung, daß es für die 
parlamentarische Beratung nützlich wäre, wenn auf 
Sachfragen nicht mit Kompetenzantworten erwi- 
dert würde? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
teile Ihre Meinung, aber diese Sachfrage hat die 
Frage nach der Kompetenz der Bundesregierung 
eingeschlossen, und deshalb war das eine richtige 
Antwort. 


Vizepräsident Wurbs: Ich rufe Frage 35 des Abge- (C) 
ordneten Pfeifer auf: 

Rechnet die Bundesregierung angesichts der Tatsache, daß die Ex- 
portfähigkeit der deutschen Kernkraftwerksindustrie weitgehend von 
der Möglichkeit abhängt Leistungsfähigkeit und Sicherheit durch Be- 
trieb der Kernkraftwerke in der Bundesrepublik Deutschland demon- 
strieren zu können, damit, daß für die Kraftwerks- und deren Zulieferin- 
dustrie dringend benötigte Exportaufträge ausbleiben werden, wenn 
durch SPD-Sonderparteitage wie zu Brokdorf ein Kernkraftmoratorium 
beschlossen wird? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
hat nie einen Zweifel daran gelassen, daß die De- 
monstration der Leistungsfähigkeit im Inland ein 
wesentlicher Faktor für die Erhaltung von Export- 
chancen der deutschen Kraftwerksindustrie und de- 
ren Zulieferer ist. Bekanntlich gibt es kein imperati- 
ves Mandat, und deshalb können Parteitage auch 
keine Entscheidungen treffen, die nach unserer Ver- 
fassung Parlamenten und Regierungen zustehen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge- 
ordneten Pfeifer. 

Pfeifer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, teilen Sie 
meine Ansicht, daß der Bau oder der Nichtbau des 
Kernkraftwerks in Brokdorf von ausschlaggebender 
Bedeutung für die weitere friedliche Nutzung der 
Kernenergie und damit auch für die weitere Zukunft 
der Kernkraftwerksindustrie in der Bundesrepublik 
Deutschland ist, und welche Perspektive bleibt ei- 
gentlich dieser Kernkraftwerksindustrie noch, wenn 
das vom Hamburger Senat beschlossene Morato- 
rium Wirklichkeit werden sollte? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Ich teile nicht Ihre 
Meinung, daß die Auseinandersetzung um Brokdorf 
etwa eine negative, die gesamte Entwicklung verän- ' ' 
dernde Politik im Bereich der Kernenergie anzeigte, 
sondern bin im Gegenteil der Auffassung, daß die 
Auseinandersetzung um Brokdorf auch angesichts 
der ja sehr unterschiedlichen Meinungen, die die 
entsprechenden Parteitage zutage gefördert haben, 
nichts daran ändert, daß deutlich ist, daß heute — 
auch bei kontrovers diskutierenden Parteitagen — 
ein wesentlich höheres Maß an Akzeptanz der Kern- 
energie vorhanden ist, als das etwa vor einem oder 
zwei Jahren noch der Fall gewesen ist. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage? — 
Bitte. 

Pfeifer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wenn Sie 
diese meine Meinung nicht teilen, wie beurteilen Sie 
dann folgende Ansicht des Bundeswirtschaftsmini- 
sters Graf Lambsdorff — ich zitiere — : „Brokdorf 
hat auch Symbolcharakter für die friedliche Nut- 
zung der Kernkraft, und die Kernkraftgegner wer- 
den sich durch den Hamburger SPD-Parteitags- 
beschluß sicher dazu ermutigt fühlen, der Bundesre- 
gierung Schwierigkeiten zu machen, wo immer sie 
können“? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Das steht nicht im 
Gegensatz zu der von mir geäußerten Meinung. Ich 
finde, daß es wichtig ist, in dieser Auseinanderset- 
zung, die natürlich durch die politische Diskussion 
einen hohen Stellenwert erhalten hat, deutlich zu 
machen, daß sich in den politischen Parteien, die 
über diese Frage ja seit Jahren miteinander ringen, 
sehr viel verändert hat. Von daher meine ich, daß es 
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Pari. Staatssekretär Grüner 

(A) durchaus nachdenkenswert ist, sich die Entwicklun- 
gen zu vergegenwärtigen, die sich auch bei den akti- 
ven Gegnern der Kernenergie in den politischen 
Parteien in den letzten Jahren vollzogen haben, und 
zwar gerade in den Regionen, in denen die Ableh- 
nung der Kernenergie durch Parteitage besonders 
ausgeprägt war. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, sollten denn 
nach Meinung der Bundesregierung Kernkraft- 
werke auch dann genehmigt werden, wenn man ein 
Kernkraftwerk nur als Symbol oder als Demonstra- 
tionsobjekt benötigt, nicht aber zur Befriedigung ei- 
nes Energiebedarfs? 

(Vereinzelt Zustimmung bei der SPD — Zu- 
rufe von der CDU/CSU) 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Ganz sicher nicht, 
aber, Herr Kollege Hirsch, es gibt keine Anhalts- 
punkte dafür, daß diejenigen, die dieses Kernkraft- 
werk für notwendig halten, sich am Symbolcharak- 
ter orientierten. Vielmehr orientieren sie sich am 
konkreten, in diesem Falle ja auch wirklich überzeu- 
gend nachgewiesenen Bedarf. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Jens. 

Dr. Jens (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
mir denn bestätigen, daß die deutsche Industrie 
(ß) auch vor Brokdorf bereits etliche Kernkraftwerke 
exportiert hat und daß die deutschen Kernkraft- 
werke mit die sichersten Kernkraftwerke der Welt 
sind? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Das kann ich Ihnen 
bestätigen, Herr Kollege Jens. Ich bin auch der Mei- 
nung, daß gerade die hohen Sicherheitsansprüche, 
die deutsche Kernkraftwerke erfüllen, auch für den 
Export ein Argument darstellen, das man nicht un- 
terschätzen sollte. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge- 
ordneten Voigt. 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Staatssekretär, kön- 
nen Sie die Gefahr ausschließen, daß dann, wenn 
man von seiten der Befürworter den Symbolgehalt 
der dortigen Entscheidung unterstreicht, geradezu 
provoziert wird, daß auch von seiten der Kritiker der 
Kernenergie der Symbolgehalt des Falles Brokdorf 
unterstrichen wird, und daß damit eine sachliche 
Auseinandersetzung über die Entscheidung im Ein- 
zelfall erschwert werden könnte? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Diese Gefahr ist un- 
verkennbar. Ich teile Ihre Befürchtungen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Riesenhuber, 

Dr. Riesenhuber (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
sind Sie der Ansicht, daß die von Ihnen soeben in ei- 
ner Antwort genannten Beschlüsse der Parteitage 
die Politik der Bundesregierung festlegen können? 


Grüner, Pari. Staatssekretär: Nein, ich bin nicht (C) 
dieser Meinung und habe das ausdrücklich gesagt. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage, 

Frau Abgeordnete Schlei. 

Frau Schlei (SPD): Herr Staatssekretär, ist nicht 
im Zusammenhang mit dem Senatsbeschluß zu 
Brokdorf auch davon auszugehen, daß Exportge- 
schäfte keineswegs negativ verlaufen müssen, weil 
ja die Forderung impliziert ist, ein sicheres System 
zu wählen, wenn Brokdorf mit Zustimmung des 
Hamburger Senats gebaut wird? Hier geht es doch 
nicht nur um ein Symbol, sondern auch um eine ver- 
besserte Sicherheitsmöglichkeit, die technologisch 
schon gegeben ist. 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Ich teile Ihre Mei- 
nung, daß alles, was an zusätzlicher Sicherheit im 
Bereich der Kernkraftwerke getan werden kann, 
beim Export auch ein zusätzliches Verkaufsargu- 
ment sein kann und sein wird. Auf der anderen Seite 
kann man natürlich nicht übersehen, daß die politi- 
schen Auseinandersetzungen, die ja auch mit Si- 
cherheitsfragen verknüpft werden, eine psychologi- 
sche Wirkung haben, die den Exportbemühungen 
nicht förderlich ist. Hier spielen verschiedene Fakto- 
ren eine Rolle, die schwer zu quantifizieren und zu 
qualifizieren sind. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Leuschner. 

Leuschner (SPD): Herr Staatssekretär, hält die 
Bundesregierung entsprechend dem Votum des 
Hamburger Senats ein Moratorium nach den neue- 
ren Bedarfsberechnungen über den künftigen 
Stromverbrauch im norddeutschen Raum für sach- 
lich vertretbar? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
meine, daß die beteiligten Regierungschefs über 
diese Frage miteinander reden sollten. Und die sehr 
zurückhaltende Art, in der sich Herr Stoltenberg zu 
dem Vorschlag des Herrn Klose geäußert hat, legt es 
mir nahe, in diese Diskussion nicht vertieft einzu- 
steigen, sondern einmal abzuwarten, was die beiden 
verantwortlichen Regierungschefs miteinander be- 
sprechen werden. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Jung. 

Jung (Lörrach) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
ist Ihnen bekannt, daß die Kernkraftwerksbauindu- 
strie in der Bundesrepublik Deutschland noch vor 
wenigen Jahren auf der Welt an der Spitze stand, 
daß wir aber jetzt zwischenzeitlich von Frankreich, 
mit der dortigen Firma Framatome, und von Japan 
überholt, also auf den dritten Platz verwiesen wor- 
den sind, und wie beurteilen Sie diese Entwick- 
lung? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
wäre natürlich froh, wenn das anders wäre. Aber ich 
möchte mit großem Nachdruck sagen, daß wir — die 
Bundesregierung, die sie tragenden politischen Par- 
teien und schließlich auch die Ministerpräsidenten 
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Pari. Staatssekretär Grüner 

(A) der Länder in ihrer Bereitschaft, in der Frage der 
Entsorgung mit uns zusammenzuwirken — Gründe 
dafür gehabt haben, von der Idee eines extensiven 
Ausbaus der Kernenergie auf einen begrenzten Aus- 
bau der Kernenergie umzuschalten. Die Tatsachen, 
die Sie hier schildern, sind eine Folge dieser geän- 
derten Politik. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Hennig. 

Dr. Hennig (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist es 
wirklich richtig, daß Sie von einer verfassungsmäßi- 
gen Zuständigkeit der Bundesländer in diesem Zu- 
sammenhang gesprochen haben, oder könnte die 
Bundesregierung durch eine von ihr vorzulegende 
Novelle zum Atomgesetz einen Teil dieser Zustän- 
digkeiten wieder auf die Bundesebene zurückho- 
len? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Das ist eine verfas- 
sungsrechtliche Frage, die ich nicht aus dem Stand 
beantworten möchte. Ich würde es aber politisch für 
außerordentlich unklug halten, den Versuch zu ma- 
chen, in heute bestehende Rechte der Länder einzu- 
greifen. Es würde das Gegenteil von dem erreicht 
werden, was in Ihrer Frage als Wunschvorstellung 
vielleicht anklingt. 

Vizepräsident Wurbs: Ich rufe die Frage 36 des Ab- 
geordneten Pfeifer auf: 

Wie gedenkt die Bundesregierung ihre auf den letzten Weltwirt- 
schaftsgipfeln gegebenen Zusagen zur Energiepolitik angesichts des 
Hamburger Beschlusses zu Brokdorf einzuhalten? 

(B) 

Grüner, Parlamentarischer Staatssekretär: Ich 
verweise auf die Antwort der Bundesregierung auf 
die Große Anfrage der CDU/CSU-Fraktion vom 
7. November 1979, in der die Bundesregierung die 
Einordnung der nationalen Energiepolitik in die in- 
ternationalen Verpflichtungen dargelegt hat Die 
damaligen Ausführungen gelten unvermindert fort. 
Im übrigen möchte ich erneut darauf hinweisen, daß 
für die Einhaltung internationaler Verpflichtungen 
die Ausrichtung der gesamten Energiepolitik eines 
Landes entscheidend ist. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge- 
ordneten Pfeifer, bitte. 

Pfeifer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, trifft es 
zu, daß im vergangenen Jahr in Frankreich acht 
neue Kernkraftwerke in Betrieb genommen worden 
sind, bei uns aber kein einziges, und wie glaubwür- 
dig ist die Bundesregierung eigentlich auf interna- 
tionalen Konferenzen, wenn sie dort für einen ver- 
stärkten Ausbau der Kernenergie eintritt, aber die 
von mir soeben geschilderte Entwicklung im eige- 
nen Land jetzt durch das vom Hamburger Senat be- 
schlossene Moratorium noch verstärkt wird? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Ich möchte betonen, 
daß diese internationale Verantwortung der Bun- 
desregierung nicht von der Frage be’rührt wird, ob 
bei uns dieses oder jenes Kernkraftwerk gebaut 
wird. Kernkraft ist ein Teil eines Gesamtkonzeptes. 
Im übrigen kann ich nur noch einmal betonen, daß 
die Politik, die die Bundesregierung auch internatio- 


nal vertreten hat, die Politik eines begrenzten Aus- (C) 
baus der Kernenergie und eines Vorrangs der Kohle, 
in diesem Hause in der Zustimmung zu dem Ener- 
gieprogramm der Bundesregierung eine sehr be- 
achtliche Mehrheit gefunden hat — übrigens auch 
bei der Opposition. 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Zusatzfrage des Ab- 
geordneten Pfeifer. 

Pfeifer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist es 
nicht so, daß man, wenn in der Bundesrepublik über- 
haupt kein Kernkraftwerk mehr gebaut oder in Be- 
trieb genommen wird — wie z. B. im Jahre 1981 — , 
nicht von diesem oder jenem Kernkraftwerk spre- 
chen kann, das gebaut oder nicht gebaut wird, und 
ist nicht gerade die Entwicklung, daß in Frankreich 
in einem Jahr acht neue Kernkraftwerke in Betrieb 
genommen werden und in der Bundesrepublik kei- 
nes, ursächlich für die eben vom Abgeordneten Jung 
geschilderten Standort- und Wettbewerbsvorteile, 
die Frankreich inzwischen gegenüber der Bundesre- 
publik erworben hat? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Energiepolitik der Bundesregierung ist auf Streu- 
ung des Risikos ausgerichtet. Anders als Frankreich 
sind wir durch eigene Kohlevorräte, die wir ja mit 
Zustimmung dieses Hohen Hauses mit Milliarden- 
subventionen fördern, in der Lage, im Energiebe- 
reich durch Kohle eine Risikostreuung zu erreichen, 
die den Franzosen nicht zur Verfügung steht. Inso- 
fern ist die Beurteilung der Frage, welche Auswir- 
kungen für die Sicherheit der Energieversorgung ^ ^ 
diese Politik Frankreichs im Verhältnis zur Bundes- 
republik Deutschland hat, nicht losgelöst von der 
Frage zu sehen, wo Primärenergiereserven liegen 
und wo nicht. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, ist es nicht 
auch nach Ansicht der Bundesregierung schlimm 
und nachteilig, wenn der Eindruck erweckt wird, als 
handle es sich bei dem Ausbau von Kernenergie um 
eine Art zahlenmäßigen Wettbewerb — wer wohl in 
welcher Zeit die meisten Kernkraftwerke baut — 
und nicht um die Frage, welcher Bedarf mit welcher 
Energiequelle am besten gedeckt wird? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Es ist richtig, daß die 
Diskussion um diese Frage sehr stark von der Vor- 
stellung geprägt ist, als wären wir in der Lage, den 
Bedarf der Zukunft vorauszusagen. Leider ist das in 
Wahrheit nicht der Fall. Alle an langfristigen und 
mittelfristigen Bedarfsprognosen orientierten Aus- 
sagen sind natürlich der ständigen Korrektur be- 
dürftig, weil viele Parameter, die auf diese Entwick- 
lung einwirken, nicht im voraus feststellbar sind — 
etwa der Parameter der Preisentwicklung beim Öl 
als einer der entscheidenden Parameter für die Fra- 
ge, wie stark die Energieeinsparung vorankommt. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge- 
ordneten Laufs. 
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(A) Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, welche 
Konsequenzen wird die Bundesregierung für ihr 
energiepolitisches Programm ziehen, wenn aus 
regionalen politischen Gründen, auf die die Bundes- 
regierung, wie sie sagt, keinen Einfluß hat, ein Kern- 
kraftmoratorium eintritt? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Ich betrachte das als 
eine hypothetische Frage. Es gibt keine Anzeichen 
dafür, daß bei uns ein solches Moratorium eintreten 
würde. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne- 
ten Leuschner. 

Leuschner (SPD): Herr Staatssekretär, teilt die 
Bundesregierung meine Auffassung, daß es der 
Elektrizitätsversorgungsindustrie in diesem Lande 
mit der Verwirklichung der in diesem Hause ge- 
meinsam vertretenen Politik „Priorität für die Koh- 
le“ in Wirklichkeit nicht ernst ist, wie man an der 
großen Anzahl ungenutzter Genehmigungen für 
KohlekrafU^^erke sieht? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Ich habe keine Ver- 
anlassung für diese Vermutung. Ich darf daran erin- 
nern, daß die Elektrizitätsversorgungsunternehmen 
langfristige, sie bindende Verträge über die Ab- 
nahme von Kohle zur Verstromung unterschrieben 
haben. Insofern möchte ich sagen, daß es keinen An- 
laß zu dieser Vermutung gibt. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage des 
.„V Abgeordneten Riesenhuber. 

Dr. Riesenhuber (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
sind Sie der Auffassung, daß faktisch ein Morato- 
rium für Kernenergie insofern besteht, als seit mehr 
als sechs Jahren in Deutschland kein neues Kern- 
kraftwerk mehr bestellt worden ist, und sind Sie der 
Auffassung, daß es eine ausreichende Streuung des 
von Ihnen angesprochenen Risikos darstellt, wenn 
die Kernenergie heute insgesamt 3,9% des Primär- 
energiebedarfs der Bundesrepublik abdeckt? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Eine solche Frage- 
stellung verkennt die Tatsache, daß bei uns eine 
ganze Reihe von Kernkraftwerken im Bau ist, und 
zwar ohne Störungen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Kittelmann. 

Kittelmann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist 
Ihr rätselhafter Optimismus im Hinblick auf die jet- 
zige Situation dadurch zu erklären, daß Sie die Hoff- 
nung oder die Befürchtung haben, die jetzige Regie- 
rung werde, wenn die Verhältnisse so bleiben, wie 
sie sind, nicht mehr allzulange die Verantwortung 
für die Energiepolitik tragen? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Ich kann den sachli- 
chen Zusammenhang dieser Frage mit der jetzigen 
Diskussion nicht sehen, Herr Kollege. Insofern ist 
mir Ihre Frage rätselhaft. 

Vizepräsident Wurbs: Danke schön, Herr Staatsse- 
kretär. 


Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundeskanz- (C) 
lers und des Bundeskanzleramtes auf. Zur Beant- 
wortung der Fragen steht Herr Staatsminister Hu- 
onker zur Verfügung. 

Die Fragen 136 und 137 des Abgeordneten Hansen 
sind vom Fragesteller zurückgezogen worden. 

Ich rufe die Frage 138 des Abgeordneten Kittel- 
mann auf: 

Welchen politi.schen und juri.stischen Hinweis sieht die Bundesregie- 
rung in der Äußerung des Berliner Regierenden Bürgermeisters Dr. 

Vogel, daß der ehemalige Leiter der Ständigen Vertretung der Bundes- 
regierung in Ost-Berlin, Herr Gaus, seine umstrittene Äußerung, im Um- 
gang mit der DDR den Begriff „Nation“ nicht mehr zu verwenden, nicht 
in seiner neuen beruflichen Position als Senator für Wissenschaft und 
Forschung, sondern im Dienste der Bundesregierung gemacht habe? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Huonker, Staatsminister beim Bundeskanzler: 

Herr Kollege, der Regierende Bürgermeister von 
Berlin, Herr Dr. Vogel, hat nicht gesagt, daß Senator 
Gaus seine Äußerungen im Dienste der Bundesre- 
gierung gemacht habe. Der Regierende Bürgermei- 
ster von Berlin hat gesagt — ich nehme an, daß Sie 
sich auf ein Interview in der Berliner „Morgenpost“ 
vom 1. Februar 1981 beziehen — , die Äußerungen 
von Herrn Gaus seien — ich zitiere — „seinem bis- 
herigen Tätigkeitsbereich zuzuschreiben“. 

Wer den Inhalt des Interviews kennt, erkennt 
auch, daß sich Herr Gaus im Zusammenhang mit der 
Beendigung einer mehr als sechsjährigen Tätigkeit 
als Leiter der Ständigen Vertretung der Bundesre- 
publik Deutschland geäußert hat. Im übrigen, Herr 
Kollege, hat Senator Gaus zu Beginn seines Inter- 
views selbst ausdrücklich klargestellt, er gebe „pri- 
vate, persönliche Eindrücke und Meinungen wieder, 
nichts sonst“. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage. 

Kittelmann (CDU/CSU): Stimmen Sie mir zu, Herr 
Staatsminister, daß Herr Vogel so interpretiert wer- 
den konnte, daß er sich — nachdem das Interview 
von Herrn Gaus nicht nur auf Kritik der Opposition, 
sondern auch auf die der veröffentlichten Meinung 
und die des Bundeskanzlers hier im Hause und vie- 
ler anderer verantwortlicher Vertreter der Bundes- 
regierung gestoßen ist — glücklich fühlte, daß Herr 
Gaus diese Äußerung nicht als Senator gemacht hat 
und deshalb die Bundesregierung am Zuge ist, sie zu 
werten und daraus Konsequenzen zu ziehen? 

Huonker, Staatsminister: Diese Interpretation, 
diese Einschätzung vermag ich nicht zu teilen, Herr 
Kollege. Wer die Äußerungen des Regierenden Bür- 
germeisters im Wortlaut kennt, sie genau liest, der 
weiß, daß Ihre Interpretation in den Äußerungen 
von Herrn Vogel keine Grundlage findet. 

Ich möchte hinzufügen, daß der Regierende Bür- 
germeister von Berlin unmittelbar im Anschluß an 
den Satz, auf den Sie sich — ungenau zitierend — be- 
ziehen — , sagt: „Die Haltung des Senats zu allen 
Fragen der Deutschlandpolitik und auch zu dieser 
Frage stimmt vollständig mit der Haltung der Bun- 
desregierung überein.“ 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte sehr. 
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(A) Kittelmann (CDU/CSU): Herr Staatsminister, sind 
Sie nicht mit mir der Meinung, daß es in Anbetracht 
der Verantwortung des Regierenden Bürgermei- 
sters von Berlin durchaus angemessen wäre, meine 
Interpretation so gelten zu lassen, und sind Sie nicht 
mit mir der Meinung, daß die Forderung von Herrn 
Gaus im absoluten Widerspruch zum Verfassungs- 
gebot steht und deshalb gerade aus Berlin eine Wer- 
tung, wie ich sie in die Äußerung Herrn Vogels ge- 
legt habe, zu erwarten gewesen wäre? 

Huonker, Staatsminister; Es steht der Bundesre- 
gierung nicht zu — das gebietet der Respekt vor dem 
föderativen Aufbau der Bundesrepublik — , sich in 
Angelegenheiten von Bundesländern einzumischen. 
Aber ich will hinzufügen, indem ich Herrn Vogel aus 
dem erwähnten Interview zitiere: „Herr Gaus ist Se- 
nator für Wissenschaft. Dies ist seine Aufgabe. Die 
deutschlandpolitischen Probleme werden beim Re- 
gierenden Bürgermeister und in der Senatskanzlei 
und im Ressort des Senators für Bundesangelegen- 
heiten behandelt.“ 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge- 
ordneten Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
habe ich Ihre letzten Äußerungen richtig verstan- 
den, wenn ich davon ausgehe, daß die Bundesregie- 
rung die Äußerung des Regierenden Bürgermeisters 
von der vollen Übereinstimmung mit der Deutsch- 
landpolitik der Bundesregierung auch als eine klare 
Distanzierung des Regierenden Bürgermeisters von 

(B) den Auffassungen des neuen Senators Gaus be- 
trachtet? 

Huonker, Staatsminister: Es steht der Bundesre- 
gierung aus den Gründen, die ich vorhin genannt 
habe, nicht zu, Äußerungen des Regierenden Bür- 
germeisters von Berlin hier zu qualifizieren, zu zen- 
surieren, zu interpretieren. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Es sei denn, er 
kommt aus Bayern!) 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Lorenz. 

Lorenz (CDU/CSU): Herr Staatsminister, wenn Sie 
erklären, daß Herr Gaus seine Äußerungen aus An- 
laß der Beendigung seiner sechseinhalbjährigen Tä- 
tigkeit gemacht hat, sind Sie dann nicht auch mit 
mir der Meinung, daß er diese Tätigkeit im Dienste 
der Bundesregierung ausgeübt hat und es deshalb 
die Pflicht der Bundesregierung wäre, sich in deutli- 
cher Form von denjenigen Teilen seiner Äußerun- 
gen zu distanzieren, die der erklärten Politik der 
Bundesregierung widersprechen? 

Huonker, Staatsminister: Ich habe hierzu folgen- 
des zu sagen: Der Bundeskanzler hat im Plenum des 
Deutschen Bundestags am 30. Januar erklärt, daß es 
„bald eine Debatte zur Lage der Nation geben wird, 
bei welcher Gelegenheit die Bundesregierung dann 
übrigens nicht verschweigen wird, daß sie und 
warum sie am Begriff der einen deutschen Nation 
festhalten wird“. Im Protokoll ist hier verzeichnet, 
„Beifall bei allen Fraktionen“. 


Vizepräsident Wurbs: Keine weiteren Zusatzfragen (C) 
mehr. 

Ich rufe die Frage 139 des Herrn Abgeordneten 
Kittelmann auf: 

Wie will die Bundesregierung in der Öffentlichkeit dem Eindruck ent- 
gegenwirken, daß Bedienstete in ihrem Verantwortungsbereich verfas- 
sungswidrige Äußerungen vertreten dürfen, wenn nach einer Aussage, 
die Herr Gaus zu verantworten hat, nicht erkennbar wird, welche Kon- 
sequenzen dies dienstrechtlich hat, und der dafür Verantwortliche — 
mit Glückwünschen der Bundesregierung versehen — eine wesentliche 
neue Funktion in Berlin wahrnimmt? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Huonker, Staatsminister: Herr Kollege, wie ich 
schon gesagt habe, hat Senator Gaus seine Äußerun- 
gen als die Wiedergabe privater und persönlicher 
Eindrücke und Meinungen bezeichnet. Im übrigen 
teilt die Bundesregierung nicht die Auffassung, die 
Sie in Ihrer Frage zum Ausdruck bringen, daß die 
Äußerungen von Herrn Gaus, wie immer man sie po- 
litisch beurteilt, verfassungswidrig seien. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auch er- 
neut auf das hinweisen, was der Herr Bundeskanz- 
ler vor dem Plenum des Deutschen Bundestags in 
seiner Rede am 30. Januar gesagt hat. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, bitte. 

Kittelmann (CDU/CSU): Herr Staatsminister, ist 
daraus zu schließen, daß die Bundesregierung den 
Inhalt des Gesamtinterviews, das u. a. ja noch Aus- 
drücke enthält wie — ich darf zitieren — „Hier 
kommt der alte Revanchist um die Ecke“, nämlich 
wenn man bestimmte Begriffe gebrauche, und vieles 
andere mehr 

(D) 

Vizepräsident Wurbs : Verzeihen Sie, Herr Abgeord- 
neter, ich bitte, eine Frage zu stellen. Sie können 
hier nicht ganze Passagen zitieren. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Herr 
Wehner tut das oft!) 

Kittelmann (CDU/CSU): Ich habe einen halben 
Satz zitiert. 

Ist daraus zu schließen, daß die Bundesregierung 
nicht bereit ist, eine klare Äußerung, die als gegen 
die Verfassung gerichtet auslegbar ist, dienstrecht- 
lich so klarzustellen, daß für die Zukunft gesichert 
ist, daß hohe Bedienstete der Bundesregierung, bei 
denen in der Öffentlichkeit zwischen privaten Mei- 
nungsäußerungen und * dienstrechtlichem Auftrag 
nicht unterschieden werden kann, etwas sauberer 
definieren? 

Huonker, Staatsminister: Aus meinen bisherigen 
Äußerungen geht hervor, daß es sich hier nach Auf- 
fassung der Bundesregierung nicht um eine verfas- 
sungswidrige Äußerung handelt und daß, wie immer 
man diese Äußerung politisch beurteilt, die Bundes- 
regierung sich nicht anmaßt, private Äußerungen in 
einem Zeitungsinterview in dieser Weise zu behan- 
deln, wie Ihre Frage das fordert. 

Auch in diesem Zusammenhang weise ich erneut 
auf die eindeutige Erklärung des Bundeskanzlers zu 
dem Problem hin. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Kittelmann, bitte. 
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(A) Kittelmann (CDU/CSU): Herr Staatsminister, bege- 
ben Sie sich damit nicht in die Gefahr, daß Sie je 
nach Wertigkeit und je danach, wer die Äußerung 
macht — ich erinnere an die Maßnahmen, die Herr 
Franke bei Herrn Kreutzer getroffen hat — , eine 
Wertung vorzunehmen, die in der Öffentlichkeit so 
nicht verstanden wird, und unterliegen Sie nicht von 
daher der Gefahr, daß in Zukunft in Ihrer Bundesre- 
gierung bei privat gemeinten Äußerungen jeder sin- 
gen kann wie ein Kanarienvogel nach der Devise: 
„Das war eine private Meinungsäußerung und nicht 
im Sinne des dienstrechtlichen Verhältnisses“? 

Huonker, Staatsminister: Diese Zusatzfrage, Herr 
Kollege, beantworte ich eindeutig mit Nein. 


deutschen Staatsbürgerschaften steht? Würden Sie (C) 
das jedenfalls bestätigen? 

Huonker, Staatsminister: Herr Kollege, die Hal- 
tung der Bundesregierung zum Thema der Staats- 
bürgerschaft und Staatsangehörigl^eit ist völlig 
klar. 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. Ich danke Ihnen, Herr Staatsminister. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers des Auswärtigen. Zur Beantwortung steht 
Herr Staatsminister Dr. von Dohnanyi zur Verfü- 
gung. Ich rufe die Frage 140 des Abgeordneten Dr. 
Mertes auf: 


Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, kann 
ich Ihre zweimalige Erwähnung der Rede des Bun- 
deskanzlers vom 30. Januar dieses Jahres so verste- 
hen, daß der Bundeskanzler damit die Äußerung von 
Herrn Gaus verurteilen wollte und er nur vergessen 
hat, den Namen des Autors dieser Äußerung zu nen- 
nen? 

Huonker, Staatsminister: Der Bundeskanzler hat 
in seiner Rede gesagt, welche Bedeutung der Begriff 
der Nation für die Bundesregierung hat. Er hat aus- 
geführt, daß in der Debatte zur Lage der Nation, die 
in einigen Wochen hier in diesem Hause stattfinden 
wird, zu diesem Thema gesprochen werden wird. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
sind Sie nicht auch der Auffassung, daß ein Mann, 
der die Bundesrepublik Deutschland jahrelang auf 
einer so heiklen Position wie der des Ständigen Ver- 
treters in Ost-Berlin vertreten hat, ganz besonders 
verpflichtet ist — auch nach dem Ausscheiden aus 
diesem Amt — , seine Worte sorgfältig zu wägen, um 
zu vermeiden, daß Schaden eintritt, und daß dies im 
Falle Gaus eben nicht geschehen ist? 

Huonker, Staatsminister: Wenn Sie sagen, daß, wer 
aus einem solchen Amt ausscheidet, seine Worte 
sorgfältig zu wägen hat, dann sage ich dazu ja. Im 
übrigen ist es aus den Gründen, die ich genannt 
habe, nicht Aufgabe der Bundesregierung, Zeitungs- 
interviews, die persönliche Meinungen eines Man- 
nes wiedergeben, der im Zeitpunkt des Erscheinens 
des Interviews nicht mehr Staatssekretär der Bun- 
desregierung war, dessen Beamtenrechte aus seiner 
Eigenschaft als Beamter des Bundes also ruhten, öf- 
fentlich zu qualifizieren oder zu zensurieren. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage, Herr Abge- 
ordneter Gerster. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
würden Sie mir bestätigen, daß das Bekenntnis zur 
einen deutschen Nation, wie es der Bundeskanzler 
offenbar hier abgeben wollte, in jedem Fall in ekla- 
tantem Widerspruch zu der Forderung nach zwei 


Mit welchen Gründen rechtfertigt die Sowjetunion ihre Ablehnung 
der deutschen, amerikanischen, britischen und französischen Bemü- 
hungen um die Entlassung des am 26. April 1981 87 Jahre alt werdenden 
und am 10. Mai 1981 seit 40 Jahren inhaftierten Rudolf Heß, den der 
Nürnberger Gerichtshof der Siegermächte von der Anklage, Kriegsver- 
brechen oder Verbrechen gegen die Menschlichkeit begangen zu haben, 
freigesprochen hat, und der seit Jahren der letzte Insasse des Alliierten 
Militärgefängnisses in Berlin-Spandau ist? 

Bitte sehr, Herr Staatsminister. 


Dr. von Dohnanyi, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege, die Bundesregierung hat bereits 
am 30. März des Jahres 1979 in der Antwort auf eine 
Kleine Anfrage zu diesem Thema ausführlich Stel- 
lung genommen. Sie hat damals dargelegt — daran 
hat sich in der Zwischenzeit nichts geändert — , daß 
die Sowjetunion sich der Haftentlassung von Rudolf 
Heß mit der Begründung widersetzt, daß es ein fal- 
sches Verständnis von Menschlichkeit sei, den Ge- 
fangenen freizulassen. Er habe bisher, so wird argu- 
mentiert, keine Reue für die von ihm begangenen 
Verbrechen gezeigt, sondern sich im Gegenteil bis 
heute zu seinen Ideen bekannt. Eine Freilassung 
von Rudolf Heß würde eine Ermutigung für nazisti- 
sche und faschistische Kräfte sein, und diejenigen, 
die dem Nationalsozialismus abgeschworen hätten, 
würden eine solche Entscheidung nicht verstehen. 
Der Botschafter der UdSSR, Abrassimow, hat diese 
Argumentation noch vor wenigen Tagen in einem 
Fernsehinterview so wiederholt. 


(D) 


Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage, Herr Abge- 
ordneter Mertes, bitte. 


Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU): Herr Staats- 
minister, teilt die Bundesregierung unsere auch von 
Kollegen anderer Fraktionen geteilte Auffassung, 
daß der Einsatz für eine menschlich sinnvolle Straf- 
beendigung im Falle der letzten Kriegsverurteilten 
hierzulande von demokratischen Kräften mit beson- 
derem Nachdruck — neben den sachlichen Gründen 
— auch deshalb geleistet werden sollte, damit sich 
nicht undemokratische politische Kräfte mit der 
Wahrnehmung dieses humanitären Anliegens popu- 
lär machen können? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, Sie 
wissen, daß der Herr Bundespräsident, sein Vorgän- 
ger und auch Mitglieder der Bundesregierung sich 
in dieser Frage eingesetzt haben. Im Prinzip teile ich 
das, was Sie hier eben dargestellt haben. 


Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage. 
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(A) Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU): Herr Staats- 
minister, teilt die Bundesregierung meine Auffas- 
sung, daß im Falle Rudolf Heß und im Falle der vier 
letzten anderen Kriegsverurteilten — ohne die per- 
sönliche Verantwortung oder persönliche Schuld 
dieser Männer in Frage zu stellen — nach den 
rechtsstaatlichen Kriterien der Menschenwürde ein 
sinnvoller Strafzweck nicht mehr zu erkennen ist 
und daß es ein Gebot der Menschlichkeit ist, diese 
fünf alten Männer die letzten Tage ihres Lebens in 
Freiheit bei ihren schwer geprüften Familien ver- 
bringen zu lassen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, der 
Gesichtspunkt der Menschlichkeit, den Sie hier vor- 
getragen haben, war die Grundlage für Interventio- 
nen, die auch von Mitgliedern der Bundesregierung, 
wie Sie wissen, vorgenommen worden sind. Dabei 
wird nicht vergessen, wie unmenschlich sich einige 
der Betroffenen selbst verhalten haben. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Herrn Abge- 
ordneten Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, sieht 
die Bundesregierung trotz der jüngsten Einlassun- 
gen von Botschafter Abrassimow eine Möglichkeit, 
mit der Sowjetunion im Gespräch noch einmal auf 
die jetzt 40 Jahre währende Haft von Rudolf Heß, 
auf sein Alter und auf das Gebot der Menschlichkeit, 
ihn jetzt aus Spandau zu entlassen, hinzuweisen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Die Möglichkeit, 
Herr Kollege, wird sich sicherlich erneut ergeben. 

Vizepräsident Wurbs: Keine Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 141 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Mertes auf: 

Wie hoch war in den Jahren 1974, 1975, 1976, 1977, 1978. 1979 und 1980 
jeweils die Summe deutscher Haushaltsaufwendungen für das Alliierte 
Militärgefängnis in Berlin-Spandau, nachdem sie sich laut Auskunft 
der Bundesregierung allein im Jahr 1973 (Plenarprotokoll vom 17. Mai 
1974. Seite 6610) auf 1031578,98 DM belaufen hatte? 

Bitte, Herr Staatsminster. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, im 
Haushaltsjahr 1979 waren es etwa 1,67 Millionen. 
Die Jahresleistungen der Vorjahre entsprechen in 
etwa dieser Größenordnung. Ich habe es unterlas- 
sen, Ihnen diese Zahlen jetzt hier vorzulesen. Aber 
ich bin gerne bereit, sie Ihnen in den jährlichen Aus- 
weisungen nachher zu überreichen, 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Ich 
würde sie gern mündlich erfahren, wenn es 
geht!) 

— Sicherlich, Herr Kollege. 

Dann darf ich mit dem Jahre 1974 beginnen. Zu 
Lasten des Berliner Besatzungskostenhaushalts 
gingen 679 320 DM, zu Lasten des Landeshaushalts 
Berlin 731 036 DM. Herr Kollege, jetzt lese ich je- 
weils die Jahreszahl und dann die Zahlen für diese 
beiden Rubriken nacheinander vor. Haushaltsjahr 
1975: erste Rubrik 601 196 DM, zweite Rubrik 
811 456 DM; 1976: erste Rubrik 594 958 DM, zweite 
Rubrik 841 996 DM; Haushaltsjahr 1977: erste Ru- 
brik 568 229 DM, zweite Rubrik 833 233 DM; Haus- 


haltsjahr 1978: erste Rubrik 603 055 DM, zweite Ru- (C) 
brik 827 661 DM. Die Summe für 1979 hatte ich Ih- 
nen eben verlesen. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Herrn Abge- 
ordneten Mertes, bitte. 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU): Herr Staats- 
minister, teilen Sie meine Auffassung, die ich auch 
den drei westlichen Gewahrsamsmächten übermit- 
telt habe, daß es sinnvoll wäre, das Spandauer Ge- 
fängnis zu schließen und die dann frei werdenden 
DM-Beträge Härtefällen unter den Opfern der natio- 
nalsozialistischen Verfolgung zur Verfügung zu stel- 
len? 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
wenn Sie den Zusammenhang nehmen, in dem ich 
Ihre erste Frage hier heute beantwortet habe, dann 
können Sie schließen, daß die Bundesregierung eine 
solche Schließung des Gefängnisses in Spandau si- 
cherlich begrüßen würde. 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Zusatzfrage, bitte, 

Herr Abgeordneter. 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU): Herr Staats- 
minister, teilt die Bundesregierung meine Auffas- 
sung, daß es mit den Kriterien eines menschlichen 
und rechtsstaatlichen Verständnisses vom Zweck 
der Strafe völlig unvereinbar ist, einen einzelnen 
Menschen zum Denkmal und zum Symbol einer un- 
menschlichen Epoche oder eines totalitären Sy- (^) 
Sterns zu erniedrigen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
komme zurück: Der Gesichtspunkt der Menschlich- 
keit gilt sicherlich. Auf der anderen Seite muß man 
in diesen Fällen auch wiederum alle diejenigen ver- 
stehen, die damals unter der Unmenschlichkeit der 
heute Betroffenen zu leiden hatten und bei denen 
die Folgen dieser Unmenschlichkeit auch im heuti- 
gen Leben noch spürbar sind. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: „Ver- 
ständnis“ ist nicht dasselbe wie „Einver- 
ständnis“, Herr Staatsminister!) 

Vizepräsident Wurbs: Keine weiteren Zusatzfra- 
gen. 

Ich rufe die Frage 142 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Hennig auf: 

Finanziert die Bundesregierung direkt oder indirekt über eine Stif- 
tung das Büro der salvadorianischen Guerilla in Bonn, und wenn nicht, 
hat sie Kenntnis davon, v;ie dieses Propagandabüro finanziert wird? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, es 
gibt nach meiner Kenntnis in Bonn lediglich ein 
Büro der politischen Opposition Salvadors, das — 
wiederum nach meiner Kenntnis — von einem pro- 
minenten Christdemokraten, Herrn Uzquaino, gelei- 
tet wird. Dieses Büro wird von der Bundesregierung 
weder direkt noch indirekt finanziert. Das Auswär- 
tige Amt verfügt auch nicht über Kenntnisse hin- 
sichtlich der Finanzierungsmittel dieses Büros. 
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(A) Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Hennig (CDU/CSU): Herr Staatsminister, hat 
ein Teil der Bundesregierung oder haben Verbün- 
dete der Bundesrepublik Informationen oder Hin- 
weise, wonach ein Mitglied dieser Vertretung der 
kommunistischen Terrororganisation FAPU ange- 
hören könnte? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
kann über solche Informationen hier im Augenblick 
nichts sagen; mir ist das nicht bekannt. Ich weiß 
auch nicht, über welche Informationen Verbündete 
verfügen. Aber ich bin gern bereit, dem Hinweis, den 
Sie hier soeben gegeben haben, nachzugehen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage? — Bitte. 

Dr. Hennig (CDU/CSU): Herr Staatsminister, darf 
ich Ihrer Antwort entnehmen, daß die Bundesregie- 
rung den Ausdruck „Guerilla“ zumindest für weite 
Teile der salvadorianischen Opposition für unange- 
messen hält? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, da 
ich Ihre Frage zwar vom Wortlaut her, nicht aber 
vom Inhalt her verstanden habe, möchte ich Sie bit- 
ten, Ihre Frage zu wiederholen. 

Vizepräsident Wurbs: Ich bitte, die Frage zu wieder- 
holen. 

Dr. Hennig (CDU/CSU): Herr Staatsminister, ich 
hatte das Gefühl, daß Sie an dem Ausdruck „Gueril- 

(B) la“ Anstoß genommen haben: Hält die Bundesregie- 
rung diese Bezeichnung für weite Teile der derzeiti- 
gen Opposition El Salvadors für unangemessen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
habe an dem Ausdruck „Guerilla“ nicht Anstoß ge- 
nommen. 

Vizepräsident Wurbs: Zu einer Zusatzfrage der 
Herr Abgeordnete Thüsing. 

Thüsing (SPD): Herr Staatsminister, im Zusam- 
menhang mit der Frage meines Kollegen Hennig 
möchte ich fragen: Ist der Bundesregierung be- 
kannt, daß Junta-Mitglieder und Polizeioffiziere aus 
El Salvador auf Kosten der Konrad-Adenauer-Stif- 
tung im letzten Jahr in der Bundesrepublik waren, 
um sich hier über deutsche Erfahrungen bei der Ter- 
rorismusbekämpfung zu informieren? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Mir ist das nicht 
bekannt, Herr Kollege. Aber wenn Sie das sagen, 
werden Sie schon einen Weg finden, um das bei der 
Konrad-Adenauer-Stiftung aufzuklären. Mir jeden- 
falls ist das nicht bekannt. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Voigt. 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Staatsminister, 
nachdem ich selber die Gelegenheit hatte, mit dem 
Bonner Vertreter der FDR, dem Christdemokraten, 
zu sprechen, möchte ich fragen: Teilt die Bundesre- 
gierung meine Auffassung, daß man weder aus dem 
Tatbestand, daß der Bonner Vertreter ein Christde- 


mokrat ist, schließen kann, daß alle Vertreter der (C) 
FDR Christdemokraten sind, noch daß man aus dem 
Hinweis darauf, daß einzelne anderen Gruppierun- 
gen angehören, vielleicht auch irgendwelchen terro- 
ristischen Vereinigungen — ich weiß es nicht — , 
schließen kann, daß alle Christdemokraten terrori- 
stischer Sympathien verdächtigt werden können? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
diese Schlußfolgerung ist sicherlich richtig. Nichts 
ist gefährlicher als das gelegentlich auch in diesem 
Hause zu hörende pauschale Urteil über Befreiungs- 
bewegungen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Mertes. 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU): Herr Staats- 
minister, können Sie dem Hause bestätigen, daß die 
in Rede stehenden Persönlichkeiten — sechs an der 
Zahl — nicht mehr Christdemokraten sind und daß 
sie innerhalb der christlich-demokratischen Partei 
El Salvadors eine winzige Minderheit waren? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, es 
gibt in christdemokratischen Parteien gelegentlich 
Minderheiten, hinsichtlich derer ich es von dieser 
Stelle aus nicht wagen würde, sie nicht mehr als Mit- 
glieder einer christdemokratischen Partei zu be- 
zeichnen. 

(Lachen bei der SPD — Dr. Mertes [Gerol- 
stein] [CDU/CSUj: Das war keine Antwort! 

— Dr. Hupka [CDU/CSU]: Wie großher- 
zig!) (D) 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten von der Heydt Freiherr von 
Massenbach. 

von der Heydt Freiherr von Massenbach (CDU/CSU): 

Herr Staatminister, da Sie soeben den Begriff „Frei- 
heitskämpfer“ eingeführt haben und da Sie vorhin 
eine kleine Diskussion über den Begriff „Guerilla“ 
hatten: Sind Sie der Meinung, daß es sich bei der Op- 
position in El Salvador um Freiheitskämpfer han- 
delt? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Ich glaube, der 
Kollege Voigt wollte darauf hinweisen, daß die Moti- 
vationen unter denjenigen, die hier in kämpferische 
Auseinandersetzungen verwickelt sind, äußerst un- 
terschiedlich sind. Darunter gibt es sicherlich auch 
solche; das ist richtig. 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Zusatzfragen liegen . 
nicht vor. 

Ich rufe die Frage 143 des Abgeordneten Lorenz 
auf: 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung einen ersten Grenzberichti- 
gungsvertrag mit den Niederlanden abschließen will, und wenn ja, wie 
ist sichergestellt, daß durch das vorgesehene Verfahren nicht der 
Grundsatz verletzt wird, wonach Grenzfragen erst in einem Friedens- 
vertrag geregelt werden können? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, die 
Bundesregierung hat am 30. Oktober 1980 einen 

Grenzberichtigungsvertrag mit den Niederlanden 
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Staatsminister Dr, von Dohnanyi 

(A) geschlossen. Der Vertrag steht im Einklang mit 
Art. 7 des Deutschlandvertrages, da es sich nicht um 
Grenzänderungen, sondern um Grenzberichtigun- 
gen handelt. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage? — Bitte. 

Lorenz (CDU/CSU): Herr Staatsminister, wird bei 
allen solchen Verhandlungen — auch mit anderen 
Staaten in Ost oder West — immer der Grundsatz 
beachtet, wonach Grenzfragen erst in einem Frie- 
densvertrag geregelt werden können? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Aber ganz selbst- 
verständlich, soweit es sich um Grenzveränderun- 
gen und nicht um Grenzberichtigungen handelt. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Mertes. 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU): Herr Staats- 
minister, ist nach Ihrer Auffassung die Regelung 
über den Mundatwald im deutsch-französischen Ab- 
kommen eine Grenzberichtigung oder eine Grenz- 
veränderung? Nach Auffassung des Auswärtigen 
Ausschusses handelt es sich um eine Grenzverände- 
rung. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
mir ist die rechtliche Zuordnung dieses einzelnen 
Vorgangs hier im Augenblick nicht geläufig. Ich 

(B) nur, daß der Vertrag, der dem Vorgang zu- 
grunde liegt, wenn ich mich recht erinnere, im Jahre 
1962 von der damaligen Regierung unter Bundes- 
kanzler Konrad Adenauer abgeschlossen worden 
ist. 

Vizepräsident Wurbs: Ich rufe die Frage 144 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Scheer auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß ein umfassender 
Atomteststoppvertrag der Kernwaffenstaaten, wie er seit Juli 1977 von 
den Kernwaffenstaaten USA, UdSSR und Großbritannien angestrebt 
wird, einen wesentlichen Schritt zur Verhinderung der horizontalen und 
vertikalen Proliferation darstellt, und hält sie die gegenwärtigen Bemü- 
hungen der Kernwaffenstaaten zur Erzielung eines entsprechenden in- 
ternationalen Vertragswerks für ausreichend? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, die 
Bundesregierung teilt die von Ihnen ausgedrückte 
Auffassung. Die Bundesregierung unterstützt daher 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten die Bemühungen 
der Kernwaffenstaaten um einen solchen Vertrag. 
Diese Bemühungen sollten auch nach Auffassung 
der Bundesregierung verstärkt werden. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Herrn Abge- 
ordneten Dr. Scheer. 

Dr. Scheer (SPD): Sieht die Bundesregierung even- 
tuelle Befürchtungen, daß durch neue technologi- 
sche Entwicklungen auf dem Waffensektor mögli- 
cherweise neue Versuchsserien provoziert werden, 
und zwar von Waffen, die im Zusammenhang mit 
der Diskussion über die Neutronenwaffe auch mit 
uns zu tun haben könnten? 


Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, das (C) 
ist eine sehr komplexe Frage. Ganz sicher ist nie- 
mals auszuschließen, daß neue Waffen auch neue 
Versuche auslösen. Aber auf den besonderen Tatbe- 
stand, auf den Sie hingewiesen haben, möchte ich 
hier nicht Bezug nehmen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage? — 
Nicht. 

Ich rufe die Frage 145 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Scheer auf: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, durch geeignete 
Initiativen im Rahmen der europäisch-politischen Zusammenarbeit, der 
Genfer Abrüstungskonferenz oder der Vereinten Nationen und in Ko- 
operation mit den Nichtkernwaffenstaaten den Abschluß eines umfas- 
senden Atomteststoppvertrags voranzutreiben? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Der Fortschritts- 
bericht der drei Verhandlungspartner, also der Ver- 
einigten Staaten von Amerika, Großbritanniens und 
der Sowjetunion, vom 30. Juli 1980 über den Stand 
der Verhandlungen sagt — ich darf, Herr Präsident, 
mit Ihrer Genehmigung zitieren — : 

Die drei verhandelnden Parteien sind in ihrem 
Bestreben nach einem zuverlässigen Vertrag 
weit vorangekommen und sind weiterhin der 
Ansicht, daß ihre trilateralen Verhandlungen 
den besten Ansatz für Fortschritte bieten. Sie 
sind entschlossen, ihre Anstrengungen mit der 
nötigen Willenskraft und Beharrlichkeit fortzu- 
setzen, um die Verhandlungen zu einem baldi- 
gen und erfolgreichen Abschluß zu bringen. 

Nach Ansicht der Bundesregierung gibt es daher zur (f^) 
Zeit keine Möglichkeit, andere Gremien mit den 
Verhandlungen zu befassen, ohne die Verhandlun- 
gen der genannten drei Kernwaffenstaaten zu stö- 
ren. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Herrn Abge- 
ordneten Dr. Scheer. 

Dr. Scheer (SPD): Wie sieht die Bundesregierung 
die Gefahr, die sich bei der letzten Konferenz zur 
Überprüfung des Atomwaffensperrvertrags in Genf 
andeutete, daß einzelne Nichtkernwaffenstaaten auf 
Distanz zu diesem Vertragswerk gehen, wenn es 
nicht alsbald zu einem Teststoppabkommen umfas- 
senderer Art kommt? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Wenn es nicht zu 
einem solchen Abkommen kommt, so kann dies ein 
Beitrag zu der Gefahr sein, die Sie beschrieben ha- 
ben. Daß diese Gefahr besteht, Herr Kollege, ist un- 
bestreitbar. Hierauf haben zahlreiche Regierungen, 
u. a. die Bundesregierung, in Genf ausdrücklich hin- 
gewiesen. Auch in den Schlußfolgerungen der Präsi- 
dentschaft in Genf ist auf diese Gefahr ganz aus- 
drücklich verwiesen worden. 

Vizepräsident Wurbs: Die zweite Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Scheer. 

Dr. Scheer (SPD): Aus weichem Grund ist es bei 
der Überprüfungskonferenz in Genf nicht zu einem 
formellen Abschluß mit einer gemeinsamen Erklä- 
rung gekommen und ist auch ein Vertagungsantrag, 
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Dr. Scheer 

(A) um solche Probleme klären zu helfen, nicht zustande 
gekommen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Unter anderem, 
Herr Kollegen, wegen der Schwierigkeiten und Pro- 
bleme, auf die Sie selber hingewiesen haben. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage. 
Bitte, Herr Abgeordneter Dr. Mertes. 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU): Herr Staats- 
minister, nach diesen beiden erfreulichen Fragen 
des Kollegen Scheer und Ihren Antworten möchte 
auch ich eine Frage zum Thema Nonproliferation 
stellen. Sind Sie der Auffassung, daß es für den Ge- 
danken der Nichtverbreitung der Kernwaffen gün- 
stig wäre, wenn die Sowjetunion, so wie es die bei- 
den anderen Erstunterzeichner dieses Vertrags, 
nämlich USA und England, tun, ihrerseits Kontrol- 
len ihrer zivilen Kernenergieanlagen zustimmen 
würde? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
Vereinbarungen in diesen Bereichen können auf die 
Dauer nur wirksam sein, wenn Verifikationen und 
Kontrollen möglich sind. Jeder, der sich Verifikatio- 
nen und Kontrollen entzieht, erschwert das Schaf- 
fen vertrauenbildender Maßnahmen und den Ab- 
schluß von Verträgen, wie sie hier gewünscht wer- 
den. 

Vizepräsident Wurbs: Keine weitere Zusatzfrage. 

(B) Ich rufe die Frage 146 des Herrn Abgeordneten 
Schreiner auf: 

Ist es richtig, daß der Botschafter der Bundesrepublik Deutschland in 
Obervolta sich in seinem Bericht Nr. 570/80 über die Hungerkatastrophe 
in der Sahel-Zone u. a. wie folgt ausgelassen hat: „Durch völliges Abse- 
hen von Eingriffen in die Natur dieser Region . . . Das hieße ferner, daß 
sich der Viehbestand und die Bevölkerung verringern müßten, bis das 
Gleichgewicht des ,Besatzes‘ und der Ressourcen wiederhergestellt 
wäre. Dies könnte durch weitere Katastrophen (Krankheit, Unterernäh- 
rung) oder durch Abwanderung an andere Stellen geschehen.“? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Der Botschafts- 
bericht ist, wenn man das angebliche Zitat im Zu- 
sammenhang sieht, nicht so zu verstehen, Herr Kol- 
lege, wie Sie ihn hier interpretiert haben. Der Be- 
richt macht auf Ungleichgewichte aufmerksam, die 
durch äußere Einwirkungen, durch menschliches 
Handeln entstanden sind, und verweist darauf, daß 
diese Ungleichgewichte beseitigt werden müssen, 
wenn eine dauerhafte Lösung für die Sahel-Zone ge- 
funden werden soll. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne- 
ten Schreiner. 

Schreiner (SPD): Herr Staatsminister, würden Sie 
nicht doch mit mir annehmen, daß der Bericht des 
Botschafters zumindest Hungersnöte billigend in 
Kauf nimmt, wenn man u. a. an den Satz von ihm er- 
innert, der da lautet: 

Es bleibt wohl nichts anderes übrig, als auf eine 
umfassend gelenkte Sanierung der Sahel zu 
verzichten und auf eine natürliche Reduzierung 
des „Besatzes“ bei gleichzeitigen flankierenden 
Maßnahmen zu hoffen. 


Würden Sie mir zustimmen, daß dieser Satz gar (C) 
nicht anders als in dem Sinne interpretierbar ist, 
daß der Botschafter in seinem Bericht eine Verrin- 
gerung der Bevölkerung u. a. durch Hungersnöte bil- 
ligend in Kauf nehmen will? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, der 
Bericht des Botschafters ist so nicht zu verstehen. 

Ich verweise darauf noch einmal. Ich könnte Ihnen 
hier zahlreiche Zitate vorlesen, die deutlich machen, 
mit welcher Besorgnis der Botschafter die Entwick- 
lung in der Region verfolgt. 

Im übrigen bitte ich, Herr Präsident, bei der Gele- 
genheit eine Bemerkung machen zu dürfen. Sie 
müssen, Herr Kollege, einem Botschafter schon die 
Möglichkeit geben, generell auch kritisch seine Mei- 
nung zu bestimmten Tatbeständen vertraulich be- 
richten zu dürfen. Wenn wir damit anfangen, Be- 
richte von Botschaftern im Deutschen Bundestag in 
dieser Weise zu zitieren, dann werden wir bald von 
den Botschaftern nur noch Berichte haben, von de- 
nen niemand mehr etwas lesen möchte. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Denn das, was dann darin steht, Herr Kollege, haben 
Sie schon vorher in der Zeitung gelesen. 

Vizepräsident Wurbs: Noch eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Schreiner. 

Schreiner (SPD): Noch eine Zusatzfrage! Herr 
Staatsminister ist Ihnen bekannt, daß die von mir 
gebrachten Zitate vorher bereits in der Presse be- (D) 
kannt gewesen sind, so daß ich nur darauf Bezug ge- 
nommen habe? Meine Frage: sind Sie mit mir der 
Auffassung, daß Berichte solcher Art, wenn sie an 
die Öffentlichkeit gelangen, geeignet sind, der Bun- 
desrepublik Deutschland schweren Schaden zuzufü- 
gen? Und was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um dies in Zukunft zu verhindern? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
teile Ihre Meinung nicht. Ich bin der Auffassung, 
nachdem Sie die Angelegenheit jetzt hier im Hause 
aufgegriffen haben, daß die Möglichkeit besteht, auf 
den Zusammenhang hinzuweisen; ein solcher Be- 
richt wird der Bundesrepublik Deutschland keinen 
Schaden zufügen. Der Botschafter war darum be- 
sorgt, für die Sahel-Zone eine Lösung zu finden, die 
den Menschen erlaubt, dort zu leben. Es gibt keine 
Stelle in diesem Bericht, die dahin gehend zitiert 
werden könnte, daß etwa der deutsche Botschafter 
eine Möglichkeit ins Auge gefaßt hätte, wie Sie sie 
hier aus dem Zusammenhang zitiert haben. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Thüsing. 

Thüsing (SPD): Herr Staatsminister, kann ich trotz 
dem, was Sie erläuternd erklärt haben — und was 
man unterstützen kann — , davon ausgehen, daß Sie 
bei der Ausbildung des Personals des Auswärtigen 
Amtes darauf hinwirken, daß solche Berichte, wie 
sie hier zur Diskussion stehen, nicht — auch nicht 
teilweise — in Sprache und Terminologie der alten 
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(A) Völkerkunde abgefaßt werden, die, wie wir wissen, 
von rassistischen Elementen nicht frei ist? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, es 
ist sicher immer gut, wenn jeder, der etwas auf- 
schreibt oder sagt — das gilt für uns alle hier im 
Haus — , bei jeder Gelegenheit darauf achtet, ob er 
nicht eventuell durch ein Wort mißverstanden wer- 
den könnte. Das muß sich jeder vornehmen, und das 
gilt natürlich auch für den Botschafter. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Herrn Abge- 
ordneten Mertes. 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU): Herr Staats- 
minister, nachdem ein Bericht eines Botschafters 
der Bundesrepublik Deutschland in der Presse se- 
lektiv zitiert und hier wertend behandelt worden ist, 
frage ich: halten Sie es nicht für eine Fürsorgepflicht 
des Auswärtigen Amtes, jetzt diesen Bericht in 
voller Länge allen Mitgliedern des Auswärtigen 
Ausschusses und des Entwicklungshilfeausschusses 
zur Verfügung zu stellen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
wenn ein Bedürfnis daran besteht, werde ich das 
gerne tun. 

Vizepräsident Wurbs: Keine Zusatzfrage mehr. Ich 
rufe die Frage 147 des Abgeordneten Schreiner 
auf: 

. . Wenn ja, ist die Bundesregierung auch der Auffassung, daß dieses zu- 

(B) tiefst menschenverachtende Verhalten nur die unverzügliche Entlas- 
sung des Botschafters zur Folge haben kann? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, wie 
sich bereits aus der Antwort auf Ihre erste Frage er- 
gibt, erlaubt das aus dem Zusammenhang genom- 
mene Zitat keinen Schluß auf ein menschenverach- 
tendes Verhalten. 

Vizepräsident Wurbs: Keine Zusatzfrage. Ich rufe 
die Frage 148 des Herrn Abgeordneten Thüsing 
auf: 

Beeinflußt die Haltung der christlich-demokratischen Parteien zu 
dem militärisch/zivilen Regime von Jose Napoleon Duarte in El Salva- 
dor die Politik der Bundesregierung? 

Bitte. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, die 
Bundesregierung bezieht die Ansichten aller im 
Bundestag vertretenen Parteien in ihre Überlegun- 
gen ein. Ich habe z. B. die Absicht, kurz nach dem 
Ende dieser Fragestunde zu Herrn Geißler zu gehen 
und mich bei ihm über seine Eindrücke in El Salva- 
dor zu erkundigen. Es ist ganz selbstverständlich, 
daß wir alle Auffassungen in unsere eigene Mei- 
nungsbildung einbeziehen. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne- 
ten Thüsing. 

Thüsing (SPD): Herr Staatsminister, weiß die Bun- 
desregierung, daß große Teile der katholischen Kir- 
che in El Salvador gegen die Junta kämpfen und daß 
beispielsweise erst vor wenigen Tagen der Leiter 
des juristischen Hilfsdienstes des erzbischöflichen 


Ordinariats von San Salvador erklärte, daß die Du- (C) 
arte-Gruppe eine „aus nur neun Mitgliedern beste- 
hende christdemokratische Partei sei, die der ermor- 
dete Erzbischof von San Salvador, Romero, als Ver- 
räter bezeichnet“ habe? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
diese Tatbestände sind der Bundesregierung be- 
kannt. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage. 

Thüsing (SPD): Stimmt die Bundesregierung der 
Einschätzung des früheren christdemokratischen 
Ministerpräsidenten von El Salvador, Rüben Zamo- 
ra, zu, der bei einem Besuch in der Bundesrepublik 
im vergangenen Jahr versicherte, die Junta seines 
Landes betreibe eine Politik des Völkermordes? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
glaube, daß es mir hier an dieser Stelle nicht zusteht, 
ein pauschales Urteil oder ein Urteil, das nur in ei- 
nem Wort zusammengefaßt ist, zu übernehmen. 

Aber es ist ganz sicherlich so, daß die Bundesregie- 
rung weiß, in welchem Umfang massenhafte Morde 
in El Salvador geschehen sind und daß daran in be- 
stimmten Fällen alle Seiten — aber eben auch die 
Junta — beteiligt waren. 

(Thüsing [SPD]: Danke!) 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge- 
ordneten Hennig, 

Dr. Hennig (CDU/CSU): Herr Staatsminister, ist die 
Bundesregierung bereit, dem Kollegen Thüsing das 
Ergebnis der gestrigen Beratungen des Auswärtigen 
Ausschusses, die ich hier nicht zitieren darf, weil sie 
der Geheimhaltungsstufe VS- Vertraulich unterlie- 
gen, insoweit zur Kenntnis zu geben, als es dort eine 
inhaltlich voll übereinstimmende Lageanalyse 
durch die Bundesregierung und durch die Opposi- 
tion dieses Hauses gegeben hat? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
daß dies der Fall gewesen sei, ist mir so nicht berich- 
tet worden. Das halte ich auch, wenn ich das sagen 
darf, für eine etwas einseitige Einvernahme der 
Bundesregierung. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Ob- 
wohl Sie nicht dabei waren!) 

— Herr Kollege, ich habe gesagt, was mir berichtet 
worden ist. Ich habe mich heute vor der Fragestunde 
natürlich sehr sorgfältig über die gestrige Sitzung 
des Auswärtigen Ausschusses informiert. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Sie werden sich 
hüten, Herr Staatsminister!) 

Aber, Herr Kollege, richtig ist, daß gestern im Aus- 
wärtigen Ausschuß offenbar eine sehr intensive Dis- 
kussion stattgefunden hat und daß es sicherlich 
nützlich wäre, wenn diejenigen, die an diesen Fra- 
gen besonders interessiert sind, sich die entspre- 
chenden Aufzeichnungen ansehen könnten. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, Graf Stauffen- 
berg. 
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(A) Graf Stauffenberg (CDU/CSU): Herr Staatsmini- 
ster, hält die Bundesregierung an den Äußerungen 
und Informationen fest, die Ihre Frau Kollegin Dr. 
Hamm-Brücher noch vorgestern unserem Kollegen 
Linsmeier gegeben hat, mit denen sie beispielsweise 
darauf hinwies — ich zitiere jetzt dem Sinn nach — , 
daß die Tatsache, daß die Regierung Duarte noch 
amtiert, wesentlich darauf zurückzuführen sei, daß 
die weit überwiegende Mehrheit der Bevölkerung 
nicht gewillt sei, sich auf die Seite der Opposition zu 
schlagen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
mir ist das wörtliche Zitat jetzt nicht zugänglich. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Korrekt zitiert!) 

Ich bin sicher, daß sich der Zusammenhang, der in 
diesem Schreiben gemeint ist, darauf bezieht, daß 
sich an bestimmten Vorhaben der Opposition — z. B. 
an dem Generalstreik — nur ein kleiner Teil der Be- 
völkerung beteiligt hat. Welche Schlußfolgerungen 
man daraus zu ziehen hat, kann nur bei einer sehr 
sorgfältigen Analyse der Lage festgestellt werden. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge- 
ordneten Voigt. 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Staatsminister, ist 
die Bundesregierung bereit, zur Kenntnis zu neh- 
men, daß ich als einer der Beteiligten an dieser Sit- 
zung die differenzierte Einschätzung der Bundesre- 
gierung im Unterschied zu der der Opposition teile 
und daß man der differenzierten Diskussion im Aus- 
schuß sehr wenig gerecht wird, wenn man sie undif- 
^ ' ferenziert im Plenum für Parteizwecke instrumenta- 
lisiert? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Voigt, ich halte das mehr für eine Art Pingpong an 
diese Regierungsbank und zurück an die Kollegen 
der Opposition. Mir steht es nicht zu, eine Bewer- 
tung dessen vorzunehmen, was gestern im Auswär- 
tigen Ausschuß stattgefunden hat. Die Information, 
die ich bekommen habe, gibt auf jeden Fall ein sehr 
differenziertes Bild über die Einschätzung der Lage 
dort. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne- 
ten Mertes. 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU): Herr Staats- 
minister, halten Sie es im Interesse einer differen- 
zierten Diskussion über El Salvador in unserem 
Lande nicht für zweckmäßig, daß die politische Sub- 
stanz der gestrigen Analysen und Bewertungen in 
der Bundesregierung nicht nur in vertraulicher Sit- 
zung dem Auswärtigen Ausschuß, sondern der deut- 
schen Öffentlichkeit bekanntgegeben wird? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, wir 
sind gegenwärtig in einem Meinungsbildungspro- 
zeß, der gestern u. a. im Auswärtigen Ausschuß statt- 
gefunden hat. Dieser Meinungsbildungsprozeß fin- 
det nicht nur in diesem Lande, sondern auch in den 
Vereinigten Staaten statt. Hierzu gibt es auch einen 
Meinungsaustausch, der vermutlich — ich sage das 
wieder differenziert — nicht in allen Punkten von 
Anfang an von einer übereinstimmenden Analyse 


ausgehen wird. Aus diesem Grunde möchte ich bit- (C) 
ten, daß man zunächst einmal den Meinungsbil- 
dungsprozeß abwartet, ehe man Festlegungen in der 
Öffentlichkeit vornimmt. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Herrn Abge- 
ordneten von der Heydt. 

von der Heydt Freiherr von Massenbach (CDU/CSU): 

Herr Staatsminister, darf ich Ihre Unterrichtung 
über den Verlauf der gestrigen Sitzung des Auswär- 
tigen Ausschusses insofern vervollständigen und Ih- 
nen dabei helfen, ein etwas umfangreicheres Bild zu 
bekommen, indem ich Ihnen mitteile, daß sich die 
Übereinstimmung im wesentlichen zwischen der 
Bundesregierung und der Opposition dieses Hauses 
ergeben hat und daß die Differenzierungen zwi- 
schen der SPD- und der CDU/CSU-Gruppe im Aus- 
wärtigen Ausschuß zu erkennen gewesen sind? 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Exakt so war es!) 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
kann Sie nicht daran hindern, die Bundesregierung 
mit den optimistischen Augen der Opposition zu be- 
trachten. Ich bin aber ganz sicher, daß die Differen- 
zierungen der Vorgänge in El Salvador, die mir aus 
der Beurteilung der Bundesregierung heraus, aus 
den Beratungen, die wir im Kabinett und im Aus- 
wärtigen Amt über diese Frage geführt haben, be- 
kannt sind, auf jeden Fall auch hier im Hause zu ei- 
ner sehr differenzierten Auffassung führen würden 
und nicht notwendigerweise allein zur Übereinstim- 
mung mit der Opposition. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne- 
ten Hupka. 

Dr Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, macht 
sich die Bundesregierung die Analyse der Situation 
in El Salvador nicht dadurch schwer, daß die Bun- 
desrepublik Deutschland nicht durch einen eigenen 
Botschafter vertreten ist? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
glaube, das ist nicht der Fall, weil wir zahlreiche 
Möglichkeiten haben, uns zu informieren. Der 
Grund — das wurde gestern im Auswärtigen Aus- 
schuß wohl ausdrücklich festgestellt — für die Ab- 
wesenheit des Botschafters liegt in der Sicherheits- 
lage im Lande. So ist das auch gestern begründet 
und, ich nehme an, auch verstanden worden, 

(Dr. Hupka [CDU/CSU]: Aber elf Lehrer 
sind dort!) 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne- 
ten Linsmeier. 

Linsmeier (CDU/CSU): Herr Staatsminister, teilen 
Sie die Auffassung Ihrer Kollegin Frau Dr. Hamm- 
Brücher, die mir in dem vorher zitierten Schreiben 
mitgeteilt hat — ich darf mit Genehmigung wörtlich 
zitieren — : „Die USA und Venezuela sehen in der ge- 
genwärtigen Regierung“ — gemeint ist die Regie- 
rung Duarte — „am ehesten die Chance einer gemä- 
ßigten Entwicklung mit den unerläßlichen Refor- 
men und einer demokratisch-politischen Öffnung“? 
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(A) Sehen Sie das ebenso, und teilen Sie diese Auffas- 
sung, die hier in bezug auf die Vereinigten Staaten 
dargestellt wurde? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
wenn ich den Brief, den Sie jetzt zitieren, richtig in 
Erinnerung habe, fährt er fort, daß z. B. aus Nicara- 
gua oder aus Kuba heraus die Lage anders beurteilt 
wird. Ich möchte hinzufügen: nach meiner Kenntnis 
auch aus Mexiko heraus anders beurteilt wird. Es 
gibt also eine differenzierte Beurteilung in der Re- 
gion. Es gibt gewisse Übereinstimmungen zwischen 
Venezuela und den Vereinigten Staaten. Mir scheint 
— ich habe das vorhin schon dem Kollegen Mertes 
gesagt — , daß der Meinungsbildungsprozeß, der ge- 
genwärtig stattfindet, zunächst einmal abgewartet 
werden sollte, ehe wir ein Urteil z. B. über die Politik 
der Vereinigten Staaten abgeben, weil auch dort die 
Meinungsbildung noch in vollem Gange ist. 

Vizepräsident Wurbs: Keine Zusatzfragen mehr. 

Ich rufe die Frage 149 des Abgeordneten Thüsing 
auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, auf den NATO-Partner USA einzuwir- 
ken, künftig keine Waffen und Militärberater mehr in den mittelameri- 
kanischen Staat El Salvador zu entsenden? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, die 
Bundesregierung spricht mit den USA über El Sal- 
vador. Uns liegt daran, daß der Konflikt in El Salva- 
dor durch Reformen und demokratische Entschei- 
(ß) düngen beigelegt wird. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage? — Bitte. 

Thüsing (SPD): Herr Staatsminister, teilt die Bun- 
desregierung im Zusammenhang mit der US-Mili- 
tärhilfe beispielsweise die Auffassung des schwedi- 
schen Außenministers Ola Ullsten, der kürzlich bei 
einem Empfang für Vertreter der salvadorianischen 
Oppositionsbewegung FDR in Stockholm die An- 
sicht geäußert hat, die US-Militärhilfe sei „in keiner 
Weise dem Frieden förderlich“, sondern führe nur zu 
weiteren Kämpfen, und ist die Bundesregierung be- 
reit, mit anderen westeuropäischen Regierungen 
mit dem Ziel zusammenzuarbeiten, die militärische 
Unterstützung der Junta zu beenden? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, es 
gibt auch in der Europäischen Gemeinschaft zu die- 
sen Fragen eine differenzierte Auffassung. Sicher- 
lich ist richtig, daß die Bundesregierung der Auffas- 
sung ist: Waffen können nicht der vorrangige Bei- 
trag zur Stabilisierung und Entwicklung Zentral- 
amerikas sein. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSUj: Nicht 
der vorrangige!) 

Die Entwicklung in Nicaragua ist nicht von außen 
ausgelöst worden, sondern durch eine notwendige 
Befreiung von innen. Der Zwang zu Reformen be- 
steht auch in El Salvador. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Z. B. 

Duarte!) 


Darüber, wie man nun den friedlichen Weg in die Re- (C) 
formen finden kann, gibt es unterschiedliche Auffas- 
sungen. Die Bundesregierung ist — ich wiederhole 
das — dabei, sich hierzu ihre Meinung auch in Zu- 
sammenarbeit mit anderen Staaten in der Europäi- 
schen Gemeinschaft und mit den Vereinigten Staa- 
ten zu bilden. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage, 

Herr Abgeordneter Thüsing? — Bitte. 

Thüsing (SPD): Herr Staatsminister, ist der Bun- 
desregierung bekannt, daß inzwischen auch US- 
Kongreßabgeordnete die militärische Unterstüt- 
zung ihres Landes für El Salvador kritisieren und — 
wie beispielsweise die demokratische Abgeordnete 
Barbara Mikulski nach einer Reise nach El Salvador 
— davon überzeugt sind, „daß die Militärhilfe aus 
den Vereinigten Staaten zu dem Morden und der 
Folterung unschuldiger Menschen beiträgt“? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
habe einen umfassenden Bericht über die Reise der 
amerikanischen Kollegin nach El Salvador gelesen. 

Ich war von diesem Bericht beeindruckt. Aber das 
ist, wie gesagt, ein Beitrag zur Analyse der dortigen 
Lage. Ich kann nicht das Urteil von Kollegen über 
Dinge übernehmen, die ich nicht im einzelnen selbst 
gesehen habe. 

(Thüsing [SPD]: Danke!) 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge- 
ordneten Schreiner. pj 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, liegen der 
Bundesregierung Anhaltspunkte dafür vor, daß eine 
militärische Intervention der USA ernsthaft erwo- 
gen wird? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Nein. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge- 
ordneten Graf Stauffenberg. 

Graf Stauffenberg (CDU/CSU): Herr Staatsmini- 
ster, billigt die Bundesregierung, daß in der Bundes- 
republik Deutschland öffentlich für Spendeneinzah- 
lungen zum Zwecke der Beschaffung von Waffen für 
die kriegführende Opposition in El Salvador gewor- 
ben wird, und hält die Bundesregierung diese Art 
von öffentlichen Aufrufen und diese Praxis, die im 
übrigen auch die Erteilung von Spendenquittungen 
in Aussicht stellt, für mit den Gesetzen der Bundes- 
republik übereinstimmend? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
kann mich hier nur zu einem Aspekt Ihrer Frage äu- 
ßern. Es steht, wie mit scheint, der Bundesregierung 
nicht zu, ein Urteil darüber abzugeben, wie sich ein- 
zelne Bürger im Lande in der Dritten Welt engagie- 
ren. Daß es in der Dritten Welt gelegentlich notwen- 
dig war und notwendig ist, die Freiheit mit der Waffe 
zu erstreiten, unterliegt wohl gar keinem Zweifel. 

Auch die Vereinigten Staaten von Amerika sind üb- 
rigens einmal mit der Waffe von Kolonialherrschaft 
befreit worden. Auch Sie persönlich, Herr Kollege, 
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Staatsminister Dr. von Dohnanyi 

(A) haben sicher Verständnis dafür, daß man gelegent- 
lich für die Freiheit zur Waffe greifen muß. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Hennig. 

Dr. Hennig (CDU/CSU): Herr Staatsminister, hat 
die Bundesregierung starke Anzeichen dafür, daß es 
— im Vergleich zu den hier in Rede stehenden 5,7 
Millionen Dollar Militärhilfe, bei denen man sich un- 
schwer ausrechnen kann, was man dafür bekommen 
kann — sehr viel umfangreichere Waffenlieferun- 
gen aus Staaten des Ostblocks an die Opposition in 
El Salvador gibt? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
darüber gibt es keine zuverlässigen Erkenntnisse, 
die mir vorliegen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge- 
ordneten Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
darf ich Ihre Anwort an den Kollegen Thüsing, daß 
die Bundesregierung eine Lösung der dortigen 
Frage u. a. durch Reformen für notwendig hält, so 
verstehen, daß die dort zur Zeit im Gang befindliche 
Agrarreform, von der wir wissen, daß sie von der 
Bundesregierung positiv beurteilt wird, auch die not- 
wendige Unterstützung der Bundesregierung erfah- 
ren wird? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 

(B) nach meiner Kenntnis — aber ich bin selbstver- 
ständlich kein Experte für El Salvador — liegt das 
Problem der Agrarreform darin, daß sie zwar ange- 
fangen und proklamiert ist, aber nicht wirklich 
durchgeführt wird. Es gibt offenbar auch innerhalb 
der Junta Kräfte, die sich dieser Reform entgegen- 
stellen. Hierin liegt, soviel ich weiß, einer der 
Gründe für die Fortsetzung der gewaltsamen Aus- 
einandersetzungen. Selbstverständlich würden wir, 
soweit wir das können, gern dazu beitragen, daß die 
versprochenen Reformen auch durchgeführt wer- 
den. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne- 
ten Mertes. 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU): Herr Staats- 
minister, sieht die Bundesregierung Möglichkeiten 
die Bemühungen um eine gerechte Agrarreform in 
El Salvador ohne die Entsendung von Experten dort- 
hin zu unterstützen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
glaube, das hängt von der Gesamtbeurteilung der 
Lage ab. Sie haben gestern im Auswärtigen Aus- 
schuß gehört, wie wir uns gegenwärtig zu den Vor- 
gängen dort verhalten. Ich unterstreiche noch ein- 
mal: Hier verfolgt die Bundesregierung eine Politik, 
wie sie sie generell gegenüber gewaltsamen Ausein- 
andersetzungen in der Welt, insbesondere in der 
Dritten Welt, betreibt. Sie versucht, ihren Beitrag 
dazu zu leisten, daß die Ursachen der Gewalt, in die- 
sem Fall der Mangel an Gerechtigkeit und an sozia- 
len Reformen, beseitigt wird, um auf diese Weise die 


Grundlage für eine soziale und politische Stabilität (C) 
ohne Gewalt zu schaffen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Voigt. 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Staatsminister, 
nachdem die Ausgangsfrage ja auf das Verhalten 
der USA abzielte, möchte ich Sie fragen, ob die Bun- 
desregierung es für nützlich hielte, wenn alle Staa- 
ten und Regierungen, die auf die Entwicklung in El 
Salvador eventuell Einfluß haben könnten, mit bei- 
den am Konflikt beteiligten Parteien Gespräche 
führten? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
dies ist — ich sage das ganz ausdrücklich — so. Wir 
haben uns inzwischen auch bei unseren amerikani- 
schen Freunden für ein solches Verhalten ausdrück- 
lich eingesetzt. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: An wem scheitert 
das denn?) 

Vizepräsident Wurbs: Es liegt keine Zusatzfrage 
mehr vor. Ich rufe die Frage 150 des Abgeordneten 
Dr. Hupka auf: 

Woher leitet die Bundesregierung den Anspruch ab, die Entscheidung 
eines Friedensvertrags über die Grenzen Deutschlands bereits vorweg- 
zunehmen und damit zu präjudizieren, wenn Staatsminister Dr. von 
Dohnanyi in einem Interview erklärt, daß das Ergebnis des Friedensver- 
trags bereits feststeht? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, an (d) 
der Haltung der Bundesregierung hat sich selbstver- 
ständlich nichts geändert. Auch in dem Interview, 
das ich gegeben habe, wird die Haltung der Bundes- 
republik Deutschland und der Bundesregierung aus- 
drücklich noch einmal bestätigt. Ich“ kann, ehrlich 
gesagt, den Grund für Ihre Frage gar nicht verste- 
hen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge- 
ordneten Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, wenn 
ich Sie zunächst einmal zitieren darf. Da heißt es: 
Selbstverständlich wird es dann dazu kommen, beim 
Friedensvertrag, daß die Westgrenze Polens bestä- 
tigt wird. Steht es in Übereinstimmung mit dem 
Deutschlandvertrag, demzufolge erst in einem Frie- 
densvertrag endgültig über Deutschlands Grenzen 
entschieden werden kann, wenn Sie solche Erklä- 
rungen abgeben? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
habe eine politische Einschätzung der Lage zu dem 
Zeitpunkt abgegeben, zu dem ein Friedensvertrag 
geschlossen werden wird. In der Hoffnung, daß wir 
beide dies erleben, würde ich sagen: Es wird dann so 
sein, wie ich dies vorausgeschätzt habe. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Als 
persönliche Meinung?) 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge- 
ordneten Hupka. 
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(A) Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, kön- 
nen Sie bestätigen, was die Bundesregierung bei der 
Einbringung der Ostverträge selber erklärt hat: daß 
diese Verträge nicht dahin gehend ausgelegt werden 
dürfen, daß damit ein Präjudiz für einen künftigen 
Friedensvertrag ausgesprochen würde, und daß es 
auf keinen Fall Anerkennungsverträge seien, wäh- 
rend Ihre Erklärung so auszulegen ist, daß der Frie- 
densvertrag eigentlich schon vorweggenommen ist 
und das Ergebnis feststeht? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
meine Erklärung ist nicht so zu interpretieren, ich 
sage das noch einmal. Im übrigen habe ich Ihnen die 
Haltung der Bundesregierung zu dieser Frage in die- 
sem Hause vermutlich schon dreißigmal bestätigt, 
und ich mache das jetzt zum einunddreißigsten- 
mal. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne- 
ten Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
da Sie bestimmt auch schon mehr als dreißigmal in 
diesem Hause in der Fragestunde erklärt haben, daß 
sich die Bundesregierung nicht in der Lage sehe, auf 
hypothetische Fragen zu antworten und Spekulatio- 
nen nachzugehen, möchte ich Sie fragen: Was hat 
Sie denn in diesem Falle veranlaßt, auf eine solche 
hypothetische Frage — denn im Augenblick wird ja 
sicher über einen solchen Friedensvertrag gar nicht 
verhandelt oder gesprochen — plötzlich doch inhalt- 
lich zu antworten? 

(B) 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
habe hier ein Interview in einer Zeitschrift gegeben, 
die sich „Auslandskurier“ nennt. Es ist, wie Sie wis- 
sen, schon ein verfassungsmäßiger Unterschied, ob 
ich als Staatsminister der Bundesregierung von die- 
ser Stelle aus Antwort auf eine hypothetische Frage 
gebe, oder ob ich in einem Interview zu wahrschein- 
lichen politischen Entwicklungen etwas sage. Der 
Unterschied, Herr Kollege, ist Ihnen sicherlich nicht 
nur rechtlich, sondern auch politisch so geläufig, daß 
ich ihn nicht weiter zu erläutern brauche. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne- 
ten Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatsminister, können 
Sie dem Hause mitteilen, wer die Zeitschrift „Aus- 
landskurier“ finanziert und trägt? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
könnte das tun; aber wenn Sie damit unterstellen 
wollen, daß jemand, der zahlt, deswegen auch die In- 
halte bestimmt, so gilt das nicht in jedem Falle. Auch 
in diesem „Auslandskurier“ besteht die Möglichkeit 
einer freien Äußerung der Presse. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne- 
ten Mertes. 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU): Herr Staats- 
minister, habe ich Ihre eigene Qualifikation Ihrer 
Äußerungen im „Auslandskurier“ so zu verstehen, 
daß Sie dennoch betonen, daß Nichtpräjudizierung 


sowohl formale wie materielle Nichtpräjudizierung (C) 
eines Friedensvertrages zum Inhalt hat? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, Sie 
verübeln es mir nicht, wenn ich sage: Zum zweiund- 
dreißigstenmal, ja. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne- 
ten Hennig. 

Dr. Hennig (CDU/CSU): Herr Staatsminister, kön- 
nen Sie mir bestätigen, daß sich das Wiedervereini- 
gungs- und Einheitswahrungsgebot des Grundgeset- 
zes auch auf die Gebiete erstreckt, die Sie hier im 
Auge gehabt haben? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
habe die Haltung der Bundesregierung zu dieser 
Frage hier wiederholt dargestellt und ich unterstrei- 
che noch einmal das, was ich in diesem Zusammen- 
hang mehrfach hier gesagt habe. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne- 
ten Lowack. 

Lowack (CDU/CSU): Herr Staatsminister, halten 
Sie es nicht für einen Fehler, den möglichen Ver- 
handlungsspielraum bei Friedensverhandlungen 
dadurch einzuengen, daß Sie bereits heute die Bun- 
desregierung in verantwortlicher Stellung — wenn 
auch nur in einem nichtoffiziellen Blatt — festle- 
gen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, die (d) 
Antwort ist ganz klar: Nein. 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. Damit sind wir am Ende des Geschäftsbe- 
reichs des Bundesministers des Auswärtigen. Ich 
danke Ihnen, Herr Staatsminister. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters des Innern auf. 

Ich darf mitteilen, daß die Fragesteller der Fragen 
45, 46 und 47 ihre Fragen zurückgenommen haben. 

Zur Beantwortung steht die Frage 48 des Abgeord- 
neten Jagoda: 

Trifft es zu, daß der Beauftragte der Bundesrepublik Deutschland ge- 
gen die vom Bundesamt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge 
in Zirndorf erteilten Asylberechtigungen für türkische Bürger, die we- 
gen ihres Glaubens ihr Land verließen, Einsprüche erhoben hat? 

von Schoeier, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister des Innern: Herr Kollege, es trifft zu, daß der 
Bundesbeauftragte für Asylangelegenheiten früher 
in einer Reihe von Fällen gegen stattgebende Ent- 
scheidungen des Bundesamtes für die Anerkennung 
ausländischer Flüchtlinge bezüglich Christen aus 
der Türkei Rechtsmittel eingelegt hat. Das beruhte 
vor allem darauf, daß seinerzeit der Tatbestand ei- 
ner kollektiven Verfolgung verneint wurde. Ich 
weise in diesem Zusammenhang auch auf die Aus- 
führungen des Vertreters der Bundesregierung in 
den Fragestunden des Deutschen Bundestages am 
8. April und am 25. April 1980 hin. Neue Erkennt- 
nisse über die Situation der Christen in der Türkei 
und im Zusammenhang damit die Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts vom 2, Juli 1980 haben 
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Pari. Staatssekretär von Schoeler 

(A) aber diese frühere Beurteilungslage rechtlich und 
tatsächlich wesentlich verändert und das Bundes- 
amt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge 
veranlaßt, vor allem seit längerem dort anhängige 
Verfahren von Christen aus der Türkei zu entschei- 
den. Im Interesse der Betroffenen sind vom Bundes- 
beauftragten für Asylangelegenheiten grundsätz- 
lich gegen stattgebende Entscheidungen des Bun- 
desamtes keine Rechtsmittel eingelegt worden. 
Mittlerweile vorliegende Äußerungen zur Situation 
der christlichen Türken in der Türkei haben aber zu 
einem Überdenken Anlaß gegeben, ob auf eine gene- 
relle Verfolgungssituation der türkischen Christen 
abgestellt werden kann. Da zudem vom bayerischen 
Verv/altungsgerichtshof zu dieser Frage im März 
dieses Jahres eine Grundsatzentscheidung zu er- 
warten ist, hat das Bundesamt die Entscheidung in 
anhängigen Verfahren nochmals ausgesetzt. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne- 
ten Jagoda. 

Jagoda (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, Sie sag- 
ten, früher habe der Beauftragte das gemacht, kön- 
nen Sie konkretisieren, ab wann? 

von Schoeler, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, 
vor der Entscheidung des Bundesverfassungsge- 
richts, die ich in meiner Antwort auf Ihre Frage zi- 
tiert habe. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage. 

(B) Jagoda (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, kann ich 
davon ausgehen, daß Bürger der türkischen Repu- 
blik, die in die Bundesrepublik Deutschland kom- 
men und aus christlichen Gründen um Asyl bitten, 
dieses zur Zeit und in Zukunft auch gewährt bekom- 
men? 

von Schoeler, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Jagoda, nur um einem Mißverständnis vorzubeugen, 
muß ich Sie darauf hinweisen, daß in der Bundesre- 
publik Deutschland nicht die Bundesregierung dar- 
über entscheidet, ob jemand als politisch Verfolgter 
anerkannt wird und Asyl gewährt bekommt Diese 
Entscheidung wärd von dem weisungsunabhängigen 
Bundesamt für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge in Zirndorf gefällt. Sie ist dann gericht- 
lich überprüfbar. In letzter Instanz entscheiden also 
die Gerichte über die Frage, die Sie aufgeworfen ha- 
ben. Deshalb wird die Beantwortung Ihrer Frage 
ganz wesentlich davon abhängen, wie der bayeri- 
sche Verwaltungsgerichtshof in dem ihm zur Ent- 
scheidung vorliegenden Einzelfall entscheidet. In je- 
dem Fall kann Ihnen die Frage nicht von der Bun- 
desregierung beantwortet werden. 

Jagoda (CDU/CSU): Dann bedaure ich, 

Vizepräsident Wurbs: Entschuldigen Sie, Herr Ab- 
geordneter. Sie haben nur zwei Zusatzfragen. 

Weitere Zusatzfragen liegen nicht vor. 

Die Fragen 49 und 50 des Abgeordneten Menzel, 51 
und 52 des Abgeordneten Dr. Langner sowie 53 und 
54 des Abgeordneten Repnik werden auf Wunsch 


der Fragesteller schriftlich beantwortet. Die Ant- (C) 
Worten werden als Anlagen abgedruckt 

Ich rufe die Frage 55 des Abgeordneten Voigt 
(Frankfurt) auf: 

Müssen nach Auffassung der Bundesregierung für chemische Groß- 
betriebe und deren Umgebung Pläne für den Fall von Unfällen erstellt 
werden? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

von Schoeler, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Voigt, ich wäre dankbar, wenn ich Ihre beiden Fra- 
gen zusammenfassend beantworten dürfte. 

Vizepräsident Wurbs: Sind Sie einverstanden, Herr 
Abgeordneter? 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Ich möchte diesen Dank 
gerne einheimsen. 

Vizepräsident Wurbs: Der Fragesteller ist einver- 
standen. Dann rufe ich auch die Frage 56 des Herrn 
Abgeordneten Voigt (Frankfurt) auf: 

Sollte vorgeschrieben werden, daß Pläne für den Fall von Unfällen in 
chemischen Großbetrieben zumindest insofern öffentlich bekanntge- 
rnacht werden müssen, als von der Bevölkerung in der Umgebung dieser 
chemischen Großbetriebe bestimmte Schutzmaßnahmen und Verhal- 
tensweisen für den Fall von chemischen Unfällen erwartet werden? 

von Schoeler, Pari. Staatssekretär: Nach § 5 Abs. 1 
Nr. 3 der am 1. September 1980 in Kraft getretenen 
Störfallverordnung sind die Betreiber bestimmter 
Anlagen verpflichtet, betriebliche Alarm- und Ge- 
fahrenabwehrpläne aufzustellen, die mit der örtli- 
chen Katastrophenschutz- und Gefahrenabwehrpla- 
nung in Einklang stehen. Diese Verpflichtung trifft (D) 
auch Betreiber chemischer Großbetriebe. 

Der Alarm- und Gefahrenabwehrplan dient der 
Begrenzung von Schadensfolgen, wenn trotz aller 
Vorkehrungen ein Störfall eingetreten ist 

Was Ihre zweite Frage betrifft, so sieht die Stör- 
fallverordnung vor, daß künftig bei Anlagegenehmi- 
gungen oder wesentlichen Änderungen eine Sicher- 
heitsanalyse als Antragsunterlage vorzulegen ist In 
dieser Analyse müssen auch Angaben über die 
Alarm- und Gefahrenabwehrplanung bei Störfällen 
enthalten sein. Nach den im Bundes-Immissions- 
schutzgesetz enthaltenen Verfahrensbestimmungen 
müssen grundsätzlich sämtliche Antragsunterlagen 
öffentlich bekanntgemacht werden. Insofern besteht 
kein Bedürfnis für eine Neuregelung. 

Bei bestehenden genehmigungsbedürftigen Anla- 
gen besteht nach der Störfallverordnung keine Ver- 
pflichtung zur öffentlichen Bekanntgabe von Alarm- 
und Gefahrenabwehrplänen. In der betrieblichen 
Praxis zahlreicher Unternehmen werden jedoch 
Pläne für Großschadensereignisse den Betroffenen 
bekanntgegeben und mit der Nachbarschaft disku- 
tiert. Darüber hinaus wird zunehmend die Notwen- 
digkeit erkannt, Übungen für den Ernstfall mit der 
Nachbarschaft zu planen und durchzuführen. 

Die betriebliche Alarm- und Gefahrenabwehrpla- 
nung ist oftmals durch Vereinbarung mit den zu- 
ständigen örtlichen Behörden verbindlich gemacht 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge- 
ordneten Voigt. 
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(A) Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Staatssekretär, 
nachdem es bereits häufiger vorgekommen ist, daß 
die Polizei, die Feuerwehr und zum Teil sogar auch 
die im Betrieb dafür Zuständigen erst durch die Be- 
völkerung in der Umgebung auf eventuelle Schäden 
innerhalb des Werkes aufmerksam gemacht wur- 
den, ist es dann nicht richtig, daß von den Großbe- 
trieben sehr frühzeitig und auch bereitwillig auf 
eventuell mögliche Schadensentwicklungen und da- 
mit im Zusammenhang stehende Katastrophen- 
pläne hingewiesen wird? 

von Schoeler, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Voigt, das ist ein Ziel der von mir erwähnten Stör- 
fallverordnung, die auch spezielle Meldepflichten 
für solche Störfälle vorsieht, u. a. auch mit dem Ziel, 
diese Störfälle unter dem Gesichtspunkt auszuwer- 
ten, ob weitere Sicherheitsanforderungen zur Vor- 
beugung gegen betriebliche Schadensfälle erforder- 
lich sind. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte schön, 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Staatssekretär, ist 
es Ihrer Meinung nach erforderlich, daß in der Um- 
gebung von chemischen Großwerken Meßstationen 
errichtet werden, damit nicht nur auf Grund von 
Meßdaten innerhalb von Betrieben, sondern auch 
auf Grund von öffentlich kontrollierten Meßdaten in 
der Umgebung von Betrieben über Immissionsaus- 
wirkungen, aber auch in bezug auf sonstige Scha- 

(B) densauswirkungen frühzeitig Alarmmeldungen her- 
ausgehen können? 

von Schoeler, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Voigt, ich bitte um Verständnis, daß ich Ihnen auf 
diese Frage, die außerhalb des Zuständigkeitsbe- 


reichs der Bundesregierung liegt, keine erschöp- (C) 
fende Auskunft geben kann. 

Grundsätzlich versucht die Störfallverordnung, al- 
les das vorzuschreiben, was notwendig ist, um einen 
umfassenden Überblick über mögliche betriebliche 
Schadensfälle zu erlangen. Darüber hinaus ist es na- 
türlich wünschenswert, daß die örtlichen Genehmi- 
gungs- und Aufsichtsbehörden alles tun, was in ihrer 
Macht steht, um zusätzliche Kontrollen durchzufüh- 
ren. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage. 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Ist der Bundesregierung 
bekannt, ob in der Umgebung von Großbetrieben 
z. B. der Hoechst AG, bereits solche Meßstationen 
eingerichtet worden sind? 

von Schoeier, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Voigt, das kann ich Ihnen im Augenblick nicht sa- 
gen. Ich bin aber bereit, bei den zuständigen hessi- 
schen Behörden nachzufragen und Ihnen die Ant- 
wort zu übermitteln. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Vielen Dank!) 

Vizepräsident Wurbs: Keine Zusatzfragen mehr. 

Die Fragen 37 bis 44, 78, 90 bis 94, 109 bis 111 und 120 
sind von den Fragestellern zurückgezogen worden. 

Die übrigen nicht aufgerufenen Fragen werden 
schriftlich beantwortet Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Wir sind damit am Ende der Fragestunde. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Mittwoch, den 18. Februar 1981, 

13 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 15.32 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 
Abgeordnete(r) entschuldigt bis einschließlich 


Dr. van Aerssen * 

13. 

Bahner 

13. 

Brandt * 

13. 

Brunner 

13. 

Dr. Hubrig 

13. 

Dr. Köhler (Duisburg) 

13. 

Korber 

13. 

Dr. Lenz (Bergstraße) 

13. 

Frau Dr. Martiny-Glotz 

13. 

Petersen ** 

13. 

Rainer 

13. 

Dr. Schroeder (Freiburg) 

13. 

Frau Dr. Skarpelis-Sperk 

13. 

Voigt (Frankfurt) 

13. 

Dr. von Weizsäcker 

13. 

Dr. Wieczorek 

13. 


* für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen Par- 
laments 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Nordatlantischen 
Versammlung 


Anlage 2 


Amtliche Mitteilungen 

Der Vorsitzende des Innenausschusses hat mit 
Schreiben vom 11. Februar 1981 mitgeteilt, daß der 
Ausschuß die nachstehenden EG-Vorlagen zur 
Kenntnis genommen hat: 

yorschlag einer Richtlinie des Rates zur vierten 
Änderung der Richtlinie 76/769/EWG zur An- 
gleichung der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten für Beschränkun- 
gen des Inverkehrbringens und der Verwen- 
dung gewisser gefährlicher Stoffe und Zuberei- 
tungen 

— Drucksache 9/127 Nr. 23 — 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Anglei- 
chung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa- 
ten über die Methoden zur Kontrolle der biologi- 
schen Abbaubarkeit nichtionischer grenzflä- 
chenaktiver Substanzen und zur Änderung der 
Richtlinie 73/404/EWG 

— Drucksache 9/127 Nr. 24 — 


Die in Drucksache 9/37 unter Nummer 5 aufge- 
führte EG-Vorlage 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates betreffend 
die Beihilfen für den Schiffbau 

wird als Drucksache 9/145 verteilt. 


Anlagen zum Stenographischen Bericht (C) 

Die in Drucksache 9/37 unter Nummer 15 auf ge- 
führte EG-Vorlage 

Entwurf einer Empfehlung des Rates betreffend 
die Strukturen der Elektrizitätstarife in der Ge- 
meinschaft 

wird als Drucksache 9/146 verteilt. 

Die in Drucksache 9/37 unter Nummer 34 aufge- 
führte EG-Vorlage 

Vorschläge für Verordnungen (EWG) des Ra- 
tes 

— zur Änderung der Verordnung (EWG) 

Nr. 725/79 hinsichtlich der finanziellen Un- 
terstützung von Demonstrationsvorhaben 
zur Energieeinsparung 

— zur Änderung der Verordnung (EWG) 

Nr. 736/79 hinsichtlich der finanziellen Un- 
terstützung von Vorhaben zur Nutzung alter- 
nativer Energiequellen 

wird als Drucksache 9/147 verteilt. 

Die in Drucksache 9/37 unter Nummer 37 aufge- 
führte EG-Vorlage 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
betreffend eine gemeinschaftliche Aktion im 
Bereich der Mikroelektronik 

Empfehlungen über das Fernmeldewesen 
wird als Drucksache 9/148 verteilt. 

Der Bundeskanzler hat mit Schreiben vom 20. Ja- 
nuar 1981 gemäß § 30 Abs. 4 des Bundesbahngeset- 
zes vom 13. Dezember 1951 den Nachtrag zum Stel- 
lenplan der Deutschen Bundesbahn für das Ge- 
schäftsjahr 1980 mit der Bitte um Kenntnisnahme 
übersandt. Der Nachtrag liegt im Archiv zur Ein- 
sicht aus. 

Der Präsident des Deutschen Bundestages hat ge- 
mäß § 80 Abs. 3 der Geschäftsordnung nach Verein- 
barung im Ältestenrat die nachstehenden Vorlagen 
überwiesen: 

Unterrichtung durch den Bundesrat 

Entlastung der Bundesregierung wegen der 
Haushaltsrechnung und Vermögensrechnung 
des Bundes für das Haushaltsjahr 1978 (Jahres- 
rechnung 1978) 

— Drucksache 9/136 — 

zuständig: Haushaltsausschuß 

Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Entwurf eines Mineralöl- und Branntweinsteu- 
er-Änderungsgesetzes 1981 — MinöBranntw- 
StÄndG 1981 — 

hier: Stellungnahme des Bundesrates und Ge- 
genäußerung der Bundesregierung 

— Drucksache 9/144 — 
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(A) zuständig: Finanzausschuß (federführend) 

Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten 
Ausschuß für Verkehr 
Haushaltsausschuß 


Anlage 3 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Gallus auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Diederich (Berlin) (SPD) (Druck- 
sache 9/139 Frage 8): 

Trifft es zu, daß derzeit vom Bundesernährungsminister eine Ände- 
rung des Berlin-FÖrderungsgesetzes mit dem Ziel vorbereitet wird, die 
Berlin-Präferenzen für Kakaohalberzeugnisse zu reduzieren, warum 
und für wann wird eine solche Änderung gegebenenfalls angezielt? 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten prüft die Veränderungen der 
regionalen Produktionsstruktur, die sich möglicher- 
weise durch die Berlin-Präferenzen für Kakaohalb- 
erzeugnisse ergeben haben. Die Prüfung ist noch 
nicht abgeschlossen. Die Ergebnisse der Prüfung 
werden dem für die Änderung des Berlin-Förde- 
rungsgesetzes zuständigen Bundesminister für Fi- 
nanzen zu gegebener Zeit zugeleitet werden. Im üb- 
rigen hat zu diesem Komplex bereits der Bundesmi- 
nister der Finanzen in seiner Antwort auf eine 
schriftliche Anfrage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Voss, Frage Nr. 189 für die Fragestunde im Januar 
1981, Stellung genommen. 


Anlage 4 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Böhme auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/139 Fragen 13 und 14): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die vom Bundesbauminister laut 
einer Meldung der Zeitung „Die Welt“ vom 27. Januar verfolgte Absicht, 
private Investoren mit Hilfe eines Steuerbonus — entweder mittels 
.steuerfreier Sozialpfandbriefe oder aber mittels eines Steuerbonus nach 
§ 17 Berlin-Förderungsgesetz — für den Mietwohnungsbau zu gewin- 
nen? 

Mit welchen Steuerausfällen rechnet die Bundesregierung, wenn mit 
Hilfe solcher steuerlichen Erleichterungen — wie aus Kreisen der SPD 
vorgeschlagen — in einem Zeitraum von drei Jahren 300 000 Sozialmiet- 
wohnungen errichtet werden sollen? 

Die Bundesregierung hat bereits am 11. Septem- 
ber 1974 auf eine Anfrage des Abgeordneten Dr. 
Schneider den Einsatz von Sozialpfandbriefen aus 
kapitalmarktpolitischen, haushaltsmäßigen und so- 
zialpolitischen Überlegungen abgelehnt (BT-Druck- 
sache 7/2535, S. 31 f.). 

Diese Argumente sprechen auch heute gegen die 
Einführung eines steuerbegünstigten Wertpapiers 
für den Wohnungsbau. Bei der haushaltsmäßigen 
Beurteilung ist von Gewicht, daß bei einem ange- 
nommenen Wohnungsbauprogramm von dreimal 
100 000 Wohnungen durch Einführung eines Sozial- 
pfandbriefes mit einem steuerfreien Zins von 
4,5 V. H. Steuerausfälle bis zu 850 Mio. DM jährlich 
entstehen. Die Steuerausfälle, die über einen Zeit- 
raum von 12 Jahren anfallen würden, können nur 


grob geschätzt werden, weil nicht übersehen werden (C) 
kann, wer in welchem Umfang von den Steuerver- 
günstigungen Gebrauch machen würde. 

Bei Einführung eines steuerbegünstigten Wertpa- 
piers entsprechend dem sog. Berlin-Darlehen wür- 
den sich bei einem einmaligen Abzug von der Steu- 
erschuld in Höhe von 12 v. H. der Darlehenssumme 
drei Jahre lang Steuerausfälle in Höhe von jährlich 
rd. 1,2 Mrd. DM ergeben. 


Anlage 5 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Voss (CDU/CSU) (Drucksache 
9/139 Fragen 21 und 22): 

Vermag die Bundesregierung Auskunft darüber zu geben, wie hoch 
die Beteiligungen von Ländern des Ostblocks an wirtschaftlichen Unter- 
nehmungen in der Bundesrepublik Deutschland sind und auf welche 
Wirtschaftsbereiche sie sich erstrecken? 

In welchem Zeitraum haben sich diese Beteiligungen — gestaffelt 
nach den einzelnen Ländern — entwickelt, und in welchem Verhältnis 
stehen sie zu Beteiligungen, die deutsche Kapitalanleger in diesen Län- 
dern getätigt haben? 

Zu Frage 21: 

Zum Zeitpunkt der letzten Erhebung, dem 30. Sep- 
tember 1980, betrugen die Investitionen der Staats- 
handelsländer des Rates für Gegenseitige Wirt- 
schaftshilfe (RGW) im Wirtschaftsgebiet der Bun- 
desrepublik Deutschland 143,8 Mio. DM und damit 
0,25 % der gesamten ausländischen Investitionen. In 
absoluten Beträgen gemessen stagnieren diese In- 
vestitionen in den letzten Jahren, ihr Anteil an den ' ^ 
gesamten Investitionen des Auslandes in der Bun- 
desrepublik ist rückläufig. 

In der überwiegenden Mehrzahl der Fälle handelt 
es sich dabei um Investitionen in Unternehmen 
deutschen Rechts, die im ausschließlichen Eigentum 
der Staatshandelsländer und ihrer Organe sind. Ge- 
mischte Gesellschaften deutscher Unternehmen mit 
Unternehmen aus den Staatshandelsländern stellen 
die Ausnahme dar. Über die Höhe der Investitionen 
der Ostländer in Gemischten Gesellschaften als Un- 
terposten der genannten Gesamtinvestitionen lie- 
gen der Bundesregierung keine Angaben vor. Dies 
gilt auch für die genaue Aufteilung der Ost-Investi- 
tionen auf verschiedene Wirtschaftsbereiche. Aus 
den bekannten Fällen kann jedoch geschlossen wer- 
den, daß sie sich auf den Dienstleistungssektor 
(Handel und wenige Banken) konzentrieren. Alle be- 
kannten Fälle sind Neugründungen. Zur vollen oder 
teilweisen Übernahme ursprünglich deutscher Un- 
ternehmen durch Unternehmen der Ostländer ist 
der Bundesregierung nach dem in einer Antwort auf 
eine Frage des Abgeordneten Dr. Stercken von Mitte 
Juli 1978 angesprochenen Einzelfall mit Jugosla- 
wien nichts mehr bekanntgeworden. 

Zu Frage 22: 

Die Gesamtinvestitionen in Gemischten Gesell- 
schaften und Unternehmen im Eigentum der Staats- 
handelsländer haben sich von 0,5 Mio. DM im Jahre 
1970 auf gegenwärtig rd. 144 Mio. DM entwickelt. Die 
Investitionen der RGW-Länder nahmen dabei von 
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(A) 1970 bis 1978 kontinuierlich auf 139 Mio. DM zu, um 

dann 1979 auf 124 Mio. zurückzugehen. Die erneute 
Steigerung auf die genannten 144 Mio. DM Mitte 
1980 ist fast ausschließlich auf ein höheres Engage- 
ment Polens zurückzuführen. In diesen Zahlen sind 
deutsche Direktinvestitionen in Jugoslawien und ju- 
goslawische Direktinvestitionen in der Bundesrepu- 
blik nicht enthalten. 

Die Investitionen deutscher Unternehmen in den 
Ostländern nahmen von 0,2 Mio. DM 1970 auf 
14,6 Mio. DM Ende September 1980 zu. Die Bundes- 
regierung erstellt und veröffentlicht keine Auf- 
schlüsselung dieser Werte auf die einzelnen Ostlän- 
der, was sicher auch mit den geringen Beträgen zu 
tun hat. 


Anlage 6 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Hupka (CDU/CSU) (Drucksache 
9/139 Frage 23): 

Kann die Bundesregierung Auskunft darüber erteilen, in welcher 
Höhe bundesverbürgte Kredite an die Volksrepublik Polen zur Zeit lau- 
fen, und wie hoch die Kredite deutscher Kreditinstitute ohne Bundes- 
bürgschaft sind? 

Das Obligo des Bundes aus Bürgschaften für Aus- 
fuhren und Kredite nach europäischen Ostblockiän- 
dern beläuft sich auf insgesamt 20,3 Mrd. DM. Inner- 
halb dieses Gesamtobligos nehmen die Sowjetunion 
und Polen eine herausragende Position ein. 

Ich bitte um Verständnis, daß die Obligozahlen, 
die nicht geographische Räume, sondern Einzellän- 
der betreffen, bei uns wie auch in anderen Export- 
ländern vertraulich behandelt werden. Ich bin aber 
gern bereit, in den Bundestagsausschüssen alle ge- 
wünschten Zahlenangaben zu machen. Zuletzt ist 
dies für die Staatshandelsländer sehr detailliert in 
Anlage 2 zum Jahresbericht über die nach §§ 9 bis 13, 
16 und 17 Haushaltsgesetz 1979 übernommenen Ge- 
währleistungen nach dem Stand vom 31. Dezember 
1979 des Bundesministeriums der Finanzen an den 
Haushaltsausschuß geschehen. Selbstverständlich 
bin ich auch gern bereit, Ihnen in einem persönli- 
chen Gespräch die gewünschten Informationen zu 
geben. 

Über die Höhe der von deutschen Kreditinstituten 
der Volksrepublik Polen ohne Bundesbürgschaft ge- 
währten Kredite sind der Bundesregierung genaue 
Zahlen nicht bekannt; die Banken gewähren solche 
Kredite auf Grund ihrer eigenen Einschätzung der 
Kreditwürdigkeit des jeweiligen Schuldnerlandes. 


Anlage 7 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Hüsch (CDU/CSU) (Drucksache 
9/139 Fragen 24 und 25): 

Trifft es zu, daß die Einfuhr deutscher Waren durch einige EG- Länder 
dadurch blockiert wird, daß entgegen der Entscheidung der Brüsseler 
Kommission die Vorlage von Ursprungszeugnissen verlangt wird, und 


wenn ja, durch welche, und hat es die französische Regierung unterlas- 
sen, ihre Dienststellen anzuweisen, diese Kornmissionsvorschriften an- 
zuwenden? 

Was beabsichtigt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang zu 
unternehmen, um die Durchsetzung der Kommissionsentscheidung im 
Interesse des Exports der deutschen Waren in die EG- Länder sicherzu- 
stellen? 

Zu Frage 24: 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß andere Mit- 
gliedstaaten, vor allem aber Frankreich und Italien, 
im innergemeinschaftiichen Warenverkehr entge- 
gen den Gemeinschaftsregeln immer noch Ur- 
sprungszeugnisse für Warensendungen aus der 
Bundesrepublik verlangen und diese anhalten oder 
zurückweisen, wenn die Ursprungszeugnisse nicht 
vorgelegt werden. 

Nach der Rechtsprechung des Europäischen Ge- 
richtshofes ist die Forderung nach Ursprungszeug- 
nissen im EG-Binnenhandel grundsätzlich als eine 
gern. Art. 30 EWGV verbotene Maßnahme mit glei- 
cher Wirkung wie mengenmäßige Einfuhrbeschrän- 
kungen anzusehen. Die vom Herrn Abgeordneten zi- 
tierte Kommissionsentscheidung betrifft zwar nur 
Überwachungs- und Schutzmaßnahmen bei der Ein- 
fuhr bestimmter Drittiandswaren; sie bekräftigt 
aber in ihrem Art. 4 ausdrücklich das Verbot, Ur- 
sprungszeugnisse zu verlangen. 

Nach Kenntnis der Bundesregierung hat nur 
Frankreich seine Einfuhrvorschriften nicht an diese 
Entscheidung angepaßt. Die in anderen Mitglied- 
staaten bestehenden Schwierigkeiten dürften auf 
unterschiedlichen Abfertigungspraktiken örtlicher 
Behörden beruhen. 

Eine kürzlich bekanntgewordene Untersuchung 
des DIHT kommt zur gleichen Feststellung. 

Zu Frage 25: 

Die Bundesregierung erwartet, daß die EG-Kom- 
mission die Einhaltung des EG-Rechts erforderli- 
chenfalls mit dem Mittel von Vertragsverletzungs- 
verfahren gegen Mitgliedstaaten durchsetzt. 

Daneben wird sie wie in der Vergangenheit alle bi- 
lateralen und multilateralen Möglichkeiten aus- 
schöpfen, die Einhaltung der Bestimmungen zur Er- 
leichterung des innergemeinschaftlichen Warenver- 
kehrs zu erreichen. 


Anlage 8 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Frage des 
Abgeordneten Wolfram (Recklinghausen) (SPD) 
(Drucksache 9/139 Fragen 28 und 29): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Risiken des geplanten deutsch- 
sowjetischen Erdgasliefervertrags und dessen finanzielle Abwick- 
lung? 

Ist zu befürchten, daß nach der zu großen Importabhängigkeit vom öl 
neue Abhängigkeiten und damit politische Risiken für die zukünftige 
Energieversorgung beim Erdgas entstehen könnten? 

Die Bundesregierung ist sich des Risikos von 
Energieimporten, gleich aus welcher Region, be- 
wußt; sie strebt daher eine geographische Streuung 
der Risiken an. Gleichzeitig wägt die Bundesregie- 
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(A) rung sorgfältig mit allen befreundeten Staaten, dar- 
unter auch den anderen europäischen Regierungen, 
deren Länder ebenfalls Erdgas beziehen sollen, alle 
mit den Lieferungen im Zusammenhang stehenden 
Probleme ab. Die UdSSR hat sich in der Vergangen- 
heit als ein verläßlicher Lieferant erwiesen. Tempo- 
räre Betriebs- und Lieferstörungen, wie sie auch in 
diesem Winter Vorkommen, sind bisher stets wieder 
ausgeglichen worden und haben die deutsche Erd- 
gasversorgung nicht beeinträchtigt. Die sowjetische 
Regierung hat in verschiedenen Gesprächen betont, 
daß sie derartige technische Schwierigkeiten im 
Permafrost-Gebiet bei der neuen geplanten Erdgas- 
leitung durch entsprechende technische Vorsorge zu 
vermeiden versuchen wird. 

Neben der speziellen Frage der Lieferungen von 
Erdgas aus der UdSSR ist generell zu berücksichti- 
gen, daß der Anteil sowjetischer Energielieferungen 
an der deutschen Energieversorgung insgesamt bei 
erheblich unter 10 % liegt (8,6 %) und auch nach Auf- 
nahme der Gaslieferungen aus dem neuen Gaspro- 
jekt Mitte der 80er Jahre in der Größenordnung von 
10 % bleiben wird, selbst wenn die UdSSR dann noch 
die heutigen Ölmengen exportierten sollte. 

Soweit die finanzielle Abwicklung angesprochen 
ist, wird die Bundesregierung ihr vorgelegte An- 
träge auf Bundesbürgschaften sorgfältig prüfen. 
Nach allen bisherigen Erfahrungen und Voraus- 
schätzungen hat sich die UdSSR als ein sicherer 
Kreditnehmer gezeigt, und die Bundesregierung hat 
keine Anzeichen dafür, daß sich dies ändern sollte. 
Die kommerziellen Aspekte der finanziellen Ab- 
' ' Wicklung sind natürlich Sache der Banken. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
durch den Abschluß des neuen deutsch-sowjetischen 
Erdgasvertrages keinen neuen, der derzeitigen Im- 
portabhängigkeit beim Öl vergleichbaren Abhängig- 
keiten für unsere zukünftige Energieversorgung 
entstehen. Selbst bei einer Verdopplung der heuti- 
gen Erdgasbezüge aus der UdSSR würden diese vor- 
aussichtlich nur einen Anteil von 5 bis 6 % an der ge- 
samten Energieversorgung unseres Landes haben. 
Die Gesamtmenge des aus der Sowjetunion bezoge- 
nen Erdgases würde sich auch dann in einer Größen- 
ordnung bewegen, bei der ein Lieferausfall immer 
noch durch die verschiedensten Ausgleichsmaßnah- 
men zu bewältigen wäre. 


Anlage 9 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Steger (SPD) (Drucksache 9/139 
Frage 32); 

Welche Bemühungen hat die Bundesregierung bisher unternommen, 
um den Beschluß des Bundeswirtschafts- und der Länderwirtschaftsmi- 
nister vom 21. Juli 1964, wonach Kraftwerke unter 300 MW generell 
nicht mehr genehmigt werden sollten, aufzuheben, um so den Bau von 
kleineren Blockheizkraftwerken zu erleichtern? 

Durch den Beschluß des Bundesministers für 
Wirtschaft und der Wirtschaftsminister der Länder 
vom 21. Juli 1964, wonach zur weiteren Standar- 
disierung und Kostensenkung die Leistung von 


300 MW als Richtgröße für die Errichtung weiterer (C) 
Kraftwerke zugrunde gelegt werden soll (sog. 

300 MW-Erlaß), wird der Bau kleinerer Anlagen der 
Kraft-Wärme-Kopplung — so auch die Errichtung 
von Blockheizkraftwerken — nicht behindert. Zwar 
erfassen die in dem Erlaß vorgesehenen Ausnah- 
men von der 300 MW-Richtgröße ihrem Wortlaut 
nach nicht ausdrücklich alle Anlagen der Kraft-Wär- 
me-Kopplung. Zwischen Bund und Ländern besteht 
jedoch Einvernehmen darüber, daß die den Ländern 
obliegende Energieaufsicht so gehandhabt wird, daß 
der Bau aller kleineren Anlagen der Kraft-Wärme- 
Kopplung nicht behindert wird. Der Bundesregie- 
rung ist auch kein Fall bekannt, in dem die Errich- 
tung eines Blockheizkraftwerks von der Energieauf- 
sicht eines Landes beanstandet worden wäre. 


Anlage 10 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die Fra- 
gen des Abgeordneten Menzel (SPD) (Drucksache 
9/139 Fragen 49 und 50): 

Haben die bayerischen Behörden dadurch, daß sie ausländischen Ar- 
beitnehmern den Aufenthalt gestatteten, wenn sie bereit waren, gegen 
geringes Entgelt in der Fremdenverkehrsindustrie zu arbeiten, gegen 
geltendes Recht verstoßen, und was gedenkt die Bundesregierung zu 
tun, um sicherzustellen, daß die Einwanderungsbestimmungen durch 
die Länderbehörden eingehalten werden? 

Was gedenkt die Bundesregierung — angesichts der Tatsache, daß die 
obersten Bundes- und Landesbehörden bisher auf Anforderung kein 
ausreichend aussagekräftiges statistisches Material vorgelegt haben — 
zu tun, um Aufschluß über Art und Ausmaß der Nebentätigkeit von An- 
gehörigen des öffentlichen Dienstes und ihre etwaige Verdrängungswir- 
kung gegenüber freiberuflich und gewerblich Tätigen zu erhalten? 

Zu Frage 49: 

Ihre Frage deckt sich mit Ihrer schriftlichen An- 
frage, die ich am 22. Januar 1981 beantwortet habe. 

Ich darf mich deshalb auf diese Antwort beziehen 
und insbesondere wiederholen, daß in den von Ihnen 
genannten Fällen von der zuständigen Ausländerbe- 
hörde entgegen dem von der Bundesregierung be- 
schlossenen Anwerbestopp die aufenthaltsrechtli- 
chen Voraussetzungen für eine Beschäftigung aus- 
ländischer Arbeitnehmer im Berchtesgadener Ho- 
tel- und Gaststättengewerbe geschaffen worden 
sind. 

Zu Frage 50: 

Die Bundesregierung strebt eine möglichst weit- 
gehende Einschränkung von Nebentätigkeiten der 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes an, was dann 
auch in arbeitsmarktpolitischer Hinsicht berechtig- 
ten Belangen der Angehörigen freier Berufe dient. 
Ein wichtiger Schritt dazu ist der Entwurf eines 
Vierten Gesetzes zur Änderung dienstrechtlicher 
Vorschriften (Bereinigungsgesetz), der demnächst 
im Deutschen Bundestag zur Beratung ansteht. 

Nach Auffassung der Bundesregierung sollten die 
notwendigen Änderungen des Nebentätigkeits- 
rechts nicht durch sowohl kosten- als auch zeitauf- 
wendige statistische Neuerhebungen verzögert wer- 
den. 

Im übrigen wird der Bundesrechnungshof im Auf- 
träge des Rechnungsprüfungsausschusses des Deut- 
schen Bundestages jetzt eine Querschnittsuntersu- 
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(A) chung über die von Bundesbediensteten ausgeübten 
Nebentätigkeiten durchführen. Mein Haus wird sich 
dafür einsetzen, daß dabei auch die Gesichtspunkte 
(einer etwaigen Verdrängungswirkung von Nebenbe- 
schäftigungen der Beamten gegenüber anderen Er- 
werbstätigen berücksichtigt werden. 


Anlage 11 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die Fra- 
gen des Abgeordneten Dr. Langner (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/139 Fragen 51 und 52): 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß Beamten des Bundes, die 
als ehrenamtliche Beigeordnete, Stadträte oder Kreisausschußmitglie- 
der tätig sind, gemäß § 89 Abs. 3 des Bundesbeamtengesetzes der für die 
Wahrnehmung des Ehrenamts erforderliche Urlaub unter Belassung 
der Besoldung zu gewähren ist? 

Falls die Bundesregierung anderer Auffassung sein sollte, wie hoch 
sind dann insgesamt die Verdienstausfallentschädigungen der Kommu- 
nen sowie ihr Verwaltungsaufwand zu veranschlagen, und wie läßt sich 
eine solche Haltung mit den Grundsätzen der Amtskooperation verein- 
baren? 

Zu Frage 51: 

Nach § 89 Abs. 3 BBG wird Bundesbeamten Ur- 
laub unter Belassung der Besoldung nur für eine 
„Tätigkeit als Mitglied einer kommunalen Vertre- 
tung, eines nach Kommunalverfassungsrecht gebil- 
deten Ausschusses oder vergleichbarer Einrichtun- 
gen in Gemeindebezirken“ gewährt. Das Bundesbe- 
amtengesetz trägt insoweit dem allgemeinen Grund- 
satz des Kommunalverfassungsrechts, kommunalen 
Mandatsträgern die ungehinderte Ausübung ihres 
Mandats zu gewährleisten, Rechnung. Tätigkeiten 
im Bereich der Kommunalverwaltung, also im exe- 
kutiven Bereich, fallen nicht unter § 89 Abs. 3. 

Die Funktionen der ehrenamtlichen Beigeordne- 
ten, der Stadträte oder Kreisausschußmitglieder 
sind im Kommunalrecht der Länder unterschiedlich 
geregelt. Sie sind in einigen Ländern Mitglied der 
Kommunalvertretung, in anderen dagegen erfüllen 
sie ausschließlich Aufgaben der Kommunalverwal- 
tung. 

Nur als Mitglieder von Kommunalvertretungen 
haben ehrenamtliche Beigeordnete, Stadträte und 
Kreisausschußmitglieder, soweit sie Bundesbeamte 
sind, Anspruch auf bezahlten Urlaub nach § 89 Abs. 3 
BBG. 


Zu Frage 52: 

Die einschlägigen Rechtsvorschriften der Länder 
sehen, soweit ich das feststellen konnte, für ehren- 
amtliche Beigeordnete, Stadträte oder Kreisaus- 
schußmitglieder, die im Bereich der Kommunalver- 
waltung tätig sind, keine Verdienstausfallentschädi- 
gungen vor. Nach den landesrechtlichen Vorschrif- 
ten wird eine nach Einwohnerzahlen gestaffelte 
Aufwandsentschädigung gewährt, über deren Höhe 
im einzelnen mir keine Kenntnisse vorliegen. 


Anlage 12 (C) 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die Fra- 
gen des Abgeordneten Repnik (CDU/CSU) (Druck- 
sache 9/139 Fragen 53 und 54): 

Treffen Meldungen zu, wonach die Phosphathöchstmengenverord- 
nung vom 4. Juni 1980 völlig wirkungslos sei, da die ab 1. Oktober 1981 
bzw. 1. Oktober 1984 zugelassenen Phosphathöchstmengen bei Wasch- 
und Reinigungsmitteln so hoch liegen, daß bereits jetzt ein Teil der 
marktgängigen Produkte ohne einen Phosphatersatzstoff unter den 
Höchstmengen liegen und die Waschmitteihersteller Produkte, die vor 
dem genannten Stichtag hergestellt worden sind, zeitlich unbegrenzt 
in den Verkehr bringen können, weil die Herstellungsdaten von Wasch- 
mittein nicht deklariert werden? 

Beabsichtigt die Bundesregierung daher, durch den vermehrten Bau 
von Kläranlagen oder die Erhebung einer Phosphatabgabe auf Wasch- 
mittel, wie sie in den Niederlanden erwogen wird, die dringend erforder- 
liche Reduzierung des Phosphateintrags in den Gewässern voranzutrei- 
ben? 

Zu Frage 53: 

Nein. Es wird erwartet, daß die Phosphathöchst- 
mengenverordnung zu einer Senkung des Phosphat- 
gehalts in den Gewässern um durchschnittlich ca. 

15 % führen wird. Die Verordnung bildet damit ne- 
ben dem vermehrten Bau und Betrieb dritter Reini- 
gungsstufen in Kläranlagen eine wichtige Maß- 
nahme zur Verminderung der für die Gewässer 
nachteiligen Eutrophierung. 

Es trifft zwar zu, daß einige Wasch- und Reini- 
gungsmittel die in der Verordnung vorgesehenen 
Höchstgrenzen bereits heute einhalten; dieses ist im 
übrigen durchaus erfreulich. Die meisten der Pro- 
dukte gerade mit hohen Marktanteilen, die damit 
für die Phosphatbelastung der Gewässer besonders (I^) 
wichtig sind, erfüllen diese Anforderungen jedoch 
nicht und werden erst auf Grund der Verordnung 
umgestellt werden. 

Es trifft zwar auch zu, daß Produkte, die vor den 
für die Umstellung der Wasch- und Reinigungsmittel 
maßgeblichen Stichtagen hergestellt werden, noch 
danach in den Verkehr gebracht werden können. 

Wie der zuständige Industrieverband KÖrperpflege- 
und Waschmittel e. V. meinem Hause gegenüber be- 
stätigt hat, werden jedoch Herstellungsdaten, und 
zwar Datencodes, dort rechtzeitig, d. h, vor dem 
Wirksamwerden der ersten Stufe, aufgedruckt wer- 
den, wo dies bisher nicht schon geschieht. 

Im übrigen weise ich darauf hin, daß die zweite 
Stufe für eine Senkung des Phosphatgehaltes nicht 
erst — wie es in Ihrer Frage lautet — am 1. Oktober 
1984, sondern bereits am 1. Januar 1984 einsetzt. 

Zu Frage 54: 

Die Bundesregierung hat im Zusammenhang mit 
der Phosphathöchstmengenverordnung stets betont, 
daß daneben insbesondere der verstärkte Bau bzw. 
Ausbau von Kläranlagen mit sog. dritten Reini- 
gungsstufen zur Phosphateliminierung nach wie vor 
erforderlich bleibt Dieser fällt jedoch in die Zustän- 
digkeit der Länder und wird dort im Rahmen der ge- 
samtwasserwirtschaftlichen Planung weiterhin vor- 
angebracht. 

Im Rahmen der Vorbereitung der Phosphat- 
höchstmengenverordnung sind auch die mit einer 
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(A) Phosphatabgabe verbundenen Möglichkeiten einge- 
hend geprüft worden. Da erhebliche Zweifel daran 
bestanden, daß auf diesem Wege die notwendige Re- 
duzierung der Phosphatanteile in Waschmitteln er- 
reicht werden kann, wurde von der Einführung einer 
solchen Abgabe abgesehen. 


Anlage 13 

Antwort 

des Pari, Staatssekretärs von Schoeler auf die Frage 
des Abgeordneten Weirich (CDU/CSU) (Drucksache 
9/139 Frage 57): 

Teilt die Bundesregierung die jüngst von der hessischen Landesregie- 
rung geäußerte Auffassung, daß das Problem der Versalzung von Werra 
und Weser „langfristig und endgültig nur mit dem Bau einer Salzabwas- 
serleitung“ gelöst werden kann? 

Bereits bei der Beantwortung einer Frage des 
Herrn Kollegen Böhm (Melsungen) zur Fragestunde 
am 22. Januar 1981 hat die Bundesregierung darge- 
legt, daß es ihr nach langem Bemühen gelungen ist, 
mit der Regierung der DDR im September vorigen 
Jahres Gespräche über die Reduzierung der Salzbe- 
lastung von Werra und Weser aufzunehmen. Ziel der 
Gespräche ist die Prüfung realisierbarer techni- 
scher Lösungsmöglichkeiten durch Experten beider 
Seiten, Es haben bereits vier Gesprächsrunden zu 
dieser Frage, in denen auch Fragen des grenznahen 
und grenzüberschreitenden Kaliabbaues erörtert 
wurden, stattgefunden. 

Die Bundesregierung prüft die Realisierbarkeit 
aller denkbaren Lösungsmöglichkeiten, nicht nur 
die einer Salzabwasserleitung. Eine vorzeitige Fest- 
legung auf eine von mehreren dieser denkbaren 
Möglichkeiten könnte diese Gespräche empfindlich 
stören. 

Ich bitte um Verständnis, daß eine Festlegung auf 
eine Maßnahme zur Reduzierung der Versalzung 
von Werra und Weser zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
zweckmäßig ist. Eine endgültige Entscheidung läßt 
sich erst nach anschließenden Verhandlungen mit 
der DDR treffen. 


Anlage 14 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die Fra- 
gen des Abgeordneten Dr. Zumpfort (FDP) (Druck- 
sache 9/139 Fragen 58 und 59): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die jüngsten Untersuchungen über 
die Schwermetallbelastung von Fischen in der Elbe, die im Auftrag der 
schleswig-holsteinischen Landesregierung erstellt wurden, und ist sie 
bereit, die Initiative zu einer Kommission der norddeutschen Küsten- 
länder und des Bundes zur Reinhaltung der Elbe zu ergreifen? 

Unterstützt die Bundesregierung den Vorschlag, eine internationale 
Kommission zur Reinhaltung der Elbe mit Beteiligung der Bundesrepu- 
blik Deutschland, der DDR und der CSSR zu gründen? 

Zu Frage 58: 

Der Bundesregierung liegen die jüngsten Ergeb- 
nisse der im Auftrag des Landes Schleswig-Holstein 
durchgeführten Untersuchungen über die Schwer- 
metallbelastung von Fischen in der Elbe noch nicht 


vor. Nach mir vorab gegebenen Informationen ist (C) 
eine erste Beurteilung jedoch insoweit bereits mög- 
lich, als der Quecksilbergehalt in mehr als 50% der 
untersuchten Fische über dem nach der Verordnung 
über Höchstmengen an Quecksilber in Fischen vom 
6. Februar 1975 festgelegten Wert von 1 mg Quecksil- 
ber je kg Fisch lag und die Fische somit nicht zum 
Verzehr in den Verkehr gebracht werden dürfen. 

Mit diesem Untersuchungsergebnis werden mir 
vorliegende Untersuchungsergebnisse der Arbeits- 
gemeinschaft für die Reinhaltung der Elbe vom De- 
zember 1980 ergänzt, die sich auf das Elbwasser, die 
Elbsedimente und Elbfische erstreckten und nach 
denen die Belastung der Elbe mit Schwermetallen 
zum großen Teil aus dem Gebiet oberhalb der Bun- 
desrepublik Deutschland stammt. Weitere Untersu- 
chungen — auch zu anderen Schadstoffbelastungen 
— werden von den Ländern noch durchgeführt. 

Ich habe die ArGe-Elbe bereits gebeten, mir die 
weiteren Ergebnisse der noch laufenden Untersu- 
chungen zur Verfügung zu stellen, um ein möglichst 
vollständiges Bild der Belastung der Elbe zu erhal- 
ten. 

Die weiteren Schritte werden danach in enger Zu- 
sammenarbeit mit den Ländern erörtert werden, wo- 
bei ggf. auch die Bildung einer Kommission geprüft 
werden könnte. 

Zu Frage 59: 

Die Bundesregierung hält es für notwendig, die 
Probleme der Verunreinigung der Elbe gegenüber 
der DDR und gegebenenfalls auch der CSSR zur 
Sprache zu bringen. Sie wird sehr sorgfältig prüfen, 
welches die hierfür geeigneten Schritte und die ge- 
eignete Form sind. Im Rahmen dieser Prüfung wird 
auch zu erwägen sein, ob eine gemeinsame Kommis- 
sion anzustreben ist. 


Anlage 15 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die Fra- 
gen des Abgeordneten Dr. Schulte (Schwäbisch 
Gmünd) (CDU/CSU) (Drucksache 9/139 Fragen 60 
und 61): 

Welcher Erkenntnisstand veranlaßt die Bundesregierung, der deut- 
schen Automobilindustrie vorzuwerfen, sie biete umweltfreundliche 
Fahrzeuge nur auf Exportmärkten an? 

Welche Gründe hat die deutsche Automobilindustrie der Bundesregie- 
rung dafür genannt, daß sie angeblich umweltfreundlichere Fahrzeuge 
nicht auf dem Inlandsmarkt anbietet? 

In den USA, in Schweden, Canada und Japan gel- 
ten für Automobile strengere Umweltvorschriften 
als innerhalb der EG. Die deutsche Automobilin- 
dustrie bietet Fahrzeuge, die die strengeren Vor- 
schriften der genannten Staaten erfüllen, nur in die- 
sen Staaten, nicht aber auf den heimischen Märkten 
innerhalb der EG an. 

Die deutsche Automobilindustrie befürchtet Wett- 
bewerbsnachteile, wenn sie umweltfreundlichere, 
aber zugleich teurere Fahrzeuge auch auf dem deut- 
schen Markt anbietet, während ihre ausländischen 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 21. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 12. Februar 1981 


949- 


(A) Konkurrenten auf dem heimischen Markt weiterhin 
weniger umweltfreundliche, aber dafür relativ billi- 
gere Fahrzeuge verkaufen können. 

Darüber hinaus führt die deutsche Automobilin- 
dustrie an, daß umweltfreundlichere Fahrzeuge 
technische Konzepte erfordern, die nur unter be- 
stimmten Voraussetzungen realisierbar sind. Bei- 
spielsweise erfordern die in den USA eingesetzten 
Katalysatorkonzepte bleifreies Benzin. 

Die Bundesregierung strebt an, in Zusammenar- 
beit mit der deutschen Automobilindustrie auch bei 
Fahrzeugen, die für den deutschen Markt bestimmt 
sind, eine weitere Verringerung der Lärm- und 
Schadstoffimmissionen zu erreichen. 


Anlage 16 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die Fra- 
gen des Abgeordneten Dr. Jentsch (Wiesbaden) 
(CDU/CSU) (Drucksache 9/139 Fragen 62 und 63): 

Welche Erkenntnisse über das Ausmaß des DKP-Einflusses auf die 
DFG-VK {Die Deutsche Friedensgesellschaft — Vereinigte Kriegs- 
dienstgegner) hat die Bundesregierung aus Vorbereitung, Ablauf und 
Ergebnis der 3. Bundeskonferenz im November 1980, insbesondere im 
Zusammenhang mit dem Ausscheiden von Frau Bannach-Epple aus 
dem Bundesvorstand und der Diskussion um das neue Programm, ge- 
wonnen? 

In welchem Verhältnis steht die DFG-VK- Aktion „Friedensstafette ge- 
gen Atomraketen“ zu der DKP-Kampagne gegen den Nachrüstungs- 
beschluß der NATO, und welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über die Planung dieser Aktion? 

Zu Frage 62: 

Die wesentlichen Aussagen zur DFG-VK im Ver- 
fassungsschutzbericht 1979 sind auch nach der drit- 
ten Bundeskonferenz dieser Organisation im No- 
vember 1980 noch gültig. Im Verfassungsschutzbe- 
richt 1979 war ausgeführt, daß es sich bei der DFG- 
VK um eine Vereinigung handelt, in deren Bundes- 
vorstand Kommunisten führende Positionen inne- 
haben, deren Mitglieder jedoch zum größten Teil 
Nichtkommunisten sind. Der Einfluß orthodox-kom- 
munistischer Gruppen in der Mitgliedschaft und in 
den Untergliederungen der DFG-VK ist regional un- 
terschiedlich. Das Ausscheiden von Frau Bannach- 
Epple bedeutet eine Schwächung der DKP-unabhän- 
gigen Kräfte innerhalb des DFG-VK-Bundesvor- 
standes. Das neue Programm der DFG-VK über- 
nimmt weitgehend die Zielsetzungen des bisher gül- 
tigen Programms aus dem Jahre 1974. 

Zu Frage 63: 

Zwischen der DKP-Kampagne gegen den NATO- 
Nachrüstungsbeschluß und der für das Frühjahr 
1981 von der DFG-VK geplanten „Friedensstafette 
gegen Atomraketen“ ergeben sich Bezugspunkte. So 
hat der Bundesvorstand der DFG-VK den sogenann- 
ten „Krefelder Appell“ gegen den NATO-Nachrü- 
stungsbeschluß unterzeichnet. Dieser „Appell“, an 
deren Zustandekommen die DKP-beeinflußte 
„Deutsche Friedensunion“ maßgeblich beteiligt war, 
wird von der DKP und ihren Bündnisorganisationen 
nachhaltig unterstützt. Die DFG-VK will eine Unter- 
schriftensammlung zu diesem „Appell“ in die „Frie- 
densstafette“ einbeziehen. 


Zur Planung der „Stafette“ ist zu bemerken, daß (C) 
sie laut Zentralorgan der DKP „Unsere Zeit“ am 
20. April in Flensburg starten und bis zum 28. Juni 
quer durch die Bundesrepublik führen soll. Dabei 
soll die Bevölkerung mit Ausstellungen, Sitzstreiks, 
Mahnwachen, Schweigemärschen, Kundgebungen, 
Straßentheater und Symboiaktionen über die Ge- 
fahren der Raketenstationierung „aufgeklärt“ wer- 
den. 


Anlage 17 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die Fra- 
gen des Abgeordneten Dr. Laufs (CDU/CSU) (Druck- 
sache 9/139 Fragen 64 und 65): 

Welche organi.satorischen und administrativen Vorkehrungen, auch 
durch Personalverstärkungen, sind in der Zeit von 1970 bis 1980 bei den 
für den Vollzug des Atomgesetzes zuständigen Behörden des Bundes 
zur Verbesserung der Genehmigungsverfahren für Kernkraftwerke ge- 
troffen worden, und welche Verbesserungen konnten dadurch bei der 
Durchführung atomrechtlicher Genehmigungsverfahren erzielt wer- 
den? 

Wieweit haben sich die seit Anfang der 70er Jahre verfolgten Pläne 
zur Standardisierung von Kernkraftwerken und Komponenten solcher 
Werke in den Anlagen niedergeschlagen, über deren Errichtung oder 
Betrieb in z. Z. anhängigen Genehmigungsverfahren zu entscheiden ist, 
und welche Werke oder Anlagenteile stimmen soweit überein, daß über 
ihre Genehmigungsfähigkeit nur einheitlich entschieden werden 
kann? 

Zu Frage 64: 

Die Durchführung von atomrechtlichen Genehmi- 
gungsverfahren sowie die Einrichtung der Genehmi- 
gungsbehörden obliegt den Ländern (Artikel 85 GG, 

§ 24 AtG). Die Zuständigkeit des Bundes ist auf die (D) 
Rechtsetzung und auf die Aufsicht über die Länder 
nach Maßgabe des Artikels 85 des Grundgesetzes 
beschränkt. 

Das Personal in der Abteilung Reaktorsicherheit 
und Strahlenschutz im Bundesministerium des In- 
nern nimmt deshalb ausschließlich Aufgaben wahr, 
die der Rechtsetzung und der Aufsicht über die Län- 
der zur Erreichung des Schutzzweckes des Atomge- 
setzes dienen. Die mit Beginn des Haushaltsjahres 
1980 ermöglichte Personalverstärkung in diesem 
Bereich ist im wesentlichen zur Durchführung des 
Beschlusses der Regierungschefs von Bund und 
Ländern zur Entsorgung der Kernkraftwerke vom 
September 1979 bestimmt. 

Die technischen Maßnahmen des für die Reaktor- 
sicherheit und den Strahlenschutz zuständigen Bun- 
desministers des Innern sind im wesentlichen im 
„Handbuch Reaktorsicherheit und Strahlenschutz“ 
sowie in den kerntechnischen Regeln des Kerntech- 
nischen Ausschusses dokumentiert. 

Diese Konkretisierung der technischen Genehmi- 
gungsvoraussetzungen verbessert auch die Voraus- 
setzung für die Durchführung der Genehmigungs- 
verfahren. Sie sagen dem Antragsteller, welche si- 
cherheitstechnischen Forderungen er erfüllen muß, 
damit seinem Antrag auf Erteilung einer Genehmi- 
gung zur Errichtung und zum Betrieb eines Kern- 
kraftwerkes stattgegeben werden kann. Insgesamt 
konnte durch Maßnahmen der Rechtsetzung und 
Aufsicht der Bundesregierung über die Zweckmä- 
ßigkeit der Verfahren die Planungsarbeit im Zusam- 
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(A) menhang mit den Verfahren erheblich verbessert 
werden. 

Zu Frage 65: 

Von den zur Zeit im Bau befindlichen Kernkraft- 
werken sind im Konzept des nuklearen Dampf- 
erzeugungssystems vergleichbar die Kernkraft- 
werke Grafenrheinfeld, Grohnde und Philippsburg 
11. Von einer Standardisierung im eigentlichen 
Sinne des Wortes kann hierbei jedoch nicht gespro- 
chen werden. In welchen Anlagenteilen und Sy- 
stemen diese Projekte „zeichnungsgleich“ sind, ließe 
sich nur anhand eines Vergleichs der entsprechen- 
den Unterlagen, insbesondere der Konstruktions- 
zeichnungen und Spezifikationen, feststellen, deren 
Prüfung im einzelnen den zuständigen Genehmi- 
gungsbehörden der Länder bzw. den von ihnen zuge- 
zogenen Sachverständigen obliegt. 

Bei denjenigen Kernkraftwerksvorhaben, für die 
eine Errichtungsgenehmigung beantragt, jedoch 
noch nicht erteilt ist, erwartet die Kraftwerks-Union 
AG ihren eigenen Angaben zufolge, daß 50 % bis 60 % 
der Anlagenteile „standardisiert“ sein werden. Dem 
BMI liegen zur Zeit die Sicherheitsberichte für diese 
Vorhaben mit Ausnahme des Kernkraftwerkpro- 
jekts Emsland noch nicht vor, so daß eine Überprü- 
fung der o. g. Angabe der KWU nicht möglich ist. Bei 
künftigen Kernkraftwerks-Vorhaben geht die KWU 
nach den dem BMI vorliegenden Informationen von 
90 % zeichnungsgleicher Unterlagen aus. 

(ßj Die Standardisierung der Anlagen setzt primär 
eine Standardisierung der Antragstellung durch die 
Antragsteller voraus. Nur dann können die Behör- 
den standardisierte Gutachten einholen und stan- 
dardisiert entscheiden. Der BMI sieht in der Stan- 
dardisierung eine wesentliche Möglichkeit zur Be- 
schleunigung der Genehmigungsverfahren für 
Kernkraftwerke, weil Standardisierung eine grund- 
sätzlich geeignete Maßnahme darstellt, den Begut- 
achtungsaufwand zu reduzieren. Gleichwohl kann 
Standardisierung das Begutachtungsverfahren 
nicht vollständig ersetzen, da neben den standort- 
spezifischen Auswirkungen stets zu prüfen bleiben 
wird, ob nicht ein neuer Stand von Wissenschaft und 
Technik eine sicherheitstechnische Fortschreibung 
der bisherigen Anlagenauslegung erforderlich 
macht. 


Anlage 18 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die Fra- 
gen des Abgeordneten Spranger (CDU/CSU) (Druck- 
sache 9/139 Fragen 66 und 67); 

Zu welchen konkreten Ergebnissen, insbesondere zu welchen Ände- 
rungen und Ergänzungen des Atomgesetzes und anderer atomrechtli 
eher Regelungen haben die von der Bundesregierung u. a. in ihrem 
4. Atomprogramm 1973, im Bericht zur kerntechnischen Sicherheit 1974, 
in der Antwort in Drucksache 7/3871 1975, in der Drucksache 8/1557 
1977, in der Dokumentation zur Nutzung der Kernenergie 1977 sowie aus 
vielen anderen Anlässen immer wieder angekündigten Maßnahmen zur 
Optimierung, Rationalisierung und Beschleunigung der Genehmigungs- 
verfahren für Kernkraftwerke geführt, und wann rechnet die Bundesre- 
gierung diesmal die Ergebnisse ihrer am 24. November 1980 angekün- 
digten Prüfungen vorlegen zu können? 


Welche Möglichkeiten für eine Straffung ihrer bereits Jahre dauern- (C) 
den Bemühungen um Verbesserungen der Genehmigungsverfahren ' 

sieht die Bundesregierung? 

Die vom Herrn Bundeskanzler in seiner Regie- 
rungserklärung angekündigte Prüfung, wie die Ge- 
nehmigungsverfahren für Kernkraftwerke ohne 
Einbuße an Sicherheit und Rechtsschutz beschleu- 
nigt werden können, hat am 27. Januar im Bundes- 
ministerium des Innern zu einem konstruktiven und 
freimütigen Gespräch mit den Spitzen der Elektrizi- 
tätsversorgungsunternehmen und den beiden Reak- 
torherstellern KWU und BBR geführt. Die hierbei 
gegebenen Anregungen werden jetzt zunächst Teil 
der bereits vorbereiteten intensiven Beratungen mit 
den zuständigen Landesbehörden sein. 

Der BMI beabsichtigt, die Ergebnisse der Bera- 
tungen in einem Bericht zusammenzufassen. Nach 
den gegenwärtigen Planungen gehe ich davon aus, 
daß er Mitte dieses Jahres vorgelegt werden kann. 

Der Bericht wird neben konkreten Lösungsvor- 
schlägen auch die bisher ergriffenen Maßnahmen 
zur Beschleunigung der atomrechtlichen Genehmi- 
gungsverfahren behandeln. Ich bitte deshalb um Ihr 
Verständnis, wenn ich auf eine im Rahmen einer 
Mündlichen Anfrage notwendigerweise summari- 
sche Darlegung der Maßnahmen verzichte und Sie 
auf den Bericht verweise, den ich Ihnen selbstver- 
ständlich gerne zur Verfügung stellen werde. 

Beschleunigung oder Rationalisierung der Geneh- 
migungsverfahren für Kernkraftwerke ist keine An- 
gelegenheit, die allein von den Behörden aus Bund 
und Ländern und den von ihnen zugezogenen Sach- (D) 
verständigen durchgeführt werden kann. Notwendig 
ist vielmehr die Zusammenarbeit aller an dem Ver- 
fahren beteiligten Kreise, gerade also auch der Her- 
steller und Betreiber. Sie müssen beispielsweise von 
den in der Vergangenheit üblichen „maßgeschnei- 
derten“ Anlagen zugunsten des Konzepts zeich- 
nungsgleicher Anlagen abrücken. Die vom Bundes- 
minister des Innern gemeinsam mit den Behörden 
der Länder festgelegten sicherheitstechnischen An- 
forderungen bilden dabei eine wesentliche Voraus- 
setzung, die eine solche Standardisierung und damit 
auch eine entsprechende Arbeitserleichterung für 
Genehmigungsbehörden und Gutachter möglich 
macht Im übrigen verweise ich Sie zu dem Aspekt 
„Standardisierung“ auf meine Antwort zur Frage 
Nr. 65 des Abgeordneten Dr. Laufs. 


Anlage 19 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Fragen 
des Abgeordneten Löher (CDU/CSU) (Drucksache 9/ 
139 Fragen 75 und 76): 

Beabsichtigt die Bundesregierung die §§ 13 und 14 der Richtlinien zu 
Artikel 56 § 2 des EGKS-Vertrags dahin gehend zu ändern, die darin vor- 
gesehene Beschäftigungsdauer von 20 Jahren herabzusetzen und die 
dort vorgesehenen Höchstbeträge von 1500 DM zuzüglich 100 DM für je- 
den Angehörigen zu erhöhen, und wenn ja, mit welcher Beschäftigungs- 
dauer und mit welchem Höchstbetrag ist zu rechnen? 

Ist für die jüngeren Arbeitnehmer, die die Eisen- und Stahlindustrie 
bei bestehendem Personalüberhang verlassen wollen, vorgesehen, in die 
Richtlinien zu Artikel 56 § 2 des EGKS-Vertrags eine Mobilitätsbeihilfe 
einzubeziehen, und wenn ja, unter welchen Konditionen wären diese 
dann zu erhalten? 
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(A) Angesichts der sich seinerzeit verschärfenden 
Probleme in der Eisen- und Stahlindustrie hat die 
Bundesregierung im April 1978 als weitere Leistung 
nach Artikel 56 des Montanunionvertrages eine ein- 
malige Abfindung von 4 000 DM (§13 der Richtli- 
nien) eingeführt. Diese Leistung erhalten die Arbeit- 
nehmer der Eisen- und Stahlindustrie, die infolge 
von Stillegungs- oder Betriebseinschränkungsmaß- 
nahmen entlassen werden, wenn sie das 50. Lebens- 
jahr vollendet haben und entweder Rentenbezieher 
sind oder 20 Jahre in der Eisen- und Stahlindustrie 
beschäftigt und davon 15 Jahre überwiegend in 
Warmbetrieben tätig waren. Eine solche Abgren- 
zung des Personenkreises war notwendig, um annä- 
hernd gleiche Voraussetzungen wie bei der entspre- 
chenden Leistung für die Arbeitnehmer des Stein- 
kohlenbergbaus zu schaffen. 

Ende November 1979 wurden ferner für die lang- 
jährig in der Eisen- und Stahlindustrie und in Warm- 
betrieben beschäftigten Arbeitnehmer ab l.Juli 
1979 der Höchstbetrag der zu zahlenden Übergangs- 
beihilfe von bisher monatlich 600 DM auf 1 500 DM 
und der zu zahlende Familienzuschlag von monat- 
lich 50 DM auf 100 DM erhöht. Beide Verbesserun- 
gen der sozialen Anpassungsbeihilfen wurden auf- 
grund des Montanunionvertrages mit der Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften, die sich zu 
50 V. H. an den Beihilfeaufwendungen beteiligt, ver- 
einbart. Bei diesen erst kürzlich erfolgten Richtli- 
nienänderungen ist die Bundesregierung davon aus- 
gegangen, daß mit der Höhe und der Ausgestaltung 
der Leistungsverbesserungen eine situationsge- 

(B) rechte soziale Flankierung des Anpassungsprozes- 
ses in der Eisen- und Stahlindustrie sichergestellt 
wurde. 

Die Lage und die Entwicklung in der Eisen- und 
Stahlindustrie werden jedoch weiterhin sorgfältig 
beobachtet. In diesem Zusammenhang wird auch 
aufgrund der bereits eingereichten Vorschläge des 
Kollegen Urbaniak gemeinsam mit den beteiligten 
Ressorts geprüft werden, ob weitere aus Stillegun- 
gen resultierende personelle Maßnahmen Lei- 
stungsverbesserungen oder die Einführung neuer 
Leistungen notwendig machen. Dabei werden die 
Anzahl der Betroffenen, ihre berufliche und alters- 
mäßige Struktur und die betroffenen Regionen eine 
Rolle spielen. Allerdings ist bei solchen Überlegun- 
gen auch der Aspekt der Finanzierbarkeit — sowohl 
hinsichtlich des Bundeshaushalts als auch hinsicht- 
lich des Haushalts der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl — zu beachten. 


Anlage 20 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Frage 
des Abgeordneten Poß (SPD) (Drucksache 9/139 
Frage 77): 

Welche Auswirkungen hat nach Auffassung der Bundesregierung die 
Machtübernahme der Militärs im September 1980 in der Türkei auf die 
familiäre und berufliche Situation in der Bundesrepublik Deutschland 
lebender Türken? 

Der Bundesregierung sind Auswirkungen der 
Machtübernahme der Militärs in der Türkei auf die 


familiäre und berufliche Situation in der Bundesre- (C) 
publik Deutschland lebender Türken nicht be- 
kannt. 

Anlage 21 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Fragen 
des Abgeordneten Horstmeier (CDU/CSU) (Druck- 
sache 9/139 Fragen 79 und 80): 

Hält die Bundesregierung es für gerechtfertigt, daß bei verspäteter 
Beantragung von Waisengeld bzw. -rente eine unterschiedliche Behand- 
lung dadurch eintritt, daß nach dem Gesetz über die Altershilfe für 
Landwirte nur bei Beantragung innerhalb von drei Monaten, nachdem 
die Voraussetzungen erfüllt sind, rückwirkend gezahlt wird, in der Ren- 
tenversicherung hingegen Ansprüche auf Sozialleistungen erst nach 
vier Jahren verjähren, und wenn nein, wie strebt die Bundesregierung 
eine Besserstellung der Landwirtsnachkommen an? 

Ist die Bundesregierung sich dessen bewußt, daß Behinderte, die auf 
dem freien Markt vermittelt wurden, aber in ihrer Arbeitsleistung nicht 
ein Fünftel erreichen, nicht sozialversichert sind, wie sie es in Werkstät- 
ten für Behinderte wären, und welche Abhilfe schlägt die Bundesregie- 
rung vor? 

Zu Frage 79: 

Die von Ihnen angesprochene Regelung über die 
rückwirkende Zahlung von Waisengeld gilt grund- 
sätzlich für alle laufenden Geldleistungen in der Al- 
tershilfe für Landwirte. Sie ist bereits 1962 in das Ge- 
setz über eine Altershilfe für Landwirte aufgenom- 
men worden. Obwohl auf Grund der guten Informa- 
tion der landwirtschaftlichen Bevölkerung in dieser 
Frage in aller Regel die Anträge rechtzeitig gestellt 
und damit die bestehenden Ansprüche ausgeschöpft 
werden, wird das von Ihnen angesprochene Problem 
bei der Einordnung des Gesetzes über eine Alters- 
hilfe für Landwirte in das Sozialgesetzbuch über- 
prüft werden. 

Zu Frage 80: 

Nach dem Gesetz über die Sozialversicherung Be- 
hinderter in geschützten Einrichtungen ist die Fra- 
ge, ob in gewisser Regelmäßigkeit ein Fünftel der 
Leistung eines voll erwerbsfähigen Beschäftigten 
erbracht wird, nur bei einer Beschäftigung von Be- 
hinderten in Anstalten, Heimen oder gleichartigen 
Einrichtungen von Bedeutung. Behinderte, die in an- 
erkannten Werkstätten für Behinderte beschäftigt 
sind, sind nach dem genannten Gesetz in jedem Fall 
kranken- und rentenversichert. 

Die Sozialversicherung von Behinderten, die au- 
ßerhalb der genannten Einrichtungen arbeiten, be- 
stimmt sich nach den allgemeinen Vorschriften, wo- 
nach grundsätzlich Versicherungspflicht besteht, so- 
weit ein entgeltliches Beschäftigungsverhältnis vor- 
liegt. Zu beachten sind jedoch in der gesetzlichen 
Kranken- und Rentenversicherung -auch die Bestim- 
mungen über die Versicherungsfreiheit bei gering- 
fügigen Beschäftigungen. Nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch, auf den die Vor- 
schriften der Kranken- und Rentenversicherung 
verweisen, liegt eine geringfügige und damit versi- 
cherungsfreie Beschäftigung u. a. dann vor, wenn 
die Beschäftigung regelmäßig weniger als fünfzehn 
Stunden in der Woche ausgeübt wird und das Ar- 
beitsentgelt regelmäßig im Monat 390 DM (Zahl für 
1981) nicht übersteigt. 
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(A) Das bedeutet, daß bei einer entgeltlichen Beschäf- 
tigung von mindesten 15 Stunden pro Woche Behin- 
derte, die wegen der Leistungseinschränkungen mo- 
natlich 390 DM oder weniger erhalten, auch dann so- 
zialversichert sind, wenn sie nicht in einer geschütz- 
ten Einrichtung arbeiten. 


Anlage 22 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Lammert (CDU/CSU) (Druck- 
sache 9/139 Fragen 81 und 82): 

Teilt die Bundesregierung die in der Berichterstattung zum „Jahr der 
Behinderten“ vielfach dokumentierte Auffassung, daß durch miß- 
bräuchliche Inanspruchnahme dieses Gesetzes durch immer größere 
Bevölkerungsgruppen die Lage der wirklich ernsthaft Behinderten eher 
schwieriger geworden ist, und welche Erkenntnisse liegen der Bundes- 
regierung über die sozialen und ökonomischen Auswirkungen dieser 
„Flucht in die Schwerbehinderung“ vor? 

Plant die Bundesregierung Korrekturen des Schwerbehindertenge- 
setzes oder andere geeignete Maßnahmen, die den ernsthaft Behinder- 
ten den unerträglichen Wettbewerb mit den „Cleveren“ erspart? 

Die Bundesregierung hält die von Ihnen ange- 
sprochene Auffassung einer mißbräuchlichen Inan- 
spruchnahme des Schwerbehindertengesetzes 
durch immer größere Bevölkerungsgruppen für un- 
begründet. Dieses Gesetz kommt nur Schwerbehin- 
derten und ihnen Gleichgestellten zugute. „Schwer- 
hinderter“ ist nach der im Jahre 1974 von allen Frak- 
tionen des Deutschen Bundestages und vom Bun- 
desrat mitgetragenen Gesetzesdefinition, wer in- 
(B) folge einer körperlichen, geistigen oder seelischen 
Behinderung in seiner Erwerbsfähigkeit um 50 v. H. 
oder mehr behindert ist. Mit diesem Kriterium für 
die besondere Schutzbedürftigkeit wurde bei der 
Weiterentwicklung des Schwerbeschädigtengeset- 
zes zum Schwerbehindertengesetz eine Regelung 
übernommen, die für Kriegsbeschädigte seit den 
20er Jahren ohne Kriktik von irgendeiner Seite 
praktiziert worden war. 

Der Grad der Minderung der Erwerbsfähigkeit in 
Höhe von 50 v. H. oder mehr wird grundsätzlich von 
den Versorgungsämtern in einem förmlichen Ver- 
fahren festgestellt. Für die Bemessung des Grades 
der Minderung der Erwerbsfähigkeit gelten für alle 
Schwerbehinderten die gleichen Grundsätze, und 
zwar die Grundsätze, die seit Jahrzehnten für die 
Kriegsopfer gelten. Die Bundesregierung hält es für 
unangebracht, innerhalb des so abgegrenzten Perso- 
nenkreises zwischen „ernsthaft Behinderten“ und 
„cleveren Behinderten“ zu unterscheiden. Jedoch ist 
nicht auszuschließen, daß in Anbetracht der großen 
Zahl zu bearbeitender Anträge, der allseits (auch 
von Mitgliedern des Deutschen Bundestages) ge- 
wünschten raschen Bearbeitung und der — aus be- 
kannten Gründen — unzureichenden Ausstattung 
der ärztlichen Dienste auch fehlerhafte Beurteilun- 
gen vorgekommen sind. Ich gehe daher davon aus, 
daß sich auch auf Grund der von Ihnen angesproche- 
nen Berichterstattung die zuständigen Landesbe- 
hörden und die Konferenz der Minister und Senato- 
ren für Arbeit und Soziales der Länder mit einer 
Überprüfung der Anerkennungspraxis befassen 
werden. 


Zu Ihrer zweiten Frage darf ich Sie darauf hinwei- (C) 
sen, daß die Bundesregierung in ihrem Aktionspro- 
gramm „Rehabilitation in den 80er Jahren“ eine No- 
vellierung des Schwerbehindertengesetzes ange- 
kündigt hat. Im Zuge dieser Novellierung wird die 
Bundesregierung mit den Ländern und anderen Be- 
teiligten u. a. auch Fragen der richtigen Abgrenzung 
des geschützten Personenkreises, Fragen des rich- 
tigen Kriteriums für die besondere Schutzbedürftig- 
keit sowie Fragen der Ordnungsmäßigkeit der Be- 
gutachtung durch die Versorgungsämter und die von 
ihnen eingeschalteten Außengutachter erneut an- 
sprechen. 


Anlage 23 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Friedmann (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/139 Fragen 83 und 84): 

Welche Fallgruppen unterscheidet die Bundesregierung bei Miß- 
brauch des sozialen Netzes, und wie hoch wären die Einsparungsmög- 
lichkeiten, die sich bei Abschaffung dieser Mißbräuche ergeben wür- 
den? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, Pflegekosten von Rent- 
nern, die diese bei Unterbringung in Pflegeheimen zu zahlen haben, auf 
Krankenkassen zu übernehmen, um zu verhindern, daß dieser Perso- 
nenkreis wegen zu niedriger Rente trotz eines langen Arbeitslebens zu 
Sozialhilfeempfängern wird? 

Zu Frage 83: 

Obwohl Nachweise über den angeblichen Miß- 
brauch nur selten vorgelegt werden können, ist es in (D) 
letzter Zeit modern geworden, mit dieser Begrün- 
dung einen Abbau sozialer Leistungen vorzuschla- 
gen. Man hat dabei zuweilen den Eindruck, daß be- 
reits die vollständige, legale Inanspruchnahme von 
Sozialleistungen als Mißbrauch angesehen wird. 

Überall dort, wo es Ansprüche auf Sozialleistun- 
gen gibt, gibt es Versuche einzelner, die Leistungen 
auch dann zu erhalten, wenn die Voraussetzungen 
nicht voll gegeben sind. Dies gilt jedoch nicht nur für 
Arbeitnehmer, sondern auch für Arbeitgeber, wie 
die von Minister Dr. Ehrenberg in der Haushaltsde- 
batte am 29. Januar 1981 angesprochenen Beispiele 
zeigen. Das Sozialrecht gibt ausreichende Möglich- 
keiten, um solche Versuche grundsätzlich abzuweh- 
ren. Soweit sich zeigte, daß Mißbrauchsmöglichkei- 
ten vorhanden sind, wurde ihnen bereits in der Ver- 
gangenheit durch geeignete Maßnahmen entgegen- 
gewirkt. 

Der Mißbrauch von Sozialleistungsansprüchen ist 
deshalb in der Realität sehr viel seltener, als manche 
in der Öffentlichkeit behandelten Einzelfälle glau- 
ben machen. Sein wirtschaftlicher Wert entspricht 
mit Sicherheit nur einem Bruchteil dessen, was 
durch die in manchen Bereichen stark reduzierte 
Steuerehrlichkeit dem Fiskus an Einnahmen vor- 
enthalten wird. 

Die Bundesregierung sieht unter diesen Aspekten 
keine Grundlage für die Aufstellung eines „Fallgrup- 
penkatalogs“ des Mißbrauchs und für einen Ver- 
such, den angeblichen Mißbrauch zu quantifizie- 
ren. 
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(A) Zu Frage 84: 

Über die Möglichkeiten einer besseren finanziel- 
len Absicherung im Pflegefall liegt der Abschlußbe- 
richt einer Bund- Länder- Arbeitsgruppe vor. Der Be- 
richt enthält verschiedene Lösungsmöglichkeiten, 
zu denen u. a. auch die Absicherung im Rahmen der 
gesetzlichen Krankenversicherung gehört. Der Be- 
richt wird im Juni 1981 zunächst von der Konferenz 
der Minister und Senatoren für Arbeit und Soziales 
der Länder beraten. Es bedarf danach weiterer 
gründlicher Beratungen auf Bund- und Länderebe- 
ne, um Entscheidungen vorzubereiten. Dabei wird 
die erhebliche finanzielle Mehrbelastung, die jede 
Lösung mit sich bringt, eingehend bedacht wer- 
den. 


Anlage 24 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Olderog (CDU/CSU) (Druck- 
sache 9/139 Fragen 85 und 86); 

Wieviel Pflichtplätze im Sinne der §§4ff. des Schwerbeschädigtenge- 
setzes (SchwbG) waren bei den Bundesministerien einschließlich ihrer 
nachgeordneten Behörden in den Jahren 1975 bis 1980 vorhanden, und 
für wieviel nichtbesetzte Pflichtplätze mußte Ausgleichsabgabe nach § 8 
SchwbG gezahlt werden? 

Wie viele schwerbehinderte Beamte, Angestellte und Arbeiter sind bei 
den Bundesministerien einschließlich der nachgeordneten Behörden in 
den Jahren 1975 bis 1980 eingestellt worden? 

Die Bundesregierung erstattet dem Hohen Hause 
seit nunmehr mehr als 20 Jahren alljährlich einen 
Bericht über die Beschäftigung Schwerbehinderter 
(früher Schwerbeschädigter) bei den Bundesdienst- 
stellen, der jeweils als Bundestagsdrucksache veröf- 
fentlicht wird. Der jüngste Bericht ist als Bundes- 
tagsdrucksache 8/4495 veröffentlicht. Aus ihm kön- 
nen Sie ersehen, daß der Bund einschließlich Bun- 
desbahn und Bundespost zum 1. Oktober 1979 über 
68 979 Pflichtplätze verfügte und bereits zu diesem 
Zeitpunkt eine Beschäftigungsquote von 7,9%, ohne 
Bundesbahn und Bundespost von 6,2% aufzuweisen 
hat. Infolgedessen hat der Bund auch keinerlei Aus- 
gleichsabgabe zu zahlen. Für die Vorjahre ergeben 
sich die entsprechenden Angaben aus der Bundes- 
tagsdrucksache 8/3035 vom 2. Juli 1979, 8/1892 (neu) 
vom 8. Juni 1978, 8/807 vom 8. August 1977 und 
7/5585 (neu) vom 13. Juli 1976. 

Zu Ihrer zweiten Frage bemerke ich folgendes: 

Eine Aufstellung darüber, wie viele schwerbehin- 
derte Beamte, Angestellte und Arbeiter bei den Bun- 
desministerien einschließlich der nachgeordneten 
Behörden in den Jahren 1975 bis 1980 eingestellt 
worden sind, ist leider nicht verfügbar. Dies gilt nach 
meiner Kenntnis auch für die Länder und Gemein- 
den. Ich bin mit Ihnen der Auffassung, daß die von 
Ihnen gewünschten Daten von Interesse wären. An- 
dererseits ist nicht zu verkennen, daß die Herstel- 
lung solcher Statistiken in Bund, Ländern und Ge- 
meinden sehr zeit- und verwaltungsaufwendig ist 
und unter Umständen zusätzliches Personal erfor- 
derlich macht. Gleichwohl werde ich im Einverneh- 
men mit den Ressorts und den Ländern prüfen, ob 


die Erstellung einer solchen Statistik vertretbar (C) 
ist. 


Anlage 25 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander auf die Frage des 
Abgeordneten Kroll -Schlüter (CDU/CSU) (Drucksa- 
che 9/139 Frage 87): 

Wieviel Abteilungen, Unterabteilungen und Referate gibt es im Bun- 
desministerium Jugend, Familie und Gesundheit, und wieviel davon 
werden von Frauen geleitet? 

Im Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit gibt es 

5 Abteilungen sowie den Arbeitsstab Frauenpoli- 
tik 

7 Unterabteilungen 
2 Gruppen 
71 Referate. 

Davon werden von Frauen geleitet 

der Arbeitsstab Frauenpolitik 
1 Unterabteilung 
7 Referate. 


Anlage 26 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander auf die Fragen des 
Abgeordneten Eimer (Fürth) (FDP) (Drucksache 
9/139 Fragen 88 und 89): (D) 

Wie hoch werden die Etatansätze bei den Unterhaltsvorschußkassen 
nach dem Unterhaltsvorschußgesetz absolut und prozentual durch be- 
antragte Leistungen ausgeschöpft, und wie hoch ist der Rückfluß von 
Vorschüssen von den Unterhaltsverpflichteten? 

Bewirkt die Tatsache der Vorschußzahlung eine höhere Zahlungsmo- 
ral bei den Unterhaltsverpflichteten während der drei Jahre und für die 
Zeit danach? 

Zu Frage 88: 

Im Haushaltsjahr 1980 wurden zu Lasten des Bun- 
des 38 Millionen DM für Leistungen nach dem Un- 
terhaltsvorschußgesetz ausgegeben. Das sind 
52,77 V. H. des Haushaltsansatzes. Die Einnahmen 
des Bundes auf Grund übergegangener Unterhalts- 
ansprüche betrugen in demselben Haushaltsjahr 
1,877 Millionen DM ( = knapp 20 v. H. des entspre- 
chenden Ansatzes). 

Zu Frage 89: 

Hierüber lassen sich mangels entsprechender Un- 
terlagen jedenfalls zur Zeit keine Angaben ma- 
chen. 


Anlage 27 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Jobst (CDU/CSU) (Drucksache 
9/139 Frage 95): 

Hält die Bundesregierung die Strafandrohungen bei Verstößen gegen 
das Arzneimittelgesetz im Hinblick auf den illegalen Handel mit verbo- 
tenen Tiermastpräparaten für ausreichend, und ist die Bundesregierung 
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bereit, eine Rechtsnorm für den Vertrieb von Arzneimitteln herbeifüh- 
ren, um die Abgabe von Tiermastpräparaten wirksamer kontrollieren zu 
können? 

Die auf § 15 des Lebensmittel- und Bedarfsgegen- 
ständegesetzes gestützte Verordnung über Stoffe 
mit pharmakologischer Wirkung sieht u. a. vor, daß 
bestimmte Stoffe, speziell oral stark wirksame 
Östrogene zu Mastzwecken nicht verwendet und für 
eine verbotene Anwendung nicht in den Verkehr ge- 
bracht werden dürfen. Die Strafvorschriften sehen 
bei vorsätzlichem Handeln die Bestrafung mit Frei- 
heitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
vor. Ist die Tat nur fahrlässig begangen worden, so 
liegt eine Ordnungswidrigkeit vor, die mit Geldbuße 
bis zu 50 000 DM geahndet werden kann. 

Ferner bestehen nach dem Arzneimittelgesetz 
umfassende Vorschriften über die Abgabe von Arz- 
neimitteln; Verstöße hiergegen sind ebenfalls straf- 
bzw. bußgeldbewehrt. 

Die Bundesregierung sieht derzeit keine Notwen- 
digkeit, das Strafmaß zu verschärfen. Nach Auffas- 
sung der Bundesregierung kommt es in erster Linie 
darauf an, daß die Strafverfolgungsbehörden bei 
Straftaten dafür Sorge tragen, verstärkt die Ver- 
hängung von Freiheitsstrafen zu beantragen. Sache 
der Gerichte wird es sein, zunächst einmal den be- 
reits bestehenden Strafrahmen auszuschöpfen. 


Anlage 28 

Antwort 

(B) des Pari. Staatssekretärs Zander auf die Fragen des 
Abgeordneten Eigen (CDU/CSU) (Drucksache 9/139 
Fragen 96 und 97): 

Wie steht die Bundesregierung zu einem generellen Einsatzverbot 
von Hormonen in der EG-Viehhaltung, und auf welche Weise wird beim 
Import von Fleisch aus Drittländern (USA, Argentinien) dieses Hormon- 
verbot durchgesetzt angesichts der Tatsache, daß in vielen Ländern der 
Welt Hormone eingesetzt werden, die eine Mehrzunahme an Fleisch bis 
zu 20 v.H. bewirken? 

Hat die Bundesregierung sichergestellt, daß nach dem Anwendungs- 
verbot von quecksilberhaltigen Beizmitteln in der Bundesrepublik 
Deutschland und deren Ersatz durch teuerere Beizmittel keine Getrei- 
deimporte und Importe von Getreidesubstituten aus Ländern zugelas- 
sen werden, in denen quecksilberhaltige Beizmittel zugelassen sind und 
angewendet werden? 

Zu Frage 96: 

Die Bundesregierung tritt für ein Einsatzverbot 
von Hormonen in der Tierhaltung ein, das so umfas- 
send sein muß, daß der Gesundheitsschutz des Ver- 
brauchers und die einwandfreie Qualität der Le- 
bensmittel gewährleistet bleiben. Wie bekannt, lau- 
fen derzeit in Brüssel Beratungen über eine Ge- 
meinschaftsregelung des Rates zur Festlegung der 
Bedingungen für das Verbot und die Verwendung 
von Stoffen mit hormonaler und thyreostatischer 
Wirkung bei Tieren. 

Die Anwendung dieser EG-einheitlichen Östro- 
genregelung ist im Rahmen der Durchführung der 
Richtlinie Nr. 72/462/EWG des Rates vom 12. De- 
zember 1972 zur Regelung viehseuchenrechtlicher 
und gesundheitlicher Fragen bei der Einfuhr von 
Rindern und Schweinen und von frischem Fleisch 
aus Drittländern (Drittland-Richtlinie) sicherzustel- 
len. In dieser Richtlinie, die durch die Bundesrepu- 
blik Deutschland seit dem 1, Januar 1975 angewen- 


det wird, sind folgende Maßnahmen vorgesehen, um (C) 
sicherzustellen, daß die Regelungen der Richtlinie, 
auch soweit sie für die Östrogenanwendung gelten, 
in den Drittländern, also auch USA/Argentinien, bei 
Fleisch, das für die Gemeinschaft bestimmt ist, ein- 
gehalten werden. 

1. Überprüfung der Garantien, die das Drittland 
hinsichtlich der Einhaltung der Drittland- Richtlinie 
bieten kann; 

2. Überprüfung der Vorschriften des Drittlandes 
hinsichtlich der Verabreichung von Stoffen an 
Schlachttiere, durch die der Genuß des Fleisches ge- 
sundheitsschädlich werden kann; 

3. Überprüfung der gesamten Organisation der 
Fleischuntersuchung in dem betreffenden Drittland, 
verbunden mit einer regelmäßigen Kontrolle der 
einzelnen Schlacht- und Zerlegebetriebe; 

4. Überprüfung des Fleisches bei der Einfuhr. 

Für die Überprüfung bei der Einfuhr ist noch kein 
EG-einheitliches Recht geschaffen worden; die Kon- 
trollen werden noch nach dem deutschen Recht 
durchgeführt. 

Zu Frage 97: 

Ausländisches Getreide, das aus Ländern stammt, 
in denen die Verwendung quecksilberhaltiger Saat- 
beizmittel nicht verboten ist, kann in die Bundesre- 
publik Deutschland eingeführt werden, wenn das 
Getreide den deutschen lebensmittelrechtlichen 
Vorschriften entspricht. In bezug auf Quecksilber- 
haltige Mittel heißt das, daß keine Rückstände sol- 
cher Verbindungen in dem betreffenden Getreide 
vorhanden sein dürfen. 


Anlage 29 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Enders (SPD) (Drucksache 9/139 
Frage 98): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß den Sozialhilfeempfängern mit 
drei Kindern das am 1. Februar 1981 um 60 DM erhöhte Kindergeld so- 
gleich wieder von dem Sozialhilfebetrag abgezogen wird, und welche 
Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu ergreifen, um nicht wei- 
terhin die Sozialhilfeempfänger von der Erhöhung des Kindergelds aus- 
zuschließen? 

Mit den mit der Anrechnung des Kindergeldes 
einschließlich der Erhöhungsbeträge auf die Sozial- 
hilfe zusammenhängenden Fragen hat sich in der 
vergangenen Legislaturperiode die Arbeits- und So- 
zialministerkonferenz befaßt. Auf Grund des Vo- 
tums einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe war sie zu 
dem Ergebnis gekommen, daß nicht eine Freilas- 
sung des Kindergeldes, sondern allenfalls eine Ver- 
besserung der Mehrbedarfsregelung in der Sozial- 
hilfe als systemgerechte Lösung zu befürworten 
wäre. 

Im Rahmen der 4. Novelle zum Bundessozialhilfe- 
gesetz war deshalb vorgesehen, daß künftig allen El- 
tern für jedes Kind zum Regelsatz ein Mehrbedarf 
in Höhe von 7 % des Regelsatzes eines Haushaltsvor- 
standes zuerkannt werden sollte. Der Gesetzes- 
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(A) Beschluß des 8. Deutschen Bundestages ist im Bun- 
desrat in erster Linie wegen der Kostenfolgen ge- 
scheitert 


Anlage 30 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Noth (SPD) (Drucksache 9/139 
Fragen 99 und 100): 

Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Vorschlag der Leiterin des Ar- 
beitsstabs Frauenpolitik zu folgen, künftig dem Arbeitsstab Gelegenheit 
zu geben, vor Aufnahme der parlamentarischen Beratungen in einem 
bestimmten Zeitraum Gesetzesvorlagen zu prüfen und mit den relevan- 
ten Ressorts noch zu verhandeln? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Vorschlag der Leiterin des Ar- 
beitsstabs Frauenpolitik zu folgen, bei allen neuen Gesetzen, Verord- 
nungen und Maßnahmen in einem Anhang mitzuteilen, welche Auswir- 
kungen diese auf Frauen haben? 

In der geltenden Fassung der Gemeinsamen Ge- 
schäftsordnung der Bundesministerien ist festge- 
legt, daß der Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit „bei der Bearbeitung von Gesetzent- 
würfen schon zu den Vorarbeiten heranzuziehen ist, 
wenn Belange der Frauen berührt sind“, d. h. er ist in 
einem möglichst frühen Stadium der Gesetzent- 
würfe zu beteiligen. Innerhalb des Bundesministeri- 
ums für Jugend, Familie und Gesundheit wird diese 
Beteiligung durch den Arbeitsstab Frauenpolitik 
wahrgenommen. 

Nach der Gemeinsamen Geschäftsordnung der 
Bundesministerien sind Gesetzesvorlagen zu be- 
(B) gründen und in ihren wesentlichen Auswirkungen 
auf alle Lebensbereiche darzustellen. Hierzu gehört 
bei Gesetzesvorhaben, die Auswirkungen auf die 
rechtliche oder tatsächliche Stellung von Frauen ha- 
ben, auch eine angemessene Darstellung dieser Wir- 
kungen. 

Die Bundesregierung ist stets bemüht und — wie 
dargelegt — nach der GGO auch verpflichtet, bei al- 
len neuen Gesetzen die Auswirkungen auf Frauen 
zu berücksichtigen. Ein spezieller Anhang wird sich 
nur in Ausnahmefällen ergeben und sollte nicht for- 
malisiert werden. 


Anlage 31 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander auf die Fragen des 
Abgeordneten Heyenn (SPD) (Drucksache 9/139 
Fragen 101 und 102): 

Inwieweit liegen abschließende Untersuchungen vor über die Redu- 
zierungsmöglichkeiten von Asbest in Talkum, das als Gleitmittel u. a. in 
Tabletten und in Pudern vielseitig Verwendung findet? 

Was unternimmt die Bundesregierung, um den Verbrauch von Tal- 
kum einzuengen? 

Zu Frage 101: 

Aus der wissenschaftlichen Literatur, die dem 
Bundesgesundheitsamt zu dieser Frage vorliegt, 
geht hervor, daß die Wahrscheinlichkeit einer Ver- 
unreinigung des in der Bundesrepublik zur Herstel- 
lung von Arzneimitteln verwendeten Talkums mit 
Asbest nur sehr gering ist. Aus Unterlagen, die dem 


Bundesgesundheitsamt im Rahmen des Zulassungs- (C) 
Verfahrens von Fertigarzneimitteln vorgelegt wer- 
den müssen, können keine Hinweise auf eine Verun- 
reinigung mit Asbest entnommen werden. Um ein 
mögliches Risiko durch verunreinigtes Talkum 
schon durch Prüfung vor der Verarbeitung aus- 
schließen zu können, hat sich die Europäische Arz- 
neibuchkommission wiederholt mit der Einführung 
einer Methode zur Reinheitsbestimmung von Tal- 
kum ins Europäische Arzneibuch befaßt. Die Auf- 
nahme einer entsprechenden Nachweismethode 
scheiterte aber bisher an ihrer Praktikabilität. Eine 
Expertengruppe der Europäischen Arzneibuchkom- 
mission befaßt sich z. Zt. damit, eine zuverlässige 
Methode, die auch geringe Mengen an Asbestverun- 
reinigungen in Talkum erkennen läßt und gleichzei- 
tig zur routinemäßigen Untersuchung bei der Quali- 
tätskontrolle pharmazeutischer Erzeugnisse geeig- 
net ist, zu erarbeiten. Die Europäische Arzneibuch- 
kommission wird sich auf ihrer nächsten Sitzung im 
März 1981 erneut mit diesem Thema beschäftigen. 

Zu Frage 102: 

Nach der z. Zt. bestehenden Erkenntnislage be- 
steht für die Bundesregierung keine Veranlassung, 
Maßnahmen zur Einschränkung der Verwendung 
von Talkum als Hilfsstoff in pharmazeutischen Er- 
zeugnissen zu ergreifen. 

Die Bundesregierung unterstützt durch ihre Mit- 
arbeit das Bemühen der Europäischen Arzneibuch- 
kommission, eine zuverlässige Prüfmethode zum 
Ausschluß von möglichen Asbestverunreinigungen 
zu erarbeiten. Sie wird die Prüfmethode durch 
Rechtsverordnung im Rahmen des Arzneibuchs ver- 
bindlich machen, sobald sie von der Kommission 
verabschiedet und Teil des Europäischen Arznei- 
buchs geworden ist. 


Anlage 32 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Frage des 
Abgeordneten Immer (Altenkirchen) (SPD) (Druck- 
sache 9/139 Frage 103): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkungen der ohne aus- 
drückliche Zustimmung der Verkehrsbehörden in Einzelfällen vorge- 
nommenen Installierung von hochgestellten zusätzlichen Bremsleuch- 
ten bei Personenkraftwagen innenseitig vor der Heckscheibe, und wird 
sie diese Bremsleuchten legalisieren oder gar vorschreiben? 

§ 49 a Abs. 1 der Straßenverkehrs-Zulassungs- 
Ordnung (StVZO) bestimmt, daß nur die durch Ver- 
ordnung vorgeschriebenen oder die für zulässig er- 
klärten lichttechnischen Einrichtungen an Straßen- 
fahrzeugen angebracht werden dürfen. Die zusätzli- 
chen Bremsleuchten sind durch die Verordnung zur 
Änderung der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord- 
nung vom 15. Januar 1980 mit Zustimmung des Bun- 
desrates für zulässig erklärt worden. 

Eine abschließende Beurteilung der Auswirkun- 
gen der zusätzlichen Bremsleuchten ist noch nicht 
möglich, da sie vermehrt erst seit dem Herbst letzten 
Jahres im Verkehr zu beobachten sind. Aus Untersu- 
chungen, die in den USA durchgeführt wurden, ist 
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(A) aber bekannt, daß die mit zusätzlichen Bremsleuch- 
ten ausgerüsteten Fahrzeuge über 50 % weniger Auf- 
fahrunfälle gegenüber anderen Fahrzeugen mit her- 
kömmlicher Heckbeleuchtung aufwiesen. Die Bun- 
desanstalt für Straßenwesen ist beauftragt, den Ein- 
fluß der zusätzlichen Bremsleuchten auf das Unfall- 
geschehen in der Bundesrepublik Deutschland zu 
untersuchen. 

Das Ergebnis muß zunächst abgewartet werden. 

Anlage 33 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Hennig (CDU/CSU) (Drucksache 
9/139 Frage 104): 

Welche Gründe kann die Bundesregierung dafür geltend machen, daß 
die erst am 1. Januar 1981 in Kraft getretene Neufassung des Gesetzes 
über den Ausbau der Bundesfernstraßen bereits so überholt sein soll, 
daß Bundesminister Dr. Hauff in seinem Interview mit dem hessischen 
Rundfunk vom 25. Januar 1981 ganze 25 Tage nach dem Inkrafttreten 
die vom Gesetzgeber vorgegebenen Ziele des Gesetzes als „völlig unrea- 
listisch“ charakterisiert, „alle Projekte noch einmal auf den Prüfstand 
nehmen“ will und das Zehnjahresvolumen bereits um mehr als ein Drit- 
tel vermindert? 

Das Gesetz über den Ausbau der Bundesfernstra- 
ßen gibt einen Planungsrahmen, ist aber kein fi- 
nanzwirksames Gesetz. Der Bedarfsplan wird nur in 
dem Umfang durchgeführt, in dem Haushaltsmittel 
nach Maßgabe anderer gesetzlicher Vorschriften 
zur Verfügung stehen. Darauf hat die Bundesregie- 
rung bereits in ihrer Begründung zum Entwurf des 

(B) 2. Fernstraßenausbauänderungsgesetzes in der 
Bundestags-Drucksache 8/3662 hingewiesen. 

Der Haushaltsentwurf 1981 und der Finanzplan 
bis 1984 stehen auf Grund der veränderten finanz- 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen unter dem 
Erfordernis von Ausgabebegrenzungen, die auch der 
Verkehrshaushalt mit zu tragen hat. 

Auf dieser Grundlage müssen jetzt Planungs- und 
Baukapazitäten gezielt auf die Maßnahmen konzen- 
triert werden, die bis 1990 voraussichtlich realisiert 
werden können. 

Anlage 34 

Antwort 

des Pari, Staatssekretärs Mahne auf die Fragen des 
Abgeordneten Sick (CDU/CSU) (Drucksache 9/139 
Fragen 105 und 106): 

Ist die Bundesregierung angesichts der vom sowjetischen Minister 
für Handelsschiffahrt, Timofei Guzhenko, vorgebrachten Beschwerden 
über angeblichen „westlichen Schiffahrtsprotektionismus“ und seiner 
Ankündigung „starker Gegenmaßnahmen“ bereit, der Sowjetunion ge- 
genüber auf eine sachliche Klärung der Vorwürfe zu drängen, damit 
nicht erst schädliche Entwicklungen auftreten, und über das Ergebnis 
das Parlament (Fachausschuß) zu unterrichten? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß bisher auf die Schiff- 
fahrtspolitik der Sowjetunion das Prädikat Ih’otektionismus und Dum- 
ping eher zutrifft als auf westliche Reedereien, so daß westliche Reede- 
reien mit Konferenzen Protektionismus und Dumping nicht betreiben, 
sondern ihnen entgegenwirken? 

Zu Frage 105>: 

Die Bundesregierung hält es nicht für zweckmä- 
ßig, auf die jüngsten Äußerungen des sowjetischen 


Ministers für Handelsschiffahrt, Timofei Guzhenko, (C) 
zu reagieren, die ihr lediglich durch Presseberichte 
bekanntgeworden sind. Die Äußerungen scheinen 
sich im Rahmen bisheriger sowjetischer Erklärun- 
gen zur Seeschiffahrtspolitik zu halten. Die Haltung 
der Bundesregierung zu den angesprochenen Fra- 
gen ist der sowjetischen Regierung bekannt. 

Zu Frage 106: 

Die Bundesregierung hat zuletzt in ihrer Antwort 
vom 25. September 1979 auf die Große Anfrage der 
Fraktion der CDU/CSU (BT-Drucksache 8/3199) aus- 
führlich zur Schiffahrtspolitik der Sowjetunion Stel- 
lung genommen und ihre Haltung zur Betätigung 
der RGW-Staaten auf dem westlichen Transport- 
markt erläutert. Die dort vertretene Auffassung gilt 
unverändert fort. 


Anlage 35 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Fragen des 
Abgeordneten Reschke (SPD) (Drucksache 9/139 
Fragen 107 und 108): 

Trifft die Pressemeldung vom 29. Januar 1981 zu, daß die Bundesregie- 
rung sich aus dem Aufsichtsrat des Verkehrsverbundes Rhein-Ruhr zu- 
rückzieht, und wenn ja, welches sind die Gründe, und welche langfristi- 
gen Ziele werden mit diesem Schritt verfolgt? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, sich aus noch mehreren Aufsichts- 
gremien von Verkehrsgesellschaften zurückzuziehen? 

Zu Frage 107: 

Der Bund wird künftig kein Aufsichtsratsmitglied 
in die Verbundgesellschaft mehr entsenden. Davon 
unberührt bleibt selbstverständlich das große Enga- 
gement des Bundes bei der Finanzierung von Inve- 
stitionsvorhaben im Öffentlichen Personennahver- 
kehr und des Defizitausgleichs. Im Jahre 1980 sind 
in den Verbundraum rd. 350 Millionen DM an Inve- 
stitionszuschüssen für ÖPNV-Projekte geflossen. 
Für das gleiche Jahr wird der Bund im Rahmen des 
Verkehrsverbundes ein Defizit von rd. 362 Millio- 
nen DM zu tragen haben. 

Der Bundesverkehrsminister ist der Auffassung, 
daß die Entsendung eines Vertreters in den Auf- 
sichtsrat der Verbundgesellschaft nicht mehr not- 
wendig ist, da die Konzeptions- und Aufbauphase 
abgeschlossen ist. Die jetzt anstehenden Entschei- 
dungen müssen von denen getroffen werden, die für 
den Betrieb des Verkehrsverbundes unmittelbar die 
Verantwortung tragen, das sind die Verkehrsträger. 
Aus diesem Grunde bleiben die Vertreter der Bun- 
desbahn Mitglied des Aufsichtsrates. 

Zu Frage 108: 

Der Bundesminister für Verkehr wird auch in an- 
dere Aufsichtsgremien von Regionalverbünden 
keine Vertreter mehr entsenden. 
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(A) Anlage 36 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Fragen des 
Abgeordneten Seiters (CDU/CSU) (Drucksache 9/ 
139 Fragen 112 und 113): 

Ist es zutreffend, daß die Bundesregierung die Aufnahme der A 31 in 
eine neue Dringlichkeitsstufe 1 A des Bundesverkehrswegeplans davon 
abhängig macht, daß Niedersachsen im Zuge der Emsquerung der A 22/ 
A 31 entgegen dem Willen aller politischen und gesellschaftspolitischen 
Kräfte im ostfriesisch/emsländischen Raum eine Klappbrücke statt ei- 
nes Tunnels akzeptiert, oder gibt es kein derartiges Junktim? 

Wie verträgt sich die Ankündigung von Bundesverkehrsminister Dr. 
Hauff, wonach Kontinuität und Dialog mit dem Bürger zwei seiner ver- 
kehrspolitischen Ziele seien, mit dem Bruch klarer Zusagen vor der 
Bundestagswahl in der Frage der Autobahnplanung A 22/A 31 und des 
Emstunnels? 

Zu Frage 112: 

Eine neue Einteilung der Maßnahmen der Stufe I 
des Bedarfsplanes in die Baustufen la und Ib ist al- 
lein wegen der geänderten finanziellen Rahmenbe- 
dingungen im Zusammenhang mit der Aufstellung 
des 3. Fünfjahresplanes vorgesehen. 

Ein Junktim zwischen einer beweglichen Brücke 
und der Anerkennung einer besonderen Priorität 
besteht nicht. 

Zu Frage 113: 

Ein Bruch von Zusagen im Sinne der Fragestel- 
lung liegt nicht vor. 

Die vom Bundesminister für Verkehr geforderte 
Alternativuntersuchung einer beweglichen Brücke 
erfolgte aus rein wirtschaftlichen Überlegungen. 


Anlage 37 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Steinhauer (SPD) (Drucksa- 
che 9/139 Fragen 114 und 115): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Vorschriften und 
die ärztlichen Angaben, die von der Deutschen Lufthansa bei Flugbu- 
chungen von behinderten Mitbürgern verlangt werden, von den Betrof- 
fenen als Diskriminierungen empfunden werden müssen, und was ge- 
denkt sie zu tun, damit derartige Beeinträchtigungen und Diskriminie- 
rungen alsbald beseitigt werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob ähnliche Vorschriften im Verant- 
wortungsbereich des Bundes auch bei anderen öffentlichen Verkehrs- 
einrichtungen bestehen? 

Zu Frage 114: 

Die Deutsche Lufthansa verlangt — wie alle ande- 
ren Fluggesellschaften — von körperbehinderten 
Fluggästen eine Erklärung über ihre Betreuungsbe- 
dürftigkeit beim An- Bord- Kommen und Von-Bord- 
Gehen und während des Fluges. Diese Maßnahme 
dient dem Schutz des Körperbehinderten selbst, da- 
mit für die von ihm benötigte besondere Betreuung 
Vorsorge getroffen werden kann. Soweit in dem bis- 
her verwendeten Beurteilungsbogen Fragen gestellt 
waren, die möglicherweise als diskriminierend emp- 
funden werden konnten, sind sie in dem von der 
Lufthansa revidierten Bogen nicht mehr enthalten. 
Alle Verkaufsstellen der Lufthansa im In- und Aus- 
land sind angewiesen worden, ab sofort nur noch das 
neue Formblatt zu verwenden. 


Zu Frage 115: (C) 

Für den Bereich des Öffentlichen Schienenperso- 
nenverkehrs bei der Deutschen Bundesbahn beste- 
hen ähnliche Beförderungsvorschriften für Schwer- 
behinderte nicht. 


Anlage 38 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Fragen des 
Abgeordneten Hoffie (FDP) (Drucksache 9/139 Fra- 
gen 116 und 117): 

Welche Gründe waren dafür maßgebend, daß eine Ausschreibung des 
Wasserstraßenmaschinenamts Rendsburg für die Beschaffung von acht 
Lotsenversetzbooten aufgehoben wurde und einen Tag später eine Ver- 
gabe an einen Hersteller in Norwegen erfolgte, ohne den deutschen An- 
bietern die Möglichkeit zu geben, sich auf Grund geänderter Vorausset- 
zungen neu zu bewerben? 

Trifft es zu, daß die norwegischen Boote unter anderem in Leistung 
und Größe wesentlich von der Ausschreibung abweichen? 

Zu Frage 116: 

Die Beschaffung der Lotsenversetzboote wurde 
nach den Bestimmungen der Verdingungsordnung 
für Leistungen (VOL/A) in Verbindung mit der EG- 
Lieferkoordinierungsrichtlinie (LKR) öffentlich 
ausgeschrieben. 

Die eingehende Auswertung der Angebote durch 
die Wasser- und Schiffahrtsdirektion Nord in Kiel 
ergab, daß alle Angebote gewisse Abweichungen von 
den Bedingungen der Ausschreibung, wie sie in der 
„Besonderen Bauvorschrift“ festgelegt waren, ent- 
hielten. Die Ausschreibung wurde daher nach VOL/ p. 
A § 25 Nr. la aufgehoben. Die Bieter wurden ent- 
sprechend VOL/A § 25 Nr. 4 nur von der Aufhebung 
benachrichtigt. 

Aus der Durcharbeitung und Auswertung der An- 
gebotsunterlagen mußte gefolgert werden, daß die 
gestellten hohen Sicherheitsanforderungen an sol- 
che Versetzboote nur durch Vorbauten, d. h. an unter 
ähnlichen Verhältnissen erprobten und bewährten 
Fahrzeugen, eindeutig nachgewiesen werden konn- 
ten. Hierbei mußte sich die Wasser- und Schiffahrts- 
verwaltung bei den Anforderungen an ein Spezial- 
fahrzeug zur Berücksichtigung der schwieriger ge- 
wordenen Bedingungen des Großschiffsverkehrs 
auf das Votum der künftigen Benutzer — hier die 
Bundeslotsenkammer — abstützen. 

Das dem norwegischen Angebot zugrunde lie- 
gende Fahrzeug stimmte in allen wesentlichen 
Punkten mit dem Anforderungskatalog der Beson- 
deren Bauvorschrift überein, so daß auf dieser Basis 
weiterverhandelt werden konnte. Nach den Anga- 
ben der nachgeordneten Dienststellen versprachen 
weitere Verhandlungen mit anderen Werften keinen 
Erfolg. 

Nach Klärung der offenen Punkte wurde daher 
der Zuschlag unverzüglich freihändig auf das unter 
Berücksichtigung aller Umstände wirtschaftlichste 
Angebot der norwegischen Werft gemäß VOL/A § 24 
Nr. 3 erteilt. 

Zu Frage 117: 

Dies trifft nicht zu. 
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(A) Das Boot entsprach in Größe, technischer Konzep- 
tion und besonders den See-Eigenschaften, durch ei- 
nen Vorbau nachgewiesen, voll den Anforderungen 
der Ausschreibung. 

Eine geringfügige Abweichung liegt lediglich dar- 
in, daß die Maximalgeschwindigkeit nur dann nicht 
voll erreicht wird, wenn das Schiff in Ausnahmefäl- 
len mit der größtmöglichen Treibstoffmenge bebun- 
kert sein muß. 

Die Bundeslotsenkammer hält jedoch für diesen 
Betriebsfall, der nur 5 % des Versetzdienstes aus- 
macht, eine Geschwindigkeitsminderung für akzep- 
tabel und bezeichnet die Abweichung deshalb als 
„unbedeutend“. 


Anlage 39 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Becker auf die Fragen des 
Abgeordneten Rapp (SPD) (Drucksache 9/139 Fra- 
gen 118 und 119): 

Hält es die Bundesregierung für richtig, daß die Deutsche Postrekla- 
me, Hauptverwaltung Frankfurt am Main, die Anbringung von Aufkle- 
bern in öffentlichen Telefonzellen, auf denen z. B. ein Landratsamt 
Adresse und Telefonnummer der nächsten Drogenberatungsstelle be- 
kanntgibt, als „kostenpflichtige Werbung“ betrachtet? 

Ist — andernfalls — die Bundesregierung bereit, die Arbeit der Sucht- 
beratungsstellen dadurch zu fördern, daß sie die kostenlose Anbringung 
solcher Aufkleber ermöglicht und für die Verbreitung dieser Maßnahme 
wirbt? 


Die Deutsche Bundespost hat durch Vertrag allein 
und ausschließlich der Deutschen Postreklame 
GmbH die Befugnis übertragen, die von der Deut- 
schen Bundespost für Fremdwerbung freigegebe- 
nen Einrichtungen für diesen Zweck zu nutzen. Sie 
hat sich aber das Recht Vorbehalten, Aushänge und 
Bekanntmachungen, die weder unmittelbar noch 
mittelbar geschäftlicher Fremdwerbung dienen, im 
staatspolitischen oder sonstigen öffentlichen Inter- 
esse zuzulassen. Dies geschieht ausschließlich als 
kostenloser Plakataushang in den Schalterhallen 
der Postämter. 

Auch die Suchtberatungsstellen können einen 
entsprechenden Plakataushang beantragen. Die 
Bundesregierung hält es allerdings nicht für vertret- 
bar, die Telefonzellen für kostenlose Hinweise frei- 
zugeben. Sie müßte dann konsequenterweise alle 
karitativ und fürsorglich tätigen Organisationen zu- 
lassen. Dazu fehlt aber die notwendige Werbefläche! 
Wenn solche Organisationen oder Behörden aber 
Werbeflächen der Postreklame in Telefonzellen be- 
legen wollen, gewährt diese einen Sozialrabatt. 

Die Deutsche Bundespost ist bereit, die Arbeit der 
Suchtberatungsstellen dadurch zu fördern, daß sie 
ihnen auf Antrag, z. B. im gesamten Bundesland Ba- 
den-Württemberg oder auch bundesweit, kostenlose 
Plakataushangflächen in den Schalterhallen der 
Postämter zur Verfügung stellt. 


Anlage 40 (C) 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Becker auf die Frage des 
Abgeordneten Weirich (CDU/CSU) (Drucksache 9/ 

139 Frage 121): 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über die Abhöraffäre beim 
Düsseldorfer „Handelsblatt“ — Abhörung eines Telefonats mit dem Ber- 
liner Büro dieses Blatts und illegale Tonbandaufzeichnungen — vor? 

Der Bundesregierung liegen Erkenntnisse zur Ab- 
hör-Aff äre beim Düsseldorfer Handelsblatt nur inso- 
weit vor, als die Deutsche Bundespost auf Ersuchen 
des Polizeipräsidenten in Berlin am 18. Januar 1981 
eine Tonbandkassette untersucht hat, auf der Teile 
von Telefongesprächen aufgezeichnet waren. Diese 
Untersuchung bezog sich auf fernmeldetechnische 
Kriterien, zu denen der Polizeipräsident um eine 
gutachterliche Stellungnahme gebeten hatte. 

Soweit sich aus der Tonbandkassette Erkennt- 
nisse fernmeldetechnischer Art ergeben haben, sind 
sie dem Polizeipräsidenten in Berlin mitgeteilt wor- 
den. 

Anlage 41 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Becker auf die Frage des 
Abgeordneten Immer (Altenkirchen) (SPD) (Druck- 
sache 9/139 Frage 122): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die positiven bzw. negativen Aus- 
wirkungen der Einführung von postalischen Kennziffern anstelle von 
Orts- bzw. Stadtteilbezeichnungen im Postverkehr? 

(D) 

Die Bundesregierung bewertet die im Zusammen- 
hang mit der Vergabe und Anwendung von Zustell- 
amtsnummern bislang gewonnenen Erfahrungen 
positiv. Zustellamtsnummern werden bereits seit 
vielen Jahren vergeben. Sie bezeichnen in Orten mit 
mehreren Zustellämtern dasjenige Zustellamt, in 
dessen Zustellbereich der jeweilige Empfänger ei- 
ner Postsendung wohnt und auf das die Sendungen 
im Rahmen der Postbetriebsorganisation zu leiten 
sind. Die Zustellamtsnummern bilden mithin neben 
Postleitzahl und Bestimmungsortsangabe ein uner- 
läßliches, zusätzliches Leitkriterium, um die Sen- 
dungen schnell, zuverlässig und kostengünstig be- 
fördern und ausliefern zu können. Zustellamtsnum- 
mern werden auch, insbesondere im Geschäftsver- 
kehr, in steigendem Maße angewandt. Sie kommen 
hier vornehmlich dem rationellen Einsatz moderner 
Büro- und EDV-Techniken entgegen. 

Der Bundesregierung sind neben diesen positiven 
Erfahrungen keine ernsthaft nachteiligen Auswir- 
kungen bei der Verwendung von Zustellamtsnum- 
mern bekanntgeworden. 

Aber mit Rücksicht auf die Wünsche zur Weiter- 
verwendung historischer Ortsnamen hat die Deut- 
sche Bundespost die Möglichkeit vorgesehen, diesen 
Namen in der Postanschrift, und zwar in der Zeile 
oberhalb der Zustellangabe, zu verwenden. Außer- 
dem werden die alten Gemeindenamen unter Hin- 
weis auf die neuen Bestimmungsortsangaben nach 
wie vor im Verzeichnis der Postleitzahlen beibehal- 
ten. Darüber hinaus hat die Deutsche Bundespost 
für die Fälle, in denen eine Gemeinde von mehreren 
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(A) Zustellpostämtern aus versorgt wird, eigens einen 
zusätzlichen Anhang zum Verzeichnis der Postleit- 
zahlen geschaffen, aus dem sich die Zuordnung ei- 
nes Gemeindeteils zum jeweils zuständigen Zustell- 
postamt ersehen läßt. 


Anlage 42 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Becker auf die Frage des 
Abgeordneten Funke (FDP) (Drucksache 9/139 
Frage 123): 

Welche Möglichkeit sieht die Deutsche Bundespost, den Interessen 
privater Sammler entgegenzukommen und ein Abonnement für Jahres- 
zusammenstellungen von Sonderbriefmarken anzubieten, die bisher 
stets kurz nach ihrem Erscheinen im Versand vergriffen und nur noch 
mit entsprechendem Aufschlag über private Briefmarkenhändler zu er- 
halten sind? 

Die Deutsche Bundespost gibt seit 1973 Sonder- 
postwertzeichen-Jahreszusammenstellungen ab, die 
alle Sondermarken eines Jahres mit kurzen Erläute- 
rungen enthalten. 

Diese Jahreszusammenstellungen waren ur- 
sprünglich für Philatelisten gedacht, die erst im 
Laufe eines Jahres mit dem Briefmarkensammeln 
begonnen haben. Sie können durch die Zusammen- 
stellung auch noch jene Sondermarken erhalten, die 
bei den Postämtern und Poststellen sowie im Einzel- 
auftragsdienst der Versandstellen für Postwertzei- 
chen bereits vergriffen sind. 

Insbesondere die Nachfrageentwicklung in den 
(B) beiden letzten Jahren hat gezeigt, daß die Jahreszu- 
sammenstellungen sich zu einem eigenständigen 
Sammelobjekt entwickeln. Die Deutsche Bundes- 
post wird deshalb prüfen, ob die Jahreszusammen- 
stellungen auch im Abonnement bei den Versand- 
stellen für Postwertzeichen angeboten werden kön- 
nen. 

Anlage 43 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Frage 
der Abgeordneten Frau Traupe (SPD) (Drucksache 
9/139 Frage 124): 

Gibt es Untersuchungen darüber, in welcher Weise ein weiterer Woh- 
nungsbau in den Ballungszentren den Zuzug weiterer Bevölkerungs- 
gruppen fördert? 

Aus den vorliegenden Forschungsarbeiten läßt 
sich kein Beleg dafür ableiten, daß großräumige 
Wanderungen in die Ballungsgebiete durch das dort 
zur Verfügung stehende Wohnungsangebot beein- 
flußt werden. Aus verschiedenen Untersuchungen 
ergibt sich vielmehr, daß großräumige Wanderun- 
gen in erster Linie arbeitsplatzorientiert sind. Ich 
darf Sie hier z. B. auf Untersuchungen des Deut- 
schen Instituts für Wirtschaftsforschung verwei- 
sen. 

Dennoch besteht ein gewisser Zusammenhang. 
Bei optimaler Wohnungsversorgung in den Bal- 
lungsgebieten wäre der Zuzug u. U. noch größer. 


Wanderungsbewegungen innerhalb der Verdich- (C) 
tungsräume finden ihre Ursache dagegen vor allem 
in dem Wunsch nach einer Verbesserung der Woh- 
nungsversorgung. Dies wird z. B. in den verschiede- 
nen Wohnungsmarktanalysen unseres Ministeri- 
ums deutlich. 


Anlage 44 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Fra- 
gen des Abgeordneten Conradi (SPD) (Drucksache 
9/139 Fragen 125 und 126): 

Trifft die Darstellung Ruth Beckers über das „Bauherren-Modell“ in 
der Zeitschrift arch-l- (Heft 54 Dezember 1980, Seite 19 ff.) zu, daß beim 
„Bauherren-Modell“ mit einer staatlichen Subventionssumme, die etwa 
doppelt so hoch ist wie beim sozialen Mietwohnungsbau, Objekte geför- 
dert werden, die beim Erstbezug doppelt so hohe Mieten haben wie im 
sozialen Wohnungsbau, und dem Bauherren ohne den Einsatz von Ei- 
genkapital staatliche Gewinne bringen? 

Kann die Bundesregierung das Zahlenbeispiel von Frau Becker bestä- 
tigen, nach dem bei einem Reihenhausobjekt mit 110 qm Wohnfläche 
mit Gesamtkosten von 566 000 DM bei einem Bauherren mit dem Grenz- 
steuersatz von 56 V. H. innerhalb von fünf Jahren Gewinne von rund 
100 000 DM bei staatlichen Steuerverzichten von rund 240 000 DM ent- 
stehen, ohne daß der Bauherr dazu Eigenkapital aufbringen muß? 

Zu Frage 125: 

Die zitierte Darstellung ist unzutreffend, Sie 
nimmt das Vorhaben der Landeskreditanstalt Ba- 
den-Württemberg, 600 Sozialwohnungen im „Bau- 
herrenmodell“ zu verwirklichen, zum Anlaß ihrer 
Ausführungen, untersucht dann aber nicht das soge- 
nannte Baden-Württemberg-Modell, sondern zieht 
ihre Schlußfolgerungen aus einem — wie von ihr 
dargestellt — unseriösen und nicht im sozialen Woh- (^) 
nungsbau geförderten „Bauherrenmodeir* aus dem 
Raum München. 

An diesem Einzelfall eines „Bauherrenmodells“ 
sind nahezu alle bekannten Versuche zur Ausnut- 
zung steuerlicher Vorteile dargestellt worden. Die 
Praxis der Finanzverwaltung jedoch und die Recht- 
sprechung der Finanzgerichte hat die Verfasserin 
bei ihren Durchrechnungen weitgehend unbeachtet 
gelassen. 

Die angesprochene Darstellung weist Fehler und 
Ungereimtheiten auf, unter anderem die drei folgen- 
den: 

— Die Verfasserin kommt bei ihrer eher spekta- 
kulär aufgemachten Untersuchung zu enorm hohen 
Gesamtkosten für ein im „Bauherrenmodell“ errich- 
tetes Eigenheim von ca. 608 000 DM, das sind bei 
110 m^ Wohnfläche 5 527, — DM je m^ Von diesen 
608 000 DM entfallen alleine rund 235 000 DM auf 
Werbungskosten. 

Hätte die Verfasserin das „Bauherrenmodell“ un- 
ter Beachtung der Bauherrenerlasse der Oberfi- 
nanzdirektionen vom Oktober 1978 durchgerechnet, 
so wäre sie nur zu rund 461 000 DM Gesamtkosten 
gekommen mit einem Werbungskostenanteil von 
rund 92 000 DM, wovon wiederum nur rund 37 000 
DM zusätzlich durch das „Bauherrenmodell“ be- 
dingt sind. 

— Außerdem unterstellt die Verfasserin, um den 
Verkauf des überteuerten Eigenheims zu sichern 
und um erhebliche Liquiditätslücken während der 
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(A) Vermietungsphase durch später auf den Kaufpreis 
zu verrechnende Darlehen des „Kaufmieters“ auszu- 
gleichen, ein gekoppeltes „Bauherren-Mietkauf-Mo- 
dell“, das dem „Kauf miete r“ für die Dauer von 5 Jah- 
ren eine Option zum Erwerb des Objektes einräumt, 
den Bauherren also innerhalb dieses Zeitraums, d. h. 
noch während der steuerlichen Verlustphase, zum 
Verkauf verpflichtet Solche „Bauherren-Mietkauf- 
Modelie“, bei denen die Eigentümerstellung des 
Bauherren von vornherein auf die Verlustphase be- 
fristet ist, unterliegen aber nach einem Erlaß des 
Bundesministers der Finanzen vom 7. Dezember 
1979 — IV B 1 — S 2253 — 76/79 — nicht der Besteue- 
rung nach § 21 EStG, so daß ein Ausgleich oder Ab- 
zug der vom Bauherren im Rahmen des „Immobi- 
lien-Mietkauf-Modells“ erwirtschafteten Verluste 
einkommensteuerrechtlich nicht zulässig ist 

Bei dem dargestellten „Bauherrenmodell“ würden 
also überhaupt keine Werbungskosten anerkannt 
werden. 

— Zum dritten übersieht die Verfasserin bei der 
Errechnung der Steuerausfälle, daß die vom Bauher- 
ren im Rahmen der Werbungskosten getätigten 
Ausgaben Einnahmen an anderer Stelle, z. B. beim 
Baubetreuer sind und dort nach Abzug der Unko- 
sten (Personal- und Sachaufwand etc.) als Einnah- 
men versteuert werden. 

Zu Frage 126: 

In der Darstellung von Frau Becker selbst werden 
.gv die Gesamtkosten für das Reihenhaus einmal (nach 
der Definition des Baubetreuers) mit 566 000 DM 
und zum anderen unter Einbeziehung weiterer Ne- 
benkosten (Bearbeitungsgebühr des Baubetreuers 
und Damnum für das Fremdkapital) mit rund 
608 000 DM angegeben. Außer dieser Klarstellung 
läßt sich das Zahlenbeispiel wegen vieler Fehler und 
Unstimmigkeiten in ihrer Darstellung kaum nach- 
vollziehen. 


Anlage 45 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Fra- 
gen des Abgeordneten Dr.-Ing. Kansy (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/139 Fragen 127 und 128): 

Wie hoch ist angesichts sehr unterschiedlicher Veröffentlichungen 
nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl der Wohnungen im 
Bundesgebiet, die fehlen, leerstehen und jährlich unbewohnbar wer- 
den? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Befürchtung des Deutschen 
Verbands für Wohnungswesen, Städtebau und Raumplanung e. V., daß 
durch die Verschiebung der Wohnungs- und Gebäudezählung die Fehl- 
förderungen und Fehlinvestitionen im Wohnungsbau ein Vielfaches der 
eingesparten Mittel betragen? 

Zu Frage 127: 

Eine amtliche Feststellung „fehlender“ Wohnun- 
gen würde sich nur ableiten lassen, wenn gleichzei- 
tig normative Entscheidungen über den Wohnungs- 
bedarf einzelner Haushalts typen getroffen würden. 
Die Bundesregierung lehnt jedoch die Festlegung 
allgemeiner Bedarfsnormen ab. 


Die Zahl der jährlich „unbewohnbar“ werdenden (C) 
Wohnungen ist abhängig von der Intensität der Mo- 
dernisierungsaktivitäten insgesamt. Auch ist die Le- 
bensdauer von Wohnungen davon abhängig, wie eng 
die regionalen Wohnungsmärkte sind. Auf Woh- 
nungsmärkten mit hoher Nachfrage werden Woh- 
nungsbestände länger auf dem Markt gehalten. 

In der Wohnungsstichprobe 1978 wurden zwar 
655 000 leerstehende Wohnungen ermittelt. Die Ur- 
sachen für das Leerstehen sind jedoch sehr unter- 
schiedlicher Natur. Beim weitaus größten Anteil 
handelt es sich um nur vorübergehend leerstehende 
Wohnungen im Zuge von Wohnungswechsel oder 
Modernisierung. Langfristig leerstehende Wohnun- 
gen, die Hinweis auf eine Marktsättigung sein könn- 
ten, existieren nicht 

Bei leerstehenden Wohnungen, die in der letzten 
Zeit vermehrt mit Hausbesetzungen in Verbindung 
gebracht werden, handelt es sich u. a. um Wohnun- 
gen, die im Zuge von Sanierungsvorhaben vorüber- 
gehend nicht genutzt werden. Es ist auch nicht aus- 
zuschließen, daß Wohnungen aus spekulativen 
Gründen nicht vermietet werden. 

Aus den genannten Gründen ist die Bundesregie- 
rung der Auffassung, daß zur Beurteilung des Woh- 
nungsmarktes neben aktuellen Bestandsdaten, wie 
sie die Gebäude- und Wohnungszählung im Rahmen 
der geplanten Volkszählung 1982 erbringen soll, die 
Einschätzung der zu erwartenden Nachfrage von 
zentraler Bedeutung ist. 

Zu Frage 128: (D) 

Die Bundesregierung hält es nach wie vor für er- 
forderlich, die Wohnungspoiitik von Gemeinden, 
Ländern und Bund auch durch eine verbesserte Da- 
tengrundlage abzustützen und fortzuentwickeln. Sie 
hat deshalb in der heutigen Kabinettsitzung den Ge- 
setzentwurf über eine Volks-, Berufs-, Arbeitsstät- 
ten- und Wohnungszählung verabschiedet. 


Anlage 46 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Fra- 
gen der Abgeordneten Frau Roitzsch (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/139 Fragen 129 und 130): 

Welche Maßnahmen will die Bundesregierung ergreifen, um die Ko- 
sten im Wohnungsbau zu reduzieren? 

Welche wohnungsbaupolitischen Maßnahmen will die Bundesregie- 
rung auf der Grundlage des Gesprächs des Bundeskanzlers mit den 
Chefs der Länderregierungen vom 8, Dezember 1980 vorrangig einlei- 
ten? 

Zu Frage 129: 

Die Bundesregierung hat keine Möglichkeit, di- 
rekt auf eine Senkung der Kosten im Wohnungsbau 
hinzuwirken. Die Bau- und Bodenpreise bilden sich 
am Markt. Auch die Entwicklung der Löhne und Ge- 
hälter im Bereich der Bauwirtschaft vollzieht sich 
ohne Einwirkung der Bundesregierung. Es gehört 
aber seit jeher zu den Aufgaben der Bundesregie- 
rung, zum Zweck der Senkung der Baukosten und 
der Rationalisierung des Baugeschehens die Baufor- 
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(A) schung, die Schaffung von Normen für Baustoffe 
und Bauteile sowie die Entwicklung von Typen für 
Bauten und Bauteile zu fördern. Diese Aufgabe wird 
von der Bundesregierung in Zusammenarbeit mit 
den Spitzenverbänden der Bauwirtschaft wahrge- 
nommen. 

Die Baukostenentwicklung wird daneben von den 
jeweiligen Vorstellungen vom angemessenen bzw. 
notwendigen baulichen Standard mitbestimmt In- 
soweit gäbe es z. B. beim Bau von Reiheneigenhei- 
men beträchtliche Einsparungsmöglichkeiten. Wie 
weit solche Einsparungsmöglichkeiten durch Bau 
von Billigreihenhäusern genutzt werden, hängt ent- 
scheidend davon ab, daß Bauplaner und Bauträger 
in den Stadtregionen sich mehr als bisher darauf 
einstellen, auch für Haushalte mit geringerem Ein- 
kommen, dafür aber mit handwerklichem Geschick, 
Häuser zum Seiberfertigmachen anbieten. 

Dem Anstieg der Bodenpreise soll durch Verbes- 
serung von Instrumenten des Bundesbaugesetzes 
entgegengewirkt werden. Außerdem wird geprüft, 
ob eine deutliche Anhebung der Grundsteuer für 
baureifes Land zu einer Vermehrung des Angebots 
beitragen kann. 

Zu Frage 130: 

In der Sitzung der Besprechung des Bundeskanz- 
lers mit den Regierungschefs der Länder am 8. De- 
zember 1980 wurde vereinbart, die Besprechungser- 
gebnisse vertraulich zu behandeln. 


Anlage 47 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Stahl auf die Frage des Ab- 
geordneten Dr. Steger (SPD) (Drucksache 9/139 
Frage 131): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die öffentliche Kritik des französi- 
schen Botschafters an der deutschen Brüterpolitik (Neue Rheinzeitung 
vom 16. Januar 1981), wonach diese Politik angeblich schleppend und in- 
konsequent sei, und hat sich die Bundesregierung ähnlich kritisch über 
die französische Nuklearpolitik geäußert? 

Der französische Botschafter hat in einem Vor- 
trag vor der Industrie- und Handelskammer in 
Düsseldorf im Januar 1981 unter anderem über die 
deutsch-französische Zusammenarbeit auf dem Ge- 
biet der Kernenergie gesprochen. Der Botschafter 
sprach dabei u. a. auch über die Besorgnisse 
Frankreichs wegen der Verzögerungen des Kern- 
energie-Ausbaus in der Bundesrepublik Deutsch- 
land. 

Zum Thema der deutschen Brüterpolitik hat der 
französische Botschafter daran erinnert, daß die 
Bundesrepublik Deutschland und Frankreich vor 
fünf Jahren vereinbart haben, die Entwicklung von 
Schnellen Brütern gemeinsam durchzuführen. 
Frankreich sei hier wegen der Verzögerungen beim 
deutschen Demonstrationskraftwerk SNR 300 beun- 
ruhigt 

Angesichts der engen deutsch-französischen Ko- 
operation auf dem Gebiet der Brutreaktorentwick- 
lung hat die Bundesregierung Verständnis dafür. 


wenn der französische Botschafter sich aus seiner (C) 
Sicht zu dem Stand dieser Zusammenarbeit äu- 
ßert. 


Anlage 48 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Stahl auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Lenzer (CDU/CSU) (Drucksache 
9/139 Fragen 132 und 133): 

Treffen Meldungen zu, daß die niederländische und belgische Regie- 
rung erwägen, ihre Beteiligung an dem Schnellbrüterprojekt SNR 300 
wegen der unklaren energiepolitischen Haltung der Bundesregierung 
aufzukündigen? 

Wie sieht die Bundesregierung angesichts des Beschlusses des SPD- 
Sonderparteitags in Hamburg zum Weiterbau des Kernkraftwerks 
Brokdorf die Gefahr, daß sich beide Partner endgültig aus diesem Pro- 
jekt zurückziehen werden? 


Zu Frage 132: 

Nein. Meldungen, daß die niederländische und bel- 
gische Regierung erwägen, ihre Beteiligung an dem 
Schnellbrüter-Projekt SNR 300 aufzukündigen, tref- 
fen nicht zu. Die drei Partnerländer haben bei einem 
Treffen der belgischen und niederländischen Wirt- 
schaftsminister Claes und van Aardenne mit Bun- 
desminister von Bülow am 3. Februar 1981 in Bonn 
ihre Bereitschaft zur Fortsetzung der Kooperation 
unterstrichen. 


Zu Frage 133: 

Das Votum des SPD-Sonderparteitages in Ham- 
burg zum Weiterbau des Kernkraftwerks Brokdorf 
hat auf die gemeinsame Kooperation mit Belgien 
und den Niederlanden keinen sichtbaren Einfluß. 


Anlage 49 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Stahl auf die Fragen des 
Abgeordneten Schröder (Wilhelminenhof) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 9/139 Fragen 134 und 135): 

Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus der Absicht der 
französischen Regierung, im Rahmen des „Carburor Programms bis 
zum Jahr 1990 25 bis 50 v. H. des Kraftfahrzeugbenzins durch die Beimi- 
schung von Alkohol aus sogenannten nachwachsenden Rohstoffen zu 
ersetzen, und wie beurteilt sie in diesem Zusammenhang weitere Äuße- 
rungen deutscher Wissenschaftler, daß die Erzeugung von Agraralkohol 
zu Beimischungszwecken ab Mitte der 80er Jahre wettbewerbsfähig 
sein werde? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Erforschung bzw. Durchführung 
ähnlicher Vorhaben in der Bundesrepublik Deutschland zu fördern? 


Zu Frage 134: 

Alkohole aus nachwachsenden Rohstoffen kön- 
nen zum Ersatz von Kraftstoffen auf Mineralölbasis 
beitragen. Der erreichbare Anteil ist abhängig von 
der für „Energiepflanzen“ verfügbaren Anbaufläche, 
den erzielbaren Erträgen und dem Energieaufwand 
des gesamten Produktionsprozesses. Zur Beurtei- 
lung des Anwendungspotentials werden in der Bun- 
desrepublik Deutschland grundlegende Forschungs- 
und Entwicklungsarbeiten u. a. an der Bundesfor- 
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(A) schungsanstalt für Landwirtschaft in Braunschweig 
durchgeführt. Die Arbeiten befassen sich mit der 
Pflanzentechnologie, der Veredelung und der An- 
Wendungserprobung. Untersuchungen der Dornier 
System GmbH im Auftrag des Bundesministeriums 
für Forschung und Technologie zu den Themen „Bio- 
konversion“ und „Gärungsalkohol aus Agrarproduk- 
ten als Biokraftstoff“ zeigen, daß in der Bundesrepu- 
blik Deutschland gewonnener Agraralkohol als 
Kraftstoff derzeit zwar wirtschaftlich nicht konkur- 
renzfähig, aber ein Entwicklungspotential vorhan- 
den ist, das in weiterführenden Forschungs- und 
Entwicklungsarbeiten erschlossen werden soll. Un- 
ter anderem wegen der notwendigen Einhaltung der 
Kraftstoff eigenschaften nach DIN 51600 und der Be- 
grenzung der Abgasemissionen nach ECE-Vor- 
schrift dürfte der Einsatz von Agraralkohol zu- 
nächst auf spezielle Anwendungsfälle beschränkt 
bleiben, die vorzugsweise im landwirtschaftlichen 
Sektor selbst liegen dürften. 


Zu Frage 135: 

Mit dem Schwerpunktvorhaben „Alternative 
Energien für den Straßenverkehr“ fördert das Bun- 
desministerium für Forschung und Technologie die 
Einsatzerprobung erdölunabhängiger Ersatzkraft- 
stoffe unter realen Einsatzbedingungen. Vorrangig 
werden Alkoholkraftstoffe, Wasserstoff und Elektro- 
fahrzeuge im Hinblick auf eine Diversifikation bei 
der Energieversorgung des Verkehrswesens und be- 
züglich der konkreten Möglichkeiten einer Einfüh- 
rung untersucht Abgeschlossen ist die Studie zur 
Vorplanung einer Pilotanlage für die Bioäthanoler- 
zeugung, die im Auftrag des Bundesministeriums 
für Forschung und Technologie von den Firmen 
Uhde und Hoechst durchgeführt wird. Mit der ge- 
planten Pilotanlage sollen neue Erkenntnisse über 
die wirtschaftliche Erzeugung von Agraralkohol ge- 
wonnen werden. Sie sind die notwendige Vorausset- 
zung für eine sachgerechte Entscheidungsfindung 
künftig zu verfolgender Maßnahmen. 



